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(Beginn um 9 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen!

Wir haben uns heute einiges vorgenommen. Um die hundert Wortmeldungen sind mir bis jetzt gemeldet worden.

Ich darf die Gemeinderatssitzung eröffnen.

Entschuldigt für heute, während des gesamten Tages, sind GRin Schubert, StR Herzog und StRin Dr Vana.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP - 05839-2007/0001 - KGR/GM) wurde von Frau GRin Susanne Jerusalem gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Im Rahmen der PISA-Studie hat sich herausgestellt, dass die SchülerInnen mit Migrationshintergrund, die schon in der zweiten Generation in Österreich leben, schlechter lesen als jene der ersten Generation. Welche Integrationsmaßnahmen plant Wien, um diese Kinder und Jugendlichen in Zukunft besser zu fördern?)

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Die vorliegenden Ergebnisse der aktuellen PISA-Studie sowie der darauf aufbauende nationale Bericht belegen eindeutig, dass das österreichische Bildungssystem einer dringend notwendigen und sehr grundlegenden Reform bedarf. Es ist für mich jedenfalls aktuell müßig, in der Vergangenheit Schuldige zu suchen. Man würde wahrscheinlich recht lange Geschichtsforschung machen müssen. Aber die aktuelle Situation ist aus meiner Sicht heraus gesehen mit dem Begriff Reformstau wohl auch nur ungenügend beschrieben. Immerhin handelt es sich hier nicht um die Frage der Durchsetzung von Parteiideologien, sondern wir reden über die Zukunft unserer Kinder und ihre Chancen, die sie in einem künftigen Wettbewerb, der nicht nur auf Europa beschränkt ist, in der Tat bestehen müssen. 

Das derzeitige selektive Schulsystem, insbesondere jenes der 10- bis 14-jährigen Schülerinnen und Schüler, berücksichtigt nur in unzureichendem Ausmaß Kinder aus sozioökonomisch schwachen Familien mit oder ohne Migrationshintergrund. Die Einigung in der Bundesregierung, Modellversuche zur Neuen Mittelschule durchzuführen, kann ich daher als einen ersten Schritt in die richtige Richtung, mit Sicherheit aber nicht als das Ende dieser Reform betrachten. 

Wir haben im Rahmen unserer rechtlichen Möglichkeiten im Vorfeld dieser Einigung in Wien reagiert und mehr als in jedem anderen Bundesland in Österreich zur Erhöhung der Sprachkompetenz von Kindern verschiedene Sprachförderungsmaßnahmen im Bereich der Kindergärten und der öffentlichen Pflichtschulen durchgeführt. Im Bereich der Kindergärten wurden im Rahmen der frühen Sprachförderung von Kindern im Vorschulalter an mehr als 300 Standorten Fördermaßnahmen durch geschulte Kindergartenpädagogen gesetzt. Im heurigen Jahr konnten durch diese Maßnahmen mehr als 1 600 Kinder im Hinblick auf den bevorstehenden Schulbeginn sprachlich gefördert werden.

Im Rahmen des im Schuljahr 2006/2007 gestarteten Wiener Spracherwerbskonzepts werden auch im laufenden Schuljahr ergänzend, also additiv zum Begleitlehrer- und Begleitlehrerinnenmodell und dem muttersprachlichen Unterricht, an 154 Volksschulstandorten von rund 240 Lehrern und Lehrerinnen parallel zum Regelunterricht Sprachförderungskurse abgehalten. Somit bekommen die Schülerinnen und Schüler mit Sprachdefizit die Möglichkeit, elf Stunden in der Woche in Kleingruppen intensiv die Grundlagen der Unterrichtssprache zu erarbeiten.

Im Bereich des Sprachförderzentrums des Stadtschulrats für Wien wird pädagogisches Material aufbereitet und dann mit entsprechenden Maßnahmen für die Schulen koordiniert. 

Mit der Errichtung des Lesekompetenzzentrums wurde durch den Stadtschulrat für Wien eine Offensive im Bereich der Leseförderung gestartet. Die Leseförderung soll die Lesekompetenz erhöhen und somit die Voraussetzung für einen besseren Lernerfolg schaffen. Bestehende Leseinitiativen sollen enger miteinander vernetzt und positive Synergien erzielt werden. Dieses Zentrum soll sich als Servicestelle für die Schule verstehen und punktgenaue Leseförderungsangebote entwickeln. Es sollen auch Maßnahmen der Lehrerinnen- und Lehrerfortbildung koordiniert und Lese-Screenings durchgeführt werden.

Darüber hinaus hat die Frau Bundesministerin für Unterricht gestern nach einem entsprechenden Experten-Hearing von rund hundert Leuten angekündigt, jedenfalls war das die Main-Message, dass im Besonderen im Bereich der Integrationsmaßnahmen in der Schule Förderungen gesetzt werden sollen. Selbstverständlich nehmen wir das mit großer Zufriedenheit zur Kenntnis und werden bei der Umsetzung dieser Ankündigung auch eng mit dem Unterrichtsministerium zusammenarbeiten.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister. - Wir kommen zur 1. Zusatzfrage. Sie wird von GRin Jerusalem gestellt. Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Das Besondere bei diesem Ergebnis war, dass die Schülerinnen und Schüler der zweiten Generation noch schlechter lesen können als die der ersten Generation. Fachleute haben daher dieses Problem nicht nur auf nicht vorhandene schulische Maßnahmen zurückgeführt, sondern überhaupt in Frage gestellt, ob die Integration so, wie sie in Wien gemacht wird, gut gelingt.

Daher jetzt meine zweite Frage. Sie werden sicher auch darüber nachgedacht haben, woher das Problem kommt oder auf welche Wurzeln es zurückzuführen ist. Wird es in Wien abseits schulischer Integrationsmaßnahmen weitere Integrationsmaßnahmen der Stadt Wien geben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Ich habe mit einer Reihe von Fachleuten, was ich selbst nicht bin, darüber gesprochen, wie sie sich das erklären. Ich habe dann im Regelfall unter vier Augen sozusagen zwei Vorausinformationen bekommen:

Erstens sind diese Untersuchungen, wie sie hier vorliegen und wir sie interpretiert bekommen, ziemlich konzentriert auf 13-, 14-, 15-Jährige. Das ist aus meiner Sicht deswegen erwähnenswert, weil wir hier eine größere Zahl von jungen Leuten haben, die im etwas fortgeschritteneren Kindes- oder jugendlichen Alter zugezogen sind, ohne eine Vorkenntnis der Sprache zu haben. Wir wissen seit einiger Zeit, dass dies zweifelsohne ein besonderes Problem darstellt, auch für die Integration in den Arbeitsmarkt, keineswegs nur in den Bildungssystemen, und dass es gerade in diesem Bereich, der als besonders bildungsfern zu bezeichnen ist, besondere Probleme gibt.

Die Frau Integrationsstadträtin hat daher gemeinsam mit der Schule, aber auch außerhalb der Schule Konzeptionen entwickelt, um diese 13-, 14-, 15- und 16-Jährigen gesondert zu erfassen. Es handelt sich in der Quantität etwa um 2 000 junge Leute, also durchaus eine bemerkenswerte Quantität, wo man sich mit speziellen Programmen an sie wenden muss. Ich verhehle aber nicht, dass es ganz besonders schwierig ist, an diese jungen Leute heranzukommen, weil sie sich im Regelfall, würde ich jetzt salopp formulieren, nicht so leicht für eine solche Sache einfangen lassen, sondern grundsätzlich eher distanziert gegenüberstehen. Nichtsdestotrotz denke ich, dass es wichtig ist, sie insbesondere durch Motivation hereinzuholen, denn die Schulpflicht ist zumindest für ein gutes Drittel dieser jungen Leute ausgelaufen.

Aber ich denke, dass es darüber hinaus, gerade in Wien, eine große Zahl von Möglichkeiten des Spracherwerbs gibt, die teils aus dem Geschäftsbereich der Frau StRin Frauenberger, aber auch über die Volkshochschulen und über viele andere Institutionen organisiert werden, die insbesondere auch auf besondere Gruppen, wie etwa muslimische Frauen oder Ähnliches, abzielen. Ich denke, dass es daher gut und richtig ist, diese Programme in ihrem Erfolg, wenn man das einmal so sagen kann, zu beobachten, daraus zu lernen und sie allenfalls zu adaptieren. 

Dass in einzelnen Bereichen, muss man auch unumwunden sagen, die Dosis ein bisschen zu homöopathisch ist und dass es da zu einer Verstärkung auch der Größe des Einsatzes der Personen und der Mittel kommen muss, steht für mich persönlich außer Zweifel. Das werden auch unsere nächsten Schritte sein.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von GR Dr Aigner gestellt. - Ich bitte darum.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich möchte auch den Bogen ein bisschen über das Schulsystem hinaus spannen, weil Integration nicht nur auf die Schule konzentriert ist. Mir gibt es zu denken, dass Menschen nach Österreich kommen, schon einige Jahre da sind, teilweise erst motiviert werden müssen, Deutsch zu lernen, was eigentlich für mich eine Selbstverständlichkeit sein sollte. Die Tatsache, dass Zuwandererkinder der zweiten Generation immer noch schlechte Deutschkenntnisse haben, ist für mich persönlich auch ein Anzeichen dafür, dass sich in Wien Parallelstrukturen gebildet haben, die es überhaupt nicht möglich machen, ordentlich Deutsch zu können.

Wie stehen Sie eigentlich zu diesem Ansatz, dass man hier in Wien jahrelang leben kann, sich offenkundig zurechtfinden kann, ohne ordentlich Deutsch zu sprechen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Nachdem Sie pädagogisch zumindest interessiert sind, dürfte Ihnen nicht ... (GR Dr Matthias Tschirf: Qualifiziert!) - Kann auch sein. Das kann auch sein. Ich wollte ja nicht urteilen. Interessieren ist viel unverfänglicher. Wenn ich sagen würde, er ist pädagogisch qualifiziert, dann kann man sagen, ich bin arrogant und erteile ihm Zensuren. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das soll man nie!) Das will ich doch gar nicht. Sie wissen doch, dass mir nichts ferner liegt als das. Also interessiert sind. 

Es ist keine Frage, dass wir diese Frage der Lernschwächen auch mit anderen Argumenten zu erklären haben, denn die Zahlen sagen uns dies. Das gängige Erklärungsmuster auch der Fachleute heißt heute sozioökonomischer Hintergrund der Kinder und ihrer Familien und daraus resultierend eine gewisse Bildungsferne. Wir haben, zu meinem Leidwesen, füge ich hinzu, bei uns in der Stadt, aber auch in ganz Österreich, Kinder, die hier geboren wurden, Kinder, die keinen Migrationshintergrund haben und die trotzdem nicht gescheit Deutsch und lesen können. Ich denke, das sollte uns insgesamt zu denken geben, dass es eigentlich in einem Land wie Österreich solche Dinge gibt. Die sind mir nicht so fremd, denn die Stadt ist mir nicht fremd, aber auch das kleine Dorf am Land ist mir persönlich nicht fremd. Daher bemerkt man sehr viel und kennt auch die Gründe, warum es zu diesen, wenn auch nicht quantitativ übergroßen, aber doch real existierenden Problemen kommt. 

Ich wiederhole noch einmal, ich glaube, die Zahlen legen dies auch dar, es gibt sehr gute Erfolge im Bereich der ganz Jungen. Es haben sich, was man nach dem ersten Hinsehen sagen kann, dieser Übergang vom Kindergarten zur Schule und die entsprechende Sprachförderung dort sehr bewährt. Wir haben auch gute Erfolge in anderen Bereichen, etwa in den Ansätzen, wo man Englisch bei den ganz jungen Kindern entsprechend einbringt. Es ist in den Volksschulen eine deutliche Verbesserung zu erzielen gewesen. 

Wo wir Probleme haben, ist zweifelsohne darüber hinaus gerade bei den 10- bis 14-Jährigen. Dort werden wir jene Programme, die ich schon dargestellt habe und deren Wiederholung ich mir ersparen will, versuchen, in noch verstärkterem Ausmaß, gerade in guter Zusammenarbeit mit dem Programm der Bundesregierung respektive dem Programm des Unterrichtsministeriums, umzusetzen. Wir haben höchstes Interesse daran, dass das Deutschunterrichtsangebot entsprechend verstärkt wird, sodass jeder sich dessen bedienen kann. 

Aber ich füge auch hinzu, dass wir jedenfalls von den Erwachsenen niemanden dazu zwingen können. Das ist uns wohl auch klar. Ich persönlich halte es, weil Sie eine persönliche Bemerkung dazu gemacht haben, auch für genauso unverständlich wie Sie, dass man in einem Land, in dem man lebt, nicht dessen Sprache erlernt. Aber Erwachsene kann man wohl nicht dazu zwingen. Sie werden selbst wissen müssen, was sie tun.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von GR Mag Jung gestellt. - Ich bitte darum.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Es ist sehr erfreulich, dass die GRÜNEN jetzt langsam erkennen, dass sich die fehlenden Sprachkenntnisse aus dem Migrantenbereich negativ auf die Ergebnisse der PISA-Studie auswirken. Dabei ist es an sich logisch. Wenn ich einen Lehrer nicht verstehe, kann ich dem Unterricht nicht folgen. Wenn ich dem Unterricht nicht folgen kann, langweile ich mich, sitze zumindest herum und behindere damit auch die anderen am Lernen.

Unsere Forderung ist daher eindeutig: Zuerst Deutsch lernen, Überprüfung, dann in die Schule, um hier keine Behinderung im Unterricht durchzuführen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ihre Presseaussendungen kennen wir schon!) - Ja, richtig! Vielleicht lernen Sie es langsam! Die GRÜNEN haben auch begonnen zu lernen, Frau Stadträtin! 

Ihre Stadträtin sagt heute im „Standard" auf eben diese Frage mangelnder Deutschkenntnisse: „Es gibt auch Österreicher, die Analphabeten sind." - Das ist gar keine Frage, das Problem ist zweifellos vorhanden. Aber das ist halt zum Beispiel nicht das Problem der Volksschüler (VBgmin Grete Laska: O ja!), denn die, die in die Volksschule kommen, sind alle Analphabeten (VBgmin Grete Laska: Analphabeten sind alle Volksschüler?), bevor sie hineinkommen (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Danke für die Definition!), aber sie verstehen zumindest den Lehrer und können etwas dazulernen, Frau Stadträtin! 

Die Damen dürfen sich ruhig nachher aufregen, ich führe jetzt meine Ausfertigungen weiter. Die Frau Ministerin Schmied sagt neuerdings, zuerst wäre Unterricht in der Muttersprache wichtig und dann Deutsch.

Meine Frage geht dahin: Wird Wien das umsetzen und wird es das finanzieren? (VBgmin Grete Laska: Das ist schon längst umgesetzt!) Und wenn ja, in welchen Sprachen? Oder werden wir dort ein UNO-Dolmetscher-
kollegium bekommen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Es dürfte Ihnen da in Ihrem Eifer, den Sie bei diesem Thema an den Tag legen, etwas entgangen sein. Das findet in Wien alles längst statt, was hier angekündigt wurde. Eine der besten Schulen Wiens, die International School, ist zum Beispiel in englischer Sprache. Aber es gibt auch eine sehr traditionsreiche Schule, die Sie möglicherweise kennen, die in tschechischer Sprache unterrichtet. So könnte ich Ihnen jetzt viele Beispiele bis zum Lycée Français erläutern. 

Es ist sehr gut, wenn die jungen Leute möglichst viele Sprachen und möglichst viele Sprachkompetenzen erwerben, denn es ist zweifelsohne ein Vorteil in dem Wettbewerb, in dem sie künftig stehen werden. Aber es steht für mich auf der anderen Seite genauso außer Frage, dass Deutsch die Unterrichtssprache ist, die es in Österreich und natürlich auch in Wien gibt und dass daher die Kenntnis der deutschen Sprache eine ganz wichtige Voraussetzung ist, um hier im Land am Arbeitsmarkt, aber auch im ganz normalen Leben bestehen zu können. 

Sie können ganz sicher sein, dass ich, wenn ich beispielsweise in Italien leben würde, ganz schnell Italienisch lernen würde. Ich habe aus eigener Erfahrung, aus einem Aufenthalt in Südamerika, gelernt, wenn man dort nicht ganz schnell Spanisch kann, helfen einem die Englischkenntnisse nichts, weil dort bekommt man nämlich nichts zu essen, wenn man etwas in Englisch bestellt, sondern nur dann, wenn man Spanisch spricht. Also ich denke, es ist auch eine Frage der Lebenserfahrung, aber natürlich auch des Hinweisens darauf. 

Also selbstverständlich, zusammenfassend gesagt, bin ich der Auffassung, dass die Vermittlung der Deutschkenntnisse im Sprachunterricht eine ganz zentrale und wesentliche Rolle spielt. Das hat mit der Frage von Bildungsqualität oder muttersprachlichem Unterricht überhaupt nichts zu tun.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die vierte und letzte Zusatzfrage zu dieser Frage wird von GRin Jerusalem gestellt. - Ich bitte darum.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Es wird im Jänner angeblich doch noch dazu kommen, dass Wien das neue Modell vorstellen wird, die neue Variante der Mittelschule auf Grund des letzten Gesetzes, das im Parlament verabschiedet wurde. Das wird auch Geld kosten. In der Steiermark hat das dazu geführt, dass Lhptm Voves eigene Mittel zur Verfügung stellen musste, weil die Unterrichtsministerin gesagt hat, es gibt kein Geld, es ist keines da, also entweder kommen Landesmittel oder es gibt den ganzen Versuch nicht.

Wie sieht das jetzt in Wien aus? Auch dieses Modell wird zwangsweise Geld kosten. Wird Wien eigene Mittel zur Verfügung stellen? Oder werden Sie eventuell in einem nächsten Finanzausgleich doch wieder den Lehrer-Schüler-Schlüssel so verändern wollen, dass Wien eben mehr Mittel bekommt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Das eine schließt das andere nicht aus. Ich meine, jeder hat seinen Stil und jeder wählt die Ausdrucksweise, die ihm halt passt. Ich bin gelegentlich auch nicht zimperlich und daher werde ich keinen anderen Landeshauptmann kritisieren. Aber Sie können ganz sicher davon ausgehen, wenn diese Ausarbeitung des Modells auf der Basis der Arbeitsgruppe fertig ist, werden wir wissen, was es kostet. Das wird auf jeden Fall stattfinden, auch für den Fall, dass es die Stadt Geld kostet. Es findet statt und da wird es keine Eruptionen oder sonst etwas geben. 

Das andere ist, natürlich werden wir im nächsten Finanzausgleich, allerdings erst in sechs Jahren, neuerlich darauf drängen, dass das Lehrer-Schüler-Verhältnis verändert wird. Am Ende des Tages schließt man bei einem Finanzausgleich dann ein ganzes Paket ab. Das war beim letzten Mal nicht unerfolgreich. Aber dieses Detail hat sich dabei nicht verändert. Wir werden daher darauf schauen, dass wir das beim nächsten Mal durchbekommen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur 2. Anfrage (FSP - 05838-2007/0001 - KVP/GM), die von Herrn GR Dr Franz Ferdinand Wolf gestellt und an den Herrn Bürgermeister gerichtet ist. (Laut Medienberichten befand sich jene unter Terrorismusverdacht stehende Person, die auf einer Veranstaltung zur Feier des muslimischen Fastenbrechens im Ramadan des Herrn Bundespräsidenten erschien, auch auf einer gleichartigen Veranstaltung der Stadt Wien. Welche Maßnahmen haben Sie getroffen, um eine solche auch international kritisierte Situation künftig bei Veranstaltungen der Stadt Wien nicht mehr vorkommen zu lassen?)
Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal ist die Frage sehr leicht zu beantworten. Ich werde aus dem Rathaus keinen Staatsbunker machen, ganz sicher nicht. Ich halte es hier genauso wie der Herr Bundespräsident. Wir haben selbstverständlich gastfreundliche und offene Häuser. 

Was die internationale Kritik betrifft, habe ich das auch sehr interessiert nachgelesen. Sie sind auch, wie ich weiß, regelmäßiger „Zeit"-Leser und so wird Ihnen sicher auch der Artikel in der „Zeit" aufgefallen sein, den ich für einen der vernünftigsten dabei halte. 

Ich will Ihnen allen die ganzen technischen Details, die man mir da aufgeschrieben hat, ersparen, sondern ich werde lediglich meine Meinung dazu sagen. Wir werden in Zukunft unsere Einladungspolitik genauso machen wie bisher. Wenn ich einen Hinweis seitens des Innenministeriums, des Bundesamts für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung, des Wiener Polizeipräsidenten oder von wem sonst immer aus dem Bereich des Innenministeriums bekomme, werde ich dies selbstverständlich zur Kenntnis nehmen. Das war im gegenständigen Fall nicht der Fall. Es war im gegenständlichen Fall beim Herrn Bundespräsidenten nicht der Fall. Es war im gegenständlichen Fall auch bei anderen ähnlichen Einladungen von offiziellen Stellen nicht der Fall. Ich darf Sie darüber hinaus in Kenntnis setzen, offensichtlich funktioniert nicht einmal die interne Kommunikation, denn der Vertreter dieser palästinensischen Fürsorgeorganisation hat auch eine Einladung in die amerikanische Botschaft bekommen. Also hat offensichtlich nicht einmal die CIA die eigene Botschafterin informiert. 

Wie dem auch immer sei, es scheint mir jedenfalls nicht ein wirkliches Problem zu sein. Ich bin heilfroh, dass wir uns in Österreich mit solchen Problemen herumschlagen können und wir nicht solche wie bedauerlicherweise in anderen Ländern haben.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatz-
frage wird von GR Dr Wolf gestellt. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Danke für die Klarstellung. Es geht nicht darum, einen Staatsbunker aus dem Rathaus zu machen, sondern es geht darum, dass bei aller Lockerheit die Grenze zu möglicherweise terroristischen Aktivitäten gezogen werden muss. Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie auf jener Linie fahren, die auch Herr GR Omar Al-Rawi ausgesprochen hat, indem er gesagt hat: „Wir haben bewusst ein breites Spektrum eingeladen, so auch humanitäre Vereine wie die PVÖ. Daher war auch Herr D ..." - ich kürze ab – „... dabei." 

Ein humanitärer Verein, der die radikalpalästinensische Hamas finanziert, scheint mir etwas gewagt. Aber ich nehme zur Kenntnis, dass Sie offenbar auch die Meinung von Al-Rawi teilen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Verzeihung, ich weiß zwar jetzt nicht, was die Frage war, die Sie an mich gestellt haben, aber Sie sollten mein Meinungsspektrum ein bisschen erweitern. Es ist nicht nur das Meinungsspektrum des Herrn GR Omar Al-Rawi, das ist auch das Meinungsspektrum des Bundespräsidenten, auch des früheren Präsidenten des Österreichischen Nationalrats, Herrn Dr Khol, und auch die Auffassung des Bundesamts für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung. Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass es eine öffentliche Aussage des damaligen Leiters des BVT gibt, der die Auffassung vertritt, dass es durch nichts, außer durch eine Mitteilung der CIA, bewiesen ist, dass diese Organisation die radikalpalästinensische Hamas fördert. 

Ich habe keine Informationen aus dem Innenministerium, aber ich lese die Zeitungen, so wie Sie. Waffenkäufe um 47 000 EUR scheinen mir, in Unkenntnis von Details von Waffenkäufen, jedenfalls nicht geeignet zu sein, eine besondere Unterstützung zu sein. Also nur deswegen, weil die CIA behauptet, dies sei eine terrorismusnahe Organisation, nämliche eine Hamas-nahe Organisation, herzugehen und sie mit Hausverbot zu belegen, scheint mir eine Spur überzogen zu sein. Ich bin zutiefst davon überzeugt, wenn es sich hier tatsächlich um eine terrorismusnahe Organisation handelt, dass ich dann von den Stellen des Innenministeriums, vielleicht vom Innenminister persönlich oder vom Bundesamt für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung informiert werde. Dann werde ich meine Konsequenzen ziehen. Ich stehe aber nicht im Auftragsbereich amerikanischer Dienststellen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von GR Mag Jung gestellt. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Zweifellos ist nichts dagegen einzuwenden, wenn Sie einen Personenkreis aus dem moslemischen Bereich zum Beispiel zum Eid al Fitr einladen. Wir warten halt dann darauf, dass Sie demnächst auch einen christlichen Personenkreis vielleicht zum Heringsschmaus oder vielleicht auch einmal eine andere Gruppierung zum Julschinken anlässlich der Wintersonnenwende einladen, auch wenn das nicht unbedingt Ihr Wählerkreis ist. (Allgemeine Heiterkeit.)

Immerhin gibt es aber doch vielleicht die eine oder andere Frage, die sich, ohne der CIA das Wort zu reden, in dem Zusammenhang stellen lässt. Der Einladende hat das Recht, sich auszusuchen, wen er einlädt und er tut es meistens mit einer gewissen Absicht. Es kann jetzt eine jede Gruppierung daherkommen, eine Liste aufstellen und Vorschriften machen, da haben Sie vollkommen recht, besonders, wenn es nur schwer zu überprüfen ist, weil sonst könnte von der CIA bis zum Dokumentationszentrum plötzlich alles auftreten und Vorschriften machen. Aber nachdem Sie aus öffentlichen Geldern diese Einladung finanzieren und hier in der offiziellen Funktion als Bürgermeister auftreten, wäre, glaube ich, doch ein strengerer Maßstab als nur die Frage nach dem Terrorverdacht anzulegen. Rechtsradikale Gruppierungen wären nicht unbedingt, glaube ich, in eine solche Gästeliste aufzunehmen, weil sie auch ein Signal darstellen. 

Sie haben gesagt, Sie haben keinen Hinweis vom Verfassungsschutz bekommen. Ich frage Sie deshalb: Wäre es nicht sinnvoll, bei etwas sensibleren Einladungen unter Umständen auch eine Rückfrage beim Verfassungsschutz zu machen, von sich aus, durch Ihr Protokoll oder durch Ihren Sicherheitsbeauftragten, ich weiß nicht, wen Sie da haben, um eben so etwas zu vermeiden und, sollte sich das Ganze, wie es in vielen Ländern leider der Fall ist, in eine schärfere Richtung hin entwickeln, damit zu vermeiden, dass man dann später auf Fotos oder in Medien mit diesen Leuten in Zusammenhang gebracht wird?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Ich darf Sie insofern beruhigen, als ich selbstverständlich auch christliche Organisationen zum Essen einlade. Ich war erst vor wenigen Tagen, vor zwei Tagen, zu einem Mittagessen im Erzbischöflichen Palais, wo wir Fragen gemeinsamen Interesses besprochen haben. Der Heringsschmaus mit dem Herrn Erzbischof und Kardinal von Wien wird selbstverständlich am Aschermittwoch zu Mittag hier im Rathaus stattfinden, wobei ich mit großer Genugtuung feststelle, dass die Qualität des Essens durch die Anstellung eines neuen Kochs im Erzbischöflichen Palais doch wesentlich besser geworden ist, was mich zweifelsohne freut und ich hoffe, den Herrn Erzbischof auch freut, ist ja keine Frage. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Dasselbe gilt natürlich auch für jüdische Organisationen. Selbstverständlich nehme ich, wann immer es mir möglich ist, etwa am Chanukkafest oder am Laubhüttenfest teil. Es ist nicht so, dass man sagen kann, es ist eine einseitige Gunst, sondern ich habe allergrößtes Interesse daran, dass die Religionsgemeinschaften, die Christen, die jüdische, die moslemische, auch andere Religionsgemeinschaften, die wir in der Stadt haben, in einem guten Zusammenleben und in einem guten Kontakt sind. Anders wäre es auch nicht zu erklären, dass es etwa eine gemeinsame Aussage, also eine von allen großen Religionsgemeinschaften dieser Stadt unterschriebene Erklärung, zu 9/11 gibt, was es in keiner anderen Stadt der Welt gibt. So gesehen, glaube ich, wollen wir hier den Dialog fördern und ein Klima des Miteinanders schaffen, durchaus auch recht erfolgreich. 

Was die zweite Frage betrifft, hat das Bundeskanzleramt die Einladungsliste beispielsweise an das Innenministerium geschickt und hat sie kritik- und kommentarlos zurückbekommen. Auch dort ist dieser Vorsitzende der PVÖ auf der Einladungsliste gestanden. Ich weiß nicht, wie die amerikanische Botschaft das handhabt, ob sie ihre Einladungslisten vorher ans Pentagon schickt, um sie dort genehmigen zu lassen. Offensichtlich tut sie das auch nicht, denn auch hier hat es eine Einladung an diesen „Terrorismusverdächtigen“, wie er heute schon genannt wurde, gegeben. 

Also ich weiß nicht, was wir hier in besonderem Ausmaß hätten tun sollen. Natürlich passen wir auf. Sie kennen die Sicherheitsvorkehrungen als ein regelmäßiger Besucher von Veranstaltungen hier durchaus gut. Wir wenden sie unterschiedlich an, weil es, wie gesagt, ein offenes Haus sein soll, tragen aber den Wünschen unserer Gäste im Regelfall auch Rechnung. Daher sind Besuche des amerikanischen Botschafters oder auch jüdische Veranstaltungen in einem besonderen Ausmaß gesichert. 

Mein Sicherheitsbedürfnis ist ein relativ einfaches. Ich fürchte mich nicht sehr leicht. Daher haben wir das auch auf Sparflamme. Aber natürlich werden wir Hinweisen unserer Dienststellen, des Innenministeriums oder auch des Verteidigungsministeriums, die Dienststellen kennen Sie ja, in besonderem Ausmaß nachgehen, oder würden, wenn wir sie bekommen, in besonderem Ausmaß seitens unserer Sicherheitsdienststelle nachgehen.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von GRin Mag Korun gestellt. - Bitte.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Herr Bürgermeister!

Was sind die Möglichkeiten der Stadt Wien, um 
überhaupt über Personen, gegen die eventuell ermittelt wird, wo aber keine Verurteilung vorliegt, im Vorhinein, beispielsweise vor Veranstaltungen, Informationen zu erhalten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin!

Grundsätzlich besteht schon die Möglichkeit, etwa eine Gästeliste an das Innenministerium mit der Bitte um Überprüfung zu übermitteln, so wie das Bundeskanzleramt es hier auch getan hat. Wenn allerdings die Liste ohne einen Vermerk und ohne einen Hinweis zurückkommt, dann ist die Sache erledigt. 

Zum Zweiten besteht mit Sicherheit auch hier im Haus ein Hausrecht, von dem man Gebrauch machen kann.

Zu beiden Dingen habe ich keinerlei Veranlassung gesehen. Daher hat diese Veranstaltung so stattgefunden, mit dem Personenkreis, der eingeladen wurde.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!
Ich habe Ihre Kritik, dass ich Feststellungen getroffen und zu wenig gefragt habe, zur Kenntnis genommen, will daraus sofort gelernt haben und präzise Fragen stellen. 

Erstens: Haben Sie weiter ungebrochenes Vertrauen in die Einladungslisten der Islamischen Glaubensgemeinschaft in Österreich? 

Und zweitens: Würden Sie die unter Terrorverdacht stehende Person D wieder einladen?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Gemeinderat!

Ich habe hier keine Kritik geübt, sondern es war so eine Feststellung, wie Sie eine Feststellung getroffen haben. Es obliegt Ihnen, wie Sie Ihr Fragerecht hier handhaben. Daran habe ich nicht Kritik zu üben. Das ist nicht mein Job.

Was Ihre unmittelbare Frage oder Ihre Doppelfrage, wenn ich das einmal so sagen kann, betrifft, so sage ich, selbstverständlich habe ich Vertrauen zu einer Einladungsliste, die mir übergeben wird, behalte mir aber vor, mit den Mitarbeitern eine solche Einladungsliste zu prüfen, egal, wen immer wir ins Haus einladen. Das ist gar keine Frage. 

Zum Zweiten würde ich diese Person selbstverständlich auch heute einladen, solange ich von einer österreichischen Dienststelle keinen Hinweis bekomme, dass es sich in der Tat um einen Terrorverdächtigen handelt. Solange wird er selbstverständlich auch ins Haus eingeladen werden. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur 3. Anfrage (FSP - 05842-2007/0001 - KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Mag Gudenus gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtet. (Wie beurteilen Sie die Aussage der Sprecherin des Wiener Amtes für Jugend und Familie, Daniela Attwood, die in der Sendung "Wien Heute" am Freitag, dem 7. Dezember 2007 behauptete, wonach im Fall "Nicole" seitens des Jugendamtes völlig korrekt gehandelt wurde?)
Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Schönen guten Morgen, sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie fragen mich in Bezug auf den Vorfall der vergangenen Woche und den damit verbundenen öffentlichen Diskussionen, wie ich die Aussage der Sprecherin des Wiener Amtes für Jugend und Familie einschätze. 

Ich möchte Ihnen in zweierlei Hinsicht darauf antworten. Das eine ist eine sehr emotionale Stellungnahme und das Zweite eine sachliche. 

Emotional sage ich Ihnen ganz offen, dass es mir leid tut, dass es, und das ist die einzige Nachsicht, die ich in diesem Fall gewähren kann, auf Grund der Kürze der Erfahrung der Öffentlichkeitsarbeiterin der MA 11, in diesem Fall durch ihre Art der Vermittlung nicht gelungen ist, sachlich richtigzustellen, was richtigzustellen wäre, sondern ganz im Gegenteil emotional den Eindruck zu erwecken, dass die Wiener Jugendwohlfahrt nicht das tut, was ihr Aufgabengebiet ist. Das ist im Grunde genommen deshalb ganz schlecht, weil es unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den letzten Jahren gelungen ist, in der vielfältigen Art und Weise ihrer Arbeit vieles an Vertrauen der Bevölkerung zu gewinnen, was früher nicht der Fall war, was es besonders dann schwierig macht, mit Eltern und Kindern in Kontakt zu treten, wenn vorneweg eine Angst vor der alten Fürsorge da ist, die entweder kommt, um einem Kinder wegzunehmen oder sich in Familieninternes einmischt, wo viele auf dem Standpunkt stehen, dass sie das nicht tun soll. 

Es ist uns in den letzten Jahren gelungen, zwei Dinge gravierend zu verändern. Das eine ist, durch eine breit angelegte Öffentlichkeitsarbeit, und Sie wissen das, Sie sind schon länger hier und haben auch die vielen Kampagnen, die hier gemacht wurden, mitverfolgt, ist es gelungen, in der Öffentlichkeit eine größere Sensibilität gegenüber dem Kinderschutz herzustellen. Das ist die vornehmliche Aufgabe. Dass diese Maßnahmen gegriffen haben, zeigt sich daran, dass die Meldungen über Verdachtsmomente gegenüber der Misshandlung von Kindern gestiegen sind. Das zeigt sich auch in den Statistiken. Das führt letztendlich auch dazu, dass manche sehr kurz daraus schließen, und wenn man sich mit Dingen nicht intensiver beschäftigt, dann kann das passieren, dass man sagt, es gibt jetzt mehr Fälle und deswegen braucht man mehr Personal. Das ist die einfache Reaktion, die wir immer wieder erleben, bestätigt aber, dass man sich nicht intensiv mit Systemen beschäftigt hat. 

Daher sage ich, man muss genauer schauen, was sich auch am System verändert hat. Da hat sich vieles verändert, was auch zu einer ganz anderen Art der Arbeit geführt hat. 

Zum konkreten Fall, und das ist das, was ich so bedauerlich finde, dass es nicht richtiggestellt wurde, ist es nämlich tatsächlich so, dass auf der Gratwanderung, die eine sehr schmale ist, in einem solchen Einzelfall medial darzustellen, wie die Dinge tatsächlich gelaufen sind oder zum Schutz der handelnden und betroffenen Personen das nicht zu tun, der Grat in Richtung Versachlichung und daher dem Eindruck, ohne Emotionen zu handeln, überschritten wurde. Ich hätte es begrüßt, wenn man hier auf dem Boden des Datenschutzes sehr sachlich dargestellt hätte, dass vom ersten Augenblick an, wo bekannt war, dass dieses Kind misshandelt wurde, sofort die Jugendwohlfahrt eingeschaltet war, sofort das Krisenzentrum von der Polizei kontaktiert wurde und auch bei der Entscheidung der Richterin, ob die Obsorge dem Onkel des Kindes übertragen werden soll und damit das Kind, das österreichische Staatsbürgerin ist, an den Onkel in Polen übergeben wird, damit nicht mehr die Schulpflicht in Österreich weiterverfolgen kann und man zu diesem Zeitpunkt nicht sicher war, welche Situation dieser Onkel für das Kind in seiner Heimat sicherstellen kann, gemeint hat, man sollte das noch überprüfen. Nachdem es aber ein ausdrücklicher Wunsch des Kindes war, erstens an jenem Wochenende bei der Bekannten zu übernachten und nicht im Krisenzentrum aufgenommen zu werden, zweitens ein ausdrücklicher Wunsch des Kindes war, mit dem Onkel nach Polen reisen zu können, und alle übereinstimmend der Meinung waren, dass es keine Lösung gibt, das Kind nochmals zur Mutter zurückzugeben, sind dann gemeinsam diese Entscheidungen getroffen worden. 

Und da liegt der Fehler, dass die falschen Informationen, die zuerst auf Grund dieser anonymen Vorsprache des einen Bekannten über die Medien gelaufen sind, nicht in der Öffentlichkeit richtiggestellt wurden. Diesen Vorwurf nehme ich zur Kenntnis. Ich habe veranlasst, dass sofort in der MA 11 in Bezug auf den Umgang mit der Öffentlichkeit, gerade mit dieser Mitarbeiterin, aber vor allem, und das gehört zum Aufgabengebiet der Abteilungsleitung, ein genaues Coaching eingesetzt hat, um in Zukunft zu verhindern, dass die gute Arbeit, die hier grundsätzlich geleistet wird, durch solche Dinge dann eine Optik bekommt, die von keinem von uns goutiert werden kann. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke, Frau Vizebürgermeisterin.

Die 1. Zusatzfrage wird von GR Mag Gudenus gestellt. - Ich bitte darum.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Ich begrüße Ihre Worte des Bedauerns sehr, weil das bis heute nicht zu hören war, vor allem seitens der Vertreterin der MA 11, die mehrmals in diesem Interview betont hat, dass das Jugendamt hier gut gearbeitet hat, was wahrscheinlich auf eine gewisse mediale Unerfahrenheit zurückzuführen ist, die bei der Person vorhanden ist. 

Der Fall ist dem Jugendamt seit 2001 bekannt. Der Fall ist eben auch seit 2001 im Jugendamt unter Kontrolle. Das junge Mädchen lebte jahrelang bei dieser alkoholkranken Mutter. Erst nach diesen Misshandlungsvorkommnissen kam es zu einer Anzeige durch einen nahen Bekannten, der das gesehen hat und eben nicht durch das Jugendamt. 

Meine Frage ist, obwohl Sie jetzt im Detail klargestellt haben, woran das gelegen ist: Was muss eigentlich wirklich konkret passieren, damit das Jugendamt sofort eine Anzeige erstattet und damit sich das Jugendamt dafür einsetzt, dass das Kind in eine Obsorge kommt? Und besteht nicht seitens des Jugendamts eine Anzeigepflicht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat!

Genau das, was Sie jetzt sozusagen hinterfragen, ist das, was tagtäglich passiert. Das heißt, im Falle eines Missbrauchsverdachts wird sofort reagiert. Das Jugendamt hat die Möglichkeit, im Verdachtsfall sofort die Obsorge zu entziehen. Die Entscheidung, ob dann tatsächlich eine Obsorgeveränderung stattfindet oder nicht, trifft das Gericht. 

Das war auch in diesem Fall so, denn der angesprochene Zeitraum, den Sie ab 2001 benennen, und das ist auch richtig, ist so, dass in dieser Zeit nie ein Missbrauchsverdacht wie an diesem bestimmten Tag bestanden hat. Das Kind ist in den Kindergarten gegangen, das Kind ist in die Schule gegangen. All diese Einrichtungen waren informiert und in der ständigen Beobachtung. Es gibt zuletzt auch eine Stellungnahme der Schule, dass das Kind in der Schule regelmäßig war. Also Verdachtsmomente wie Fehlen, Gründe, die vorgeschoben sein könnten, hat es nicht gegeben. Und die Jugendwohlfahrt ist auch verpflichtet, grundsätzlich das gelindere Mittel, also die Zusammenarbeit mit Eltern oder Erziehungsberechtigten begleitend, solange aufrechtzuerhalten, solange das möglich ist. 

Jetzt war es, ausgelöst durch diesen Vorfall, nicht mehr möglich. Daher war auch im Zusammenspiel aller drei agierenden Stellen, nämlich Polizei, Jugendamt, Krisenzentrum und der Richterin, dann diese Entscheidung gegeben, wobei ich nochmals betonen möchte, hier, sage ich, hat man diese rasche Entscheidung nur deshalb getroffen, weil es auch der ausdrückliche Wunsch des Kindes war. Im Grunde genommen wäre eine Überprüfung, wie die Verhältnisse beim jetzt vorübergehend obsorgeberechtigten Onkel vor Ort tatsächlich sind, durchaus etwas, was noch gut getan hätte. Aber das läuft jetzt parallel dazu. Die endgültige Entscheidung, wem man die Obsorge des Kindes übertragen wird, ist noch nicht getroffen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von GRin Smolik gestellt. - Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Frau Vizebürgermeisterin! 

Ich teile Ihre Einschätzung von vorhin, dass wir es im Jugendamtsbereich geschafft haben, dass wir von dieser klassischen Fürsorge, wie ich es früher genannt habe, weggekommen sind, dass sich hier einiges getan hat, sich auch durch die mediale Berichterstattung, so sehr es hinterfragenswert ist, wenn Medien Fälle, die so tragisch sind, aufbauschen, die Sensibilität in der Bevölkerung dermaßen geändert hat, dass es zu mehr Meldungen beim Jugendamt kommt.

Sie haben vorhin gesagt, manche schließen daraus, dass es mehr Fälle sind und dass man deswegen mehr Personal braucht. Die Situation ist doch die, dass durch diese zahlreichen Meldungen, die beim Jugendamt eingehen und die natürlich alle verfolgt werden müssen und auch werden, klassische Arbeit, die sonst noch gemacht wird, einfach nicht mehr in dem Maße gemacht werden kann, dass es deswegen zur Forderung nach mehr Personal kommt, die auch logisch ist. Weil wenn JugendarbeiterInnen sagen, ich habe früher so und so viele Beratungsgespräche machen können, jetzt kann ich nur mehr die Hälfte davon machen, zeigt das doch, dass es hier im System, aber auch in der Personalsituation krankt oder fehlt. 

Ich möchte Sie fragen: Wird es jetzt mehr Personal für die Jugendämter geben oder nicht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!

Zwei Antworten darauf: Zum einen ist es so, dass die Beantwortung der Dringlichen Anfrage heute Nachmittag nachweisen wird, dass die Unterstellung der ÖVP, dass es zu Kürzungen in den letzten Jahren gekommen ist, falsch ist. Es hat ganz im Gegenteil, heuer und auch in den letzten Jahren, mehr Personal gegeben. Auch finanziell wird es mehr geben. Auch für das nächste Jahr ist schon sichergestellt, dass zusätzliche SozialarbeiterInnen kommen, damit sozusagen auch in der Veränderung des Systems in jenem ursprünglichen Bereich, der die Sozialarbeit betrifft, reagiert werden kann. Denn das, was man so nonchalant übersieht, ist die Tatsache, dass in den letzten zehn Jahren entscheidende Veränderungen stattgefunden haben. War es vor zehn Jahren noch so, dass es eine Aufgabe der SozialarbeiterInnen der Jugendämter war, Kindergartenanmeldungen entgegenzunehmen, so ist das nicht mehr so. Das ist ein Bereich, der ganz neu organisiert wurde, womit ein Großteil dessen, was sozialarbeiterische Arbeit behindert hat, ganz neu organisiert wurde. 

Es wird immer wieder vergessen, dass es im Bereich der Jugendämter selbst durch die Veränderung der Unterbringungsformen Änderungen gegeben hat. Seinerzeit, vor zehn Jahren, hat es die so genannte Kinderübernahmestelle gegeben. In der Zwischenzeit gibt es jede Menge Krisenzentren, die die ersten Abklärungen machen. Wir haben keine Heime mehr, in die Kinder kommen, sondern es gibt die Wohngemeinschaften. 

Es gibt in der Zwischenzeit eine enorme Ausweitung an Eltern-Kind-Zentren, wo sehr viel an Prophylaxe und Beratung passiert. 

Es ist sehr skurril, dass seitens der ÖVP kritisiert wird, dass wir unseren Familien in Wien das Erstausstattungspaket geben und damit eine Leistung, die es sonst nirgends gibt, machen, verbunden mit dem Erstkontakt einer SozialarbeiterIn nach der Geburt des Kindes. Es ist ja nicht so, dass hier sozusagen ein Paket übergeben wird, sondern da besteht Informationsmöglichkeit und vor allem auch Erstkontaktmöglichkeit. 

Das heißt, es haben sich Systeme verändert, bis hin zu der Tatsache, dass es jetzt in den Spitälern die Kinderschutzgruppen gibt und klar ist, wie dort die Handlung erfolgen muss, wenn ein Arzt den Verdacht einer Misshandlung hat, dass dort Anzeigepflicht besteht, und wenn sozusagen die Notwendigkeit des Einschaltens des Jugendamts besteht, dies auch sofort passiert. 

Das heißt, bis hin zum letzten Punkt, dass wir auch im Bereich der Kinderpsychiatrie hier eine Lösung gefunden haben, gibt es viele Systemveränderungen. 

Daher ist die einzige Antwort zu sagen: „Der Österreichische Verband der SozialarbeiterInnen verlangt 36 Dienstposten. Verlangen wir sicherheitshalber gleich einmal 46 Dienstposten, kann nicht schaden.", die Form von Vereinfachung und Hochlizitieren, die ich ablehne! (Beifall bei der SPÖ.)

Dementsprechend noch einmal kurz zusammengefasst: Ja, es wird auch für das Jahr 2008 eine weitere Verdichtung im Bereich der Sozialarbeit geben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatz-
frage wird von GRin Mag Anger-Koch gestellt. - Ich bitte darum.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeisterin!

Wir wissen, dass es verschiedene Formen der Misshandlung gibt. Ich möchte noch einmal kurz auf das Interview mit Frau Attwood eingehen. Und zwar hat sie gesagt: „Nur bei akuter Gefährdung wird vom Jugendamt eingegriffen."

Jetzt meine Frage: Gibt es im Jugendamt einen fachlichen Konsens, der den jeweiligen Schweregrad der Misshandlungen klassifiziert?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin!

Der Erste, der Misshandlungen überprüft, ist der Arzt oder die Ärztin. Da gibt es ganz klare Richtlinien und Hinweise, wodurch sich Misshandlungen an einem Körper dokumentieren, wie sie nachverfolgt werden können und ob es sich um Erstverletzungen oder vielleicht auch Spuren längerer Misshandlungen handelt. Da gibt es ganz klare Regelungen und Hinweise, die dann auch zu Anzeigen führen. Wenn Schulen, Kindergärten, SozialarbeiterInnen oder MitarbeiterInnen in anderen Einrichtungen den Verdacht äußern, dass äußere sichtbare Verletzungen oder auch psychische Verletzungen, die ganz wichtig sind, hier bedacht zu werden, Spuren der Misshandlung sein könnten, dann ist das Erste, was man tut, dass man das ärztlich abklären lässt, aber zum Schutz des Kindes auch dementsprechend reagiert, nämlich dass man bis zur endgültigen Abklärung Kinder nicht wieder in diese Situationen zurückbringt. Das ist vollkommen klar. 

Eines möchte ich noch dazusagen: Wir haben in der öffentlichen Meinungsbildung viel erreicht, aber offensichtlich nicht genug, noch nicht genug. Denn wenn man sich die Beschwerdefälle anschaut, die sozusagen die Öffentlichkeit erreichen, entweder unser Haus oder auch die Volksanwaltschaft, dann ist es bedauerlich, dass sich von zehn Fällen neun darüber beschweren, dass wir ihnen die Kinder abnehmen oder teilweise aus ihrer Obsorge entziehen und sich nur einer darüber beschwert, dass es nicht passiert ist. Auch das ist ein Hinweis, dass wir hier noch lange nicht genügend Bewusstsein geschaffen haben, worum es beim Kinderschutz geht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die letzte Zusatzfrage zur 3. Anfrage wird von Mag Gudenus gestellt. - Bitte schön.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin!

Sie haben gesagt, es hat in den letzten Jahren schon einige Veränderungen im Bereich der Jugendwohlfahrt gegeben. Frau Pinterits von der Jugendanwaltschaft fordert jetzt trotzdem auf Grund des aktuellen Falls einen Runden Tisch, damit sich Experten österreichweit zusammensetzen, um das Thema genauer zu besprechen. Auch eine Aufstockung des Personals und eine Verbesserung des Informationsflusses wären ihrer Ansicht nach notwendig. 

Wir haben hier gestern seitens unserer Fraktion eine interne Kontroll- oder Revisionsstelle im Bereich der Jugendwohlfahrt vorgeschlagen. Es kann aber wohl nicht so sein, wie schon im letzten Jahr vorgeschlagen wurde, dass hier Homopflegeeltern bereitgestellt werden, die den Mangel an Pflegeeltern in Wien kompensieren. 

Meine Frage ist: Was halten Sie als Kontrollorgan von einer internen Revisionsstelle?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat!

Ich hätte mir gewünscht, dass Sie diesen Hinweis, denn ich in Ihrer Presseaussendung schon gelesen habe, in dieser Debatte nicht erwähnt hätten. Ich werde daher auf diese Passage auch nicht eingehen. 

Zum ersten Punkt: Es gibt im Haus eine Interne Revision, die immer wieder eingeschaltet wird, natürlich auch bei der MA 11, und das ist gut so. 

Zum Zweiten: Die Forderung der Wiener Kinder- und Jugendanwältin, was das Thema österreichweit betrifft, kann ich nur unterstützen, denn die Unterschiedlichkeit der Jugendwohlfahrt in Österreich könnte größer nicht sein. Wir haben in den einzelnen Bundesländern eine höchst unterschiedliche Situation. Daher ist es gut und richtig, dass hier österreichweit überlegt wird, welche Maßnahmen man setzen kann, um zu gleichen Qualitätsstandards und ähnlichen Systemen zu kommen, wie wir sie in Wien haben. 

Den nächsten Punkt habe ich schon beantwortet. Die Kurzreaktion, ein Mangel tritt auf und Personal wird gerufen, ist für mich verkürzt. 

Und ein letzter Punkt ist: Kinder- und Jugendanwaltschaften sind nicht die interne Revision der Jugendwohlfahrt in Österreich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP - 05840-2007/0001 - KGR/GM). Sie wurde von Frau GRin Cammerlander gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Die "Wieder Wohnen" GmbH betreibt laut Homepage des Fonds Soziales Wien derzeit fünf Häuser für Wohnungslose und das Tageszentrum Josefstädter Straße. Wie werden seitens "Wieder Wohnen" die Benützungsentgelte für die Häuser [zB Haus LEO, 1170] festgelegt, die in der Benützungsentgeltverordnung von 2003 nicht genannt sind?)
Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Kollegin!

§ 14 Abs 3 Wiener Sozialhilfegesetz legt fest, dass für die Benützung von von Sozialhilfeträgern geführten Häusern durch Verordnung des Magistrats festzulegen ist, wie die Benützungsentgelte sind. Für die Gewährung von Unterkünften an Obdachlose ist der Fonds Soziales Wien der Sozialhilfeträger, betreibt aber selbst keine Einrichtungen, sondern die Partnerinnen und Partner sind zum Beispiel das Rote Kreuz, die Volkshilfe, die Caritas oder auch eine Tochter des FSW, die gemeinnützige GesmbH, die „wieder wohnen“ heißt. Das heißt daher auch, dass jener Passus des § 14 Abs 3 des Wiener Sozialhilfegesetzes hier nicht anzuwenden ist. 

Sie fragen konkret bezüglich des Hauses LEO. Das Haus LEO für wohnungslose Männer wurde im Frühjahr des letzten Jahres, im Frühjahr 2006, eröffnet. Das Benützungsentgelt bewegt sich abhängig von der Zimmergröße, weil da sozusagen auch der Standard ein unterschiedlicher ist, zwischen 130 und 180 EUR inklusive Energie- und Heizkosten. 

Als Vergleich, und das ist für mich sozusagen die relevante Größe, weil der Großteil dieser Gruppe Sozialhilfebezieherinnen und Sozialhilfebezieher sind: Die Höchstmiete im Rahmen der Sozialhilfe beträgt heuer 256 EUR plus 41 EUR Mietbeihilfe. Auf Grund des Beschlusses der Landesregierung, dem die GRÜNEN nicht zugestimmt haben, aber trotzdem wird es so sein, beträgt die Mietbeihilfe im nächsten Jahr 263 EUR und die Heizbeihilfe 42 EUR. 

Für das Haus Arndtstraße, das, wie Sie wissen, erst vor wenigen Wochen, im Herbst 2007, für wohnungslose Familien eröffnet wurde, wurden die Benützungsentgelte auch in Abstimmung mit vergleichbaren Angeboten im Rahmen der Wohnungslosenhilfe festgesetzt. Es sind dort nicht nur Einzelräume, wie Sie wissen, sondern komplette Kleinwohnungen mit Küche und so weiter und so fort. Da bewegen sich die Kosten zwischen 250 und 270 EUR, wieder inklusive Energie- und Heizkosten, was uns wiederum bei der Sozialhilfe hilft.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. - Wir kommen nun zur 1. Zusatzfrage. Sie wird von Frau GRin Cammerlander gestellt. - Bitte.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Ja, es geht mir ein bisschen um das Haus in der Arndtstraße. Ich habe dort ein Benützungsentgelt bis zu 350 EUR. Dieses Haus ist sozusagen an die Kastanienallee angegliedert. Das ist organisatorisch bei der Kastanienallee. 

Nun sind in dieser Verordnung von 2003, die noch immer gültig ist, die Kosten mit 162 bis 186 EUR angegeben. 

Warum muss sich dieses Haus nicht an diese Verordnung halten?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin!

Der wesentliche rechtliche Grund ist, dass das Haus in der Verordnung nicht vorgesehen ist, weil es keine Einrichtung des Sozialhilfeträgers ist. 

Aber vom Inhaltlichen her ist es so, dass diese Informationen, die Sie haben, insofern nicht stimmen, weil die Benützungsentgelte zwischen 250 und 270 EUR sind. Ich sage jetzt einmal, ich kenne beides. Erlauben Sie mir jetzt, das ein bisschen flapsig zu sagen. Ich möchte die Differenz zwischen dem, was sozusagen die Familien in der Kastanienallee und die in der Arndtstraße haben, Klavier spielen können. 

Sie wissen, wir diskutieren immer wieder, dass wir sehr stark daran arbeiten, die Kastanienallee in dieser Form nicht mehr zu brauchen. Im Moment brauchen wir es, weil es sozusagen absolute Priorität hat, Familien hier unterzubringen. Aber natürlich ist es mein Ziel, dass wir sozusagen hier auch ein Niveau erreichen, wie es in der Arndtstraße ist. 

Die in der Verordnung festgesetzten Kosten in der Kastanienallee sind eben zwischen 162 und 210 EUR. Sie haben 186 EUR genannt. Das ist sozusagen für ein Zimmer zwischen 30 und 50 m², darüber hinaus 210 EUR. Der Qualitätsunterschied macht mich sicher. 

Ich sage noch einmal, der wesentliche Punkt ist, dass wir bei den Entgelten unter dem sind, was die Familien von der Sozialhilfe für Wohnen und Heizen bekommen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke. Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt. - Bitte.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Einige Menschen, die von der „wieder wohnen“ GmbH betreut werden, wurden delogiert, konnten sich ihre Mieten in den bisherigen Wohnungen nicht mehr leisten. Davon sind natürlich auch GemeindewohnungsbewohnerInnen betroffen, weil die Mieten von Gemeindewohnungen automatisch der Indexanpassung unterliegen. 

Demgegenüber wird aber die Mietbeihilfe als Teil der Sozialhilfe geändert, wie das beispielsweise am 1. Jänner 2008 passieren wird. Dadurch, dass die Richtsätze der Sozialhilfe aber nicht parallel zur Indexanpassung bei den Wohnungsmieten stattfinden, kommt es oft zu einer Verteuerung der Mieten bei den Gemeindewohnungen und nicht gleichzeitig zur Sozialhilfeanpassung. 

Um diesen Mechanismus zu durchbrechen, schlagen wir vor, dass diese Anpassungen parallel passieren sollen. 

Meine konkrete Frage an Sie, Frau Stadträtin: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die Indexanpassungen gleichzeitig passieren? Und wenn Sie sich dafür einsetzen wollen, wie und wann?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bevor wir zur Beantwortung dieser Zusatzfrage kommen, bitte ich, den Geräuschpegel hinter den Reihen etwas einzuschränken. Danke. - Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Nur damit es fürs Protokoll zu keinen Verwirrungen kommt: Wir haben vorher von der „wieder wohnen“ GmbH gesprochen, sie sprechen jetzt von Wiener Wohnen. Das ist bekanntlich nicht bei mir ressortiert. Nur dass wir dann sozusagen wissen, dass wir hier von unterschiedlichen Dingen reden. (GR Karin Praniess-Kastner: Aber die Mietenbeihilfe ist nicht anders!) 

Der wesentliche Punkt, nur dass das für die Herren einfacher ist, weil wir beschäftigen uns tagtäglich damit, ist, zu sagen, dass die Anhebung der Sozialhilfe um 2,9 Prozent, und damit auch alle anderen Bereiche, ein Volumen von 5,6 Millionen EUR ausmacht. Das muss man immer wieder heranziehen. 

Ich weiß schon, unser Problem ist, wir leben in Wien und nicht im Vergleich. Aber so etwas wie Mietbeihilfe neben der Wohnbeihilfe gibt es in keinem anderen Bundesland. Es ist auch gut, dass wir diese beiden Förderschienen haben. Ich denke, dass der wesentliche Punkt der ist und genau daran arbeiten wir jetzt gerade. Der Herr Kollege Ludwig steht dort hinten.

Es ist unser gemeinsames Ziel, dass wir hier auch im Bereich der Delogierungsintervention ein Stück treffsicherer werden, weil natürlich sozusagen die Delogierung oft sowohl individuell, aber vor allem dann auch volkswirtschaftlich die teuerste Lösung ist. Und daher arbeiten wir gemeinsam, mein Ressort und das Ressort von Kollegen Ludwig daran, wie wir hier, gerade im Bereich der Delogierungsprävention, besser und treffsicherer werden können, damit es gar nicht soweit kommt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 3. Zusatzfrage wird gestellt von GR Mag Kowarik. Ich bitte darum.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

Ich darf die Gelegenheit nützen, um auf ein anderes Projekt des Fonds Soziales Wien einzugehen, nämlich auf das Projekt Johnstraße 45. Sie werden es sich denken können. 

Bei der letzten Fragestunde, glaube ich, haben Sie uns mitgeteilt, dass in dieses Haus ungefähr 30 Personen einziehen sollen, und dass auch eine Vereinbarung mit diesen Herrschaften getroffen werden soll, in welcher sozusagen die Rechte und Pflichten festgelegt sind. 

Jetzt steht ja der Einzug unmittelbar bevor und ich wollte Sie jetzt dazu fragen, ob Sie uns sagen können, wie viele jetzt wirklich einziehen werden und wie viele von den Herrschaften auch diese Vereinbarung unterzeichnet haben. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Es werden Schritt für Schritt maximal 30, es werden aber weniger sein. Also, es werden zunächst einmal in den nächsten Wochen 20 Personen sein, die einziehen, und es wird niemand einziehen, der die Benützungsvereinbarung nicht unterschreibt. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Wir kommen zur 4. Zusatzfrage, sie ist von Frau GRin Cammerlander gestellt. Bitte.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Ja, Frau Stadträtin, ich habe diese Frage heute gestellt, weil ich die Information habe, dass in der Arndtstraße BenützerInnen 350 EUR bezahlen und trotz einer maximalen Mietbeihilfe der Sozialhilfe von 256 EUR monatlich noch 94 EUR selber zahlen müssen. Mir kommt das natürlich sehr viel vor, und jetzt möchte ich Sie einfach fragen, ich werde dem natürlich jetzt nachgehen, wenn Sie vielleicht auch das einmal untersuchen, und sollte sich herausstellen, dass das stimmt, sind Sie der Meinung, dass es den Leuten zumutbar ist, noch 94 EUR ganz persönlich als SozialhilfeempfängerInnen zu tragen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Kollegin Cammerlander, die Rechnung ist jedenfalls falsch, weil sie zu den 256 EUR auf jeden Fall noch die 41 EUR, die monatlich ausgezahlt werden, an Mietbeihilfe dazurechnen müssen. Meine Information ist, dass in der Arndtstraße zwischen 250 und 270 EUR für eine komplett eingerichtete Wohnung inklusive Energie zu zahlen ist, aber ich schaue mir das sehr gerne an und wir können das gleich überprüfen. Allerdings wichtig ist, wir müssen natürlich die Mietbeihilfe und die Heizbeihilfe zusammenzählen, denn das ist das, was die Menschen von der Sozialhilfe zum Wohnen und Heizen bekommen, aber schauen wir es uns an. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Frau Stadträtin, für die Beantwortung der 4. Anfrage.

Wir kommen zur 5. Anfrage (FSP - 05837-2007/0001 - KVP/GM) und sie wurde gestellt von Herrn GR Günter Kenesei und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Am 26. November 2007 wurde unter der Post 52 der Tagesordnung des Ausschusses für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung der Verkauf von 6 998 m2 landwirtschaftlich genutzter Fläche von der Stadt Wien an die "Kugelkreuz Entwicklung und Projektierung GmbH" mit den Stimmen der SPÖ beschlossen. Die Fläche, die zwischen der Schnell-straße S1 und der Bundesstraße B10 liegt, soll in ein Gewerbegebiet der Stadtgemeinde Schwechat eingegliedert werden. Wie kann es Wien aus wirtschaftspolitischer Sicht vertreten, durch den Verkauf von Flächen ein Gewerbegebiet in Niederösterreich zu unterstützen?)
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich erspare mir zunächst einmal, darauf hinzuweisen, dass der Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung beschlossen hat, den Verkauf an die Gemeinde Schwechat vorzunehmen und nicht an diese Gesellschaft. Dies vor allem deswegen, weil die Gesellschaftshälfte ohnehin aus der Stadtgemeinde Schwechat besteht und das andere die BAI ist. Also, es ist diese kleine Unachtsamkeit nicht besonders wichtig.

Mitteilen kann ich, und das auch unbeschadet dieses Details, dass nach den mir vorliegenden Informationen des Bürgermeisters von Schwechat die Stadtgemeinde Schwechat mit dem Ankauf dieser Flächen das Ziel verfolgt, im Bereich zwischen den Autobahnrampen der S1 und der B10 ein vorläufiges Gewerbegebiet und Betriebsgebiet zu entwickeln. Es ist noch hinzuzufügen, dass die Entstehung dieses Gewerbegebietes bei einer entsprechenden Flächenwidmung durch die Stadtgemeinde Schwechat jederzeit und unabhängig von der derzeit von der Stadt Wien verwalteten Fläche möglich ist. Diese Flächen stellen aus Sicht des Gewerbegebietes von Schwechat eine zweckmäßige Arrondierung dieses Gewerbegebietes dar.

Darüber hinaus ist festzuhalten, dass die in Rede stehenden Flächen auf Grund ihrer Lage nicht mehr selbstständig bewirtschaftet werden können, weil sie nur noch über Fremdgrund zu erreichen sind. Daher ist der Verkauf der Flächen an die Stadtgemeinde Schwechat sowie die vereinbarte Aufzahlungsklausel – eine vereinbarte Aufzahlungsklausel für den Fall einer Umwidmung - aus wirtschaftlicher Sicht vertretbar und zweckmäßig. Ich möchte darüber hinaus auch noch darauf hinweisen, dass dies aus gesamtstädtischer Sicht durchaus auch sinnvoll ist, wenn die Umlandgemeinden Wiens sich bemühen, im eigenen Gemeindegebiet nicht nur Wohnungen für Pendler zur Verfügung zu stellen, sondern für ihre Bewohner auch eigene Arbeitsplätze. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Die 1. Zusatzfrage wird von GR Kenesei gestellt. Bitte.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Diese Grundstückstransaktion erscheint ja seit Anfang dieser Woche in einem ganz neuen Licht, nachdem ja klar geworden ist, dass Rothneusiedl jetzt offensichtlich doch einer anderen Nutzung zugeführt wird oder der ursprünglichen Nutzung erhalten bleibt, und nachdem der Herr Planungsstadtrat gemeint hat, die U1 werde nicht nach Rothneusiedl fahren, und dies bei den Plänen hinsichtlich des Stadions offensichtlich mehr als ins Stocken geraten ist, und auch die Gespräche der Fonds mit den Grundeigentümern einem Ende entgegengehen, nämlich, dass die Grundstücke nicht angekauft werden.

Wir haben aber auch immer wieder gehört, dass gesagt wird, eine Entwicklung in den Randzonen, gerade entlang der B301, sei für die Wiener auf der Wiener Seite wichtig, weil sonst die bösen Niederösterreicher uns alles abziehen, sei es von den Betriebsansiedlungen, die ja auch interessant wären, sie auf Wiener Gebiet zu halten oder zu haben, als auch andere Maßnahmen. Und jetzt kommt dieser Grundstücksverkauf, wobei Sie angemerkt haben, dass das Grundstück selbstständig nicht mehr erreichbar wäre. Auch das ist ja eine Situation, die sich auf Grund von Grundstücksverkäufen und Bautätigkeiten in dem Gebiet ergeben hat. Halten Sie diese Vorgangsweise aufrecht – es gibt ja noch zusätzlich etliche Flächen, die der Stadt Wien in niederösterreichischem Feindesgebiet gehören, sage ich jetzt einmal – und wird diese Taktik beibehalten und werden Sie das weiter forcieren, dass diese Flächen in Niederösterreich an Entwicklungsgesellschaften oder an die örtlichen Gemeinden verkauft werden? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also zunächst einmal, Herr Gemeinderat, ich kann diese Niederösterreich-Feindlichkeit eines ÖVP-Wien-Mandatars überhaupt nicht nachvollziehen. Für mich ist Niederösterreich ja selbstverständlich kein Feindgebiet, sondern Freundgebiet, Partner selbstverständlich. Ich verstehe daher diese Haltung gar nicht. Ich meine, was man alles mit einem Wechsel da bewerkstelligen kann, ist ja enorm, also ich verstehe das gar nicht. Im gegenständlichen Fall hat das eine mit dem anderen nichts zu tun. Nicht alles, was hinkt, ist auch schon ein Vergleich. 

Im gegenständlichen Fall halte ich selbstverständlich den Verkauf dieser Fläche für vernünftig, er liegt im Interesse der Stadt und dies zu verweigern, wäre lupenreiner Trotz gewesen, das ist überhaupt keine Frage. Bei Rothneusiedl muss ich noch ein bisschen korrigieren: Der Herr Planungsstadtrat hat da überhaupt nichts davon gesagt, dass die U-Bahn dort nicht hingebaut wird, denn hätten wir nicht die Entscheidung über den Standort der Wiener Messe und den Ausbau der Wiener Messe getroffen, dann würde die U-Bahn heute schon dort hinführen. Sie war ja fix und fertig geplant, und wir haben die Entscheidungen umgedreht. Das war ja fix im Plan drinnen, wir haben nur die Prioritäten umgedreht auf Grund der Entscheidung der Wiener Messe und nicht, wie mir gelegentlich unterstellt wurde, wegen des Wiener Stadions. 

Ich bekenne mich heute schon dazu und dementiere das ja nicht einmal mehr, weil Gott sei Dank haben wir das gemacht, denn wenn wir die U-Bahn nicht hätten bei der EURO 2008, wäre das ja wahrscheinlich auch ein ziemliches Unglück. Also so gesehen, war das ein doppeltes Glück: Erstens ein geplantes, nämlich für die Wiener Messe, und zweitens ein reines für die EURO 2008, das bekenne ich hier ganz unumwunden. Und wir haben auch damals, als die Planung der Verlängerung der U1 in den Süden nach Rothneusiedl durchgeführt wurde und sie hineingenommen wurde in den Ausbauplan der U-Bahn, der auch akkordiert war mit der Österreichischen Bundesregierung, ganz klar gesagt, das diene dem Ausbau des Südrandes von Wien, denn auch damals hat es eine Reihe von Firmen schon gegeben, die an uns herangetreten sind, dass sie an den Südrand der Stadt ziehen wollen. Und selbstverständlich bin ich ungebrochenerweise der Auffassung - und das wird sich spätestens in zehn Jahren bewahrheiten -, dass wir im Wettbewerb, in dem wir uns befinden, nicht im feindlichen, sondern im ganz normalen Wettbewerb - dies ja auch ein Credo der ÖVP -, also im Wettbewerb befinden, wenn auf der niederösterreichischen Seite Betriebsansiedlungen durch die ecoplus durchgeführt werden, wir natürlich auch zu schauen haben, dass sich auch auf dem Stadtgebiet Entsprechendes entwickelt. Bei allem Respekt selbstverständlich vor der derzeitigen Nutzung, aber ich denke, dass es der Urbanität guttut, auch Arbeitsplätze durch Betriebsansiedlungen zu schaffen, und daher wollen wir das auch tun.

Im gegenständlichen Fall dieser relativ kleinen Flächen, die wir an Schwechat verkaufen, sehe ich überhaupt kein Problem. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatz-
frage wird von Herrn GR Lasar gestellt.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich ziehe die Zusatzfrage zurück, danke.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sie ziehen die Zusatzfrage zurück. Daher kommen wir zur 3. Zusatz-
frage. Sie wird gestellt von GR Mag Maresch. Ich bitte darum.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Überraschend ist natürlich immer, wenn der Bürgermeister sagt, die U-Bahn führe nach Rothneusiedl und der zuständige Stadtrat sagt, sie führe nicht nach Rothneusiedl. 

Also ich nehme einmal an, dass der Bürgermeister recht behalten und der zuständige Stadtrat eben diesmal nicht recht behalten wird, aber interessant ist es doch.

Jetzt einmal zu dem Gewerbegebiet. Ich finde es ja interessant, dass man grundsätzlich auch an der B301 ursprünglich daran gedacht hat, dass man da keinen Speckgürtel macht, sondern dass es eigentlich nur um Verkehr geht, aber auf das will ich gar nicht so sehr hinaus, sondern es ist ja interessant, dass sich dort sehr viele Flächen der MA 49 befinden, und die MA 49 zwei Landgüter in Niederösterreich, eigentlich drei, aber in diesem Raum zwei, besitzt, und immer davon die Rede ist und man immer sagt, die Wiener Bauern und die niederösterreichischen Bauern verwenden die Landgüter, um ein bisschen sozusagen die letzte oder die vierte Ernte zu bekommen, und das ist der Widmungsgewinn. Die Stadt Wien bekommt jetzt natürlich auch eine Umwidmung, die Stadt Schwechat bekommt ein Stück Gewerbegebiet. 

Ich frage mich die ganze Zeit, ist das jetzt sozusagen das System der Stadt Wien oder der MA 49, die Landgüter in Rannersdorf und in Laxenburg nicht auf Biolandbau umzustellen, weil man eigentlich damit rechnet, dass Gewerbegebiete auch ganz einträgliche Summen einspielen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also, zunächst einmal will ich beim Landwirtschaftsbetrieb der Stadt Wien Folgendes unterscheiden: Natürlich sind, und das ist seit sehr vielen Jahrzehnten so, von der MA 49 auch Flächen in Verwaltung und Nutzung, von denen man weiß, dass sie präsumtiv der Stadterweiterung dienen werden. Und wenn man die letzten 100 Jahre der Stadt Revue passieren lässt, so ist das eine Geschichte unter anderem auch der Stadterweiterung, das steht außer jedem Zweifel. Was heute 6. Bezirk ist, Naschmarkt und Ähnliches, war früher ein Mühlengrund. Also, die Stadt hat sich erweitert und ich denke, das wird auch in Zukunft so sein. Dass dies planvoll geschehen soll und nicht in einer Art anarchistischem Kapitalismusprozess, liegt auf der Hand. Und daher geht es ja auch darum, dass insbesondere in Wien, in Form auch eines Masterplanes, eine vernünftige Planung in Abwägung von Wohnen, Arbeiten und Grünland erarbeitet, und in Folge gesehen, auch umgesetzt wird. 

Es hat so wenig vom Stadtrat jemals die Behauptung gegeben, diese U‑Bahn wird nicht gebaut, so wenig auch hat es eine Behauptung gegeben, dass es in diesem Land an der nunmehrigen S1 keine Betriebsansiedelungen geben wird. Ich weiß schon, Kollege Chorherr hat bei den Debatten um die B301 darauf hingewiesen, dass es dort Betriebsansiedelungen sonder Zahl geben werde, und wir haben gesagt, ja natürlich, das ist entlang von Verkehrswegen so, dass sich Betriebe ansiedeln werden. Unsere Aufgabe ist es ja gerade, dafür zu sorgen, dass eben nicht nur auf niederösterreichischer Seite diese Angebote zur Betriebsansiedlung erfolgen, sondern auch auf Wiener Seite. Aber in planvoller Form, sage ich noch einmal dazu, denn wenn ich mir die Grundstücksankäufe der ecoplus im Süden der S1 anschaue, dann kann ich diese planvolle Form im Hinblick auch auf eine Grünlanddurchmischung oder allfällige Wohndurchmischung zur Stunde noch nicht erkennen, aber es liegt möglicherweise auch an mir, weil ich halt den Letztstand der Planung möglicherweise nicht gesehen habe. 

Also, ich sage hier noch einmal, jawohl, das eine, die Stadterweiterung im Süden im Zusammenhang auch mit dieser Verkehrsverbindung, hat planvoll in geordneter Form und in ordentlicher Aufteilung zwischen Grünland, Wohnbau und Betriebsansiedelung auch auf Wiener Seite zu erfolgen. Der kleine Grundstücksverkauf in dem Autobahndreieck hat damit aber schon schlicht gar nichts zu tun. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur vierten und letzten Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Kenesei gestellt. Ich bitte darum.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Da Sie ja jetzt offensichtlich einen Großteil der Planungsagenden der Stadt Wien mit übernommen haben statt Kollegen Schicker, würde ich Sie bitten, uns in dieser Fragestunde kurz den tatsächlich aktuellen Stand betreffend Rothneusiedl kundzutun. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Also: Erstens, um auf die Frage zu kommen, sie hat mit der Hauptfrage gar nichts zu tun. Wie richtig darauf hingewiesen wurde, sind die Grundstücksverhandlungen noch nicht abgeschlossen und ich werde daher diese Frage nicht beantworten. Im Interesse der Stadt, im Interesse aber auch der künftigen Entwicklung, weil jede Äußerung von mir augenblicklich zu einer Verteuerung der Grundstückspreise dort führen würde, und daher werde ich das nicht tun.

Ja, unter dem Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit Grundstücksverhandlungen zu führen, da kann ich Ihnen schon sagen: Wenn wir Grundstücksverhandlungen zum U-Bahn-Bau so geführt hätten wie da im Süden der Stadt, dann würde ich sagen, wir hätten vielleicht 30 cm U-Bahn bisher gebaut, weil das ist ja wohl eines der seltsamsten Dinge, muss ich auch ganz offen sagen, die ich bisher an Grundstücksverhandlungen erlebt habe, aber ich gieße hier kein Öl ins Feuer, höchstens auf Wasser, damit es schön flach bleibt. Auch ein Begriff aus dem Fußball.

Was den zweiten Teil, die ursprüngliche Frage noch einmal betrifft, das steht ja heute zur Abstimmung und ich setzte ja mein pädagogisches Geschick ein, das vielleicht nicht besonders hoch ist, aber ich versuche es jedenfalls, Sie doch noch zu einem Umdenken zu bewegen, gerade die Wirtschaftspartei ÖVP, die ja auch eine Freundpartei Niederösterreichs ist und keine Feindpartei Niederösterreichs, denn wenn wir das Szenario verfolgen, das hier gezeichnet wurde, werden wir im Prinzip nichts anderes erreichen als eine wechselseitige Blockade. Das Gewerbegebiet kann von der Gemeinde Schwechat sehr wohl gemacht werden, allerdings ohne den Teil, der der Stadt Wien gehört, und der nicht ganz ein Viertel des Gebietes ausmacht. Die Stadt Wien, die MA 49 im gegenständlichen Fall, kann aber dieses Grundstück nicht mehr bewirtschaften, weil sie nicht zufahren kann. Das heißt, es entsteht dort ein Gewerbegebiet mit einer Ruralfläche in der Mitte und wir können stolz darauf sein, dass wir ein ungenütztes Grundstück haben, ja ein unbenützbares Grundstück haben und gleichzeitig unser Verhältnis zu unserer Nachbargemeinde vergiftet haben. 

Nun, das scheint mir nicht sinnvoll zu sein, und deswegen halte ich den Beschluss auf Verkauf des Grundstückes für richtig. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, Herr Bürgermeister!

Damit ist die Fragestunde beendet und wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Augarten: Brennpunkt politischer Unkultur – BürgerInnen werden missachtet" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte die Erstrednerin, Frau GRin Dipl-Ing Gretner, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist. Bitte!

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, es ist hinlänglich bekannt, wieso wir diese Aktuelle Stunde einberufen haben, wieso wir den Augarten zum Thema machen wollen. Es ist leider ein Beispiel, wie mit BürgerInneninteressen in Wien und überhaupt auch in diesem Land umgegangen wird. Ich möchte mich jetzt gar nicht darauf beschränken, fachlich zu beurteilen, wie sinnvoll es ist, in einem denkmalgeschützten Park zu bauen - diese Debatte haben wir auch schon geführt und werden wir auch weiter führen -, mir geht es aber jetzt darum, wie die politischen Akteure gehandelt haben, und ich möchte vor Ihnen und vor allem vor dem Herrn Bürgermeister, der leider nicht mehr im Saal ist oder zumindest kann ich ihn nicht sehen - doch er sitzt da, fein - und auch vor den Stadträten, die offensichtlich Erinnerungslücken haben über Ihre eigenen Aussagen zum Thema Augarten die letzten Monate Revue passieren lassen. 

Als bekannt wurde, dass sowohl die Wiener Sängerknaben als auch das Filmarchiv ein Bauprojekt am so genannten Augartenspitz planen, gab es logischerweise Diskussionen, auch Proteste, weil, wie gesagt, der Augarten ein sehr viel genutzter Park im Wiener Stadtgebiet ist. Wir haben uns dann einstimmig hier im Saal geeinigt, ein Leitbild erstellen zu lassen, und zwar war das ziemlich genau vor einem Jahr, am 21. November 2006, und haben beschlossen, dass in einem breiten Verfahren ein konsensfähiges Leitbild entwickelt wird. Ich möchte Ihnen das in Erinnerung rufen, dass auch beim Beschluss über die Finanzierung dieses Prozesses, der immerhin 100 000 EUR kostet, festgehalten ist, dass das Ergebnis in Form eines konsensfähigen Leitbildes ausgearbeitet werden soll.

Der Herr Bürgermeister hat nach diesem Beschluss im März 2007 in einer öffentlichen Stellungnahme gesagt: „Der Spitz gehört den Sängerknaben“, was naturgemäß viele Proteste hervorgerufen hat. In der Fragestunde im April 2007, auf meine Frage hin, wie das nun mit diesem Leitbildbeschluss zusammenpasst, möchte ich nun auch Bgm Häupl aus der Rede beziehungsweise aus seiner Beantwortung am 29. März 2007 wörtlich zitieren: „Jawohl, ich bin dafür, dass dieser Beschluss betreffend Erstellung des Leitbildes auch entsprechend eingehalten wird. Aber ich sage Ihnen gleichzeitig auch dazu, dass dort, wo die Flächenwidmung die Errichtung einer solchen Konzerthalle möglich macht, und die ist genau dort auch möglich, dieses Projekt, das vorliegt, dem der Eigentümer ausdrücklich zugestimmt hat, und das ausfinanziert ist, dort auch errichtet werden wird.“ 

Er hat also bereits Ende März dieses Jahres dieser Entscheidung vorgegriffen, er hat mehrmals zum Ausdruck gebracht, dass er auf Seiten der Sängerknaben steht und es nicht für nötig erachtet, diesen Leitbildprozess abzuwarten. 

Es gab dann eine Bürgerversammlung, in der alle Standpunkte klargelegt wurden, es gab über den Sommer die erste Befragung zum Leitbildprozess, wo etwa 60 Personen, Nutzerinnen, Nutzer, Institutionen, befragt wurden, wo sie Entwicklungspotenziale, aber auch Probleme sehen. Und logischerweise sind da drei Punkte, drei Hauptkonfliktpunkte, herausgekommen, und das wurde in der ersten Leitbildveranstaltung, die vor etwa zwei Wochen, am 28. November stattgefunden hat, auch so festgehalten, dass es logischerweise den Konfliktpunkt Augartenspitz gibt, den Konfliktpunkt Flachturm und als dritten Konfliktpunkt Lärmbelästigung in der Nähe des SeniorInnenwohnheims. 

Es wurde bei dieser Veranstaltung von den VertreterInnen der Institutionen vor Ort, aber auch von den BürgerInnen eingefordert, dass sich alle, die an diesem Prozess beteiligt sind, auch an das Ergebnis halten werden, also eine so genannte Verbindlichkeit hergestellt wird, ein Commitment, das man ja auch von den Bürgern verlangt. Die Bürger investieren Energie, Engagement, Zeit, und das ist unbezahlte Zeit, die da mit Engagement gefüllt wird, und sie würden natürlich auch zu dem Ergebnis stehen, nur muss man das dann auch von der anderen Seite verlangen. Und selbst dort schon, so hat die Burghauptmannschaft - das Sprachrohr des Wirtschaftsministers - gesagt, dass man diese Entscheidung nicht wird abwarten können. Und das hat auch Herr Pühringer, Sponsor vom Sängerknabenprojekt, dort mehrmals eingefordert, dass es vorab schon eine Entscheidung geben wird, worauf es natürlich bei dieser Versammlung eine wilde Diskussion gegeben hat, weil es ja nicht einzusehen ist, wieso Leute bei einem Prozess mitmachen, ihre Ideen, ihre Zeit opfern und gleichzeitig aber wesentliche Entscheidungen schon fallen und dies in einem der Hauptkonfliktpunkte. 

Es wurde dann vereinbart, dass man vom Wirtschaftsministerium bis Jänner, bis zum nächsten Treffpunkt, eine schriftliche Einverständniserklärung abholt, auch von anderen maßgeblichen Stellen, wie der Stadt Wien, sich an das Ergebnis zu halten, denn sonst hätten die BürgerInnen, hätte auch ich nicht, hätte niemand eingesehen, wieso man sich an diesem Prozess weiterhin sinnvoll beteiligen kann, wenn nicht klar ist, dass sich alle daran halten. Um diese Haltung noch zu unterstützen, hatte ich auch, wenn Sie sich erinnern, Ende November in der Budgetwoche einen Antrag eingebracht, dass es keine vorgreifenden Beschlüsse geben soll, bevor dieser Leitbildprozess zu Ende ist. 

Wie Sie sich erinnern können, hat die SPÖ, aber auch die ÖVP, damals schon nicht zugestimmt. Das war am 20. November, und jetzt wissen wir, warum sie nicht zugestimmt haben. Jetzt wissen wir es, warum sie nicht zugestimmt haben, weil sie von vornherein gewusst haben, Bgm Häupl, bevorzugt ein Projekt, Minister Bartenstein bevorzugt ein Projekt, und deshalb ist ihnen egal, was die Bürgerinnen und Bürger in dieser Stadt wollen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Und es muss auch Ihnen klar werden, dass man nicht konstruktive Zusammenarbeit von Menschen verlangen kann, die hier Zeit, Energie, Engagement opfern, wenn gleichzeitig die Bagger auffahren. Das muss doch sogar Ihnen einleuchten, dass das nicht möglich ist, und schon gar nicht in einem Parkschutzgebiet mit Denkmalschutz. Da werden Gebäude weggeräumt - wo es anderswo jahrelange Diskussionen darum gäbe -, weil es anscheinend dieses Einverständnis schon gibt, dass das dort passieren soll. Herr Minister Bartenstein hat sich noch nie öffentlich geäußert, sondern mit einer Unterschrift entscheidet er über die Interessen der Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt hinweg. Das ist eindeutig eine Politik nach Gutsherrenart, wie wenn der Augarten sein privates Eigentum wäre, was aber - und da wird mir wohl keiner widersprechen - nicht so ist, es ist Eigentum des Bundes, und der Staat, das sind wir alle, der Augarten gehört uns allen, und der Wirtschaftsminister kann nicht so entscheiden, als wäre es sein Privateigentum. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Man nennt das auch politische Willkür, wenn man über Menschen drüberfährt, über ihre Interessen drüberfährt, und nicht einmal abwarten kann, was bei einem gemeinsam vereinbarten Prozess rauskommt. Und ich möchte jetzt aber auch die SPÖ nicht so in dieser Unschuldsrolle hier sitzen lassen, die ganze Schuld liegt nämlich nicht beim Herrn Wirtschaftsminister. Ich finde es äußerst erbärmlich, wie sich Ihre Stadträte in Folge geäußert haben: Herr Mailath bedauert, dass Frau Schmied nicht informiert sei, Herr Schicker will am Leitbild weiterarbeiten. Das bedeutet doch quasi eine Akzeptanz dieser Entscheidung, das müssen Sie sich doch bitte, Herr Bürgermeister und Stadtregierung, nicht gefallen lassen, wenn Sie das nicht wollen. (Beifall bei den GRÜNEN.) Es gibt doch etliche Mittel, diese Entscheidung zurückzunehmen und ich fordere Sie auf, endlich Haltung zu beziehen, diesen Park weiterhin zu schützen und abzuwarten, was bei diesem Leitbildprozess rauskommt. 

Es gibt andere Beispiele, ich möchte die Diskussionen um Wien-Mitte in Erinnerung rufen. Herr Bgm Häupl hat, obwohl es eine gültige Baubewilligung gegeben hat, dieses Projekt noch gestoppt. So weit sind wir hier Gott sei Dank noch nicht, das heißt, es gibt noch viele Mittel, und Sie brauchen sich jetzt nicht zurückziehen und sagen, wir können nichts mehr tun, das hat der Wirtschaftsminister entschieden. Das ist eindeutig zu wenig.

Ich erwarte mir auch, dass Sie Initiativen setzen und nicht jetzt im Nachhinein dem Filmarchiv einen Standort anbieten. Monatelang hätten Sie Zeit gehabt, für beide Projekte einen anderen Standort zu suchen, es gibt genug Bauflächen in Wien, es gibt zahlreiche Stadtentwicklungsgebiete, die kulturelle Impulse bräuchten. Ich fordere Sie nachdrücklich auf, endlich Initiativen zu setzen. Ihr Verständnis von BürgerInnenbeteiligung hat sich leider auch wieder einmal deutlich gezeigt, auch hier gibt es noch die Möglichkeit, wenn Sie einem Antrag beispielsweise zustimmen, den wir heute abends in der Geschäftsgruppe Kultur einbringen werden, der ähnlich lautet, wie der, den ich Ende November schon eingebracht habe, und zwar: 

„Es sollen keine gravierend bestandsverändernde Maßnahmen getroffen werden, solange der Leitbildprozess im Gange ist. Alle beteiligten AkteurInnen am Leitbildprozess werden aufgefordert, den Ergebnissen nicht vorzugreifen, um die Ergebnisse des Prozesses auch mitzutragen." 

Wenn Sie diesem Antrag zustimmen, dann haben Sie ein Mittel in der Hand, und ich fordere Sie dazu auf. Sie haben auch noch beispielsweise die Möglichkeit, eine Bausperre zu verhängen, Herr StR Schicker, solange der Leitbildprozess im Gange ist. Bausperre, und es kann nicht einmal ein Bauansuchen gestellt werden. Diese Mittel haben wir noch und ich fordere Sie auf, diese zu nützen, wenn Sie die BürgerInnen ernst nehmen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Abschließend: Ich möchte Sie alle einladen, am Montag, dem 17.12., 10.30 Uhr, zum Augartenspitz zu kommen, Bürgerinnen- und Bürgerinitiativen vor Ort werden Ihnen zeigen, was passieren wird, wenn Sie weiter über sie hinweggehen, es wird eine Besetzung geben, 10.30 Uhr, Montag, den 17.12. Wir Grünen unterstützen diese Besetzung, weil Ihnen klar werden muss, dass Sie so ...

Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Frau Gemeinderätin, Ihre Redezeit ist um!

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (fortsetzend): … mit den BürgerInnen in dieser Stadt und in diesem Land nicht weiter umgehen können. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – Die GRe Mag Rüdiger Maresch und Marco Schreuder entfalten ein Transparent mit der Aufschrift: „Augarten – Mitbestimmung statt Bartenstein und Häupl.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: So, ich glaube, das Transparent hat jeder gesehen, er kann es wieder einrollen. (Die GRe Mag Rüdiger Maresch und Marco Schreuder halten noch weiter das Transparent.) Wirklich, komm. (Nach einigem Zögern wird das Transparent eingerollt.)

Für die weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderates nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Ebinger gemeldet. Ich bitte darum. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Wenn ich mir das anhöre, was Kollegin Gretner da sagt und mit welchen Worten, wie Bausperre zum Beispiel. Sobald etwas nicht so geht, wie Sie sich das vorstellen, drohen Sie quasi mit Gewaltmaßnahmen zur Durchsetzung der Demokratie. (GRin Mag Alev Korun: Was heißt Gewaltmaßnahmen!) Nun ja, mit Besetzung, ist das keine Gewaltmaßnahme? Ich weiß nicht, wie Sie das dort besetzen wollen, denn dieser Bereich ist ja überhaupt nicht öffentlich zugänglich. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ja nur eine grüne Formalität!) Und wenn ich mir diese Wortwahl anhöre! Drastischer lässt sich kulturpolitisches Versagen nicht darstellen, sagt sie, erbärmliches Vorgehen, oder Verhöhnung der Bevölkerung. Das ist unerhört. 

Wenn man sich jetzt diesen Prozess anschaut: Sie sagen, es sei ein stark genützter Park. Ja, aber nicht dieser Teil, der ist überhaupt nicht genützt, denn da kann man gar nicht hinein. Sie sagen, es sei eine Lärmbelästigung für die Anrainer, für das SeniorInnenwohnheim. Also, jetzt möchte ich Ihnen schon sagen, Senioren sind sicher froh, wenn sie dort Sängerknaben hören können oder die Kinderoper oder das Kindertheater. Also, wenn man das als Lärmbelästigung sieht, sie sind sicher glücklich, wenn sie so eine Umgebung haben. Vielleicht können sie dann auch leicht in das Kindertheater gehen und haben eine kleine Abwechslung, (Beifall bei der FPÖ.) denn in die österreichischen Filme, die Sie dort hinplanen, gehen die SeniorInnen nicht, und wenn sie dort hingehen, dann kommen sie mit schweren Depressionen heraus. 

Außerdem haben die Sängerknaben dort ihr Internat. Und es ist ökonomisch einfach die beste Lösung, dort, wo das Internat ist, auch diesen Aufführungsraum hinzustellen. Also, es spricht eigentlich logischerweise überhaupt nichts dagegen. 

Und wenn wir uns den Prozess anschauen, der stattgefunden hat: Gut, man hat darüber diskutieren können, ob man eine gemeinsame Nutzung ins Auge fasst. Aber wenn ich den Meldungen der Pressedienste folge, gab es am 15. Juni eine gemeinsame Sitzung im Wirtschaftsministerium, wo das Finanz- und das Kulturministerium dabei waren und wo auf Grund dieser Sitzung dann ein Katalog mit acht Kriterien und 70 Einzelfragen erstellt wurde. Und Sie wissen genau, dass das Filmarchiv diese Fragen nicht beantwortet hat. Unter dem Titel „Es hat eh kan Sinn" haben sie es nicht einmal der Mühe wert gefunden, die Frage zu beantworten, dadurch sind sie gar nicht in Frage gekommen, das Projekt war gar nicht genehmigungsfähig. Auf Grund dieses Fragenkataloges gab es nur mehr die Sängerknaben, die das alles sehr wohl beantwortet haben. Es ist wirklich undemokratisch, einerseits die Vorgangsweisen zu negieren und andererseits zu sagen, das kann nicht sein, da müssen wir besetzen und das ist eine Verhöhnung der Bevölkerung, und so weiter. 

Wenn ich mir den Artikel im „Standard“ anschaue, wo Herr Präsident Fischer den italienischen Staatspräsenten zu den Sängerknaben einlädt. Jetzt stellen Sie sich vor, meine Damen und Herren, der lädt ihn dort ins Filmarchiv ein, und der italienische Staatspräsident muss sich irgendwas anschauen. „Hundstage" oder was weiß ich, „Die Klavierspielerin". Nichts dagegen, ich will damit nicht sagen, dass das kulturell nicht hochstehend ist, aber es ist keine repräsentative Kultur. Der wird wahrscheinlich in Zukunft jeden Staatsbesuch meiden, weil er Angst hat, dass wir ihm wieder so etwas aufs Auge drücken. Also, das ist wirklich unpassend.

Und wenn wir uns die Finanzierung anschauen: Es ist richtig, auch für das Filmarchiv gibt es einen Finanzier, der den Bau finanziert, aber niemanden, der die laufenden Kosten trägt. Beim Projekt der Sängerknaben sind aber nicht nur die Baukosten finanziert, sondern auch noch für 69 Jahre die Betriebskosten. Das heißt, es kostet gar nichts. 

Die Sängerknaben sind ein Aushängeschild Österreichs und auf der ganzen Welt bekannt und ich kann überhaupt nicht verstehen, wo Sie die Verhöhnung der Bevölkerung sehen. Sicherlich wird man auf die Anrainer Rücksicht nehmen müssen, dass sozusagen die Sicht nicht versperrt wird. Man wird das Verkehrsproblem lösen müssen, dass es durch das vermehrte Verkehrsaufkommen hier zu keiner Schlechterstellung kommt und man wird den Denkmalschutz berücksichtigen müssen. Das wird alles noch geschehen müssen, das ist völlig klar, aber ich kann hier wirklich keine Verhöhnung sehen, meine Damen und Herren von den Grünen.

Auch die sozialistische Kultursprecherin sagt: „Zweifelsohne sind die Sängerknaben wichtigere kulturelle Botschafter." Dem kann ich eigentlich nichts hinzufügen. Und wenn Sie glauben, dass da zu wenig getan wird für den Filmbereich in Wien, dann kann ich Ihnen nur sagen, allein heute beschließen wir für die Enthuziasm KinobetriebsgesmbH 400 000 EUR Jahressubvention, fürs Filmmuseum 509 000 EUR, für strukturelle Bereiche des Films 450 000 EUR, für den Filmfonds 8 Millionen EUR, fürs Filmarchiv 160 000 EUR und für die Stadtkinos 160 000 EUR. 

Und das beschließen wir jedes Jahr, denn keine von diesen Institutionen kann ohne Subventionen leben, denn von den 20 Leuten, die dort reingehen, haben 10 eine Freikarte. 

Und seien Sie mir nicht bös, aber wenn es darum geht, ein Aushängeschild für Österreich zu schaffen, was noch dazu logischerweise dorthin gehört, weil sie ihr Internat daneben haben, dann verstehe ich diese Diktion nicht.

Wir freuen uns darüber, wir sind selbstverständlich dafür. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ja, wir freuen uns, dass die Entscheidung gefallen ist, dass am Augartenspitz endlich das Projekt der Sängerknaben grünes Licht bekommen hat. Wir sind aber nicht glücklich, wie mit der versprochenen Einbindung der Anrainer umgegangen worden ist. Nein, wir sind nicht glücklich. Aber, als es klar war, dass nur eines der beiden Projekte am vorgesehenen Standort möglich war und dass das Projekt Konzertkristall offensichtlich besser vorbereitet war, besser durchfinanziert war, die Betriebskosten für 69 Jahre klar waren, ist die Entscheidung einfach gefallen. Besser jetzt eine endgültige Entscheidung als endlose Diskussionen, die den Anrainern nämlich vorgaukeln, dass sie mehr Rechte hätten, und alles bleibt trotzdem so, wie es war. Es stand natürlich auch zu befürchten, dass unter Umständen gar kein Projekt zustande kommt. 

Trotzdem glaube ich, dass die Anrainer weiter in das Projekt einbezogen werden sollen, und der Bezirk ist außerdem gefordert, die Verkehrsproblematik zu lösen und Angebote für die Anrainer zu machen.

Mit den Wiener Sängerknaben - immerhin wurden diese schon 1498 gegründet - hat der Augarten eine Tradition, die weit über Wien hinausgeht. Den Sängerknaben den Konzertsaal zu verwehren, finde ich höchst problematisch. Aber was wollen Sie, meine Damen und Herren, der Bürgermeister hat schlussendlich sein Projekt, und das hat er immer wieder gesagt, nämlich den Konzertkristall der Wiener Sängerknaben, bekommen, auch wenn sein Kulturstadtrat etwas anderes gesagt hat. Der Herr Bürgermeister hat schlussendlich den Wunsch erfüllt bekommen. 

Und zum Kinoprojekt des Filmarchivs möchte ich Folgendes ausführen, und ich habe schon einige Male dazu gesprochen: Im Zuge einer Pressekonferenz der Viennale hat im Vorjahr Hans Hurch Geld für den Umbau des Gartenbaukinos verlangt, aber bis heute gibt es kein entsprechendes Projekt dort, noch gibt es einen „Big Spender“. In dem Fall des Filmarchivs gibt es zwar das Ehepaar Ingrid und Christian Reder, die mit ihrer Stiftung den Bau im Augarten finanzieren wollten, und den Herr Kulturstadtrat, der sich auch für die Abdeckung der Betriebskosten für das Projekt stark gemacht hat, aber sonst dürfte eben nicht viel vorhanden gewesen sein. Und denken wir an die vielen Geisterkinos, die wenige bis keine Besucher haben, und davor fürchte ich mich persönlich auch. Mit dem Imax-Kino in Wien, das sich als Flop erwiesen hat, hat sich die Stadt sicher kein Denkmal gesetzt. Abgesehen davon, dass die privaten Kinobetreiber, die schon jetzt geringere Förderungen als früher erhalten haben, damit noch mehr in die Enge getrieben werden. 

Die ÖVP allerdings unterstützt die Idee eines Kinoprojektes für das Filmarchiv Austria, aber ob jetzt der vom Herrn Kulturstadtrat vorgeschlagene Standort Donauplatte der geeignete ist? Die beiden Verantwortlichen, Ernst Kieninger und Hans Hurch, haben ja bereits abgelehnt, dass auf diesem Standort ihr neues Kino errichtet wird. Aber ich denke auch an die Geisterkinos in der Wienerberg-City, wo ich persönlich finde, dass dort kaum eine Möglichkeit besteht, wirklich einen tollen Filmbetrieb aufzuziehen. Und diese Kinos sind auch sehr oft leer und haben wirklich kein Flair. Vor diesen Dingen fürchte ich mich auch, dass wir der Kinowelt sozusagen nichts Gutes tun, wenn wir auf einem Standort wie der Donauplatte ein neues Kino bauen wollen. Wir wollen ja dem Kino auch eine gesicherte Zukunft geben. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau GRin Dr Vitouch. Bitte.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Der Augarten ist in einer, man könnte fast sagen, Nacht- und Nebelaktion des Bundes jetzt für die Sängerknaben-Konzerthalle bestimmt worden. Da stellt sich als erstes die Frage, wem gehört denn nun der Augarten? Wir haben schon öfter darüber geredet, er gehört dem Bund. Natürlich sind die Bundesgärten dafür verantwortlich, die Burghauptmannschaft, das Wirtschaftsministerium, und es hat Minister Bartenstein rein de iure das Recht, so zu handeln. Dass er damit laufende Verhandlungen - die seit langer Zeit zwischen allen Beteiligten geführt werden, zum Beispiel auch zwischen der Anrainerinitiative, die sich immer schon einen Durchgang beim Augartenspitz gewünscht hat - jetzt konterkariert und von seiner Seite abrupt abgeschnitten hat, ist eine andere Sache.

Was die Ursache dafür ist, kann nicht gesagt werden. War es das Vorpreschen der Kollegin Gretner oder halt eine längst fällige Entscheidung, denn es hat ja schon einmal auch ein Filmprojekt von Seiten des Bundes für den Augarten gegeben, wo auch ein Kino mit 200 Plätzen vorgesehen war. Die Flächenwidmung gab es ja immer schon, und sie hätte für dieses und für jenes Projekt verwendet werden können. 

Nur war das damalige Projekt nicht ident mit dem jetzigen Plan für ein Filmkulturzentrum, es gab damals kein Geld und keinen Sponsor, und der Bund hat die Widmung auch 5 Jahre lang liegen lassen. Dann gab es die ersten Sponsoren, den Sponsor für das Sängerknaben-Projekt, und in weiterer Folge sind die Stadträte sofort in Gespräche eingetreten. Ich brauche Ihnen nicht erklären, ich habe hier das Ablaufschema zur Entwicklung des Leitbildes Augarten, darüber wird mein Kollege Charly Hora dann sicher auch noch sprechen, da waren wirklich alle eingebunden: Analyse, alle vorhandenen Leitbilder, Bürgerbeteiligungen, Ergebnisse von Arbeitskreisen, Erfassung sämtlicher ansässiger Einrichtungen, Initiativen, Institutionen, Interviews mit der nichtorganisierten Öffentlichkeit, also mit den Parkbesuchern und Parkbesucherinnen, das Stärken- und Schwächenprofil, ein Konsenskonfliktplan, eine Führung von Einzelgesprächen - also 20 Gespräche waren das zur Ermittlung der Zielvorstellungen -, und so weiter und so fort.

Aber man kann es natürlich nicht immer allen recht machen, und vor allem gab es dann zunächst einmal ein Projekt des Filmarchivs Austria von einer Architektengruppe, weiters dann dieses zweite, städtebaulich sicher interessante Projekt von Delugan & Meissl. Aber wem gibt man bei zwei Projekten und zwei Sponsoren jetzt recht? 

Die Stadt Wien und der Herr StR Mailath-Pokorny haben für das geplante Filmkulturzentrum sogar eine Finanzierungszusage gegeben. Ich habe zwei Briefe aus April dieses Jahres an Herrn Hurch, an Herrn Mag Kieninger, die das bezeugen. 

Aber ich möchte ganz kurz eine „profil“-Redakteurin, nämlich Sibylle Hamann, zitieren, die wahrscheinlich unbedenklich ist, und die gemeint hat: „Was zum Beispiel wären denn überhaupt die objektiven, nachvollziehbaren Kriterien, nach denen über ein so wichtiges Projekt an einem derart prominenten Standort entschieden wird? Geht es um die architektonische Qualität der Gebäude oder darum, was in ihnen stattfinden soll, geht es um den sozialen Nutzen für die Nachbarschaft oder um die Förderung des Tourismus, um Denkmalschutz oder Ökologie, um Volksbildung oder Stadtplanung, kommt der dran, der länger wartet, oder der das schönere Deckblatt für seinen Antrag gestaltet hat oder derjenige, der bei Bürgerversammlungen am lautesten Applaus kriegt? 

Selbstverständlich kann und soll man Kulturpolitik nicht einfach den Anrainern überlassen, denn im Zweifel zwischen zwei Projekten entscheiden sie sich, polemisch vermutet, womöglich für mehr Parkplätze.“ 

So gesehen, war es zu begrüßen, dass man eine rasche Entscheidung angestrebt hat, denn so als G’stätten für U2-Bauschutt war der Augartenspitz auch zu schade. Ein Problem ist, dass Filmarchiv und Viennale sich auf diesen Standort kapriziert und von vornherein gesagt haben: „Nur der Augarten und sonst nichts.“ Da ist dann auch die Frage zu stellen: Was ist Ihnen wichtig, das Filmkulturzentrum oder in dieser Causa recht zu behalten? 

Was die Platte betrifft, und Herr Mag Dworak hat gemeint, das wäre kein attraktiver Ort: Das MuMoK will immerhin dort hin, und es war auch einmal im Gespräch für ein Guggenheim‑Museum. Also ich denke, auch die Platte wäre ein sehr attraktiver Ort. Es tut mir leid, dass dieser Vorschlag so von vornherein rundweg abgelehnt wurde. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Sie, die GRÜNEN, haben Ihre Aktuelle Stunde genannt: „Augarten: Brennpunkt politischer Unkultur – BürgerInnen werden missachtet.“

Ja, meine Damen und Herren, es ist eigentlich von Ihrer Sicht aus nicht gerechtfertigt heute, dass Sie das unter diesem Titel überhaupt einbringen.

Denn, wenn Sie dauernd von Bürgerrechten sprechen: Ja, wer beleidigt denn die BürgerInnen, wer verarscht sie, wer demütigt sie, wer verhöhnt sie, die Menschen in diesem Lande? Sie, Sie sind es, die in Ihrem eigenen Parteilokal alle Österreicher oder Österreicherinnen derartig beleidigen – und die Entschuldigung von Frau Kollegin Vassilakou oder von Herrn Van der Bellen fehlt ja noch immer – und Sie stellen sich hierher und schreiben als Titel „Brennpunkt politischer Unkultur“. Das ist unglaublich, meine Damen und Herren. Da steht auf dem Plakat „Wer Österreich liebt, muss Scheiße sein“. Da gibt es einen guten Leserbrief dazu: Man könnte Österreich ersetzen durch das Wort „GRÜNE“. Oder würden Sie die österreichische Fahne ersetzen durch eine Ihrer Lieblingsfahnen, vielleicht die türkische, saudiarabische oder die aus Nordkorea mit dem Sowjetstern, oder vielleicht die bunte?

Meine Damen und Herren, Sie haben sich hier selbst so disqualifiziert als Bürgerrechtler aufzutreten, wie es nur geht. Sie dürften dort überhaupt nicht stehen heute, und zu diesem Thema schon überhaupt nicht.

Meine Damen und Herren, wo waren Sie denn bei den Anrainerprotesten, bei den Anrainer-Bürger-
beteiligungsverfahren beim Kirchweger-Haus, wo waren Sie denn? Wo waren Sie bei den Anrainerversammlungen bei der Punkerhütte im 15. Bezirk? Ja, da haben Sie die Partei ergriffen wie die Kommunisten, das tun Sie eh immer. Wo waren Sie im 20. Bezirk? (Beifall bei der FPÖ.) Wo waren Sie im 20. Bezirk, meine Damen und Herren, wo tausend Bürgerinnen und Bürger gegen einen Verein dort und gegen eine Moschee und gegen die Aufstockung eines Garagenbaues protestiert haben! Sie haben gesagt, dass seien lauter Nazis, das sei der politische Mob. Die werden sich alle freuen, meine Damen und Herren.

Und dann kommen Sie her und wollen über den Augarten reden. Das Thema haben Sie total verfehlt, meine Damen und Herren, Sie sind ganz aus dem Häusl - eigentlich gehören Sie ins Häusl - aber Sie sind ganz aus dem Häusl, weil Sie Ihre linkslinke Politik hier nicht durchsetzen konnten, meine Damen und Herren. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: (unterbrechend): Wir haben hier keine Wahlveranstaltung, sondern wir sind im Wiener Gemeinderat, Herr Dr Madejski, ich bitte um Mäßigung! 

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Sie sollten aus dem Häusel sein, wenn die Ute Bock 1 200 Adressen hergibt für irgendwelche illegale Asylanten. Da sollten Sie aus dem Häusl sein. (Beifall bei der FPÖ.) Sie sollten aus dem Häusl sein, wenn die ORF-Gebühren erhöht werden mit Ihrer Stimme, mit der Frau Langthaler, weil die hat den Wrabetz gestern gestützt. Mit Ihrer Stimme haben Sie gegen 3 oder 4 Millionen Haushalte eine 9,2-prozentige Gebührenerhöhung beschlossen, das sind Sie, das ist die Bürgerrechtsbewegung.

Meine Damen und Herren, es ist ja unglaublich, ich muss mich wieder herunternehmen, weil das geht ja nicht, das geht ja nicht. (Große Aufregung und zahlreiche Rufe von den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Bitte, Kollege Madejski, ein bisserl gemäßigter, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Danke, Frau Vorsitzende, da ist es so laut, ich habe Sie nicht gehört. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Das ist keine Wahlveranstaltung, das ist der Wiener Gemeinderat. Da sollen wir uns bei der Wortwahl dann schon überlegen, was man sagt.

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Nein! Das sollten Sie den GRÜNEN sagen, Frau Kollegin Zankl, das ist schon richtig. Politiker sind immer im Wahlkampf, vor allem die SPÖ und die GRÜNEN.

Meine Damen und Herren, aber zum Kriterienkatalog, kehren wir zurück zum Kriterienkatalog. Ja, wenn einer von zwei oder drei zum Hearing eingeladen werden und einer kommt nicht oder zwei, dann bleibt einer übrig, das ist ja vollkommen klar. Zum Beispiel schreibt die MA 10: „Wenn Sie einen Kindergartenplatz bewilligt wollen,“ schreibt sie ganz genau hinein, „wenn Sie innerhalb von 14 Tagen die Unterlagen nicht ausfüllen, den Kriterienkatalog nicht zurückschicken, dann wird angenommen, dass kein Interesse am Kindergartenplatz besteht.“ Mag ein bisschen weit hergeholt sein, aber das ist üblich in der Wirtschaft, das ist üblich in der Stadt Wien, und wenn hier das Filmarchiv nicht antwortet, dann hat es sich selbst aus dem Rennen genommen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)

Jetzt noch etwas: Sie differenzieren Bürgerrechte, Beteiligungen von Bürgern aus Ihrer linkslinken Ideologie, aber nicht auf Grund Ihrer sachlichen Kriterien. Das ist es! Sie haben, bevor Sie sich nicht für Ihre Plakate entschuldigen am 26. Oktober 2006, wo drinnen gestanden ist und wo Sie demonstriert haben „Heimat im Herzen, Scheiße im Hirn“ - das ist Ihre Diktion, nicht meine - oder jetzt noch einmal, ich darf es noch einmal wiederholen und zelebrieren „Wer Österreich liebt, muss Scheiße sein“. 

Das ist ja unglaublich! Und da kommen Sie her und wollen Bürgerrechte vertreten? Es tut mir leid um das Thema. Es tut mir leid um die Ausführungen der Kollegin Gretner. Man hätte hier sachlich diskutieren können. Sie haben sich aus dem Rennen genommen, Sie haben kein Anrecht, überhaupt für Bürgerinnen und Bürger hier aufzutreten. In Wirklichkeit bleiben Sie in der Lindengasse, bleiben Sie in dem kleinen Häusel, schauen Sie sich die Plakate an, entschuldigen Sie sich bei den Bürgern, dann können wir wieder weiterreden über Bürgerbeteiligung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Schreuder. 

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Damen und Herren auf der Galerie!

Was gibt es Schlimmeres als schlechte Kulturpolitik, was gibt es Schlimmeres als Fehler in der Kulturpolitik? 

Das ist eine haltungslose Kulturpolitik, eine Kulturpolitik, die keine Meinung hat, die sich in Debatten nicht einbringt, die nicht sagt, was sie bevorzugt, die keine Diskussion in der Öffentlichkeit zulässt, und vor allem nicht in der Öffentlichkeit in dem Gebiet, das es vor allem betrifft, nämlich dem Gebiet rund um den Augarten, die nicht fragt, was dort gewünscht wird, welche Geschichte es in diesem Bezirk gibt und was in diesem Bezirk benötigt wird. 

Eine Kulturpolitik, die darauf nicht eingeht, nicht zuhört, sondern in einer fast monarchistischen Art und Weise einem Minister die gesamte Entscheidung übergibt, ist eine schlechte Kulturpolitik, sie ist sogar eine haltungslose Kulturpolitik. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

In dieser Legislaturperiode gibt es zwei Kulturneubauten in dieser Stadt. Neben dem Kabelwerk ist es der Augartenspitz. Und die Stadt Wien - und wir sind hier schon oft gestanden, und zwar sehr oft gestanden, und haben über dieses Thema geredet - hat immer gesagt, sorry, der Bund muss das entscheiden. 

Ja, aber hallo, der Bund! Ein Grundstück des Bundes ist öffentlicher Raum, und was auf diesem öffentlichen Raum gebaut wird, ist doch im höchsten Interesse der Stadt Wien, weil der Augarten befindet sich ja bekanntlich hier und nicht in Niederösterreich, nicht im Burgenland und nicht in Vorarlberg. Es wurde keine Diskussion in der Öffentlichkeit zugelassen, der Herr Bürgermeister hat sich schon sehr früh auf die Sängerknaben festgelegt, und er hat uns das mittels „Kronen Zeitung“ kundgetan. Und die AnrainerInnen wurden zwar jetzt gefragt, sie durften sich beteiligen, aber auf das Ergebnis einer solchen Beteiligung wurde überhaupt nicht gewartet. Das, meine Damen und Herren, ist haltungslose Politik. Sie ist auch haltungslos gegenüber den Anrainerinnen und Anrainern. 

Der Bund entscheidet. Gut, das wissen wir, aber Wien muss ein immenses Interesse daran haben, welche Gebäude auf diesen Grundstücken errichtet werden, und kann immer noch Einfluss darauf nehmen. 

Baugenehmigungen müssen erteilt werden, und Baugenehmigungen können erst dann erteilt werden, wenn ein BürgerInnenverfahren, ein BürgerInnenbeteiligungsverfahren, abgewartet ist. Und ich fordere Sie hier und jetzt auf, keine Baugenehmigung im Augarten zu erteilen, bevor der BürgerInnenbeteiligungsprozess beendet ist. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Was ist Politik, meine Damen und Herren? Politik bedeutet öffentlicher Diskurs, bedeutet eine Diskussion darüber, was in dieser Stadt gebraucht wird, was in einem Bezirk gebraucht wird, bedeutet kulturpolitische Diskussion, bedeutet Teilhabe. Und Teilhabe bedeutet, die AnrainerInnen mitsprechen zu lassen, bedeutet, die Kulturveranstalter und –veranstalterinnen, die Kulturschaffenden dieser Stadt, mitreden zu lassen und bedeutet schlussendlich, als Stadt auch eine Haltung zu haben. Und diese vermissen wir in dieser Frage. Es ist eine schweigende Kulturpolitik. 

Und hier möchte ich ganz ausdrücklich noch dazusagen, dass wir jetzt nicht nur von der Wiener Kulturpolitik sprechen, sondern auch von der Kulturministerin, die in diesen Fragen kein Wort gesagt hat, die im Nachhinein bedauert, die im Nachhinein eine Haltung kundtut und so tut, als ob man irgendwie die Angst hat, Wählerinnen oder Wähler zu verlieren. Das ist auch Haltungslosigkeit, meine Damen und Herren. Und ein Wirtschaftsminister, der als alleiniger Herrscher über den Augarten Kulturpolitik machen kann: Wenn das so ist in dieser Republik, dann stimmt etwas nicht, ganz eindeutig nicht. 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie inständig, vor allem die Kolleginnen und Kollegen der Sozialdemokratie, tun wir jetzt noch was, es ist noch nicht zu spät. Lassen wir die Bürgerinnen und Bürger im Augarten teilhaben an der Gestaltung des Augartens und lassen wir nicht einen Wirtschaftsminister allein entscheiden. Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Hoch. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte beginnend nur sagen, Kollege Schreuder, Bartenstein hat natürlich als Eigentümervertreter gehandelt und ich glaube, es liegt ihm auch fern, Kulturpolitik zu machen. Ich werde aber jetzt in meinem kurzen Statement … (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Auch das ist Kulturpolitik!) Kollegin Gretner, bitte, ich glaube, das war ja heute von einigen Kollegen schon relativ gut abgehandelt. Also, Ihre Rolle da jetzt bei dieser Diskussion um eine angeblich nicht stattgefundene Bürgerbeteiligung, um Besetzungen des Areals, ist schon sehr fragwürdig, und eigentlich meine ich, ich schätze Sie sehr als Kollegin, aber das ist Ihrer nicht wirklich würdig, das muss ich schon sagen. Die Diskussion Augarten war ja nicht wirklich sachlich, sondern wurde in den letzten Monaten von den Grünen leider relativ stark parteipolitisch missbraucht. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die GRÜNEN sind nicht in der Bundesregierung!) Die Grünen sind nicht in der Bundesregierung, Gott sei Dank, würde ich sagen, und das unterschiedet uns, genauer gesagt, die ÖVP-Minister, von den SPÖ-Ministern, dass wir halt relativ rasch Nägel mit Köpfen machen. Ja, das unterscheidet uns. (Beifall bei der ÖVP.) 

Warum wir aber jetzt in der Situation sind - und da möchte ich auf meinen Nachredner, Kollegen Hora, kommen: Natürlich ist die Stadt in der Diskussion nicht ganz unschuldig bei dieser Sache, denn ich nehme an, dass man bei einer vorausschauenden Kultur- und Planungspolitik relativ rasch die beiden - unter Anführungszeichen - Kontrahenten plus die Anrainer an einen Tisch hätte bringen können, und man hätte auch relativ rasch und relativ einfach eine Lösung im Sinne aller, vielleicht nicht der GRÜNEN, aber doch im Sinne aller Beteiligten, finden können. 

Ich möchte nur ein Beispiel bringen: Als wir diesen gemeinsamen Vier-Parteien-Antrag zum Leitbild Augarten gestellt haben, ist erst ein halbes Jahr später im Planungsausschuss der Sachkredit genehmigt worden. Ich meine, da sind sechs Monate vergangen. Da hätte ja schon alles geklärt werden können, man hätte mit den Anrainern verhandeln und sprechen können, und das wäre relativ ruhig über die Bühne gegangen, und die Grünen hätten dann keinen fragwürdigen Auftritt bekommen. Zu dem kommt ja noch - und das wurde heute ohnedies schon mehrmals gesagt -, dass bereits der Bürgermeister, sogar hier in diesem Haus, öfter seine Präferenz für das Sängerknabenprojekt abgegeben hat. Daher hat mich dann auch diese Reaktion des Kollegen Hora gewundert. Der war ja am Anfang, als das dann bekannt geworden ist, dass der Bund und Bartenstein da entschieden haben, zuerst ein bisserl ablehnend, aber die Worte der Kollegin Vitouch, denke ich, haben das heute ohnedies wieder zurechtgerückt. 

Wir teilen natürlich die Ansicht, dass bei einem solchen Projekt die Anrainer eingebunden werden sollen, ja, eingebunden werden müssen. Wir sind aber dagegen, dass diese berechtigten Anliegen der Anrainer parteipolitisch missbraucht werden, und ich muss ehrlich sagen, das ist auch eines Gemeinderates nicht würdig. Die Stadt braucht die Bürgermitbeteiligung, die muss ausgebaut werden, aber ich muss ehrlich sagen, wenn so wie von Ihnen agiert wird, dann weiß ich nicht, ob das wirklich sinnvoll ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich denke, dass wir in den letzten paar Tagen eigentlich gesehen haben, wie wichtig eine offene Gesprächskultur gewesen wäre. (GR Mag Rüdiger Maresch: Denken Sie an die eigene!) Ich denke, dass man relativ rasch zwischen den Bürgern, also den Anrainern in diesem Fall, der Stadt Wien und dem Bund zu einem Ergebnis gekommen wäre. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die ÖVP hat es so entschieden!) Das sind feurige Reaktionen gewesen in der letzten Zeit, und man darf sich nicht wundern, dass es jetzt zu dieser doch teilweise sehr merkwürdigen Diskussion gekommen ist. Ich glaube aber ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Die ÖVP hat entschieden!) Nein, die ÖVP hat nicht entschieden (GR Mag Rüdiger Maresch: Na, freilich, sie hat entschieden!) Nein, also, nein, Kollege Maresch, ich meine, wenn man Ihre Rolle bei den diversen Bürgerinitiativen sieht, ich meine, Sie sind ja, glaube ich, bei jeder dabei, oder immer vor Ort. Ich meine, Rothneusiedl, VW, jetzt Augarten. Sie leisten Bürgerinitiativen keinen guten Dienst, das habe ich Ihnen schon öfters gesagt, und Sie werden persönlich damit immer auf der Verliererseite stehen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ha, da lache ich aber!) 

Abschließend, meine die Zeit ist schon abgelaufen. Ich hoffe, dass wir relativ rasch die Baubewilligung durchbringen werden, (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie haben keine Ahnung!) dass mit den Anrainern die wirklich offenen Punkte und Probleme noch einmal besprochen werden, und denke, dass das beschlossene Projekt die besten Voraussetzungen bietet, den Kulturstandort Augarten sehr positiv zu gestalten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die ÖVP kriegt es schon wieder hin!) Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Nächste am Wort ist Herr GR Hora. Ich erteile es ihm.

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! Lieber Kollege Hoch!

Nur eine kleine Information zur Bürgerbeteiligung im Bereich des Augartens: Dort ist Bürgerbeteiligung eigentlich schon seit Jahrzehnten eine Gangart, die es gibt und die eben das Problem hat, dass es auf der anderen Seite immer schwer ist zu arbeiten. Aber es gibt den „Aktionsradius Augarten", wo sich Bürger bereits vor 20 Jahren getroffen haben, und sie versuchen, Verbesserungen im Augarten zu machen. 

Da es Bundesgrund ist, sind diese Verbesserungen immer erst über Jahrzehnte möglich gewesen. Das war auch der Grund, warum wir gesagt haben: Wir wollen dieses gemeinsame Leitbild des Augartens erstellen, dass endlich alle Dienststellen von Seiten der Stadt, aber insbesondere auch des Bundes, die Bundesgärten und natürlich auch die Burghauptmannschaft an einem Tisch sitzen.

Wo ich jetzt eine Fahnenflucht der GRÜNEN oder insbesondere von Frau Kollegin Gretner sehe, das ist die Tatsache, dass das Leitbild über den ganzen Augarten geht und nicht nur über das kleine Eckerl. Ich habe Ihnen das damals angeboten, ziehe es aber heute zurück, weil ich keine Chance sehe, dass ich Ihnen das noch zeigen kann. (GR Mag Rüdiger Maresch: Schade!) 

Ich habe Ihnen angeboten, ich zeige Ihnen einmal den kompletten Augarten, damit Sie alle Facetten kennen lernen. Sie haben es nämlich mit Ihrer Gangart geschafft, sich auf einen ganz winzigen Teil zu beziehen. Ich habe hier die Karte des Augartens vom „Aktionsradius". (Der Redner hält eine Abbildung in die Höhe.) Wir reden über den Teil, der heute nicht öffentlich zugänglich ist, und nicht über das Ganze! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Sie versuchen, den ganzen Augarten dorthin zu fokussieren. 

Ich bin auch nicht glücklich mit der Tatsache - das sage ich Ihnen ganz offen -, dass der Herr Bundesminister diese Entscheidung getroffen hat, bevor der Leitbildprozess in die Phase der Umsetzung gekommen ist. Aber was Sie machen, geht in eine Richtung, die ich ganz einfach nicht mehr mittragen kann. Sie berufen sich auf einen vor einem Monat von Ihnen beantragten Beschluss- und Resolutionsantrag, in den Sie folgenden Satz hineinschreiben - und heute schreiben Sie es ja schon wieder hinein -: Es sollen keine Baubewilligungen erteilt werden. Das heißt, Sie verlangen vom Gemeinderat der Stadt Wien, dass er ganz einfach einen Gesetzesbruch beschließt! 

Das wird nicht funktionieren. Das habe ich Ihnen das letzte Mal gesagt, und heute sage ich es Ihnen von dieser Stelle aus wieder. Ich gehe mit Ihnen mit, wenn Sie einen Antrag stellen, der dementsprechend zu tragen ist. Aber die Form, die Sie heute gewählt haben, kann ich nicht mittragen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich könnte jetzt auch in die Polemik unseres Kollegen Madejski einfallen; nicht im Inhalt, sondern in der Art. Mir fällt nur eines auf: Es ist Weihnachten, und Sie fangen sofort an, darüber zu reden, ob man nicht irgendwo eine Besetzung machen kann. (GR Mag Rüdiger Maresch: Geh bitte!) Ich wünsche Ihnen viel Vergnügen im Augarten - dort wird es nämlich nicht gehen, weil dort noch keine Bauarbeiten im Gang sind!

Es gibt also von Seiten der Stadt noch nicht einmal ein vorgelegtes Projekt. Wir alle haben nur von der Unterschrift erfahren, aber wie Sie wissen, gab es schon mehrere Unterschriften von Seiten des Ministeriums über Bauvorhaben im Augarten, die alle noch nicht realisiert sind. Daher hoffe ich, dass die Leitbilderstellung mitsamt dieser Unterschrift weitergeht, wobei die Bevölkerung dementsprechend eingebunden ist.

Eines möchte ich aber, bitte, auch klarstellen: Es ist nicht die Stadt Wien, die ein Verkehrskonzept zu erstellen hat, und es ist auch nicht der Bezirk, der das tun müsste. Das muss Bestandteil der Bauverhandlung sein, und das wird man sich dann auch dementsprechend genau anschauen. (GRin Dipl-Ing Sabine Gretner: Das ist eh schon feststehend!) Daran können auch Sie aktiv mitwirken, wie das Verkehrskonzept für diesen Platz ausschauen wird. 

Ich habe Ihnen schon das letzte Mal von dieser Stelle aus vorgeworfen, dass das Rechnen nicht funktioniert. Wenn ich 420 Plätze habe, habe ich eine Maximalanzahl von 8 Autobussen; Sie schreiben in Ihren Publikationen: 80 bis 100 Autobusse. Die können wir nicht einmal in der ganzen Gegend dort abstellen, denn so groß ist der Augarten nicht, dass wir dort alle Leute hineinbringen. 

Sie schüren also bei der Bevölkerung Ängste, die einfach nicht stimmen; wir haben den ersten Weg gemacht. Ich habe leider nicht mehr die Zeit, dass ich Ihnen das Leitbild von dieser Stelle aus noch einmal erkläre. Sie haben aber die Unterlagen, wie das Leitbild erstellt werden soll. Die Grüne Fraktion soll bitte wieder an den Tisch zurückkehren, an dem wir über den gesamten Augarten und über dieses Leitbild sprechen. Da können wir einen gemeinsamen Weg finden. - Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die Aktuelle Stunde ist hiermit beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass folgende schriftliche Anfragen eingelangt sind: vier vom Klub der Wiener Freiheitlichen; zwei vom Grünen Klub im Rathaus; fünf des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien.

Von den GRinnen Karin Praniess-Kastner und Mag Ines Anger-Koch wurde eine Anfrage betreffend „Versäumnisse und Systemmängel beim Wiener Jugendamt und der Wiener Jugendwohlfahrt" an den Herrn Bürgermeister gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet. Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine, des Grünen Klubs im Rathaus sechs, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien fünf Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 3, 5, 7 bis 14, 20, 22, 23, 30, 31, 37, 39, 41 und 42, 44 bis 47, 49, 58, 59, 63 bis 68, 70, 72 bis 74, 77 bis 78, 80, 82, 85, 87 bis 101, 104, 106, 108, 110 bis 113, 115, 119, 122, 125 und 126, 128, 131, 134 bis 138, 145, 147, 149 bis 152, 154, 157, 162 bis 164, 166, 168 bis 170, 172, 174 und 176 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

Da sieht man, was für eine Tagesordnung wir heute noch zu bewältigen haben!

In der Präsidialkonferenz wurden nach entsprechender Beratung die Postnummern 28 und 29 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 28, 29, 16, 25, 26, 27, 139, 156, 160, 178, 17, 18, 19, 21, 24, 32, 33, 34, 35, 38, 36, 40, 43, 48, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 56, 57, 60, 61, 140, 141, 155, 159, 158, 161, 165, 2, 4, 6, 15, 142, 143, 144, 146, 148, 153, 167, 171, 173, 175, 177, 62, 69, 71, 76, 79, 81, 86, 105, 109, 120, 121, 124, 75, 83, 84, 102, 103, 107, 114, 116, 117, 118, 123, 127, 129, 130, 132 und 133. Die Postnummern werden in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Wir kommen nun zur Postnummer 1. Sie betrifft die Wahl einer Schriftführerin sowie die Wahl eines Dienstnehmervertreters in die Gemeinderätliche Personalkommission. 

Bevor wir über die vorliegenden Wahlvorschläge abstimmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die vorgesehenen Wahlen durch Heben der Hand vorzunehmen.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig angenommen.

Frau GRin Mag Sonja Ramskogler hat ihre Funktion als Schriftführerin zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates lautet auf Frau GRin Hannelore Reischl.

Ich bitte jene Kolleginnen und Kollegen, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Ich wünsche Kollegin Reischl viel Spaß! (Heiterkeit.)

Herr RegR OAR Rudolf Zangl ist als Dienstnehmervertreter aus der Gemeinderätlichen Personalkommission ausgeschieden. Die Gewerkschaft der Gemeindebediensteten schlägt für dieses Mandat Herrn AR Norbert Pelzer vor.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Nunmehr schlage ich vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 28 und 29 der Tagesordnung - sie betreffen den Verkehrsdienstevertrag mit den Österreichischen Bundesbahnen sowie die Änderungen der Parkometerabgabeverordnung und der Kontrolleinrichtungsverordnung - zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall.

Somit bitte ich den Berichterstatter, Herrn GR Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Danke schön. - Ich bitte um Zustimmung zu den vorliegenden Geschäftsstücken.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. - Ich eröffne die Debatte. Bevor wir beginnen, möchte ich Sie daran erinnern, dass die Erstrednerinnen/Erstredner jeder Partei 40 Minuten, ansonsten die Rednerinnen und Redner 20 Minuten zur Verfügung haben. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Jetzt haben wir ja ein weniger emotionales oder emotionalisierendes Thema. Wir diskutieren heute über zwei sehr wichtige Punkte, Verträge und Verordnungen. Gestatten Sie, dass das natürlich auch dazu führen wird - und das werden wahrscheinlich alle Fraktionen so machen -, dass die Verkehrspolitik an sich und die Planungspolitik in Wien ein bisschen beleuchtet werden sollen und beleuchtet werden können.

Fangen wir mit den Parkometergebühren an. Am Schluss meiner Ausführungen werden wir einen Abänderungsantrag einbringen, der sich gegen die Höhe der neuen Gebühren richtet, und ich werde dann erläutern, warum das so sein sollte. 

Die Gebühren sind, wie Sie sich erinnern können, um 50 Prozent ab 1. September erhöht worden - vollkommen unverständlicherweise! (GR Karlheinz Hora: Herbert, nach 22 Jahren!) Auch nach 22 Jahren sind 50 Prozent unverständlich. Denn es lag ja bei niemandem, weder bei der Opposition noch bei irgendjemand anderem; ihr hättet es durch eine vernünftige Gebührenpolitik, wenn es so gewesen wäre, jederzeit in der Hand gehabt, die Gebühren zu erhöhen, zu senken oder anzupassen. 

Die 50 Prozent auf einmal sind tatsächlich ein herber Schlag ins Gesicht der Bevölkerung, da die Haushalte netto sowieso immer weniger zur Verfügung haben. Ich gehe dann auch gleich darauf ein, was die Stadt Wien hier mehr einnehmen wird.

Es sind bei der Einführung dieser neuen Parkgebühren und Parkscheine Mängel passiert - das wissen wir alle -, etwa beim Umtausch. Selbstverständlich war es ein gravierender Fehler, vor allem im Hinblick darauf, dass die Parkzeiten in den meisten bisher schon parkraumbewirtschafteten Bezirken von 20 Uhr auf 22 Uhr erhöht wurden, dass man nicht bereits ab September 
2-Stunden-Parkscheine eingeführt hat. 

Das hat natürlich dazu geführt - und ich zitiere eine Überschrift im „Kurier" vom Mittwoch dieser Woche -: „Das Jagdfieber der Parksheriffs". Man könnte sich dem fast anschließen. Hier steht eindeutig drin - und der Leiter der zuständigen Magistratsdienststelle, Ernst Wagner, hat das selbst gesagt -, dass die Hauptzeit der Parksheriffs in Wien bei der Kontrolle derzeit zwischen 20 Uhr und 22 Uhr liegt, weil sich die Leute in vorhergehenden Zeiten durchaus, sagen wir einmal, gesetzeskonform verhalten, die Parkscheine ordnungsgemäß oder besser als voriges Jahr oder vor zwei Jahren ausgefüllt haben und nicht eine Strafe von 21 EUR zahlen wollen.

Nur: Auch bei bestem Willen geht das zwischen 20 Uhr und 22 Uhr nicht, weil sehr viele aus den Bundesländern kommen. Es kommen auch sehr viele ausländische Gäste, die das noch immer nicht wissen. Das ist aber kein Vorwurf an diese Leute, sondern eher ein Vorwurf an die Stadt Wien, weil man diese Ausdehnung der Parkzeiten nicht rechtzeitig und nicht ausgiebig bekannt gemacht hat. Deshalb sind hier - und das wird auch genau so geschrieben - parkende Lenker willkommene Strafopfer. 

Das ist jetzt so; ich werde mir bei der Europameisterschaft 2008 anschauen - das habe ich letztes Mal schon gesagt -, ob wir da genauso rigoros vorgehen werden. Dann wird nämlich das Image der Stadt Wien als freundliche, lebenswerte Stadt schon einen kleinen Knacks bekommen, meine Damen und Herren!

Das heißt, die zeitlichen Prioritäten der Parksheriffs sind jetzt in diese Richtung ausgerichtet: Ich strafe und kontrolliere genau zu dem Zeitpunkt, zu dem sehr viele, die mit dem Auto in die Stadt kommen - sei es zu Kulturveranstaltungen, zu privaten Veranstaltungen oder zu gesellschaftlichen Veranstaltungen -, gar nicht die Möglichkeit haben, hier einen Parkschein zu kaufen. 

Eine kleine Verbesserung stellt der von uns schon vor zwei Monaten beantragte 2-Stunden-Parkschein dar. Es ist eine kleine Verbesserung, weil man sich jetzt zumindest nicht alle eineinhalb Stunden in Regen, Eis und Schnee auf die Straße begeben muss, um seinen Parkschein zu ändern, das Auto zu verstellen, sondern man kann vielleicht das Abendessen oder die gesellschaftliche Veranstaltung so besuchen, dass es sich in zwei Stunden gerade ausgeht.

Meine Damen und Herren! Die Frau Vizebürgermeister und Stadträtin für Finanzen hat hier gesagt, in der Regel sollten die aktuellen Einnahmen die Höhe des Vorjahres - gemeint sind die Parkgebühren und die Strafen, die Pickerl - zumindest erreichen, wenn nicht sogar überschreiten. 

Ich kann die Frau Finanzstadträtin beruhigen: Sie werden sie nicht nur überschreiten, sie werden sie ab nächstem Jahr sogar ordentlich überschreiten! Wenn man sich nämlich die Zahlen aus der Zeit zwischen 2001 und 2007 anschaut, dann war der Anteil der Strafen an den Gesamteinnahmen - also Kurzparkscheine, Parkpickerl - immer zwischen 38 und 42 Prozent, also im Schnitt bei 40 Prozent. Egal, ob Sie mehr oder weniger eingenommen haben, es sind immer - und wenn man es weiter zurückverfolgt, ist es ähnlich - 40 Prozent der Einnahmen aus den Strafen. 

Das kann man für heuer schon ganz leicht hochrechnen. Das heißt, die Stadt wird heuer zirka 80 Millionen an Gebühren und Strafen einnehmen; das ist unter einem zusammengefasst. Und hochgerechnet auf 2008 und die Folgejahre - ich habe es mir nur für 2008 berechnen lassen - heißt das: Wenn der Anteil der Strafen mit 40 Prozent gleich bleibt, was anzunehmen ist, weil das bereits seit sechs Jahren so ist und auch schon früher so war, dann wird die Stadt nächstes Jahr zirka 115 Millionen EUR aus Parkgebühren, Strafen und Pickerln einnehmen. Das ist immerhin eine sehr schöne Steigerung um fast 40 Millionen gegenüber diesem Jahr.

Die Frau Stadträtin hat also sehr recht, indem sie sagt, es soll sich erhöhen: Es erhöht sich massiv! Das ist eine Belastung für die Wienerinnen und Wiener sowie für unsere Gäste, und es ist an sich nicht einzusehen, daher werden wir in unserem Abänderungsantrag fordern, dass die Gebühren gleich bleiben. Selbstverständlich werden wir aber dem Artikel 1, der Einführung des 2-Stunden-Parkscheines, der ja an sich unsere Idee war - ich bin sehr erfreut, dass nicht nur die Farbe, sondern auch der Zeitrahmen hier von der Mehrheit angenommen wurde -, zustimmen, nicht jedoch den Gebühren.

Meine Damen und Herren! Betreffend Verkehrspolitik: Es wären ja nicht die GRÜNEN, wenn sie nicht noch eins drauflegen würden. Sie fordern hier seit vielen Jahren die so genannte Stau-Maut, wie es Chorherr ausdrückt, oder die City-Maut; es ist an sich vollkommen egal. Es ist nicht ganz das Gleiche, aber das ist in der Fachkommission klar, und diejenigen, die sich damit beschäftigen, wissen das. 

Nur: Sie verweisen immer wieder auf das Beispiel London. Da gibt es aber einen Riesenunterschied zwischen der Londoner City und der Wiener City. Die eine City hat hauptsächlich, in einem überwiegenden Prozentanteil, Büroflächen und Geschäftsflächen; Wien hat hingegen noch immer einen sehr großen Anteil - man kann sie nicht alle aussiedeln, das wäre auch nicht im Sinne einer Planungspolitik - von Bewohnerinnen und Bewohnern in der Inneren Stadt. Das wäre eine wirkliche Benachteiligung, daher lehnen wir diese City-Maut oder Stau-Maut, wie sie so schön genannt wird, vehement ab. 

Ich bin nur besorgt darüber, dass von der SPÖ hier nicht ganz klare Zeichen der Ablehnung kommen. Es kommt immer wieder vor: Na, derzeit lehnen wir es ab. Mich würde ein offenes Wort des Herrn Stadtrates oder des Herrn Bürgermeisters - der sich gerade hier im Saal befindet - freuen, wenn er auch einmal sagen würde: Er ist vehement, für ewig und immer gegen diese City-Maut. Denn ich kann mir nicht vorstellen, dass die Bürgerinnen und Bürger, Wienerinnen und Wiener, die in der Inneren Stadt wohnen, irgendwann ausziehen, nur um den GRÜNEN den Gefallen zu machen, dass man dort eine City-Maut einführen könnte. 

Meine Damen und Herren! Ich lese Ihnen ein Zitat vor; damit kommen wir zu den öffentlichen Verkehrsmitteln und zu den ÖBB, weil wir heute auch diesen Verkehrsdienstevertrag besprechen. Da gibt es eine Aussendung, und daraus darf ich Ihnen vorlesen: „Pendlerströme aus den Umlandregionen Wiens abzufangen, ist etwas ganz Wichtiges." Und: „Im Zusammenhang mit den Bemühungen, die PendlerInnen gerade durch solche Maßnahmen zum Umsteigen auf die Schiene zu bewegen, ist die schlechte Verkehrspolitik der Bundesregierung, die neuerlich ab November des heurigen Jahres eine deutliche Preiserhöhung für ÖBB und Verkehrsverbund-Zeitkarten ins Auge gefasst hat, schwer kontraproduktiv."

Na selbstverständlich! Jede Preiserhöhung, die die ÖBB machen, betrifft natürlich die Pendler und die Pendlerinnen. Allerdings ist das am 3.8.2004 vom Kollegen Reiter gesagt worden, und er hat eine andere Bundesregierung gemeint. Aber man kann diesen Satz durchaus auf die neue Bundesregierung umlegen, weil auch diese jetzt die ÖBB-Gebühren um 2,5 Prozent erhöht hat, und das - was ebenso kontraproduktiv ist - gerade in einer Zeit, in der Wien sich bemüht und die Leute begreifen, dass es gescheit ist, mit Öffis und nicht nur mit dem privaten Auto zu fahren. 

Es ist also absolut kontraproduktiv, was hier Ihr Minister Faymann mit seinem Busenfreund Huber aufführt, indem er die Preise erhöht. Wir wehren uns vehement gegen die Preiserhöhung bei den Österreichischen Bundesbahnen! Es ist nicht einzusehen, dass diese Preiserhöhungen kommen. 

Sie, sehr geschätzte Damen und Herren von der SPÖ, sind ja verantwortlich für das Dilemma bei den Bundesbahnen, insbesondere den für Wien so wichtigen Schnellbahnen. Denn wer hat 20 Jahre lang die Schnellbahnen verfallen lassen? Da hat sich ja kein Mensch mehr getraut, sich hineinzusetzen! Es war dreckig, es war schmutzig, es war kalt, die Fenster waren bereits milchglasig. Die Schnellbahnen waren also eine Katastrophe. Wer war denn in den letzten 20 Jahren dafür zuständig? Ihre Minister, entweder in der SPÖ-Alleinregierung oder damals noch in der SPÖ-ÖVP-Regierung! Wobei die Minister, soweit ich mich erinnern kann, gerade im Verkehrsministerium, für diesen Bereich, immer der SPÖ zugerechnet werden konnten. Die Zeche zahlen heute die Bürgerinnen und Bürger.

Es gibt aber auch Wiener Versäumnisse: U-Bahnen viel zu spät begonnen; Wohnungen und Arbeitsplätze jahrzehntelang falsch positioniert, im einen Teil Wiens die Arbeitsplätze, im anderen Teil Wiens die Wohnplätze. Man beginnt - auch auf unser Betreiben - bereits ein bisschen damit, Arbeits- und Wohnplätze mehr in die Planung einzubeziehen. Daher sind Stadtentwicklungsgebiete wie Aspern oder Rothneusiedl so wichtig für Wien und auch wichtig für die Umwelt, wenn man bedenkt, dass man nicht jeden Tag 40 km zum Arbeitsplatz fahren sollte. 

Meine Damen und Herren! Wien hat es verabsäumt, die Umfahrung von Wien voranzutreiben. Jetzt wird man irgendwann damit beginnen, im Bereich Lobau in Richtung Norden zu fahren. Das ist um 20 Jahre - es ist nicht zu spät, aber fast - zu spät. Man hat die EU-Osterweiterung tatsächlich verschlafen. Man hat hier jahrelang taktiert, weil man es irgendwo im Hinterkopf nicht gewagt hat, ein zweites Hainburg zu erleben.

Meine Damen und Herren! Es sind verkehrspolitische und planerische Fehler, die hier passiert sind. Ich bin nur froh, dass man hier ebenfalls auf unseren Vorschlag zurückgegriffen hat, der in unserem Wahlprogramm bereits vor vier bis sechs Jahren immer drinnen war, nämlich auf diese Umfahrung. Es ist jetzt sogar diese Variante gekommen - was mich auch freut, wie beim 
2-Stunden-Parkschein und, und, und -, die wir hier in Wien eingefordert haben. Es dauert eben bei der SPÖ immer ein bisschen länger; aber Sie kommen dann drauf, dass die Ideen der FPÖ nicht so schlecht sind. Hier werden sie Gott sei Dank auch verwirklicht. 

Meine Damen und Herren! Die Konsequenz aus diesen gesamten Versäumnissen ist aber, dass der Bürger zahlt. Der Bürger zahlt, aber es steht ihm doch, jedem Einzelnen, das Recht auf freie Mobilitätsentscheidung, auf Flexibilität zu. Sie muss jedoch leistbar und vernünftig sein, meine Damen und Herren! Da bin ich mir bei diesem Vertrag nicht ganz sicher.

Der Vertrag wird natürlich auch von uns angenommen werden, weil es ja besser ist, wenn man irgendeine Vereinbarung hat. Aber sie wird sich finanziell nicht ausgehen. Daher werden wir auch den zwei Anträgen der GRÜNEN betreffend Aufstockung der Mittel beziehungsweise Intervallverkürzung zustimmen, weil wir sie für genauso vernünftig halten. Wir werden mit diesen Beträgen, die im Vertrag stehen, nicht auskommen. 

Positiv zu vermerken ist, dass die S45 auf einen 
10-Minuten-Takt verkürzt wird. Positiv ist auch, dass die S5 nach Stockerau richtig durchgereicht wird. Sehr negativ ist, dass die S15 weiterhin im 30-Minuten-Takt fährt. Das ist, bitte, für eine Großstadt überhaupt unglaublich, dass eine Schnellbahn im 30-Minuten-Takt fährt, und zwar in Richtung Westen Wiens. Aber die SPÖ hat es ja immer mit dem Westen Wiens! Es gibt keine U-Bahn in den Westen Wiens, daher lässt man auch die Schnellbahn nicht in den Westen Wiens fahren: Das brauche ich nicht, dort habe ich ja nie eine Basis gehabt, da gibt es so wenige SPÖ-Bezirksvorsteher, wenige Gemeindebauten und, und, und. Es liegt ja fast der Verdacht nahe, dass das eine gewisse politische Entscheidung war.

Im Übrigen gibt man jetzt 2 Millionen für diese neuen Züge aus, die sicher komfortabel sein werden - auch sehr spät, aber immerhin bekommen wir sie jetzt. Es ist schon ein bisschen eigenartig, dass die Österreichische Bundesbahn da nur 300 000 EUR zahlt - das sind 15 Prozent vom Gesamtpaket -; die Stadt Wien zahlt 1,2 Millionen und das Ministerium 600 000 EUR. Diese Aufteilung finde ich schon ein bisschen eigenartig, weil es ja durchaus auch den ÖBB zugute kommt, wenn sie das Image verbessern können und wenn sie mehr Fahrgäste transportieren. Auch das, so muss ich anmerken, ist sehr negativ. Hier hat sich Wien sicherlich teilweise durch den Kakao und eigentlich über den Tisch ziehen lassen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich noch zu einem Thema in Wien kommen, das wirklich desaströs ist, wo sich keiner mehr auskennt: Das ist Rothneusiedl! Es geht jetzt nicht darum, dass Rothneusiedl ein Stadion, einen Gewerbepark, ein Einkaufszentrum oder was auch immer bekommt. Bitte, Rothneusiedl ist 1984 das erste Mal, 1994 noch einmal - bis auf einen Zeitraum von zwei Jahren, da ist es herausgenommen worden, aber jetzt hat es wieder Priorität - als Stadtentwicklungsgebiet prioritär festgeschrieben worden. Darauf haben sich alle geeinigt!

Aber das Desaster liegt ja auf der Hand. Wir haben jetzt zwar die Pläne für die U1-Verlängerung nach Rothneusiedl, aber wir haben sonst überhaupt nichts. Wir wissen nicht, wer welche Grundstücke hat. Wir wissen das nicht, zumindest nicht hier im Rathaus; wahrscheinlich wissen es einige ganz wenige, aber wir wissen es eben nicht. 

Es gibt dort noch immer ein paar - ich würde sie provokativ, das ist eben hie und da meine Art, so bezeichnen - Grundstückseigentümer, ich habe im Ausschuss „Spekulanten" gesagt, das nehme ich zurück, aber es gibt Grundstückseigentümer, die versuchen, mit ihren Grundstücken, die vielleicht strategisch günstig liegen, bis zum Vier- oder Fünffachen des dort gültigen Preises zu erzielen. Wir haben letztes Mal einen Akt gehabt, genau aus dem Gebiet, da wird um 160 EUR pro Quadratmeter verkauft. (GR Alfred Hoch: 204 EUR!) Mir ist bekannt, dass dort teilweise, von einigen ganz wenigen, das Vier- bis Fünffache verlangt wird. 

Wir haben keine Anbindung oder noch kein Konzept der straßenmäßigen Anbindung. Es gibt keine Überlegungen dafür, die Therme Oberlaa, die ebenfalls bis 2010/2011 ausgebaut werden soll, mit einzubeziehen. Wir bekommen ein Logistikzentrum, aber dort fallen sie ins Schwarze Loch der Wiener Verkehrspolitik, weil eben diese Anbindung auch straßenmäßig nicht stattfindet, und, und, und. 

Auf der anderen Seite ist Wien - und wir auch, weil wir das immer unterstützt haben - stolz auf CENTROPE. Das ist an sich ein tolles regionales Programm und wird auch Wien und dem Umland in Zukunft einiges bringen. Wien ist die Zentrale dieses Raums, und daher muss man, bitte, meine Damen und Herren, wenn man dem zustimmt, auch für die Aufwertung des Südens Wiens sein. Denn ohne Aufwertung des Südens Wiens im Gewerbebereich, im Wohnbereich und im Arbeitsbereich wird CENTROPE nicht das bringen, was wir uns vorstellen. 

2025 wird Wien ungefähr 1,8 Millionen Einwohner haben. Ich frage mich ernsthaft: Was planen Sie? Wo planen Sie in Zukunft den Wohnraum für die - ob man sie jetzt will oder nicht - zuströmenden Wienerinnen und Wiener? Wir brauchen dort unten unbedingt eine Anbindung im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel. Wir brauchen im 10. Bezirk unbedingt die Anbindung an Oberlaa. Wir brauchen dort den Wohnbau. 

Ich brauche das Stadion dort nicht, ich brauche auch das Einkaufszentrum dort nicht. Nur, meine Damen und Herren, wir leben in einer Demokratie, wir leben in einem freiheitlichen Rechtsstaat. Wenn es Verträge gibt - und die gibt es nun einmal - und einer das bezahlt, die Flächenwidmung und die Baubehörde gibt es frei, dann sind wir wieder genau dort, wo wir beim vorhergehenden Tagesordnungspunkt waren: Na, dann wird man sich die Auflagen überlegen (Heiterkeit bei GR Günter Kenesei.), dann wird eben die Baupolizei oder die Flächenwidmung beigezogen, dann wird man sich die Bebauungspläne genauestens ansehen. 

Aber dass man hier mit Horrorzahlen kommt, dagegen habe ich mich immer gewehrt. Ich bin an sich durchaus ein sehr kritischer und beinharter Oppositionspolitiker. Nur: Man muss schon auch hie und da die Sachlichkeit sehen. Ich kann als Oppositionspartei, meine Damen und Herren, nicht mit Zahlen argumentieren, die so weit von der Realität entfernt sind, nur um Bürgerinnen und Bürgern Angst einzuflößen. 

Wir werden es nicht beschließen - Sie brauchen keine Sorge zu haben -, ob dort ein Stadion oder sonst etwas hinkommt. Ich darf Ihnen noch einmal sagen - da können Sie zehnmal lachen, Herr Kenesei -, die Niederösterreicher bereiten sich auf das CENTROPE-Programm sehr gut vor, und die Niederösterreicher werden sehr viel davon profitieren, im Süden und im Osten, von der Slowakei, von Westungarn und weiterhin von Südmähren. 

Wenn es Wien nicht gelingt, relativ rasch Klarheit betreffend Rothneusiedl zu schaffen, dann bin ich der Meinung, wir stoppen das Ganze. Hören wir damit für einen gewissen Zeitraum überhaupt auf. Lassen wir einmal alle darüber nachdenken, was sie wollen. 

Nur eines kann nicht passieren: Das Geld betreffend U-Bahn, das mit dem Bund ausgemacht ist, muss verbaut werden, und zwar im Süden Wiens. Dann könnte man sich überlegen, wenn Rothneusiedl in den nächsten fünf oder zehn Jahren nicht realisiert wird, dass man eine andere Linienführung betrachtet, die aber ebenfalls in den Süden führt, zum Beispiel über Reumannplatz, Troststraße, Monte Laa, Laaer-Berg, Kurzentrum Oberlaa mit Anschlussmöglichkeit, und dann schließen wir eben in zehn Jahren den Ring nach Rothneusiedl und gehen von Süden wieder hinauf nach Norden. 

Das wäre eine Überlegung, meine Damen und Herren: Wenn ich schon hier das Geld mit dem Bund ausgemacht habe, dann soll ich es auch verplanen und verbauen. Dann lasse ich mich nicht von einigen wenigen Privaten, seien es auf der einen Seite die Grundstückseigentümer, sei es auf der anderen Seite die Firma Magna, an der Nase herumführen, und keiner sagt eigentlich, was er wirklich will.

Wir im Gemeinderat haben das Recht, von allen verantwortlichen Stadträten und vom Bürgermeister zu erfahren, wie es dort ausschaut. Ich bin der Meinung, wenn wir das - bis Ende März oder Ende Juni können wir darüber reden - nicht hier im Gemeinderat oder in den Ausschüssen diskutieren, dann stoppen wir das Projekt, meine Damen und Herren, und überlegen uns neue Sachen. Denn es kann nicht sein, dass wir hier von allen Beteiligten am Nasenring herumgeführt werden! (Beifall bei der FPÖ.)

Als Letztes zu einer Presseaussendung des Kollegen Maresch; ich habe das gelesen, weil ich die Aussendungen des Kollegen Maresch immer lese, da sie hie und da auch sehr heiter sind. Er hat wieder gesagt, den Donauausbau können wir nicht so machen, wie es geplant ist, weil da die Au das Grundwasser verliert, und so weiter. Es sind also die bekannten Argumente. 

Meine Damen und Herren! Verkehrstechnisch und verkehrspolitisch wäre es Wahnsinn, die Donau oder überhaupt die Wasserwege nicht auszubauen. Das hat ökologisch schonend zu geschehen, überhaupt keine Frage, aber es wäre falsch, sie nicht auszubauen. Denn jetzt haben wir einen Wiener Hafen, wir investieren hier und müssen froh sein, alles von der Straße auf die Schiene oder auch aufs Schiff zu bekommen, meine Damen und Herren. Daher bin ich natürlich für einen schonenden Ausbau der Wasserstraße, insbesondere der Donau. Denn wenn Österreich das nicht macht, begibt es sich vieler Chancen, in Zukunft wirtschaftlich noch besser dazustehen. 

Zum Schluss darf ich jetzt meinen Abänderungsantrag einbringen. Ich brauche das nicht noch einmal zu wiederholen: Er beschäftigt sich im Großen und Ganzen mit dem Entgelt für die Parkscheine - halbe Stunde, eine Stunde, eineinhalb Stunden und zwei Stunden -, wobei wir die Gebühren neu festsetzen wollen. Diese sind in Wirklichkeit die alten: 40 Cent, 80 Cent, 1,20 EUR und 1,60 EUR. 

Wir werden hier den Antrag an sich ablehnen beziehungsweise dem Abänderungsantrag zustimmen. Ich bin schon gespannt, ob wir heute nur über den Verkehrsvertrag oder nur über Kurzparkzonen reden, oder ob wir der Sicht auf die Wiener Verkehrspolitik einen Horizont zugrunde legen, der ein bisschen weiter ist. Denn so sollten wir in diesem Haus auch einmal diskutieren. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ein weites Feld hat Kollege Madejski aufgemacht. Es wäre schon weit genug, wenn man sich die Schwerpunktüberlegung - Verlängerung der Laufzeit der Parkscheine und Verkehrsdienstevertrag - ansieht, aber generell die Verkehrspolitik, Flächenwidmung et cetera, alles in einen Punkt hineinzupacken, das ist eigentlich schon ein bisschen Nebelwerfen. Das wundert mich nicht, weil Kollege Madejski gesagt hat, dass er ein kritischer Oppositionspolitiker ist, aber wenn es um Flächenwidmungen geht, gibt es mehr Widerspruch innerhalb der SPÖ als das, was von Ihrer Seite kommt, und insofern würde ich da ein bisschen aufpassen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Aber es ist ja nicht nur so, er hat auch, als er über die Verkehrsminister gesprochen hat, schon den Eindruck erweckt, dass für die ÖBB immer die Verkehrsminister der SPÖ zuständig waren, sei es in der Alleinregierung, sei es in der Opposition mit der ÖVP. Gut, es stimmt schon: In der kurzen Phase Schwarz-Braun hat man sich die drei Verkehrsminister, die die FPÖ gehabt hat, wahrscheinlich wirklich nicht merken können - aber da waren eine Kollegin Forstinger, ein Minister Reichhold, ein Minister Gorbach, der seltsame Briefe schreibt. Ja, alle keine Helden in der Verkehrspolitik, aber alle verantwortlich für die ÖBB! (GR Franz Ekkamp: Da war noch einer!) Kollege Ekkamp, es war noch ein Vierter? Wen habe ich denn vergessen? (GR Franz Ekkamp: Schmid!) Der Schmid - jessas, vier in sechs Jahren! (GR Dr Herbert Madejski: Auf den habe ich auch vergessen!) 

Also ich glaube, es gibt genug, weswegen man auf die SPÖ, jetzt sage ich einmal ganz ehrlich, auch schimpfen kann im Bereich der Verkehrspolitik, (GR Dr Kurt Stürzenbecher, in Richtung FPÖ: ... Verkehrs-
minister vergessen!) aber Verkehrsminister der FPÖ einfach zu vergessen und zu sagen, die haben in dieser Republik nie etwas zu reden gehabt, das zeugt dann auch nicht von einer hervorragenden Vorbereitung. (GR Dr Herbert Madejski, in Richtung SPÖ: ... Grazer Hauptbahnhof!) 

Aber kommen wir zurück zum Schwerpunkt. Es würde mich ja wirklich freuen - aber jetzt weiß ich natürlich, dass gerade in der FPÖ auch sehr viele Immobilienvertreter zu Hause sind -, wenn einmal der Kollege Madejski angesichts der momentanen Mietpreise herausgehen und sagen würde: Ich wünsche mir, dass die Bevölkerung, was die Miete betrifft, Preise wie vor 20 Jahren bezahlt. 

Das würde ich mir von Ihnen wünschen, Kollege Madejski! Denn das wird den ärmeren Menschen, die in Wien leben, hundertmal mehr helfen als ein Antrag, die Parkgebühr um 20 Cent für eine halbe Stunde zu reduzieren. Es wäre etwas, was den Menschen helfen würde, wenn die Mieten günstiger wären. Es wäre etwas, was den Menschen helfen würde, wenn die Lebensmittel günstiger wären. Es gäbe viele andere Bereiche, wo man tatsächlich den finanziell-ökonomisch Schwächeren in diesem Land helfen kann. 

Dass man sich aber gegen eine sinnvolle Parkraumbewirtschaftung wehrt - und natürlich arbeitet eine Parkraumbewirtschaftung einerseits mit Tarifen und andererseits mit einer regionalen Ausdehnung, um in einer Großstadt wie Wien einen sinnvollen Modal-Split und eine halbwegs gute Luft zu erhalten -, das ist mir tatsächlich unverständlich. Aber so ist eben die Politik der FPÖ: Sie tritt nicht für die ärmeren Menschen in dieser Stadt ein, sondern sie tritt für die Autofahrer ein, insbesondere tatsächlich für die Autofahrer und weniger für die Autofahrerinnen, denn sonst würde sie sich auch für den öffentlichen Verkehr einsetzen! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Jetzt aber zurück zu meinem eigentlichen Punkt, dem Verkehrsdienstevertrag: Weshalb wir aus verkehrspolitischen Überlegungen und inhaltlichen Gründen diesen Vertrag ablehnen, wird meine Kollegin Ingrid Puller nachher noch ausführlich darstellen. Ich möchte mich vor allem mit dem EU-rechtlichen Zusammenhang des Verkehrsdienstevertrages beschäftigen und auch auf ein paar fehlende Grundlagen hinweisen, die meines Erachtens in diesem Verkehrsdienstevertrag eigentlich dargestellt werden müssten. 

Vorweg jedoch noch eine Bemerkung: Wieso Länder und Gemeinden überhaupt mit den ÖBB einen Verkehrsdienstevertrag abschließen müssen zu einem Zeitpunkt, wo die Manager der ÖBB so locker 80 Mil-
lionen EUR verzocken können, ist mir überhaupt ein Rätsel. Anscheinend haben die ÖBB genug Geld. Die ÖBB haben einen Auftrag, Verkehrsdienste sicherzustellen; dass man dann einfach 80 Millionen EUR in den Sand setzt und gleichzeitig eine Fahrplanänderung macht, wo man die Menschen vor den Kopf stößt beziehungsweise auf die Füße stellt - denn wenn man von Wien nach Innsbruck durchgehend stehen muss, ist das alles andere als angenehm -, wo nach wie vor auf vielen Strecken nicht gewährleistet ist, dass die Fahrpläne wirklich eingehalten werden, da ist es eigentlich eine Zumutung, für diese zum Teil schlechte Ausführung, die die ÖBB auch im Bereich der Schnellbahnen liefern, tatsächlich noch zu zahlen. 

Gut, es bleibt uns möglicherweise kurzfristig nichts anderes übrig, aber ich glaube wirklich, dass sich die ÖBB einmal selbst bei der Nase nehmen müssen. Da meine ich nicht die Bediensteten der ÖBB - die vielen Zugsführer, die vielen Schaffner, die, wenn wieder irgendetwas schief läuft, oft genug versuchen, sich zu engagieren, dass es doch noch geht, den Betrieb aufrechtzuerhalten -, sondern da meine ich im Großen und Ganzen tatsächlich die Manager-Etagen der ÖBB, die nicht imstande sind, neben jährlichen Umstrukturierungen einen sinnvollen, günstigen Bahnbetrieb aufrechtzuerhalten. 

Genau darum geht es: Einen günstigen Bahnbetrieb aufrechtzuerhalten, einen pünktlichen Bahnbetrieb aufrechtzuerhalten, einen Bahnbetrieb aufrechtzuerhalten, auf den man sich verlassen kann. Insbesondere im Schnellbahnbereich ist das noch wichtiger als bei den Wiener Linien, wo man im Zweifelsfall auf eine andere Linie oder auch einmal auf ein Taxi umsteigen kann. Wenn man aber aus dem Umfeld von Wien kommt und die Schnellbahn Verspätung hat, dann kann das tatsächlich zu schwierigen und dramatischen Situationen führen. 

Es wird tatsächlich so sein - neben der Pünktlichkeit, neben der Sauberkeit in den Waggons -, dass Menschen erst dann auf die Schnellbahn umsteigen, wenn es nicht nur Park-and-ride-Anlagen gibt, sondern wenn man sich auf die Schnellbahn verlassen kann. Es nützt nichts: Wenn ich einen wichtigen Termin habe, und ich habe Zweifel, dass die Bahn rechtzeitig kommt, dann werden sehr viele Menschen lieber mit dem Auto fahren, als am Bahnhof zu stehen und sich dann zu denken: Das ist nicht gut gelaufen, ich habe den wichtigen Termin versäumt, weil die S50 - um beispielsweise bei Sigrid Pilz zu bleiben - wieder einmal Verspätung hat. Auch Kollege Gerstl kennt, glaube ich, das Problem der S50, genauso gut wie Kollegin Pilz. 

Jetzt kommen wir zurück zum Verkehrsdienstevertrag: Was regelt dieser eigentlich noch? Die Grundlage, auf die dieser Verkehrsdienstevertrag überhaupt gestellt wird, ist der Bereich, in dem die Grundversorgung, für die eigentlich der Bund zuständig wäre, de facto durch die Stadt Wien gestellt wird. 

Jetzt bin ich davon ausgegangen - ich schaue mir das ÖPNRV-Gesetz an -, wenn ich mir diesen Vertrag ansehe, werde ich klare Kostenkalkulationen finden, werde ich aus dem Vertrag auch klar herauslesen können, was eigentlich die Grundversorgung ist, für die der Bund zuständig ist. Über diese Frage gibt es meines Erachtens tatsächlich auch eine Diskussion direkt zwischen ÖBB und Stadt Wien, steht doch in der Präambel - und ich nehme an, dieser Satz ist auf Wunsch der Stadt Wien in die Präambel hineingekommen -: „Diese Vereinbarung erfolgt unpräjudiziell unter Hinweis auf § 7 ÖPNRV-Gesetz, wonach der Bund ein bestimmtes Grundangebot im ÖPNRV abzusichern hat."

Jetzt habe ich mir diesen § 7 angesehen. Der § 7 ÖPNRV müsste eigentlich ziemlich genau regeln - nämlich Stand Fahrplan 1999/2000, abzüglich damals bestehender, zusätzlich vereinbarter Leistungen -, was Grundversorgung ist und was zusätzliche Leistung der ÖBB ist. Wenngleich ich mich jetzt zu sagen traue, dass es für die ÖBB erheblich teurer käme, die S1, die S2 und alle, die rund um Wien anfahren, direkt an den Grenzen zu Niederösterreich jeweils anzuhalten, als sie durch Wien durchzufahren; davon bin ich einmal ziemlich überzeugt. Aber was ist tatsächlich die Grundversorgung? 

Der nächste Punkt - und das ist ganz spannend, wenn man sich diesen Vertrag tatsächlich ansieht - ist die Frage: Gibt es eigentlich einen Widerspruch zwischen den bestehenden Richtlinien auf europäischer Ebene und den Inhalten dieses Vertrages? Es wird zwar ganz am Anfang durchaus darauf hingewiesen, dass die Verordnung 1191/69 in der gültigen Fassung berücksichtigt wird. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Aber nur einseitig berücksichtigt!) Insofern ist es auch ganz wichtig, dass man darauf hinweist, denn hinten steht ja dann, glaube ich, unter § 2 Abs 5, dass es sich jedenfalls um eine Subvention handelt. Das ist auch ein Punkt, der de facto in 1191 geregelt ist, dass dieser Verkehrsdienstevertrag als staatliche Beihilfe und in dem Sinn als Subvention gewährleistet wird. 

Aber man muss sich umgekehrt fragen, ob dann dieser Vertrag tatsächlich die für diesen Fall gültigen Richtlinien des Altmark-Urteils erfüllt. Einer der wesentlichen Punkte der Urteile bezüglich Altmark war, dass zukünftig ganz klar, objektiv und transparent, nach nachvollziehbaren Kriterien die Höhe des finanziellen Ausgleiches geregelt sein muss.

Jetzt gibt es dazu zunächst einmal eine banale Grundlage, die meines Erachtens in diesem Vertrag unmissverständlich hätte aufgeführt werden sollen: Wie viel kostet der gefahrene Zugskilometer? Welches ist der Betrag, den die ÖBB brutto der Stadt Wien für einen gefahrenen Zugskilometer eigentlich verrechnen wollen? Welches ist der Betrag, den die ÖBB der Gemeinde Wien netto für einen gefahrenen Zugskilometer verrechnen wollen? Denn es gibt natürlich zusätzliche Einnahmen durch die über die Grundversorgung hinausgehenden Fahrten. Was sind die Nettobeträge?

Dann hätten wir zumindest einmal Beträge, auf deren Basis wir auch zukünftige Verhandlungen führen könnten und auf deren Basis die ebenfalls in dem Vertrag beinhaltete gegenseitige Meistbegünstigtenklausel auch noch einen Sinn machen würde. In Bezug auf die unter § 5 des vorliegenden Vertrages angeführte gegenseitige Meistbegünstigtenklausel frage ich mich tatsächlich: Auf welcher Basis ist die Stadt Wien überhaupt in der Lage, diese Meistbegünstigtenklausel zu realisieren?

Erste Frage: Wissen wir überhaupt, mit welchen anderen Bundesländern die ÖBB zu welchen Konditionen Dienstleistungsverträge abschließen? Wissen wir das überhaupt? Werden uns diese regelmäßig bekannt gegeben, und kennen wir die Kalkulationen? Denn nur dann macht die Meistbegünstigtenklausel tatsächlich einen Sinn.

Zweite Frage: Erfolgt dann auch ein Vergleich zwischen diesen Verträgen, um sich tatsächlich einmal anschauen zu können, auf welcher Basis die ÖBB kalkulieren? Momentan kommt mir eigentlich vor, die ÖBB kalkulieren auf der Basis: Schauen wir, dass wir möglichst viel von Wien herauskriegen für möglichst wenig Leistung, damit wir unser verzocktes Defizit wieder irgendwie ausgleichen können. - Aber es hat eigentlich nichts damit zu tun, für welche Bereiche der Verkehrsdienstevertrag abgeschlossen wurde. Wissen wir überhaupt, ob die jetzigen Einnahmen nicht reichen würden? 

All das geht aus diesem Vertrag nicht hervor. Ganz im Gegenteil, es ist im Vertrag sogar dargestellt, dass die Einnahmen aus dem Vertrag für die ÖBB dazu führen, den Betriebsabgang zu reduzieren. Jetzt habe ich das Gefühl gehabt, wenn man sich die Urteile von Altmark in Verbindung mit Verordnung 1191 in der gültigen Fassung und so weiter ansieht, dass es genau das ist, was der Verkehrsdienstevertrag nicht tun soll: einen durchschnittlichen, normalen Betriebsabgang decken. Die Verkehrsdiensteverträge sollen tatsächlich eine Leistung bezahlen, wenngleich es - Gott sei Dank, sage ich dazu - nach wie vor erlaubt ist, diese direkt zu vergeben. Das halte ich für sinnvoll, aber es geht natürlich darum, das transparent zu machen und es offenzulegen. 

Es hat im Zusammenhang mit verschiedenen Urteilen auf europäischer Ebene - Berlin/Brandenburg, Deutsche Bahn - dann durchaus das Erkenntnis gegeben, dass die Deutsche Bahn anderen Bundesländern um ein Zehntel des Zugskilometerpreises von Berlin/Branden-
burg Sachen angeboten hat. Das wäre tatsächlich auch einmal für Wien interessant. 

Nichtsdestoweniger lässt sich auf Basis dieses Vertrages eigentlich nicht feststellen, wofür die Gemeinde Wien tatsächlich wie viel bezahlt. Es wäre durchaus spannend, ob dieser Vertrag den europäischen Kriterien nach dem Altmark-Urteil standhalten wird. Ich denke, es wird tatsächlich irgendjemand geben, der sich möglicherweise beschwert. 

Es gibt viele Gründe - wie gesagt, auch die verkehrspolitischen Gründe -, warum wir diesen Vertrag ablehnen; darauf wird Ingrid Puller noch eingehen. Aber ich hoffe doch für die Zukunft, dass man die vergaberechtlichen und verfahrensrechtlichen Bestimmungen im Zusammenhang mit der EU - insbesondere dann, wenn man so überzeugte/r EU-Befürworter/in ist, wie das in der Wiener SPÖ der Fall ist - tatsächlich auch in diesen Fragen einhalten wird. Denn das könnte der Stadt Wien einiges an Leistung für den öffentlichen Verkehr bringen, und letztendlich käme das glücklicherweise der Bevölkerung zugute, die bislang bei den Schnellbahnen immer noch darauf angewiesen ist, oft genug mit Unsicherheit darauf zu warten: Kommt sie überhaupt? Kommt sie pünktlich? Und wenn tatsächlich Zugausfälle da sind, ist auch durch diesen Verkehrsdienstevertrag noch lange nicht gewährleistet, dass es einen Schienenersatzverkehr gibt. 

Aus all diesen Gründen und den weiteren, die Kollegin Puller noch erläutern wird, lehnen wir den Vertrag ab. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Mag Gerstl. - Bitte. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Das Hauptthema des heutigen Tages ist Verkehr: öffentlicher Verkehr und Individualverkehr. Jede Betrachtungsweise nur des Individualverkehrs oder nur des öffentlichen Verkehrs wäre falsch, es ist notwendig, dass wir beide Bereiche miteinander betrachten. Lassen Sie mich daher zunächst zur ersten Vorlage kommen, betreffend die Einführung eines 2-Stunden-Parkscheines. 

Die ÖVP-Fraktion hat am 20. September dieses Jahres einen Antrag auf Einführung eines 2-Stunden-Parkscheines eingebracht und hat darauf eine Antwort der SPÖ erhalten - geschrieben am 16. Oktober, eine Woche später in den Ausschuss gebracht, am 5.11. sogar noch im Finanzausschuss gewesen -, worin die Frau Vizebürgermeisterin zum 2-Stunden-Parkschein Folgendes sagt: „Die Auflage einer weiteren Parkscheinart würde somit weder den Interessen der Verwaltung noch jenen der Fahrzeuglenker entgegenkommen. Einerseits ergäbe sich für die Behörde ein administrativer Aufwand und würde solcherart eine unerwünschte Kostensteigerung herbeigeführt. Andererseits entstünde für die Fahrzeuglenker ein erhöhtes Risiko von vermeidbaren Beanstandungen."

Ich zitiere nicht mehr weiter, die Botschaft ist klar: Am 5. November - etwas mehr als einen Monat ist es her - sagt die Frau Vizebürgermeisterin, ein 2-Stunden-Parkschein wäre sowohl aus Kostengründen als auch aus administrativen Gründen und auch im Interesse der Autofahrer falsch. 

Jetzt kennen Sie alle sich wahrscheinlich nicht mehr aus, wenn man die heutige Vorlage anschaut. Denn in der heutigen Vorlage für einen 2-Stunden-Parkschein steht im Verordnungsentwurf genau das Gegenteil: Das Ziel der Einführung eines 2-Stunden-Parkscheines ist es, die Abgabeentrichtung für die Verkehrsteilnehmer zu vereinfachen. - Genau das Gegenteil dessen, was die Frau Vizebürgermeisterin vier Wochen davor gesagt hat! 

Die Alternative ist nur die Beibehaltung; Auswirkungen auf die Beschäftigungslage an dem Wirtschaftsstandort: keine; und jetzt wird es interessant: finanzielle Auswirkungen. Dieselbe, die zuvor noch gesagt hat, welch negative finanzielle Auswirkungen ein 2-Stunden-Parkschein haben wird, schreibt jetzt: „Keine Mehrkosten für die Stadt Wien, weil bei Verwendung von 2-Stunden-Parkscheinen der Bedarf an den schon derzeit gebräuchlichen Parkscheinen geringer wird."

Meine Damen und Herren! Bei der SPÖ ist Papier geduldig: Heute heißt es so, da finden wir eine Begründung, warum wir dagegen sind; morgen finden wir eine Begründung, warum wir dafür sind. Bleiben Sie auf der Linie der ÖVP! Seien Sie für die Autofahrer in dieser Stadt, und versuchen Sie, diese 2-Stunden-Parkscheine rasch umzusetzen!

Gehen Sie noch ein Stück weiter: Denken Sie auch einmal über 3-Stunden-Parkscheine nach. Versuchen Sie, auch für die Kulturveranstaltungen am Abend die Möglichkeit zu schaffen, dass man diese ungehindert genießen kann, und schaffen Sie dafür Kombi-Tickets auch für Autofahrer! (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Sie werden unseren Druck hier in den nächsten Wochen und Monaten nicht weniger verspüren. Wir werden nicht nachlassen, weil ich sehe, dass bei Ihnen die Worte geduldig sind und das Papier sehr geduldig ist. Sie werden vielleicht in den nächsten zwei Monaten Ihren nächsten Antrag umschreiben und sagen können, wie wichtig es doch ist, dass Sie auch einen 3-Stunden-Parkschein oder Erleichterungen für die Theaterbesucher in Wien schaffen werden. Daher werden wir in diesem Thema weiter vorangehen. 

Nun komme ich zum Verkehrsdienstevertrag mit den ÖBB. Wir haben im Jahr 2004 einen Verkehrsdienstevertrag zwischen den ÖBB und der Stadt Wien abgeschlossen mit dem Ziel, dass wir den Modal-Split in der Stadt verbessern, dass wir größere Angebote im öffentlichen Verkehrsnetz machen, dass wir versuchen, einen Umstieg auf das öffentliche Netz zu unterstützen. Und es wird hier besonders hervorgehoben - ich zitiere wieder: „Im Besonderen für die Wiener Schnellbahn, vor allem für periphere Stadtrandgebiete, ist es besonders wichtig, den S-Bahn-Verkehr zu stärken. Die Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Wiener Schnellbahn ist somit eine der Voraussetzungen für die Realisierung dieser verkehrspolitischen Ziele."

Das schreiben Sie selbst im Jahr 2004. Wenn man sich den Vertrag, den Sie gemacht haben, heute anschaut, drei Jahre später, dann ist das Einzige - es ist Ihnen anzurechnen, dass es dazu gekommen ist -, was Sie erreicht haben, die S45-Verdichtung. Da muss ich dazusagen, es haben ganz besonders Oppositionsparteien daran mitgeholfen, dass Sie das in dieser Form abgeändert haben. 

Was Sie dabei noch ausführen, ist - und da möchte ich meinen Vorredner, Kollegen Maresch, eindeutig unterstützen ... (Rufe bei den GRÜNEN: Margulies!) Kollegen Margulies, danke; Entschuldigung! - Ich möchte ihn nämlich darin unterstützen, dass der Satz - Die Leistungen der Stadt Wien ermöglichen es für die Österreichischen Bundesbahnen, einen verringerten Betriebsabgang zu haben. - nicht das Ziel eines Verkehrsdienstevertrags sein kann, so wie es im Akt steht, das kann es wirklich nicht sein! 

Das haben Sie vor drei Jahren noch nicht hineingeschrieben, meine Kollegen von der Regierungsfraktion, weil da der Verkehrsminister noch von der FPÖ gestellt wurde. Jetzt, wo der Verkehrsminister von der SPÖ gestellt wird, schreiben Sie das wahrscheinlich hinein, damit Sie Ihren eigenen Parteikollegen beim Betriebsabgang unterstützen können. Aber das ist nicht der Zugang für einen Verkehrsdienstevertrag!

Meine Damen und Herren! Dieser Vertrag ist im Übrigen zu ungenau gehalten, viel zu ungenau! Sie haben keine konkreten Festlegungen getroffen, es wird nicht genau aufgelistet, was die ÖBB verpflichtend tun sollen. Nur ein Beispiel daraus: Wenn die ÖBB aus irgendwelchen Gründen nicht in der Lage sind, den Fahrzeugverkehr zu erbringen, dann muss erst nach einem Tag ein Ersatzverkehr ermöglicht werden. Glauben Sie nicht, dass das etwas zu lange ist? Dass wir dann in Wien vielleicht einen Tag lang kein Schnellbahnangebot und auch keinen Ersatzverkehr haben? Da ist das, wozu Sie sich im Vertrag verpflichten - meines Erachtens eindeutig zu wenig!

Meine Damen und Herren! Schauen wir uns nun konkret die Liste an: Ein Schnellbahnverkehr, der dazu dienen soll, dass die Menschen mehr mit öffentlichen Verkehrsmitteln fahren. Ich sage Ihnen, solange wir auf folgenden Strecken noch immer diese langen Intervalle haben, wird das nicht möglich sein: 

Wien Floridsdorf - Wien Süßenbrunn 30 Minuten; 

Wien Floridsdorf - Wien Strebersdorf 30 Minuten, S3; 

Wien Meidling - Wien Hütteldorf 60 Minuten; 

Wien Floridsdorf - Wien Kaiserebersdorf 30 Minuten; 

Wien Südbahnhof - Wien Hausfeldstraße 30 Minuten;

Wien Floridsdorf - Wien Südbahnhof 30 Minuten;

Wien Westbahnhof - Purkersdorf Sanatorium 30 Minuten;

Wien Franz-Josefs-Bahnhof - Wien Nußdorf 30 Minuten;

Wien Südbahnhof - Kledering 60 Minuten. 

Glauben Sie, dass das eine attraktive Anbindung ist: ein Intervall von 30 Minuten und mehr? Solange wir in Wien nicht ein 15-Minuten-Intervall auf den Schnellbahnen haben, solange wird es kein attraktives Netz im öffentlichen Verkehr geben. (Beifall bei der ÖVP.)

Meine Damen und Herren, Sie haben das nämlich wirklich sehr positiv in den Zeitungen verkauft. Sie haben da zum Beispiel verkauft, dass auf der S50 nun generell ein 30-Minuten-Takt ist. Ich weiß nicht, haben Sie das selbst verhandelt, haben Sie das verhandeln lassen oder hat die Presseaussendung nur jemand anderer geschrieben? Schauen Sie, ich habe mir die Mühe gemacht, mir das anzuschauen: S50 ab 19.18 Uhr 1,5 Stunden Wartezeit, ab 20.48 Uhr 1 Stunde Wartezeit. Wo ist der von Ihnen im Vertrag festgelegte 30-Minuten-Takt? Er ist nicht gegeben! Sie sagen, Sie haben hier etwas verpflichtet, was im Fahrplan dann gar nicht eingehalten wird. Welche Konsequenzen werden Sie nun gegenüber den ÖBB ergreifen? Das frage ich mich! Sie schließen einen Vertrag ab - den wollen Sie heute von uns sogar noch genehmigt haben - und gleichzeitig machen die ÖBB das, was sie offensichtlich wollen, denn sie halten diesen Vertrag auf der S50 nicht ein.

Aber nicht nur auf der S50, nehmen wir uns die S60 her: Ab 19.20 Uhr auf der S60 stündlich, aber laut Verkehrsdienstevertrag sind die ÖBB verpflichtet, in 
30-Minuten-Intervallen zu fahren. Also auch hier nur mehr in 1-Stunden-Intervallen! Glauben Sie, dass das attraktiv ist? Und warum lassen Sie sich das gefallen?

Auch auf der S7, der wichtigen Verbindung zwischen Flughafen und Wien-Mitte, sind ab 22 Uhr 1-Stunden-Intervalle, obwohl die ÖBB verpflichtet sind, bis 23.30 Uhr im Halb-Stunden-Takt zu fahren. Also auch hier ab 22 Uhr 1-Stunden-Intervalle!

Meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion, Sie halten nicht nur, was Sie versprechen, nicht, Sie schließen sogar noch Verträge, die Sie nicht einhalten und wo Sie vom Vertragspartner nicht einfordern, dass sie eingehalten werden. Das ist nicht zu verstehen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, ich würde Ihnen vorschlagen, dass Sie das Schnellbahnkonzept, das die ÖBB vor wenigen Jahren für den Regionenring rund um Wien vorgeschlagen haben, verwirklichen. Dieses Konzept erfordert 19,09 Millionen EUR pro Jahr. Das ist bei einem 10 Milliarden-Budget der Stadt Wien eigentlich ein Klacks. Aber Sie könnten damit viele Dinge erreichen, die es für die Menschen hier in Wien sehr, sehr viel einfacher machen würde. 

Ich möchte Ihnen hier die einzelnen Punkte und die einzelnen Vorschläge noch einmal zur Kenntnis bringen und es ist alleine Ihre Entscheidung, ob Sie diese Schnellbahnlinien nun unterstützen, einführen oder nicht. Es herrscht das Bestellerprinzip und Sie sind dafür verantwortlich! Sie aber schließen hier einen Verkehrsdienstevertrag auf fünf Jahre, sodass in den nächsten fünf Jahren die Wienerinnen und Wiener keine Verbesserung im Schnellbahnverkehr haben werden! Das kann aus unserer Sicht, aus der Sicht der Opposition in keiner Weise unterstützt werden. Wir werden jedenfalls nicht locker lassen und ich bin sicher, dass wir mit allen Fraktionen, jedenfalls mit den GRÜNEN, von den Freiheitlichen weiß ich es nicht genau, aber hier jedenfalls mit den GRÜNEN, alles dazu tun werden, dass auch in Wien der öffentliche Schienenverkehr unterstützt wird. Daher nochmals kurz die Punkte: 

Einrichtung einer neuen Schnellbahnlinie 8: Wien Floridsdorf – Wien Erzherzog-Karl-Straße in der Phase 1, Phase 2: Wien Floridsdorf – Wien Erzherzog-Karl-Straße, Wien Simmering – Wien Südbahnhof. 

Verdichtung der Schnellbahnlinie S7 auf einen 
15-Minuten-Takt-Verkehr. 

Verdichtung des Schnellbahnverkehrs zwischen Wien Floridsdorf und Wolkersdorf Linie 2 in der Hauptverkehrszeit im 15-Minuten-Takt-Verkehr. 

Verdichtung des Schnellbahnverkehrs im Bereich der Franz-Josefs-Bahn: 15-Minuten-Takt-Verkehr in den Hauptverkehrszeiten, sonst 30 Minuten.

Verdichtung des Schnellbahnverkehrs im Bereich der Westbahn zwischen Hütteldorf und Purkersdorf-Gablitz, 15-Minuten-Takt-Verkehr. Auch das haben Sie schon einmal versprochen, nämlich in politischen Kundgebungen von Ihnen, aber Sie halten es die nächsten fünf Jahre nicht. 

Verdichtung des Schnellbahnverkehrs zwischen Wien Floridsdorf und Erzherzog-Karl-Straße. 

Einrichtung eines Schnellbahnverkehrs auf der inneren Aspangbahn. 

Verdichtung des Schnellbahnverkehrs auf der Wiener Verbindungsbahn. Es ist ganz besonders wichtig, wenn wir den Hauptbahnhof bekommen, dass es eine Verbindung zwischen der Westbahn und der kommenden Südbahn beziehungsweise der Hauptverkehrslinien gibt. Da brauchen wir einen 15-Minuten-Takt-Verkehr. 

Verdichtung des Schnellbahnverkehrs zwischen Wien Ottakring und Wien Heiligenstadt, den wir jetzt einmal mit 10 Minuten haben. Dafür sage ich: „Danke“. Aber ich denke, wir werden hier wahrscheinlich auch außerhalb der Hauptverkehrszeit noch über eine weitere Verdichtung nachdenken müssen. 

Verlängerung des Schnellbahnverkehrs von Wien Liesing nach Wien Rodaun und so weiter, und so weiter.

Und die Verlängerung – ganz wichtig! – der Schnellbahnlinie S45 auch von Wien Handelskai bis Wien Praterkai. Auch das wäre ein ganz, ganz wichtiger Punkt und es wäre auch im Zuge der kommenden EURO 2008 eine Chance gewesen, hier noch viel, viel mehr auf den öffentlichen Verkehr umlegen zu können.

Da bleibt mir zum Abschluss nur mehr, noch einmal die Forderung der ÖVP auf die Einrichtung eines Schnellbahnverkehrs zu wiederholen und zu bekräftigen und Sie zu ersuchen, dass Sie sich jetzt nicht fünf Jahre darauf ausruhen und einen solchen Vertrag liegen lassen und damit im öffentlichen Nahverkehr nichts mehr für die Wienerinnen und Wiener tun! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Ekkamp. Ich erteile es ihm.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Geschätzte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Wir behandeln, wir diskutieren heute zwei wichtige Verträge, also zwei wichtige Poststücke, und wir haben jetzt schon einleitend einiges von den drei Vorrednern gehört, natürlich aus ihrer Position, ob Verantwortung oder nicht Verantwortung, da hat man durchaus andere Vorstellungen, als wenn man in Verantwortung ist. Das ist ganz natürlich so und man braucht sich auch keine Gedanken darüber zu machen, wenn man Forderungen aufstellt, Forderungen über Forderungen aufstellt, wie sie dann auch bezahlt werden sollen.

Ich will mich als Erstes gleich kurz mit dem Verkehrsdienstevertrag beschäftigen, denn im Grunde genommen ist es ja ein Vertrag, der bereits schon seit 1999 Gültigkeit hat und da hat man schon eine gewisse Wichtigkeit für die Stadt im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel erkannt. Und es ist heute schon erwähnt worden, auch von einem meiner Vorredner, dass es ... (Der Redner sucht Unterlagen. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Die Zettel sind nicht da!) Ich habe überall mitschreiben müssen, tut mir leid, ja. 

Die so genannte Grundversorgung ist angesprochen worden, wie die denn aussieht und ob mit der Grundversorgung durch die ÖBB alles abgedeckt sei. Ich verweise auch hier darauf, weil der Vertrag angezweifelt worden ist, ich vertraue in diesem Punkt sehr wohl auf die Juristinnen und Juristen dieses Hauses und dass dieser Vertrag auch in Ordnung ist. Aber man braucht sich das nur wie im normalen Leben vorzustellen. Da gibt es zwei Verhandlungspartner und naturgemäß auch zwei unterschiedliche Positionen. Über Qualität und Quantität wird es natürlich Diskussionen geben. Das ist genauso wie im normalen Leben, wenn ein Vertrag entsteht. Das beweist ja das tagtägliche Wirtschaftsleben oder de facto das tägliche Leben.

Ich denke, und das beweist die Stadt Wien, dass sie wahrscheinlich mit dieser Grundversorgung, so wie sie die ÖBB sehen, nicht so zufrieden ist und sie dafür die ihr möglichen Mittel bereitstellt, damit es eine Verbesserung bei den öffentlichen Verkehrsmitteln gibt. Und so bringt auch dieser neue Verkehrsdienstevertrag von 2008 bis 2012 einen lang geforderten Wunsch auch der Bevölkerung, der Bezirke, nämlich die Intervallverdichtung auf der S45 in den Spitzenverkehrszeiten und zwar in der Zeit von 6 bis 9 Uhr und von 15 bis 19 Uhr von 15 Minuten auf 10 Minuten. Das kostet natürlich einiges. Wenn ich mich nämlich daran erinnere, dass wir vorher 4 Millionen EUR ausgegeben haben, so wird der neue Vertrag 6,5 Millionen EUR im Jahr kosten.

Ich erinnere weiters, dass wir auch nicht zufrieden waren und unseren Kunden etwas anderes zumuten wollten und eben auf der Strecke S45, die sich immer mehr Fahrgäste erfreuen kann, auch das rollende Material durch neue Garnituren ersetzt haben, durch die neuen Talent-Garnituren. Insgesamt waren es in der ersten Tranche zehn, was nebenbei noch 1 Million EUR kostet und das auf 25 Jahre verteilt. Und jetzt mit der neuen Taktfrequenz, mit der neuen Intervallverdichtung, kommen noch zusätzlich drei Garnituren dazu. 

Und ich erinnere auch daran - wenn hiezu gesagt worden ist, was sie alles machen sollten und müssten, das geregelt sein sollte - und verweise wiederum auf das Qualitäts-Monitoring zur Verkehrserbringung, und das steht auch in diesem Geschäftsstück drinnen. Da sind eindeutig die Qualitätskriterien festgehalten, neun an der Zahl: Sicherheit, Pünktlichkeit, Sauberkeit, Zuverlässigkeit, Anschlusssicherung, Kundenfreundlichkeit, Kundenzufriedenheit, behindertengerechte Ausstattung und auch Schnelligkeit. Es würde jetzt zu weit führen, darüber auch noch im Einzelnen zu diskutieren. Aber ich glaube, das spricht schon auch für den Vertrag, für den Vertrag an und für sich. 

Und wenn hier auch gemeint worden ist, ja, es ist in der Regierung jetzt natürlich wieder die SPÖ für die ÖBB zuständig und sie sei schuld, so hat es ein Vorredner sehr klar und deutlich gemacht: Diese Regierung hat sich praktisch erst heuer konstituiert und das war vor unserer Zeit, da waren andere Verkehrsminister oder Verkehrsministerin, vier an der Zahl, am Ruder. Ich denke auch, wenn die Erhöhung der Tarife der Österreichischen Bundesbahnen um 2,9 oder 2,8 Prozent kritisiert worden ist, so ersuche ich, das Gedächtnis ein bisschen in Schwung zu bringen und verweise schon darauf: In dieser Zeit, wo die ÖVP mit der FPÖ in der Regierung gesessen ist und die FPÖ das Sagen hatte, sind die Preise für die Fahrdienste, für die Fahrkarten trotz noch geringerer Inflation wesentlich höher angehoben worden, als es diesmal der Fall ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, summa summarum, wenn das Schnellbahnkonzept angesprochen worden ist: Es ist natürlich ein Konzept, das nicht ausverhandelt worden ist, wie es in einem Antrag formuliert wurde. Natürlich sind viele Punkte drinnen zur weiteren Entwicklung enthalten, aber das muss man halt auch nach Maßnahme des Geldes, das man in einer Stadt aufbringen kann, sehen, dass man es vernünftig einsetzt. Und es wird natürlich auch noch eine gewisse Zeit dauern, bis die weiteren Punkte in Angriff genommen werden können. Da gibt es einen Antrag von den GRÜNEN, den ich heute in den frühen Morgenstunden bekommen habe, und der verweist zum Beispiel auf die Verlängerung der S45 bis zur S8 Praterkai, wo auch gefordert wird, dass dafür noch mehr Geld investiert wird. Ich verweise aber wieder darauf, dass dieser Vertrag nur die Verkehrsdienstleistungen regelt, aber nicht die Errichtung einer Infrastruktur und das wird derzeit, was meinen Wissensstand betrifft, auch weiter vorangetrieben. Aber das kann man in diesem Vertrag natürlich nicht regeln.

Zum zweiten Punkt, meine sehr verehrten Damen und Herren, zur Parkometerverordnung: Es ist natürlich auch recht interessant, wie hier argumentiert wird. Da wird zum Beispiel auch kritisiert, dass die Parksheriffs - ich verwende diesen Ausdruck nicht sehr gerne - in den Abendstunden scharf kontrollieren. Na, das ist natürlich ihre Aufgabe. Wenn man weiß, wo eventuell eine gewisse Missachtung der Verkehrsregeln oder Parkregeln passiert, dann muss man natürlich dort einschreiten. Aber man kann doch nicht einmal sagen: „Jetzt dürfen sie nicht kontrollieren.“ - und bei einem anderen Mal kommt wieder der Ruf nach mehr Kontrolle! Das erleben wir de facto tagtäglich in unserer politischen Arbeit. Das ist nicht sehr fair und auch nicht in Ordnung, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Zu den Gebühren, die die FPÖ mit einem Antrag hier beschrieben hat, ich habe mir das wortwörtlich aufgeschrieben. Die Freiheitlichen fordern, dass die Gebühren gleich bleiben. Das bleiben sie ja! Das bleiben sie ja, weil wir ja seit 1. September neue Gebühren haben. Es kommt ja de facto ... (Aufregung bei den GRen Dr Herbert Madejski und Mag Wolfgang Jung.) Ich weiß schon, es kommt ja de facto nur der 2-Stunden-Parkschein dazu. 

Ich verweise aber durchaus auf noch etwas, weil hier auch ein Kollege der FPÖ, ah, der ÖVP einen 
3-Stunden-Parkschein gefordert hat und das auf Antwort von unserer Frau Vizebürgermeisterin gesagt hat, weil wir am Anfang das ganze Thema auf die Auswirkungen des 2-Stunden-Parkscheines auf den einzelnen erst ordentlich prüfen mussten. Ein gewisses Risiko ist beim 2-Stunden-Parkschein natürlich schon gegeben. Das wird auch weiter so bleiben. Und ich sage von hier aus: Wir werden uns noch gewissen Diskussionen stellen müssen, denn ich verweise darauf, dass, obwohl in den Zonen der Parkraumbewirtschaftung die Regel mit 2 Stunden Parkdauer ihre Gültigkeit hat, in vielen Geschäftsstraßen und außerhalb dieser Parkraumbewirtschaftungsgebiete bei noch zirka 12 000 Stellplätzen die Eineinhalb-Stunden-Parkdauer gilt. Und es war ein ausdrücklicher Wunsch der Wirtschaft, meine sehr verehrten Damen und Herren ... (Aufregung bei GR Dkfm Dr Fritz Aichinger.) Diese Ausweitung auf zwei Stunden wird gerade in den Geschäftsstraßen - um hier keine Verwirrung stattfinden zu lassen – von der Wirtschaft nicht gewünscht! Das heißt, wir werden uns dieser Diskussion in der Zukunft stellen müssen. Sie wird sicher, sicherlich kommen. 

Ich verweise aber auf noch etwas, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn hier so getan wird: Na, wir wollen parken, parken, parken, die Forderung nach einem 3-Stunden-Parkschein und dann werden wir den 4-Stunden-Parkschein fordern: Ich glaube, wichtig bei dem ganzen Thema der Parkraumbewirtschaftung, aber auch der Kurzparkzonen - und da unterstütze ich natürlich auch die Wirtschaft -, ist der Parkplatzumschlag (GR Dkfm Dr Fritz Aichinger: So ist es!) und das ist, glaube ich, der Sinn der Sache und nicht, dass ich 3 Stunden dann einfach stehen bleiben kann und de facto keinen Parkplatzumschlag mehr erreichen würde. Das ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, der falsche Weg! Ob man jetzt bei den Gebühren bleibt oder, wie es im FPÖ-Antrag steht, zurück zu den Wurzeln, also eine Reduzierung - der Kollege Margulies hat das ja eh schon sehr eindrucksvoll dargestellt. In anderen Fällen wird auch nicht eine Reduzierung der Gebühren ... Ich kenne mich ja sowieso nicht aus, weil einmal werden in einer Aussendung 2 EUR verlangt, jetzt werden wieder 1,60 EUR verlangt. Ich glaube, da sollte man noch einmal gut überlegen, was wir hier wirklich verlangen, weil die billige Methode nicht die beste in der Politik ist und von den Menschen auch nicht goutiert wird. 

Trotzdem verweise ich auf einige Punkte auch im Bereich der Parkraumbewirtschaftung, die, glaube ich, sehr viel Anklang bei den Menschen, bei den Benützerinnen und Benützern der PKWs, wenn sie einen Parkplatz benötigen, de facto großen Anklang finden. Es hat ja auch die Kritik gegeben, dass es zu wenig Ausgabestellen für die Parkscheine gibt und, und, und. Aber ich glaube, hier gibt es schon eine gewisse Entwicklung, die sich sehen lassen kann: Man kann sie bei 170 Tankstellen in Wien kaufen - das sind immerhin 80 Prozent aller Tankstellen, wo man außerhalb der Öffnungszeiten von Trafiken auch einen Parkschein bekommt -, bei den Vorverkaufsstellen der Wiener Linien, bei 40 Fahrscheinautomaten in den U-Bahnen, bei den Autofahrerklubs und, und, und, und. Die Stadt Wien prüft auch die Automateninfrastruktur und eines ist, glaube ich, auch ganz wichtig: Die weitere Entwicklung auch des elektronischen Parkens - das SMS-Parken - wird immer beliebter. Ich will nur erwähnen, dass wir derzeit bereits bei einem Gesamtumsatz von 21,5 Prozent liegen und die Steigerungsrate 2007 ist bereits 15 Prozent und ich glaube, das ist auch der richtige Weg. 

Summa summarum kann man auch hier sagen, dass wir einen richtigen Weg einschlagen oder eingeschlagen haben und ich ersuche auch bei diesem Poststück um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Mahdalik. Ich erteile es ihm.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Kurz zu zwei Vorrednern: Eines sollte man, glaube ich, lieber Franz Ekkamp, bleiben lassen: Wir sollten uns da nicht mit Tee anschütten. 

Weil der Kollege Ekkamp vom Parkplatzumschlag gesprochen hat und wieder einmal, zum wiederholten Mal, so getan hat, als wäre die Parkraumbewirtschaftung ein Instrument, um den Parkplatzumschlag zu erhöhen und für die Leute, für die Anrainer, Parkplätze zu schaffen. Das ist es natürlich nicht, das wissen wir alle hier. Man braucht sich nur das Beispiel Rathaus anzuschauen: Drei Viertel der Parkplätze sind von Dauerparkern besetzt, die mit Parkscheinwechsel oder mit SMS-Parken verlängern. Der Parkplatzumschlag rund um das Rathaus, wie auch in vielen anderen Gegenden von Wien, ist erbärmlich. Wir wissen alle die Wahrheit: Die Parkraumbewirtschaftung ist ein Instrument, um die Stadtkassa zu füllen. Ob jetzt der Parkschein eineinhalb, zwei Stunden oder drei Stunden gilt, das ist in diesem Fall wurscht, weil die Leute, wenn sie wo stehen wollen, sowieso den ganzen Tag dort stehen, weil ja nicht kontrolliert wird, ob jemand sein Auto wirklich weiterbewegt oder nicht. Also das, lieber Kollege Ekkamp, könnten wir uns ja in Zukunft sparen. Erzählen Sie das den Wählern draußen! Ein Teil wird es vielleicht noch glauben, aber die Anrainer, die nach wie vor unter akutem Parkplatzmangel leiden, obwohl sie sehr viel zahlen müssen, glauben euch das ganz sicher nicht! 

Noch zum Kollegen Margulies, der mit einem halblustigen Einwurf von der schwarz-braunen Regierung geglänzt hat, was mich insofern verwundert hat, weil das grüne Parteivolk, das ja heute die Augartenanrainer gemimt hat, von der Galerie eigentlich schon wieder verschwunden ist. Aber ich glaube, gerade eine Partei, die Sprüche produziert wie „Heimat im Herzen, Scheiße im Hirn" oder „Wer Österreich liebt, muss Scheiße sein" (Aufregung bei GR Dipl-Ing Martin Margulies.), sollte sich halblustige Schmäh, wo der Ausdruck „braun" vorkommt, in Zukunft sparen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein Satz noch zum Kollegen Margulies, weil ich einen Satz beim besten Willen bis jetzt, wo ich ein Zeitl Zeit gehabt habe, ihn zu kapieren, nicht kapiert habe, und zwar hat der Kollege gesagt: „Die FPÖ setzt sich besonders für Autofahrer ein und nicht für Autofahrerinnen, sonst würden sie sich mehr für den Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel einsetzen." (Aufregung bei GR Dipl-Ing Martin Margulies.) 

Wir setzen uns für die Autofahrer ein, das geben wir auch zu, aber uns ist es eigentlich völlig egal, ob jetzt eine Frau oder ein Mann drinnen sitzt. Vielleicht kann das der Kollege Margulies nachher auch noch einmal für die einfachen Mandatare aus Transdanubien erklären, warum wir jetzt nur für die Autofahrer und nicht für die Autofahrerinnen ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Welche Mandatare?) FPÖ-Mandatare.

Jetzt zum eigentlichen Aktenstück, zum Verkehrsdienstevertrag, wo ja auch dem S-Bahn-Ausbau ein Kapitel gewidmet ist. Im Zusammenhang mit dem 
S-Bahn-Ausbau haben wir diese Woche eine Sitzung der Stadtentwicklungskommission gehabt und haben dort unter anderem erfahren, dass die S80 ins nördliche Flugfeld verlängert wird. Wir freuen uns über diese Maßnahme. Wir haben zwar seit Jahren gefordert, dass die S80 bis Raasdorf verlängert wird, um die Einpendler schon vor der Stadtgrenze abzufangen, aber es ist immerhin besser als nichts. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch zwei Planungen, die in dieser Stadtentwicklungskommission auch besprochen wurden, kurz ansprechen, und zwar die Verlängerung der Straßenbahnlinien 25 und 26. Wir stehen beiden Verlängerungen ablehnend gegenüber. Wir haben das in der Sitzung nur deswegen nicht angesprochen, weil wir das Ganze nicht unnötig verlängern wollten, denn bei den meisten Stadtentwicklungskommissionssitzungen ist es so, wenn ein Grüner sich meldet, melden sich nachher alle anderen und wenn einer einen Antrag stellt, stellt der nächste auch einen Antrag und das Ganze dauert dann immer länger. Wir haben gesagt, wir machen das im Gemeinderat, wir sagen es dort, denn wir haben vor Jahren hier bei diesem Punkt unsere Meinung auch schon so vertreten. Es hat sich nichts geändert. Wir sagen, die Verlängerung dieser Straßenbahnlinie 26 über den Kagraner Platz, den Gewerbepark Stadlau bis zur Hausfeldstraße und weiter bis auf das Flugfeld ist deswegen nicht sinnvoll, weil - und wir vertreten ja die Autofahrer - durch diese Maßnahme Hunderte Parkplätze verloren gehen werden. Das wird so sicher sein wie das Amen im Gebet. Wir kennen die Detailplanungen noch nicht, aber wer die Gegebenheiten kennt, vor allem im Quadenstraßenviertel, wo in den Gemeindebauten 15 000, 20 000 Leute wohnen und wo sich heute schon Wildwestszenen um die Parkplätze abspielen, weiß, dass dort sehr viele Parkplätze wegfallen werden und dann wir es dort noch ärger zugehen als heute. Wir halten das nicht für sinnvoll, nicht nur aus diesem Grund, denn eine Straßenbahn dort ist sehr, sehr teuer. Man hat ja eine Straßenbahnlinie, die durch Hirschstetten geführt hat, vor vielen Jahren leider weggerissen und jetzt möchte man diesen Fehler um teures Steuergeld wieder reparieren. Wir sagen, wenn dieser Fehler einmal begangen worden ist, aber trotzdem das Sekundärnetz im Zuge der U2-Verlängerung aufs Flugfeld natürlich ausgebaut werden muss, dann sollten wir das mit Hilfe von Bussen bewerkstelligen können. Das muss möglich sein und es darf einer Oppositionspartei auch anstehen, dies zu fordern, denn mir kommt es schön langsam so vor, dass es nicht nur gute und böse Verkehrsteilnehmer gibt - also hier sind die Autofahrer die Bösen und die Guten sind die Öffi-Benutzer -, sondern es gibt jetzt auch schon gute und böse Öffis. Die guten sind die Straßenbahnen, die fahren anscheinend mit Solarstrom, und die bösen sind die Busse. Es wäre weit billiger, auch im Sinne der Anrainer, weil dann mehr Parkplätze vorhanden wären, und im Sinne der Autofahrer und Autofahrerinnen, sage ich jetzt einmal, rasch zu realisieren, dass die Verdichtung des Sekundärnetzes mit Bussen erledigt wird. 

Genauso die zweite Straßenbahnlinie, wo es in den letzten Wochen und Monaten eine Änderung gegeben hat und zwar sollte der 25er von Aspern über Eßling nach Groß Enzersdorf verlängert werden. Das ist aus verschiedenen Gründen aus dem Konzept, inzwischen zumindest, rausgefallen und er soll jetzt auch vom Süden her das Flugfeld erreichen. In dem Zusammenhang, obwohl wir auch diese Verlängerung unnötig finden, weil das Busnetz verdichtet werden kann, möchte ich die GRÜNEN fragen, die Kollegin Puller ist leider gerade nicht hier. Sie hat nämlich in der Stadtentwicklungskommission einen - den genauen Ausdruck weiß ich jetzt nicht - Flitzer verlangt, eine schnelle Straßenbahn. Aber du wirst es nachher wahrscheinlich in deiner Rede ansprechen und auch der Kollege Maresch hat sich wieder für die Verlängerung des 25ers ausgesprochen, soweit ich mich erinnern kann. Beim Kollegen Maresch weiß ich ja, er kennt sich im 22. eher weniger aus, weil er ganz woanders wohnt. Er kommt meistens nur zu Aubesetzungen in den 22. Ich weiß nicht, wie sich die Kollegin Puller in Aspern und in Eßling auskennt, aber das muss mir einer vor Ort einmal erklären, wo man die Schienen für diese Straßenbahnlinie 25, wenn man sie nach Groß Enzersdorf verlängert, verlegt, ohne dass wir Eßling untertunneln oder irgendwo weit im Norden oder Süden vorbeifahren, wo dieses Angebot dann wahrscheinlich weniger angenommen wird und wo auch schon Wohnsiedlungen in großem Stil gebaut worden sind und auch in den nächsten Jahren entstehen werden. Mich würde das interessieren. Man kann immer leicht die Straßenbahn bis an den Stadtrand fordern und, und, und. 

Wir haben auch immer die U-Bahn bis an den Stadtrand gefordert. Das ist leider nicht so ganz passiert, weil die SPÖ es verabsäumt hat, die Trassen frei zu halten. Mit dieser Lösung, wie sie jetzt von der Stadt Wien nach unseren Vorschlägen - die Verlängerung auf das Flugfeld fußt ja auf dem freiheitlichen Vorschlag des damaligen Stadtrates Walter Prinz - angedacht ist, sind wir einverstanden und nur mit dem einen Abänderungsvorschlag, dass das Sekundärnetz verdichtet werden soll. Dazu sagt die FPÖ Ja, aber Nein zu den Straßenbahnen. Wir wollen das mit Bussen erledigt haben, meine Damen und Herren. 

Wenn wir beim Thema Bereich Aspern und Eßling sind: Wer in diesem Bereich wohnt oder dort zu tun hat, weiß, dass es im Moment nicht nur Verkehrsprobleme gibt, weil der öffentliche Verkehr noch zu wenig ausgebaut ist, sondern dass es ein noch viel größeres Problem im Osten von Aspern und fast im gesamten Bereich von Eßling gibt und das ist, lieber Kollege Valentin, der Fluglärm. Wir haben im letzten Dialogforum im Anschluss an die Stadtentwicklungskommission auch eine sehr lebhafte Diskussion gehabt. Vor allem sind da zwischen der Frau Dr Heger und dem Erich Valentin einige Koseworte gefallen, zwar hörenswert, aber bezeichnend für den Wert dieses Gremiums, dem wir von der FPÖ etwa den gleichen Wert zumessen wie dem Mediationsforum an sich, dem Vorgänger des Dialogforums, dem Mediationsverfahren, wo die FPÖ schon vorher gesagt hat, es wird genau das rauskommen, was der Flughafen will, was die Wiener SPÖ will und was die ÖVP in Niederösterreich will. Und so war es dann auch. Es sind genau jene Sachen festgeschrieben worden, die der Fluglärm- oder der Flugverkehrslobby zum Vorteil gereichen. 

Wenn man sich die Tarifpolitik des Flughafens in den letzten Jahren ansieht und die Frau Dr Heger hat dankenswerterweise aus den offiziellen Geschäftsberichten der letzten fünf bis sechs Jahren die offiziellen Aussagen, die offiziellen Zahlen herausgeschrieben, dann wundert es einen natürlich nicht, dass der Fluglärm steigt und steigt und steigt und dass die Beschwerden der betroffenen Menschen, über 300 000 sind es in Wien, steigen und steigen und steigen. Den Fluglinien wurden eine ganze Mengen von Incentives, wie man im Flugenglisch sagt, geboten. Manche Tarife wurden um bis zu 40 Prozent gesenkt, für die Ost-West-Funktion in etwa. Für einzelne Destinationen in Osteuropa wurden Preissenkungen von bis zu 27 Prozent durchgeführt. Für teure, also für schwere, laute Langstreckenflüge wurden die Tarife um bis zu 20 Prozent gesenkt. So ist es kein Wunder, dass mittlerweile 10 Billigfluglinien von Wien aus starten und hier auch wieder landen. 

So gesehen ist es kein Wunder, dass die Flugbewegungen jedes Jahr massiv um etwa 10 Prozent ansteigen. Wir haben im Moment 260 000 Flugbewegungen pro Jahr, in manchen Spitzenstunden sind es 80. Und bis zum Jahr 2010 könnten sich diese Flugbewegungen auf bis zu 460 000 pro Jahr steigern. Was das für die betroffenen Menschen bedeutet, das kann sich jeder vorstellen, weil wir ja wissen, der gekurvte Anflug oder gekrümmte Anflug, je nachdem, wie man das auch nennen mag, ist ja aus diesen und jenen Gründen, genau wissen wir es nicht, in den nächsten Jahren nicht zu realisieren. Das sagt zumindest der Kollege Valentin. Wir sagen das Gegenteil. Aber zumindest sind die Stadt Wien, die SPÖ, der Flughafen, das Land Wien, das Land Niederösterreich und dort die ÖVP nicht bereit, diesen gekurvten Anflug, der fluglärmsenkend wirken würde, einzuführen. 

Wenn jetzt die Flugbewegungen jedes Jahr um 10 Prozent steigen, dann haben wir 2010 460 000 Flug-
bewegungen. Was bedeutet das? Der Fluglärm wird sich bis zum Jahr 2010 fast verdoppeln, weil es noch keine anderen Anflugverfahren gibt und die richtigen Flüsterflieger, Kollege Valentin, die man beim Anflug nicht hört, noch nicht erfunden sind. 

Sie haben hier einen diametralen Gegensatz zwischen den vorgeblichen Ansichten der Stadt Wien oder dem Vorhaben, dem vorgeblichen Vorhaben, den Fluglärm zu senken und dem tatsächlichen Verhalten als 20 Prozent-Miteigentümer des Flughafens. Das passt nicht zusammen. Man kann nicht dort zustimmen und sagen: Ja, die Tarife werden gesenkt, die Flieger werden nach Wien gelockt - und sich auf der anderen Seite in dieses Dialogforum reinsetzen und dort Prozentzahlen in den Raum werfen und sagen, es wird alles besser, die Beschwerden sinken - genau das Gegenteil ist wahr! - und dort den Leuten suggerieren, man würde sich um die Fluglärmbetroffenen kümmern. Das geht ja gar nicht! Der Flughafen interessiert sich einen Dreck - Entschuldigung den Ausdruck -, ob weniger oder mehr Fluglärm über Wien und Niederösterreich stattfindet. Er interessiert sich - und das ist ja für ein Unternehmen auch verständlich - genau für seinen Profit, für den Gewinn. Er möchte mehr Flieger nach Wien locken, möchte mehr Gewinn machen. Wir kritisieren auch nicht den Flughafen an sich als Unternehmen. Wir kritisieren die SPÖ-Wien, weil die Stadt Wien 20 Prozent-Eigentümer ist. Ich kann nicht hergehen und diese Preissenkungen und das Hereinholen von noch mehr Flugzeugen auf der einen Seite unterstützen und auf der anderen Seite im Dialogforum die Vertreter der Bürgerinitiativen streicheln und sagen: Wir machen für euch alles, was menschenmöglich ist. Die Leute nehmen euch das nicht mehr ab. Man merkt es im Dialogforum. Und dieses Gremium ist eigentlich - die gehen natürlich aus Höflichkeitsgründen noch hin - für die Pepi-Tant’. Das passt nicht zusammen! Hier soll man den Leuten reinen Wein einschenken und nicht mit Geld anschütten und sagen, wir machen für euch alles. Ihr macht's genau das Gegenteil! Ihr seid’s Miteigentümer - nicht die SPÖ als Partei, aber die Stadt Wien - und ihr unterstützt den Flughafen bei seinem Vorhaben, das er schon seit geraumer Zeit umsetzt, dass er den Fluglärm in Wien steigert. Und das ist von unserer Seite und von Seiten der Bürger massiv zu verurteilen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir werden uns aus diesem Grund heute einen erneuten Anlauf nehmen, um bei der SPÖ ein Umdenken in die Wege zu leiten. Die Erfolgsaussichten stehen wahrscheinlich nicht sonderlich hoch, aber wir lassen uns von diesen Aussichten nicht entmutigen. Man sieht ja, wenn man am Ball dranbleibt wie beim 2-Stunden-Parkschein, wo es zuerst auch geheißen hat: „Kein Interesse in der Bevölkerung, es besteht kein Bedarf“ - und innerhalb von drei Wochen hat sich das Interesse und der Bedarf in der Bevölkerung vervielfacht und sogar die Farbe ist schlussendlich übernommen worden! Wir machen eh schon die ganze Arbeit für die Regierungsfraktion hier. Ihr müsst es halt nach einiger Zeit dann auf die eine oder andere Art umsetzen. 

Es war ja wirklich lustig, wenn man die Fotos vergleicht. Der Herbert Madejski und ich - normal red’ ich nicht von den eigenen Pressegeschichten - sind mit den Kundenparkscheinen dort gestanden und drei, vier Wochen später dann die StRin Brauner genau mit den Parkscheinen. Wir haben sie ein bissel größer gehabt. Das war ein bissel ein Déjà-vu bis auf die handelnden Personen! Wir haben uns natürlich gefreut. Es war in diesem Fall ein Pech für die SPÖ. Normal könnt ihr euch länger Zeit lassen, ein halbes Jahr, ein Jahr, zwei Jahre, bevor ihr dann die Vorschläge der Opposition als SPÖ-Idee bringt und umsetzt. Diesmal, weil sich der Bedarf, das Interesse in der Bevölkerung so sprunghaft erhöht hat, habt ihr es schneller machen müssen. Den Leuten auf der Straße ist das natürlich aufgefallen und sie haben gesagt: Da schau her, jetzt kommt ja doch der 
2-Stunden-Parkschein in gelb gehalten.

Aber wir glauben auch, dass wir, weil steter Tropfen den Stein höhlt, auch bei der SPÖ in Sachen Fluglärm irgendwann ein Umdenken bewirken werden können. Vielleicht erst nach der nächsten Wahl, wenn wir stärker werden und die SPÖ schwächer. Vielleicht wird dann die SPÖ eher dazu geneigt sein, den freiheitlichen Vorschlägen Folge zu leisten oder zumindest Teile davon zu übernehmen. Aber, Kollege Valentin, die SPÖ muss sich in Sachen Fluglärm in den nächsten Jahren schon einmal entscheiden. Ich sag’ jetzt: Sind euch die fast 9 Millionen EUR der jährlichen Dividende vom Flughafen wichtiger oder ist die Gesundheit der euch anvertrauten Menschen wichtiger? Ist es wichtiger, dass der Flughafen jedes Jahr mehr Flieger reinholt, mehr Umsatz macht und vielleicht SPÖ-nahe Arbeitnehmer eine Anstellung am Flughafen finden oder ist euch die Lebensqualität von über 300 000 Menschen in Wien wichtiger? Irgendwann müsst ihr euch entscheiden! An diesem Spagat, den ihr im Moment probiert zu vollführen, an dem seid ihr gescheitert. Das glaubt euch keiner mehr. Lest euch die täglichen E-Mails durch, die aus sehr, sehr vielen Bezirken kommen. Erich, du bekommst alle E-Mails auch. Diesen Spagat kann man nicht machen: Dort Preise senken und Flieger reinholen und auf der anderen Seite erzählen, wir machen was für die Fluglärmsenkung. Wenn ihr wirklich was machen wollt, dann schaut, dass der gekurvte Anflug rasch getestet und eingeführt wird und redet’s euch nicht immer auf Europa aus und dass andere Flughäfen und, und, und. Das geht alles nicht und das brauchen wir nicht. Redet’s euch nicht immer auf andere aus. Macht’s was für die Fluglärm geplagte Bevölkerung! Fluglärm ist gesundheitsschädlich! Fluglärm ist kein Menschenrecht, sondern der Schutz vor Fluglärm sollte auch in Wien ein Menschenrecht sein! Darum bringen wir folgenden Antrag ein:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass Wien als 20 Prozent-Miteigentümer des Flughafens für eine Änderung der aktuellen Tarifpolitik eintritt, die insbesondere Billigfluglinien und schwere, laute Langstrecken- beziehungsweise Frachtmaschinen nach Schwechat lockt und damit noch massivere Fluglärmbelastungen für mehr als 300 000 Menschen in Wien verursacht. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung.“ - Danke! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Bevor ich dem Kollegen Valentin zu einer tatsächlichen Berichtigungen das Wort gebe, möchte ich mich auf das jetzt hier ausgewiesene Protokoll der Aktuellen Stunde bezüglich der Rede des Kollegen Dr Madejski beziehen, den wir alle als temperamentvollen Redner kennen. Das ist keine Frage. Es war auch wieder eine sehr emotionale Rede und ich verstehe in dem Zusammenhang auch seine persönliche Betroffenheit. Aber, lieber Herr Kollege, ich muss hier nur diesen einen Absatz zitieren: „Meine Damen und Herren, dann kommen Sie her und wollen über den Augarten reden. Das Thema haben Sie total verfehlt, meine Damen und Herren. Sie sind ganz aus dem Häusl.“ Und jetzt kommt es: „Eigentlich gehören Sie ins Häusl.“ Das ist eine Verrohung der Sprache. In dem Zusammenhang werden Sie einsehen, dass ich Ihnen einen Ordnungsruf geben muss.

Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich der Kollege Valentin gemeldet. Bitte schön.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Es fällt mir nach der Rede vom Kollege Mahdalik insofern leicht, mich nach der Geschäftsordnung zum Wort zu melden, weil er so viel Anlass für eine tatsächliche Berichtigung gibt, dass die drei Minuten ja fast zu kurz sind.

Punkt 1: Der Kollege Mahdalik spricht von 300 000 bis - je nach Aussendung und je nach Rede - 350 000 Fluglärm Geschädigten. Ich stelle fest, dass es zwei Richtwerte gibt, die europaweit anerkannt sind. Der erste ist das Umgebungslärmschutzgesetz, das eine europäische Richtlinie ist und vom Österreichischen Nationalrat in ein Gesetz gegossen worden ist. Die zweite Richtlinie ist die der Weltgesundheitsorganisation. Nach beiden Richtlinien gibt es in Wien keine Fluglärm Geschädigten, weil es in Wien bei den Grenzwerten, die die beiden Richtlinien aufstellen - die Weltorganisation wesentlich härter und wesentlich schärfer noch als die Europäische Kommission und die Europäische Union -, in dem Sinne keine Betroffenen gibt, das heißt, es besteht keine gesundheitliche Belastung. Dies ist einmal festzuhalten im Gegensatz zu dem, was der Kollege Mahdalik dauernd sagt.

Punkt 2. Weder die SPÖ-Wien noch das Land Wien bestimmen die Lande- und Startgebühren am Schwechater Flughafen. Das tut die FW AG, die Flughafen Wien AG, und muss diese (GR Mag Wolfgang Jung: Und wer sitzt dort?) zur Kenntnisnahme dem Verkehrsministerium vorlegen. That’s it. Da gibt es nach dem Aktiengesetz keine Möglichkeit, dieses zu beeinflussen. Auch wenn man das immer wieder behauptet, wird so etwas nicht wahrer.

Wenn Sie den Wiener Landtag mit der Internationalen Luftsicherung verwechseln, so ist das ein Problem, wahrscheinlich Ihres, aber nicht das des Wiener Landtags. (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Jung.) Tatsache ist, dass sichere Anflugverfahren eine Zertifizierung benötigen. Diese wird international gegeben. Das macht weder die Republik Österreich noch der Wiener Landtag, das machen ausschließlich die dafür vorgesehenen internationalen Gremien. Daran wird gearbeitet und wann der gekurvte Anflug in Wien eingeführt wird, ist nicht eine Entscheidung von Wien und nicht eine Entscheidung Österreichs, sondern eine Entscheidung der Internationalen Flugsicherung und nichts anderes mehr, meine Damen und Herren!

Letztendlich ein Hinweis: Die SPÖ-Wien und die Mehrheitspartei in Wien hat sich dafür entschieden - im Gegensatz zu dem, was der Kollege Mahdalik gesagt hat -, für die Gesundheit und für die Anliegen der Bevölkerung tätig zu sein. Deshalb versuchen wir, weil es keine formale Kompetenz gibt, im zivilrechtlichen Verfahren Verbesserungen zu erreichen. Diese sind so geartet, meine Damen und Herren, dass uns die Metropolen in Europa beneiden und wir immer wieder zum Erfahrungsaustausch eingeladen werden, weil wir wesentlich weiter sind als vergleichbare andere Städte. Das freut uns und ich weise die Behauptung des Kollegen Mahdalik zurück! 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist die Frau GRin Puller. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Nach so einer langatmigen Rede von der FPÖ vergeht mir wirklich die Lust, es eher weiter auszuführen und auf einige Themen genauer einzugehen. Eines noch, Herr Mahdalik: Wo Busse fahren können, haben auch Straßenbahnen Platz. Ich möchte mich auch jetzt wirklich nicht so darstellen wie heute die Herren der FPÖ irgendwie dieses Bedürfnis haben. 

Es ist vor Weihnachten und ich werde den Antrag kurz einbringen. Wieso haben wir den Verkehrsdienstevertrag der ÖBB und der Stadt Wien abgelehnt? Weil uns dieser Betrag für zu wenig erscheint. Diese Kritikpunkte möchte ich eigentlich auch nicht noch einmal wiederholen. 

Vielleicht nur kurz: Diese S7-Intervallverkürzung ist ausständig und auch im Wiener S-Bahn-Bahn-
konzept 2003 wurde schon vorgeschlagen, dass sie ab 2008 im 15-Minuten-Intervall fährt. Oder das S80-Intervall, das im Verkehrsdienstevertrag immer noch mit 30 Minuten geschrieben ist. Und das S40-Intervall, das im Verkehrsdienstevertrag noch mit 30 Minuten vorgesehen ist, aber auch diese S45-Verlängerung, wo damals, möchte ich erinnern, unter der Frau Vorstandsdirektorin Goldmann mit dem damaligen Finanzstadtrat Rieder und dem Herrn StR Schicker in Gesprächen vereinbart wurde, dass diese Verlängerung Handelskai-Praterkai bereits bis 2010/2011 realisiert werden sollte. 

Zu Herrn Hora und dem OCS-Reagierer. Sie haben in Ihrem OCS geschrieben, dass der Verkehrsdienstevertrag auf rund 7,5 Millionen EUR erhöht worden ist. Haben Sie diesen Verkehrsdienstevertrag zwischen ÖBB und Stadt Wien nicht durchgelesen, Herr Hora? Sie, der I-Tüpferlreiter schlechthin, der alles immer ausbessert, hat sich um 1 Million verschätzt oder aufgerundet! Also diese 1 Million hätten wir schon gerne in diesem Vertrag beinhaltet! 

Und auch immer dieser Ping-Pong-Ball, den Sie niederösterreichischen Landeshauptfrauen oder Landeshauptmännern zuspielen, dass sie doch in etwas investieren sollen. Natürlich, aber hier geht es darum, eine Lücke vom Handelskai bis zum Praterkai zu schließen. 

Diese Erhöhung des jährlichen Zuschusses wird zum Großteil für die von uns geforderte, kampagnisierte und durchgesetzte S45-Intervallverdichtung in den Spitzenzeiten verwendet und verbraucht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Umweltschutz, Klimaschutz kostet Geld und attraktive, verlässliche, öffentliche Verkehrsmittel kosten Geld. Daher stellen wir diesen Antrag. Ich denke, die ÖVP - habe ich schon gehört - und die SPÖ stimmen zu, die FPÖ natürlich nicht.

Beschlussantrag: „Die Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird aufgefordert, mit den ÖBB über eine Ausweitung des Schnellbahnangebotes über die Leistungen des neuen Verkehrsdienstevertrages hinaus zu verhandeln und die dafür notwendigen finanziellen Mittel zur Verfügung zu stellen.

Neben den im Rahmen des Verkehrsdienstevertrages den ÖBB gewährten Zuschüssen in der Höhe von jährlich rund 6,5 Millionen EUR soll die Stadt Wien zusätzlich von 2008 bis 2012 jährlich bis zu 3,5 Millio-
nen EUR für die Verlängerung der S45 bis zur S80 Praterkai und die Intervallverdichtung der Schnellbahnlinie S50 gewähren.“

Mein zweiter Antrag ist ein Uraltantrag und ein immer wieder gestellter Antrag seitens der GRÜNEN und der ÖVP. Da bin ich gebrieft worden. Dieses Pendlerelend habe ich Gott sei Dank nicht, das muss ich mir nicht jeden Tag ansehen. Ich wohne im 4. Bezirk, ich habe die U1, ich habe den 18er, ich habe wunderbare Anbindung. Auf Grund des neuen Fahrplans haben sich bei der S50 Verschlechterungen eingeschlichen, meine Kollegin Pilz leidet jeden Tag, der Herr Gerstl auch. Obwohl sowohl die Wiener Stadtregierung als auch die ÖBB-Führung seit Jahren eine Fahrgast-freundlichere Lösung versprechen, sind auf Grund des Inkrafttretens des neuen Fahrplans wesentliche Verschlechterungen eingetreten. Zum Beispiel wurden Regionalzüge gestrichen und die Frequenz der S50 weiter ausgedünnt. Insbesondere in den Tagesrandzeiten ist der Takt der S50 extrem Fahrgast-unfreundlich. So hält beispielsweise zwischen 8.05 Uhr, meine Damen und Herren vom Verkehrsausschuss bitte, zwischen 8.05 und 9.05 Uhr kein einziger Zug in Hadersdorf Richtung Wien, detto zwischen 9.05 und 10.01 Uhr!

Weiters die PendlerInnensituation abends. Abends ist die neue Fahrplansituation eine Provokation schlechthin: Zwischen 19.18 und 20.48 Uhr fährt kein einziger Zug vom Westbahnhof bis Wien-Hadersdorf. 1 Stunde und 30 Minuten, meine Damen und Herren, sollen Pendler oder Pendlerinnen, meistens eben Frauen, weil die ja auf Grund ihrer Teilzeitarbeit in den späteren Abendstunden fahren, dann am Westbahnhof verbringen und ich weiß nicht in ihrem Kummer wahrscheinlich einen Spritzer trinken und so weiter oder sie müssen auf eine Busverbindung ausweichen, die sehr zeitraubend ist! 

Fakt ist: Die verantwortlichen Politiker und Politikerinnen und das ÖBB-Management verschließen ihre Augen und treiben die Fahrgäste bewusst in das Nadelöhr Westeinfahrt und in den Individualverkehr zurück. Daher dieser Beschlussantrag: 

„Der Bürgermeister, die Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und der Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr werden aufgefordert, sich für eine Intervallverkürzung der Züge im Personen- und Nahverkehr auf der überlasteten Westbahn-Stamm-
strecke einzusetzen und darüber mit den ÖBB zu verhandeln. Das Ziel dieser Verhandlungen ist in einem ersten Schritt die Umsetzung des im neuen Verkehrsdienstevertrag mit den ÖBB vereinbarten lückenlosen 30-Minuten-Intervalls der S50 und der parallel geführten Regionalzüge im Nahverkehr. Insbesondere müssen die oben angeführten Lücken geschlossen werden. In einem weiteren Schritt muss dieses Intervall auf 15 Minuten gesenkt werden. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ (Beifall von GR Mag Wolfgang Gerstl.) 

Da wir den Herrn Rechnungshofpräsidenten erwarten, sage ich danke schön und hoffe, mein Nachredner wird sich auch kurz halten. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Kollegin Puller, ich muss auch ein bisserl aufs Formale schauen. Ich weiß, die GRÜNEN gehen damit manchmal ein bisserl locker um. Ich habe als Vorsitzender nur zwei Fragen: 

Der erste der Beschlussanträge, den Sie eingebracht haben, betreffend Erhöhung der jährlichen Zuschüsse Verkehrsdienstevertrag ÖBB, da steht unten nichts. In formeller Hinsicht sofortige Abstimmung oder Zuweisung? (GRe Franz Ekkamp, Dr Kurt Stürzenbecher und Christian Oxonitsch: Na Abstimmung! Abstimmung!) Das wäre die erste Frage.

Und bei dem zweiten gestatte ich mir den Hinweis, dass der überhaupt nicht unterschrieben ist. (GRin Ingrid Puller spricht mit dem Vorsitzenden GR Günther Reiter.) Also in Abstimmung mit der Antragstellerin haben wir die sofortige Abstimmung. 

Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Dr Stürzenbecher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir sprechen jetzt ja an sich über die Postnummer 28 Verkehrsdienstevertrag mit den ÖBB und auf der anderen Seite über eine Änderung der Parkometerabgabeverordnung. 

Ich habe schon mit einem gewissen Erstaunen festgestellt, dass manche Redner hier ein weites Feld, wie es der Kollege Margulies richtig gesagt hat, sehen und der Kollege Madejski, glaube ich, jetzt jeden Tagesordnungspunkt - wurscht, was offiziell ansteht - für eine Möchte-Gern-Rothneusiedl-Debatte heranzieht, meistens relativ erfolglos. Ich glaube auch nicht, dass das viel bringen würde, wenn man das hier immer zu unpassenden Tagesordnungspunkten diskutiert, umgekehrt auch sogar die Mietpreise und die Miethöhen jetzt im Zusammenhang mit diesem Thema diskutiert. Als Ausschussvorsitzender für Wohnbau würde ich darüber auch gerne diskutieren, nur ist das hier nicht der Fall. 

Andererseits muss man sagen, dass der Kollege Mahdalik den Fluglärm gebracht hat, war insofern sinnvoll, als dann der Kollege Valentin sehr präzise und eindeutig die Darstellung bringen konnte, die wirklich den Tatsachen entspricht und insofern passt das eh. 

Und zum letzten Antrag von der Kollegin Puller, die übrigens nicht so besonders kurz war in ihrer Rede. Also insofern geben Sie mir eine Vorgabe, die ich in dieser Form nicht einhalten kann. Aber dieser Antrag betrifft, soweit ich das jetzt mündlich da mitgehört hab’, doch sehr viel die Westbahn draußen. Also jedenfalls nicht etwas, wo die Stadt Wien unmittelbar etwas verändern kann, sondern wo primär andere Gebietskörperschaften zuständig sind, falls ich mich bei dem, was Sie vorgelesen haben, nicht verhört habe, aber ich habe relativ genau zugehört. (Aufregung bei GR Mag Wolfgang Gerstl.) Und deshalb meine ich auch, dass man diesen Antrag eher ablehnen wird. 

Zu den beiden Poststücken. Die Aufrechterhaltung und der Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs hat ja in Wien einen besonders großen Stellenwert. Die Wiener Bevölkerung hat sich ja auch in direkten demokratischen Abstimmungen - aber auch in Umfragen kann man das feststellen - eindeutig für den Vorrang des öffentlichen Verkehrs ausgesprochen. Das ist ja einmal eine Tatsache. Und wenn der Kollege Mahdalik da immer sagt, es gibt gute und böse Verkehrsteilnehmer, dann meinen wir das natürlich nicht. Es gibt diese etwas sonderbare Kategorisierung, die würde ich hier nicht nehmen. Wir bemühen uns natürlich bestmöglich, dass der öffentliche Nahverkehr und der Individualverkehr gut zusammen passen, aber es gibt einen gewissen Vorrang des öffentlichen Verkehrs, weil eine Millionenstadt wie Wien auch nicht anders zu organisieren wäre. Es funktioniert ja im Großen und Ganzen auch wirklich sehr gut, unter anderem auch deshalb, weil wir eben mit den ÖBB gut kooperieren und in dem Sinn hier auch wieder diesen Verkehrsdienstevertrag zwischen der Stadt Wien und den ÖBB abschließen. 

Wie Sie alle wissen, hat 1994 der Wiener Gemeinderat - da war ich noch gar nicht da - ein umfassendes Verkehrskonzept beschlossen. Davon ist inzwischen vieles umgesetzt: Die U-Bahn-Erweiterung, die große Erweiterung des Netzes ist erfolgt. Manche Rahmenbedingungen haben sich natürlich auch grundlegend geändert: Die transeuropäischen Netze, die wir jetzt haben und wo Wien eine echte Schlüsselposition einnimmt und auch die Auswirkungen der EU-Osterweiterung. Und auch da bin ich durchaus der Meinung, dass es so ist, dass wir natürlich von der Osterweiterung profitiert haben. Dass wir die verschlafen hätten und der Madejski uns das auf einmal vorwirft, ist schon ein leicht absurdes Stück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Jedenfalls haben wir jetzt den Masterplan Verkehr aus dem Jahr 2003 und auch hier ein klares Bekenntnis zum weiteren Ausbau der Schnellbahn und zur umweltfreundlichen Abwicklung des Pendlerverkehrs. Wir erhöhen die Leistungsfähigkeit der Schnellbahn und haben damit eine Voraussetzung für die Verwirklichung der verkehrspolitischen Ziele geschaffen. 

Jetzt haben wir also den neuen Vertrag, der von 2008 bis 2012 gelten soll. Ganz besonders freue ich mich natürlich als Hernalser und überhaupt als einer aus dem Westen Wiens über die Intervallverdichtung der innerstädtischen Schnellbahnlinie S45. Da ist besonders erfreulich, dass man eben beispielsweise von Hernals sehr schnell nach Hütteldorf kommen kann. Übrigens ist Hütteldorf im Westen Wiens. Dort ist auch die U4, weil der Kollege Madejski gesagt hat, der Westen Wiens wäre nicht an die U-Bahn angeschlossen. Also die U4 fahrt bis Hütteldorf, bis zum früher so genannten Weststadion, jetzt Hanappi-Stadion. Das hieß ja nicht umsonst Weststadion, nicht Südstadion. Also die U4 ist eindeutig in den Westen gehend. 

Man muss auch dazu sagen, dass die Schwarzmalerei der Opposition, dass die Schnellbahn so herabgekommen sei, nicht stimmt. Auch die drei zusätzlichen Talent-Garnituren beweisen das. 

Insgesamt kann ich sagen, dass die Ausgleichszahlungen an die ÖBB sachlich und politisch sinnvoll sind und nach Auffassung aller ExpertInnen durchaus auch europäischen Normen entsprechen. In diesem Sinn unterstützen wir diesen Vertrag und werden ihn, glaube ich, auch mit großer Mehrheit beschließen. Das ist das eine. 

Das Zweite ist die Änderung der Verordnung, was natürlich wichtig ist, auch wenn die Debatte darüber manchmal fast ein bisschen überkandidelt war, weil man bei der Parkometerabgabeverordnung natürlich beides gut argumentieren kann. Man kann argumentieren – und hat das auch getan –, dass es zu einer gewissen Verwirrung der Autofahrer kommen kann, wenn es den 
2-Stunden-Parkschein gibt. Das haben wir ganz seriös erörtert und haben im Endeffekt nach dieser Erörterung einen leichten Überhang der Argumente, die für einen 
2-Stunden-Parkschein sprechen, gesehen. Dieser ist, wie wir glauben, doch kundenfreundlicher. Bisher musste man halt einen Schein für eineinhalb Stunden und einen Schein für eine halbe Stunde ausfüllen. Das war bisher auch schon möglich. Jetzt geht es halt ein bisschen schneller. Aber wenn das jetzt von Teilen der Opposition zu einer großen ideologischen Grundsatzfrage hochstilisiert wird, dann möchte ich das als nicht besonders ernsthaft bezeichnen! Das ist ein zusätzliches Angebot. Dieser Parkschein wird vermutlich von allen vier Parkscheinen am wenigsten in Anspruch genommen werden, aber es ist gut, dass wir ihn einführen.

Auch die Gegenargumente hatten ihr Gewicht, aber im Endeffekt führen wir das jetzt so durch. Und ich glaube, es wird weiterhin so sein, dass die meisten Leute die Halb-Stunden-Parkscheine verwenden und dass die anderen Parkscheine vergleichsweise weniger benutzt werden. Es ist eine Vorfinanzierung, wenn man sich mehrere 2-Stunden-Parkscheine kauft, und insofern wird das nicht sehr häufig sein.

Alles in allem beschließen wir hier zwei sehr sinnvolle Poststücke, die weiterhin bewirken werden, dass erstens der Nahverkehr in Wien und zweitens die Parkraumbewirtschaftung noch besser funktionieren, als das ohnehin bereits der Fall ist. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir können somit gleich zur Abstimmung kommen, die wir getrennt durchführen.

Ich bitte die Damen und Herren, die für Postnummer 28 sind, um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Volkspartei so beschlossen.

Wir können gleich über die drei eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträge abstimmen.

Der erste Antrag von den Freiheitlichen betrifft den Fluglärm in Wien.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist von den Freiheitlichen und den GRÜNEN unterstützt und hat somit nicht die notwendige Mehrheit.

Der zweite Antrag von den GRÜNEN, für den Kollegin Puller noch die sofortige Abstimmung beantragt hat, betrifft jährliche Zuschüsse im Verkehrsdienstevertrag ÖBB – Stadt Wien.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist auch nicht die notwendige Mehrheit, die Sozialdemokraten haben nicht mitgestimmt.

Der dritte Antrag ist ein gemeinsamer Antrag der GRÜNEN und der ÖVP betreffend Verschlechterung des Taktfahrplanes auf der S50. Es ist ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Ich stelle das gleiche Abstimmungsverhalten wie vorher fest: Der Antrag ist nicht angenommen, die Sozialdemokraten haben dagegen gestimmt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Postnummer 29.

Bei der Postnummer 29 gibt es einen beantragten Abänderungsantrag der FPÖ und der ÖVP betreffend Parkometerabgabeverordnung.

Darüber lasse ich sofort abstimmen.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Abänderungsantrag hat ebenfalls nicht die notwendige Mehrheit gefunden. Er wurde nur von den Antragstellern unterstützt.

Wir können nun gleich über die Postnummer 29 abstimmen.

Wer dafür ist, gebe bitte ein Zeichen der Zustimmung. – Diese Postnummer 29 ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten beschlossen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Und der Grünen!) Danke schön! Diese Postnummer 29 ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN beschlossen.

Meine Damen und Herren! Jetzt wird es feierlich: Ich darf in unserer Mitte den Herrn Rechnungshofpräsidenten Dr Josef Moser in Begleitung des Herrn Magistratsdirektors begrüßen. Ich bitte Sie, Platz zu nehmen! (Allgemeiner Beifall.) 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 16, 25, 26, 27, 139, 156, 160 und 178 der Tagesordnung betreffend Berichte des Rechnungshofes zusammenzuziehen und die Abstimmung doch getrennt durchzuführen. – Einwand sehe ich keinen.

Der Berichterstatter, Herr GR Dr Stürzenbecher, leitet ein.

Berichterstatter GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ich ersuche um Zustimmung zu den vorliegenden Geschäftsstücken.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet und Frau GRin Frank hat sich gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. – Bitte schön.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Herr Präsident!

Ich darf mich gleich vorweg bei Ihnen bedanken für den wirklich sehr ausführlichen Bericht betreffend die Genehmigung von Aufsichtspflichten bei Bauobjekten!

Ich habe mich auf zwei Schwerpunkte konzentriert, nämlich erstens auf die Schulen und den Umgang der Bezirke in Bezug auf Schulen und zweitens auf den § 69 der Bauordnung für Wien.

Selbstverständlich haben wir beide Punkte hier schon mehrmals diskutiert, und es war auch schon das Kontrollamt eingeschaltet. Trotzdem war es notwendig, hier auch einmal die Stellungnahme des Rechnungshofes einzuholen, und diese war auch ausgesprochen aufschlussreich. 

Betreffend Schulen und Bezirke steht im Bericht, dass es eine bezirksweise Budgetverantwortung für Gebäudeinstandhaltungen gibt und diese dem grundlegenden Prinzip des Facilitymanagements widerspricht, wonach dieser Aufgabenbereich gesamthaft wahrzunehmen wäre. Grundsätzlich stimmen wir sehr wohl zu, wir sind aber selbstverständlich dafür, dass die Kompetenz der Bezirke uneingeschränkt erhalten bleibt, wenngleich das in der jetzigen Form nicht möglich ist, solange die Bezirke nicht über ausreichende Mittel verfügen können. Das wurde bei der Budgetdebatte ja ausgiebig diskutiert.

Wenn die Budgetperlustrierung in den Bezirken erfolgt, dann wird das vielfach nicht nur auf deren Wunsch durchgeführt, sondern es kommen sehr wohl auch die Magistratsdienststellen mit ihren Wünschen, und dann reicht das Geld nicht aus, um die erforderlichen Arbeiten durchzuführen, hinsichtlich welcher es massive Kritik im Zusammenhang mit der Aufsichtspflicht gab.

Meine Damen und Herren! Sie wissen, wie es in den letzten Jahren mit den Schulen aussah. Sie befinden sich in einem extrem desolaten Zustand, manche mussten sogar gesperrt werden, weil sie wirklich einsturzgefährdet waren. Trotzdem hat man den Bezirken nur sehr zögerlich das Pouvoir gegeben, auch tatsächlich etwas zu unternehmen. Es wurde hier nämlich nicht immer nach der Notwendigkeit entschieden, sondern es waren sehr oft politische Entscheidungen. Je nachdem, ob es gerade einen sozialistischen Direktor oder einen ÖVP-Direktor gab, wurde manche Schule zum Schmuckkästchen ausgestattet, während manche noch immer in einem wirklich desolaten Zustand vor sich hin dümpeln. Ich hoffe, dass sich da in Zukunft vielleicht auch auf Grund dieses Berichtes etwas ändern wird!

Jetzt komme ich zur Aufsichtspflicht der Behörden: Es gibt so etwas wie Reparaturzyklen. Das heißt, dass etwa alle fünf Jahre der Anstrich und alle zehn Jahre die Fußböden erneuert und zumindest einfachere Reparaturarbeiten durchgeführt werden sollen, dass aber spätestens alle 30 Jahre eine Gesamtsanierung erforderlich ist. Bei vielen Schulen wurde auf diese Zyklen aber nicht Rücksicht genommen, was eben zu diesem Desaster geführt hat.

Diesbezüglich muss man der Aufsicht sehr wohl einen Vorwurf machen! Mein Kollege Madejski hat vor nicht allzu langer Zeit das Problem mit den Falzziegeldecken sehr ausführlich geschildert. Wenn das von der Behörde nicht erkannt wird beziehungsweise Ausschreibungen für Decken gemacht werden, die es in den einzelnen Schulgebäuden überhaupt nicht gibt, dieser Vorgang aber mit zigtausend Euro verbunden ist, dann kann auf Seiten der Aufsicht etwas nicht mit rechten Dingen zugehen! (GR Dr Herbert Madejski: Das stimmt!) Herr Kollege Schuster! Sie schauen mich ganz entgeistert an! (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.)

Dieses Dilemma hat dann auch dazu geführt, dass es oftmals zu spät zu Ausschreibungen gekommen ist und die Bezirke gar nicht mehr in der Lage waren, ein ordnungsgemäßes Verfahren abzuführen, sondern da musste die Notkompetenz her. Die Notkompetenz hat aber wiederum bewirkt, dass unter Umständen jemand ohne Ausschreibung einen teureren Zuschlag erhalten hat, als dies bei einer ordentlichen Planung notwendig gewesen wäre. – Ich selbst weiß noch aus meiner Bezirkstätigkeit, dass immer schon sehr zeitig bekannt ist, wann Ferien sind, egal, ob Weihnachts-, Oster- oder Sommerferien, sodass es nicht nötig ist, in letzter Minute Ausschreibungen auf Grund einer Notkompetenz vorzunehmen. Ich glaube, diesbezüglich gibt es von Seiten der Bauaufsicht noch einen sehr großen Nachholbedarf!

Ich möchte es noch einmal betonen: Wir stehen sehr wohl zur Ausgliederung der Bezirke, wir bitten Sie aber, die Bezirke so zu versorgen, dass sie diese Arbeiten auch umfassend erledigen können! Natürlich ist es viel billiger, wenn man zum Beispiel eine groß angelegte, Wien-weite Aktion zur Sanierung aller Dächer der Schulen, die desolat sind, vornimmt. Dann bekommt man bestimmt einen besseren Preis, als wenn das nur bei drei oder vier Schulen gemacht wird. Das ist unbestritten. Das hat allerdings nicht funktioniert, denn wenn einer Firma der Zuschlag erteilt wurde, war sie oft gar nicht in der Lage, alle Dächer, die sie reparieren hätte sollen, auf einmal zu reparieren, und es blieb wieder bei Einzelprojekten, was sich wiederum im Preis niedergeschlagen hat.

Zur Baukontrolle möchte ich noch etwas anmerken: Da muss ich Sie jetzt persönlich ansprechen, Herr Stadtrat! Wir alle kennen zum Beispiel die Problematik der Schimmelpilze. In diesem Zusammenhang wird bei den Baukontrollen meiner Meinung nach sehr häufig die Suche nach den Ursachen vernachlässigt. Und wenn dem Grund nachgegangen wird, dann erfolgt die Schuldzuweisung in erster Linie in Richtung Mieter. Man hinterfragt hingegen selten, ob vielleicht Baufehler vorliegen oder ob es vielleicht auch andere Schuldige gibt. Oft dauert es sehr lange, bis überhaupt jemand von den zuständigen Behörden kommt, um sich die Sache vor Ort anzuschauen.

Da geht es oft – etwa im Fall von Schimmel – auch um gesundheitliche Probleme. Daher bitte ich, doch mehr auf die Mieter und Mieterinnen im Gemeindebau – wir sprechen jetzt ja in erster Linie vom Gemeindebau – einzugehen, dass sie nicht lange bitten müssen, dass jemand kommt, und dass, wenn dann jemand kommt, die Schuldzuweisung nicht immer sofort eindeutig ist!

Es muss ja nicht für alles eine Baubewilligung erfolgen, oftmals genügen Anzeigen. In diesem Zusammenhang wäre die Baubehörde zum Beispiel bei Fensterreparaturen gefordert: Gehen Sie einmal durch die Stadt, egal, ob um 10 Uhr oder um 22 Uhr: Da werden Fenster ohne Fangnetze und ohne irgendwelche Vorkehrungen ausgetauscht, und ich erspare Ihnen jetzt die Fülle der Antworten, die man da zu hören bekommt. Man kann bei der MA 37 anrufen und sagen: Schauen Sie sich das an! Auf die Frage: Kennen Sie den Eigentümer? Wissen Sie, welche Baufirma zuständig ist?, weiß man aber oft keine Antwort, denn es gibt kein Schild und keinen Hinweis. – Vielleicht könnte man auch einmal danach trachten, dass die Baubehörde auch etwas mehr auf solche kleine, sehr alltägliche Dinge eingeht!

Nun möchte ich noch zum § 69 Stellung nehmen. Die Voraussetzungen, dass wir es mit diesem Arbeitskreis endlich schaffen, dass gewisse Punkte im Zusammenhang mit dem § 69 geklärt werden, sind sehr gut. Zu definieren ist vor allem der Begriff unwesentlich. – Für mich ist „unwesentlich“ sehr, sehr gering. Wenn ich mir dann aber das Porr-Hochhaus oder die Wienerberg-City anschaue, wo bis zu drei, vier oder mehr Stockwerke aufgesetzt werden, als es der ursprünglichen Bewilligung und dem Flächenwidmungsplan entspricht, und weiß, dass man dann auch noch die Verantwortung auf die Bezirke schiebt, wo oft jemand im Bauausschuss sitzt, der mit Bau nichts oder nur sehr peripher zu tun hat, dann meine ich, dass man auch überlegen sollte, ob man nicht ein übergeordnetes Gremium einsetzt, das entscheidet, ob man den § 69 dann, wenn es um maßgebliche Dinge geht, zur Anwendung bringen kann oder nicht.

Der Bericht des Rechnungshofes hat einmal mehr auch das Problem mit den Kinderspielplätzen verdeutlicht: Wir müssen uns darüber klar sein, dass entsprechende Spielplätze geplant werden müssen, und zwar vor allem dann, wenn ein neuer Stadtteil projektiert wird. Ich sehe ein, dass das im innerstädtischen Bereich oft nicht möglich ist. Ich will jetzt den Wienerberg nicht zum 115. Mal zitieren, aber ich sehe wirklich nicht ein, dass man einen Spielplatz dann irgendwo, fast einen Kilometer entfernt, errichtet, weil die ökonomischen Interessen vor den öffentlichen liegen! Das darf es in Zukunft einfach nicht mehr geben!

Man muss die Bauwerber dazu bringen, dass sie einen Spielraum schaffen, der auch verwendbar ist, und ich bin überzeugt, dass das bei etwas gutem Willen möglich ist. Ich gehe zum Beispiel von meiner Alternative betreffend Kleinkinderspielplätze auf Gründächern nicht ab, daran halte ich fest. Solche Alternativen müssen wir finden, und man darf nicht immer gleich sagen: Das geht nicht! Das ist nicht zumutbar!

Ich meine auch, dass wir beim § 69 nicht nur die Strafen – etwa Gefängnisstrafen – erhöhen sollten, sondern auch mittels Bauaufträgen den Rückbau verlangen sollten. Dann darf es allerdings vorher keine entsprechende Genehmigung geben. Daher muss einmal der § 69 von den Bezirken weg. Denn wenn man nur von einer „unwesentlichen Erhöhung“ spricht, dann weiß noch niemand, dass es sich um drei Stockwerke handelt. Da muss man sehr aufpassen! Wenn aber die Grenze des § 69 mit der Unwesentlichkeit überschritten wird, dann muss man eben einen Rückbau verlangen können. Und ich bin überzeugt, dass es, wenn wir ein oder zwei solcher Exempel statuieren, einen dritten, vierten oder fünften Fall gar nicht mehr geben wird!

In diesem Sinne möchte ich mich noch einmal ganz herzlich dafür bedanken, dass der Rechnungshof das sehr ausführlich dargelegt hat! Ich hoffe, dass mit dem § 69, aber auch betreffend die Schulen und die Bauaufsichtspflichten in Zukunft etwas sensibler umgegangen werden wird. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Dr Pilz hat sich gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Präsident Moser! Geehrte Kolleginnen und Kollegen!

Rechnungshofberichte bleiben selten aktuell. Die vorliegenden waren in ihrer Rohfassung schon in der Dezembersitzung 2005 bekannt. Ich erinnere mich gut, dass wir schon damals über diese Inhalte, nämlich über die Sondergebühren und Privathonorare in den Universitätsspitälern, gesprochen haben. Seither hat sich viel getan, auf gewisse Weise aber wiederum doch nicht, und darüber möchte ich heute sprechen.

Ich möchte an den Anfang stellen, wie wichtig und gut es ist, dass wir Institutionen wie den Rechnungshof oder das Kontrollamt haben, die auf sachliche und objektive Weise erheben. Das sage ich auch als Oppositionspolitikerin, weil uns ja immer wieder vorgeworfen wird, dass wir nur polemisch argumentieren. Oft ziehen wir uns den Zorn aller möglichen Lobbys zu. Man kann aber, basierend auf den Ergebnissen des Rechnungshofes und des Kontrollamtes, objektiv sagen, was Sache ist und was sich ändern muss, damit wir dem Prinzip der guten und transparenten Verwaltung in dieser Stadt entsprechen.

Insofern sind die Berichte des Kontrollamtes und des Rechnungshofes nicht hoch genug einzuschätzen, und sie müssen auch wirksam werden. Es geht nicht an, dass sich die Behörden, Einrichtungen und Institutionen, die in diesem Zusammenhang kritisiert werden, einfach abbeuteln und sagen: Das ist halt eine Empfehlung des Rechnungshofes oder des Kontrollamtes, wir tun aber, was wir wollen und ändern nichts, wenn wir es nicht ändern wollen!

Insofern ist der Rechnungshofbericht zu den Sondergebühren und Arzthonoraren und zum Klinischen Institut für Pathologie besonders hervorzuheben, denn hier hat der Rechnungshof auf etwas aufmerksam gemacht, was alle wissen und was im Jahr 2007 sogar öffentlich diskutiert wurde, auch wenn jetzt große, runde Augen gemacht werden und Politiker und Politikerinnen sagen: All das gibt es nicht! Es gibt keine Kuvertmedizin! Es gibt keine Vorteilsnahme in öffentlichen Spitälern oder anderen Gesundheitseinrichtungen!

Wer den Text des Rechnungshofberichtes liest, der weiß, das all das tatsächlich der Fall ist, und all das muss Gegenstand von politischer Aktivität sein! Sie wissen, dass ich mit meinem Ersuchen an den Verfassungsgerichtshof, die Gebührenregelung und die Privathonorare in Wien zur Debatte zu stellen ... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Dieses Ansinnen ist gescheitert!) Dieses Ansinnen ist nur dann gescheitert, geschätzte Frau Stadträtin, wenn du keine Konsequenzen ziehst! Die Debatte, die jetzt hier und in Österreich insgesamt läuft, sollte dir Anlass geben, diesbezüglich Nägel mit Köpfen zu machen! Mein Ansinnen ist natürlich nicht gescheitert, denn das Gesetz wurde aufgehoben, und es ist die Aufgabe des Wiener Landtages, ein neues Gesetz zu erlassen, das den Empfehlungen des Rechnungshofes, wie sie vorliegen, entspricht. 

Wir haben hier schon öfters über die Inhalte dieses Rechnungshofberichtes gesprochen, und ich möchte nur kurz die wichtigsten Eckdaten aus dem Rechnungshofbericht noch einmal zusammenfassen: Der Rechnungshof empfiehlt hinsichtlich der Privathonorare und Sondergebühren Transparenz und Zugang der Kontrolleinrichtungen zu den Abrechnungen, die jetzt bei den privaten Abrechnungsgesellschaften der leitenden Ärzte liegen. Der Rechnungshof empfiehlt, dass die Privathonorare und Sondergebühren in toto als Gebühr eingehoben werden und dass nicht mit zweierlei Abrechnungen Unklarheit geschaffen wird. Weiters empfiehlt er, dass man Nebenbeschäftigungen strikt regeln und deckeln sollte.

Nichts davon ist der Fall in Wien, und der Landtag ist beauftragt, die Verhältnisse mit dem Gesetz, das bis kommenden März zu novellieren ist, einer moderner Verwaltung anzupassen. Es soll Transparenz auch in den Krankenhäusern geben, wo sich die handelnden Ärzte und Ärztinnen auf Grund einer langer Tradition der Intransparenz schwer entscheiden können, ihre Bücher offenzulegen.

Es sind nicht nur der Rechnungshof, das Kontrollamt und die Opposition, die diesbezüglich Kritik üben. In diesem Zusammenhang hat auch die Firma Transparency International vor etwa 14 Tagen ihren Bericht hinsichtlich des Kapitels Gesundheit vorgelegt, und deren Ergebnisse unterstreichen und verdeutlichen die Forderungen des Rechnungshofes. Transparency International spricht ganz offen davon, dass die Intransparenz im Gesundheitswesen und insbesondere in den Krankenhäusern ein Einfallstor für missbräuchliches Verhalten sind und dass es auch in Österreich Hinweise gibt, dass das Gesundheitssystem auf allen Ebenen – Ärzte, Patienten, Industrie und Verwaltung – zum Vorteil Einzelner missbraucht wird. Transparency International sagt sehr klar, dass das auch in Österreich der Fall ist, und wir können uns nicht davonstehlen, indem wir auf andere Länder, andere Themen oder andere Bereiche wie etwa die Bauwirtschaft verweisen. Die Gesundheit steht auf dem Prüfstand, und Transparency International betont, dass die Kultur der Intransparenz die Gefahr birgt, dass der Missstand zum Normalzustand wird, weil alle Menschen meinen, dass das halt so sein muss. 

Viele Patientinnen und Patienten melden sich immer wieder bei den Grünen mit Berichten über Missständen. Einige glauben wirklich, das es einfach so sein muss, dass man, bevor man einen Operationstermin bekommt, sozusagen einen kleinen Umweg über die Privatordination machen und ein Kuvert abgeben muss. Frau Stadträtin Wehsely! Wenn Sie nie etwas davon gehört haben, dann ist das bemerkenswert! Offensichtlich kann man die Augen davor ganz locker verschließen! 

Transparency International sagt, dass das Gesundheitswesen in toto sehr anfällig für Betrug und Korruption ist und dass viele Millionen EUR nicht nur international, sondern auch in Österreich in dunklen Kanälen verschwinden und nicht den Patientinnen und Patienten zugute kommen. Der Begriff von Korruption, der hier geprägt und definiert wird, ist sehr weitgehend. Transparency International spricht vom persönlichen Nutzen, den Akteure zu Unrecht aus der ihnen anvertrauten Macht ziehen. Unter diesem Gesichtspunkt muss man sich im Gesundheitswesen anschauen, wer ungerechtfertigten Nutzen zieht. Da geht es nicht nur um die Wartelisten, hinsichtlich welcher sich Frau Kollegin Korosec in den letzten Monaten besonders eingesetzt hat, dieses Thema auf die politische Tagesordnung zu setzen, sondern die Korruption im Gesundheitsbereich geht weit über das unzulässige Überholen auf Wartelisten hinaus.

Welche Risken gibt es laut Transparency International im Gesundheitswesen? – Allen voran sind die informellen Zahlungen für Leistungen genannt, welche die Versicherten ohnehin kostenlos beanspruchen dürften, die aber plötzlich durch Begehrlichkeiten von Akteuren im System Kosten verursachen. In den letzten Tagen und Wochen haben die Medien Beispiele gebracht: Menschen haben über solche informellen Zahlungen berichtet und eingestanden, dass sie selbst derlei Zahlungen geleistet haben. Wenn aber dann als Antwort darauf immer das Argument kommt, dass diese Leute doch vor den Vorhang treten, Anzeige machen beziehungsweise sich an den Patientenanwalt oder gar an die Ärztekammer wenden sollen, dann kann ich Ihnen aus meinen Gesprächen mit den Betroffenen berichten: Die Menschen wollen sich nicht deklarieren, denn sie sind abhängig, weil sie entweder noch in Behandlung stehen und verständlicherweise ein tiefes Loyalitätsgefühl gegenüber dem behandelnden Medizinern oder der behandelnden Medizinerin haben. Das kann man nachvollziehen, und dieses Gefühl kann man auch teilen, wenn es sich um gute medizinische Leistungen handelt, wovon wir ja hoffentlich ausgehen wollen. Das bedeuten für diese Menschen aber jedenfalls, dass sie sich nicht äußern wollen. 

Es lässt sehr tief blicken, wenn der Patientenanwalt in Wien sagt, dass keine entsprechenden Klagen bei ihm eingebracht wurden. Er soll sich vielleicht überlegen, ob es vielleicht an seiner Art, seine Aufgabe wahrzunehmen, liegt, dass hier nicht geklagt wird!

Transparency International nennt neben den informellen Zahlungen die überflüssigen Leistungen, die mit dem Ziel erbracht werden, das eigene Einkommen zu maximieren, indem Dinge verordnet werden, die nicht gebraucht werden. Dabei ist die Rede von Pharmafirmen und von Herstellern von Medizinprodukten, die ein Interesse daran haben, dass eine gewisse Verordnungspraxis vorgenommen wird und sie durch Rabatte und Kick-back-Zahlungen ihre Möglichkeiten erweitern können. Transparency empfiehlt, dass ausschließlich medizinische Kriterien für medizinische Leistungen herangezogen werden sollen, und dazu bedarf es der Transparenz und klarer Abläufe in den Spitälern.

Die Nebenbeschäftigungen, die auch der Herr Präsident des Rechnungshofes in seinem Bericht schildert und die laut Rechnungshof strikt geregelt werden sollen, werden auch bei Transparency als mögliche Herde des Konflikts der Interessen genannt. Jeder kennt die Überweisung aus der Krankenhausambulanz in die eigene Praxis mit dem Hinweis, dass man dort viel fürsorglicher betreut werde. Ich füge hinzu: und vor allem zu eigenen Einkünften!

Die klare Regelung der Nebenbeschäftigung hat auch zum Ziel, dass deutlich und klar wird, dass jede kritische Nähe zur dienstlichen Tätigkeit vermieden werden soll. In diesem Zusammenhang ist der Bericht über das Institut für Pathologie im AKH ein Sittenbild der Unkultur. Der Umstand, dass 2006, nachdem man schon wusste, dass zwei Drittel der Ärzteschaft privat für den Institutsvorstand in dessen Ordination gearbeitet haben, immer noch elf Ärzte und Ärztinnen dort beschäftigt sind, wäre in jeder anderen Branche ein Entlassungsgrund oder ein Grund für ein Disziplinarverfahren. Die Medizinuni sieht jedoch in dem Umstand, dass der Rechnungshof feststellt, dass im Wege einer dritten Institution das Verbot des Gebietskrankenkassenvertrages für diese Privatordination systematisch mit hohen Profiten umgangen wird, kein Problem! Und Frau StRin Wehsely nimmt es hin, obwohl die Folgen zu Lasten des AKH gehen.

Da muss man sich fragen: Warum wird hier nicht gehandelt? – Wir haben immer wieder über das Faktum gesprochen, dass die Medizinische Universität mit dem Rektor die eine und das AKH mit dem Krankenhausdirektor die andere Hierarchie darstellen und dass die beiden nach Möglichkeit jede Art von Kontaktaufnahme und vor allem jeden Datenaustausch vermeiden. Sie tun dies auf Basis der Rechtsordnung. Der Herr Rektor verschweigt dem Herrn Direktor die Daten über die Nebeneinkünfte seines Personals aus datenschutzrechtlichen Gründen.

Angesichts der Debatte über Märcheneinkommen wie 900 000 EUR in einem stadtbekannten, schillernden Fall, der durch alle Medien gegangen ist, müssen sich dann aber schon alle rechtfertigen, und es ist interessant, was Herr Rektor Schütz in einem Interview im „Standard“ gesagt hat: „Der wesentliche Punkt ist, dass der Betrieb des AKH von zwei Rechtsträgern durchgeführt wird. Die Stadt Wien ist zuständig für den Betrieb des AKH. Wir stellen die Ärzte zur Mitwirkung an der Krankenbetreuung zur Verfügung.“ Und jetzt kommt es! „Das heißt, wir sind eigentlich gar nicht Dienstgeber dieser Ärzte, weil was zu tun ist, bestimmt der Träger, die Stadt Wien. Bei jedem anderen Betrieb ist der Arbeitgeber für alles verantwortlich inklusive Personal.“

Es ist schon spannend, wenn der Herr Rektor findet, dass eigentlich eh nicht er der Chef der Ärzte im AKH ist! Dumm ist nur, dass die Frau Stadträtin ihrem ärztlichen Direktor die Verantwortung für das Personal auch nicht übergibt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist keine Frage der Meinung, das ist eine Rechtsfrage!) Lies nach im „Standard“! Rektor Schütz meinte, dass er nicht Dienstgeber ist. Das ist dumm gelaufen für die Stadt Wien, wenn der Herr Rektor das so sieht, denn damit ist jenen kleinen Kaiserreichen Vorschub geleistet, die sich in den verschiedenen Klinischen Instituten etablieren können. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist keine Glaubensfrage, sondern eine Rechtsfrage!) Nein! Diese Glaubensfrage entscheiden die Herren Klinikvorstände durchaus nach eigenem Gutdünken! (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.) Genau! Dienstgeber ist der Herr Rektor. Da hast du absolut Recht! Aber wenn der Herr Rektor sagt: Tut mir leid, wenn es da jetzt kritisch wird, dann bin ich es lieber doch nicht!, dann ist es doch vielleicht die Stadt Wien. (Weiterer Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.) Ich schüttle den Kopf wie du! 

Faktum ist: Der Herr Rektor fühlt sich nicht zuständig. Und die Herren Klinikvorstände werden das gerne hören, denn wenn die Katze aus dem Haus ist, dann tanzen die Mäuse auf dem Kirchtag, und sie tanzen zu hohen Summen und für ihr eigenes Budget, und dem hat offensichtlich niemand etwas entgegenzusetzen. Ich stelle daher den Beschlussantrag: 

„Der Gemeinderat fordert Frau StRin Wehsely auf, die Lücke in der Verantwortung für das medizinische Personal durch geeignete Maßnahmen zu schließen, die Verhandlungen mit der Medizinischen Universität bezüglich der geplanten Betriebsführungsgesellschaft unverzüglich zu einem Abschluss zu bringen und über beide Punkte einen umfassenden Bericht zu legen.

Es kann nicht sein, dass im Flaggschiff des Gesundheitswesens niemand dienstrechtlich für die Ärzteschaft zuständig ist, denn dann können sie tun, was sie wollen, und das tun einige von ihnen offensichtlich auch. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Zuständigkeit ist keine Glaubensfrage, sondern eine Rechtsfrage!) Du hast recht! Rechtlich ist der Herr Rektor zuständig. Er richtet jedoch dir und seinen Ärzten aus, dass er diese Zuständigkeit gar nicht wahrnehmen möchte. 

Weil wir aber wissen, dass die Verhandlungen über die MUW sehr lange dauern und es offensichtlich zu wenig Impuls gibt, hier Nachdruck zu setzen, meinen wir, dass man sich die Dinge genau anschauen muss. Der Herr Kontrollamtsdirektor hat heute von den Grünen einen Prüfauftrag bekommen, der auf den Erkenntnissen von Transparency International und der eigenen Projekte des Magistrats basiert. Der Magistrat hat ja das Projekt Bekämpfung der Korruption 2002 in Kraft gesetzt, und da ist auch der Krankenanstaltenverbund dabei. Er ist dabei, und wir warten auf Berichte von Ergebnissen. Jedenfalls haben wir heute dem Kontrollamt einen Prüfauftrag erteilt, der in gewisser Weise auf dem Prüfauftrag aufbaut, den die ÖVP hinsichtlich der Wartezeiten gestellt hat. Wir haben den Auftrag an das Kontrollamt sehr umfassend formuliert. Es soll erhoben werden, ob all die Vorwürfe, die von Transparency International hinsichtlich informeller Zahlungen, Verwicklungen von Pharma- und anderen Firmen in den Betrieb der Krankenhäuser, Nebenbeschäftigungen und, und, und geäußert werden, zutreffen. Das ist Gegenstand eines Prüfauftrages, und wir erwarten, dass ein guter Bericht vorgelegt wird, auf Grund dessen sich die Dinge ändern. 

Zum Schluss möchte ich all jenen, die meinen, die Argumentation, dass es hier eine Zwei-Klassen-Medizin und private Zahlungen gibt, sei schlechte Propaganda, berichten, dass sich Menschen bei mir melden, von denen manche von ihnen so unter Druck sind, dass sie am Telefon weinen, und mir erzählen, dass sie gerne an die Öffentlichkeit gehen würden, wenn es sich nicht um die Mama, den Bruder oder um die eigene Person handeln würde und sie sich deshalb Sorgen machen, die Dinge offen zu sagen. Sie fürchten sich, den Arzt zu beschuldigen, denn das könnte auf sie zurückfallen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich garantiere Anonymität, und Sie sagen mir, um welchen Arzt es sich handelt!)

Ich nenne dir das Instrument dafür: Richte eine weisungsunabhängige Institution ein, die sich mit Antikorruption im Gesundheitswesen beschäftigt. Das fordert nämlich Transparency International, und das wäre eine gute Verwaltung. Wer nichts zu verbergen hat, muss sich vor einer solchen Behörde nicht fürchten! Wer diese aber nicht etablieren will, verschließt die Augen vor dem Offensichtlichen! – Ich danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Dipl-Ing Stiftner. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Roman Stiftner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Präsident! 

Rechnungshofberichte, meine Damen und Herren von der SPÖ, sind wie ein Spiegel, der einer Stadtregierung vorgehalten wird. Und ich muss gleich vorweg bemerken, dass durch die vorliegenden Rechnungshofsberichte viele verwaltungstechnische und politische Fehler aufgedeckt wurden. Leider haben Sie die Zeit zwischen dem Erscheinen der Rechnungshofberichte und der heutigen Diskussion noch nicht dazu genützt, um die aufgedeckten Verwaltungsfehler zu beseitigen oder zumindest anzugehen beziehungsweise eine Verwaltungsreform einzuleiten! Ich bedaure, dass Sie den Kopf vor den aufgedeckten Ergebnissen in den Sand stecken, die Ihnen eindeutig Schwachstellen bei der Planung von Großprojekten und der Verwaltung so wichtiger Einheiten wie der Hera bescheinigen!

Ich muss es leider wiederholt sagen: Es ist offensichtlich Politik der SPÖ-Stadtregierung, die diese Stadt mit alleiniger Macht seit Jahrzehnten regiert, dass sie gegenüber offizieller und nachvollziehbarer Kritik immer dieselbe Haltung einnimmt: Stahlhelm aufsetzen, Abwehrschild in die Hand nehmen und im Gleichschritt über alle Kritikpunkte hinweg trampeln. – Ich denke, das ist nicht fair und nicht richtig, denn gerade die vorliegenden Rechnungshofsberichte zeigen, dass hier großartige Arbeit geleistet wurde! Sie wären eine gute Grundlage für entsprechende Verwaltungsreformen.

An dieser Stelle möchte ich mich bei Ihnen, Herr Präsident, aber auch bei Ihrem Team, das hinter all diesen Arbeiten steckt, ganz herzlich namens meiner Fraktion bedanken! Die Berichte sind eine wirklich gute Grundlage, wo wir ansetzen und eine Verwaltungsreform in dieser Stadt einleiten können! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich kann jedem raten, sich nicht nur die Kritik der Rechnungshofberichte durchzulesen, sondern sich auch mit der Vielzahl an Lösungsvorschlägen zu beschäftigen, die der Stadtregierung quasi im Rahmen eines Consulting mitgegeben werden. Das macht nämlich die Qualität dieser Berichte aus. Eine ernsthafte Beschäftigung damit wäre ein besserer Stil, als im alten Schlendrian weiter zu verfahren und keine Veränderungen vorzunehmen!

Ich komme jetzt zu den konkreten Berichten: Einer davon ist dem Umweltbereich gewidmet, und die scharfe Kritik betrifft nicht ohne Grund auch diesen Bereich. Ich spreche jetzt von der Prüfung des Wienfluss-Projektes, die meiner Meinung nach auch generelle Kritik an der Umweltpolitik dieser Stadt beinhaltet. Man kann es vielleicht so zusammenfassen, dass Umweltpolitik mehr ist als kunstvolle PR-Ankündigungspolitik, wie sie die Umweltstadträte in den letzten Jahren in dieser Stadt praktiziert haben. 

Der vorliegende Projektbericht untersucht ein Vorhaben, das bis ins Jahr 1989 zurückreicht, also in eine Zeit, als der jetzige Bürgermeister Umweltstadtrat in dieser Stadt war. Das ist nicht Gegenstand des vorliegenden Berichtes, und ich sage das auch nicht, weil diesbezüglich irgendetwas Negatives zu bemerken wäre. Im Gegenteil: Sowohl der Bericht als auch wir bescheinigen dem Projekt Wienfluss auch eine sehr visionäre Dimension. Was daraus gemacht wurde, steht allerdings leider auf einem anderen Blatt! – Das ist die Aussage des Berichtes, und dieser Aussage schließt sich auch unsere Fraktion vollinhaltlich an. Es ist wirklich so, dass diesbezüglich zwar viel angekündigt wurde, aber in mangelnder Umsetzungsfähigkeit geendet hat, die das Umweltressort in Form eines umweltpolitischen Desasters zu verantworten hat. Man kann es auch plakativ und überspitzt so formulieren: Das Wienfluss-Projekt wurde von Umweltstadtrat Häupl aus der Taufe gehoben und von Umweltstadträtin Sima zu Grabe getragen. 

Selten haben sich allerdings bei einem Projekt Wunsch und Wirklichkeit dermaßen voneinander entfernt, was sich auch an den Ergebnissen zeigt. Das Ziel der Renaturierung wurde nicht erreicht, sieht man einmal von der 100 m langen Referenzstrecke ab. Als großer Wurf wurde der Wiental-Radwanderweg angekündigt, der ein Torso geblieben ist, der von Auhof bis Hütteldorf reicht und bei Weitem nicht das ganze Wiental abdeckt. 

Noch zwei Fakten, die das Projektdesaster des Radweges näher beschreiben: Der Weg ist nur zu 30 Prozent des Jahres benutzbar, und die Erhaltung allein kostet im Jahr 115 000 EUR. Diesen Umstand kritisiert der Rechnungshof zu Recht, und er leitet daraus ebenfalls zu Recht ein fehlendes Kosten-Nutzen-Verhältnis und auch eine fehlende wirtschaftliche Kompetenz dieser Stadtregierung ab. 

So kostet auch ein schubladisiertes Konzept für die Nutzung der Wienfluss‑Einwölbung 119 000 EUR. Die Überlegungen des Hochwasserschutzes wurden gar nicht realisiert. Die verlorenen Kosten sind Teil der Planungskosten von 114 000 EUR, und diese wurden auf Grund der Konzeptlosigkeit buchstäblich in den Kanal geworfen und stehen nicht zur Verfügung. 

Leider hat es aber nicht nur bei den Konzepten, sondern auch bei der Durchführung Probleme gegeben. Es gab kein Kosten- oder Projekt-Controlling, und angesichts dieser Tatsache sind die hohen Projektkosten von ohnehin 101 Millionen EUR nochmals in die Höhe geschnalzt und halten laut Rechnungshof bei 117 Millio-
nen EUR, und das, obwohl eigentlich alle Renaturierungsmaßnahmen gestrichen wurden, also weniger geschehen ist, als vorher angekündigt wurde. Mein Kollege Wolfgang Gerstl wird Ihnen dann noch einige Details zu diesem Projekt näher bringen. Ich denke, das ist ein Musterbeispiel, wie man Umweltpolitik in einer Stadt nicht machen sollte!

Sehr geehrte Damen und Herren! Aber auch in anderen Bereichen gibt es riesige Probleme. Meine Vorrednerin hat schon gesagt, dass der Reformunwille und die politische Sturheit auch im Bereich der Hera mehr als erkennbar sind, was bedauernswert ist. Die Zahlen sprechen für sich, da braucht man kein Gesundheitsökonom zu sein! 

Ich habe einige Zahlen aus dem Bericht herausgegriffen: Mit den stationären Leistungen deckt die Hera nur 15 Prozent der gesamten Belegstage ab, der Rest fällt auf andere Spitäler. Das ist ein sehr bescheidener Anteil. Die Auslastung der Betten lag um 20 Prozent unter jener anderer Spitäler. Der Anteil der Personalkosten hingegen lag mit 78 Prozent weit über dem anderer Spitäler. Die Durchschnittskosten je Belegstag lagen mit 23,7 Prozent, also fast einem Viertel, über jenen anderer Wiener Spitäler.

Sehr geehrte Damen und Herren! Um uns nicht falsch zu verstehen: Wir gönnen es natürlich den Wiener Magistratsmitarbeitern, dass sie nicht wie jene in anderen Gemeindespitälern behandelt werden und ein halbes Jahr oder Jahr auf einen Operationstermin warten müssen. Es kann aber nicht sein, dass dafür derart hohe Kosten auch auf den Steuerzahler überwälzt werden! Es muss doch auch in dieser Stadt möglich sein – und ich denke, mit ein bisschen politischem Willen wäre das auch möglich –, ein kostengünstiges Gesundheitsservice und vor allem eine effiziente Versorgung mit Spitzenmedizin auch in dieser Stadt zu realisieren! Vor allem darf der Patient nicht zum Bittsteller degradiert werden. Ich meine, das ist auch eine Frage der Humanität, und dieser Forderung sollten wir uns alle einheitlich anschließen, sehr geehrte Damen und Herren!

Lassen Sie mich auf noch einen Bericht kurz eingehen: Er betrifft die Genehmigung und die Aufsichtspflicht bei Bauprojekten und beinhaltet auch den viel diskutierten und umstrittenen § 69 der Wiener Bauordnung. Um nicht missverstanden zu werden: Es geht hier nicht um eine generelle Kritik am § 69. Er hat seine Berechtigung. Unklar ist nur, wie er ausgelegt wird. Es zeigt sich nämlich, dass eine sehr ungleiche Auslegung und manchmal – um es höflich auszudrücken – eine sehr großzügige Auslegung erfolgen. Es gibt jetzt verschiedene Versuche, das zu reparieren. Das ist gut so. Gleichzeitig ist man hier aber mit einer weiteren Rechtsunsicherheit konfrontiert, und das ist der Grund, warum ich diesen § 69 heute als Musterbeispiel gewählt habe. Bei allem Wissen um die Problematik bei einzelnen Bauprojekten sage ich, dass man da einfach Rechtsunsicherheit in der Stadt zum normalen Verwaltungsablauf degradiert hat und damit den Bürger zum Bittsteller macht, weil er nicht genau weiß, was ihm zusteht oder nicht zusteht. Und das führt im Endeffekt leider auch zu einer Entmündigung beziehungsweise zu einer Demutshaltung des Bürgers.

Es gibt noch genug andere Beispiele: Da gibt es das Baumschutzgesetz und die Auslegung des Forstgesetzes, die bewirkt, wie man jüngst gesehen hat, dass man ganze Wälder roden kann. Auch das ist irgendwann einmal legal, wenn man es richtig dreht und wendet, aber Sinn des Gesetzes ist es nicht! 

Entsprechende Verordnungen werden auch in dieser Stadt nicht erlassen. Ich erinnere an das, was ich an dieser Stelle schon öfters gesagt habe, dass nämlich das vom Gemeinderat beziehungsweise Landtag erlassene Umgebungslärmgesetz die Verpflichtung zu einer Verordnung beinhaltet, die im Mai dieses Jahres schon durchgeführt werden müssen hätte. Bis heute warten wir jedoch darauf. Und auch die Umsetzung der von der EU vorgeschriebenen Verordnungen auf Grund der Natura 2000-Gebietsfestlegungen sind bis heute nicht erfolgt. 

Offensichtlich war jedoch das Gebührengesetz, das hier unlängst beschlossen wurde, rechtzeitig fertig. Dafür hat man offensichtlich Zeit und Ressourcen! Ich meine, es wäre besser gewesen, diese Ressourcen in anderen Bereichen einzusetzen. Das wäre für die Bürger, die in dieser Stadt wohnen, besser und vor allem billiger gewesen! 

Lassen Sie mich daher nochmals zusammenfassen: Die vorliegenden Rechnungshofberichte sind Abbild und Spiegel einer SPÖ‑Stadtpolitik, die nur noch auf Verwaltungsroutine und Kritikabwehr aufbaut. Sie scheinen offensichtlich, nachdem Sie jahrzehntelang die Mehrheit in dieser Stadt haben, politisch dermaßen ermüdet zu sein, dass Sie nicht mehr gewillt sind, auch aus berechtigter Kritik durch den Rechnungshof entsprechende Lehren zu ziehen und diese auch umzusetzen.

Das heißt, Sie negieren nicht nur die ausgezeichnete Arbeit des Rechnungshofes, auf die ich noch einmal explizit hinweisen möchte, sondern – und das ist fast noch schlimmer – Sie geben früher oder später auch dem Bürgerfrust gegenüber einem demokratischen System politische Nahrung! Dieser Frust macht sich in dieser Stadt immer stärker bemerkbar. Ich denke, das sollte man auch einmal aufgreifen. Man sollte darauf aufmerksam machen, dass man, wenn Fehler unterlaufen und Dinge zu korrigieren sind, das auch ohne Gesichtsverlust in Angriff nehmen und umsetzen kann. (Beifall bei der ÖVP.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Dass die erwähnte Haltung dieser Stadtregierung den Menschen auch immer mehr zum persönlichen Nachteil gereicht, werden Sie bei anhaltender Reformverweigerung selbst voll zu verantworten haben! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist GR Deutsch. Ich erteile es ihm. 

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eingangs möchte auch ich mich beim Rechnungshof und seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ganz herzlich für die Übermittlung der Rechnungshofberichte, die heute zur Diskussion stehen und die in den jeweils zuständigen Gemeinderatsausschüssen auch bereits erörtert wurden, bedanken. Dabei geht es einerseits darum, die Effizienz der Kontrolle im öffentlichen Bereich zu steigern und die Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu beachten. Andererseits geht es aber auch darum, dass die vom Rechnungshof aufgezeigten Fakten und möglichen oder tatsächlichen Problemfelder Grundlagen für weitere Entscheidungen sind und auch bewirken sollen, dass wir zu entsprechenden Evaluierungen kommen. Eine möglichst effiziente Verwendung dieser finanziellen Mittel steht dabei natürlich als Ziel im Vordergrund.

Mit den Empfehlungen zu den Berichten nimmt der Rechnungshof auch eine Funktion als Berater und Experte für Bund, Länder und Gemeinden wahr. So habe ich dessen Aufgabe bisher immer verstanden. Als wichtige Institution und unabhängiges Organ gibt der Rechnungshof mit seinen Berichten und Empfehlungen auch Anlass zu einem inhaltlichen Diskurs. Und es wird in allen Berichten, die uns heute vorliegen, festgehalten, dass diese Empfehlungen des Rechnungshofes nicht nur in die weiteren Überlegungen einbezogen, sondern vielfach auch umgesetzt werden. Und es liegt dann betreffend die Umsetzung an der Politik, zu entscheiden, welche Schlussfolgerungen aus den Rechnungshofberichten gezogen werden.

Anhand einiger Beispiele aus dem Gesundheitswesen möchte ich jetzt erläutern, dass viele Empfehlungen in die Tat umgesetzt und damit auch wirksam werden. – Kollegin Pilz hat die Sonderklasseabrechnung angesprochen, und gerade das ist ein sehr gutes Beispiel, weil mit der Neuregelung der Sonderklasseabrechnung nicht nur der kompetenzrechtlichen Kritik des Verfassungsgerichtshofes sehr umfassend Rechnung getragen wurde und wird, sondern auch die Empfehlungen des Rechnungshofes zur Schaffung einer größtmöglichen Transparenz umgesetzt werden. Die Begutachtung ist bereits abgeschlossen, und Ende Jänner 2008 soll der Beschluss im Landtag erfolgen.

Der Kritik des Verfassungsgerichtshofes, wonach die Stadt Wien nur gemeindebediensteten Ärztinnen und Ärzten dienstrechtlich die private Abrechnung erlauben könne, wurde damit Rechnung getragen. Ich möchte aber auch in Erinnerung rufen, dass sich der Verfassungsgerichtshof der Kritik von Grünen und ÖVP nicht angeschlossen hat. Im Gegenteil: Der Verfassungsgerichtshof hat festgehalten, dass die Abteilungs- und Institutsvorstände berechtigt sind, von Patienten der Sonderklasse auch ein Honorar zu verlangen. Der Verfassungsgerichtshof hat festgehalten, dass diese Honorare selbst nicht verfassungswidrig sind, dass aber andere Mängel bestehen, weshalb dieser eine Paragraph des Krankenanstaltengesetzes aufgehoben wurde.

Am privatrechtlichen Charakter der ärztlichen Honorare und am Personenkreis der Ärztinnen und Ärzte, denen diese Honorarbefugnis eingeräumt werden kann, wird sich daher nichts ändern. Die Rechtsträger der Krankenanstalten können aber bestimmen, ob sie eine solche Honorarvereinbarung zulassen, und diese Ermächtigung erfolgt nunmehr auch unabhängig von den dienstrechtlichen Festlegungen.

Wichtig ist aber auch, dass eine weitere Regelung über die anteilsmäßige Beteiligung anderer Ärztinnen und Ärzte, den so genannten Mitberechtigten, an den Honoraren, wie sie derzeit bereits vorgesehen ist, entsprechend dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs nunmehr als dienstrechtliche Angelegenheit für gemeindebedienstete Ärztinnen und Ärzte gestaltet wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Darüber hinaus sieht der Entwurf aber auch vor, dass auch AKH-Ärztinnen und -Ärzte bei der Abrechnung von Sonderklassehonoraren einen Infrastrukturbeitrag von 12 Prozent an den Spitalserhalter bezahlen und damit eine einheitliche Regelung für alle Krankenanstalten der Stadt Wien vorhanden ist.

Mit der Neuregelung gibt es darüber hinaus aber auch mehr Transparenz bei der Abrechnung durch ein Prüfungsrecht für Kontrollamt und Rechnungshof. Es war vom Rechnungshof kritisiert worden, dass die Honorare bisher der öffentlichen Finanzkontrolle entzogen waren und dass eine Einsichtnahme in die Verrechnung privatrechtlicher Ansprüche nicht möglich war. Nunmehr wird festgelegt, dass die jeweilige öffentliche Krankenanstalt berechtigt ist, in Honorarvereinbarungen und Honorare Einsicht zu nehmen, und darüber hinaus hat für den Bereich des Wiener Krankenanstaltenverbundes die Abwicklung der Sonderklassehonorare über eine Verrechnungsstelle, wie auch vom Rechnungshof gefordert, zu erfolgen. – Das sind viele Beispiele, dass den Empfehlungen auch entsprechend Rechnung getragen wird.

Der Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofs zur Thematik Sondergebühren und Arzthonorare am Allgemeinen Krankenhaus Wien - Universitätskliniken, hat aber auch die Problematik aufgezeigt, dass manche Empfehlungen des Rechnungshofes nicht von der Stadt Wien, sondern vom Bund umzusetzen sind, weil die Ärzte des AKH Bedienstete der Medizinischen Universität Wien beziehungsweise des Bundes sind. So hat etwa das AKH auf die Handhabung von Nebenbeschäftigungen von Bundesärzten keinen Einfluss. Und die Medizinische Universität Wien weist immer wieder auch auf datenschutzrechtliche Gründe hin, die es nicht erlauben, über Nebenbeschäftigungen ihrer am AKH tätigen Ärzte zu informieren. Daher kann der Auffassung des Rechnungshofes nur zugestimmt werden, dass zur Vermeidung wirtschaftlicher Nachteile für öffentliche Krankenanstalten durch ärztliche Nebenbeschäftigungen in den Dienstrechtsgesetzen des Bundes Regelungen zur Einschränkung der Nebenbeschäftigungen zu schaffen wären.

Aus dem Bericht zur Gebarungsüberprüfung im Bereich des Klinischen Instituts für Pathologie am AKH wurden ebenfalls zahlreiche Empfehlungen aufgegriffen und entsprechende Schritte gesetzt. Ich möchte nur auf einige wenige eingehen.

Im Rechnungshofbericht wurde darauf hingewiesen, dass die Datenbestände des Instituts betreffend die erforderliche Dokumentation unsystematisch und teilweise lückenhaft waren. Hier soll mit dem Projekt „Allgemeines Krankenhausinformations-Managementsystem“ den wissenschaftlichen und den für die Krankenversorgung spezifischen Anforderungen Rechnung getragen werden. Dieses Projekt befindet sich bereits in Umsetzung.

Eine zwischen dem Bund und der Stadt Wien akkordierte Personalbedarfs- und -einsatzplanung ist ebenso vorgesehen. Außerdem wird eine Zertifizierung des gesamten Institutes vorbereitet, wie auch das AKH selbst in Kürze – Ende 2008/Anfang 2009 – ISO-zertifiziert sein wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Auch für diesen Rechnungshofbericht gilt, dass eine dienstrechtliche Aufarbeitung der Problematik und der kritischen Prüfung von Nebenbeschäftigungen durch den Bund erforderlich wäre. Ich wiederhole an dieser Stelle, dass das Ersuchen der ärztlichen Direktion des Allgemeinen Krankenhauses an die Medizinische Universität Wien um Informationen über Nebenbeschäftigungsmeldungen von Bundes- beziehungsweise Universitätsbediensteten aus datenschutzrechtlichen Gründen abgelehnt wurde. Der Rechtsträger der Krankenanstalten sollte aber Nebenbeschäftigungen darauf überprüfen können, ob sie seine Interessen gefährden, und dies soll auch durch eine gemeinsame Betriebsgesellschaft, hinsichtlich welcher es Gespräche und Verhandlungen gibt, gesichert werden. 

Ich möchte auch noch zu dem Antrag, den Kollegin Pilz eingebracht hat, Stellung nehmen: Sie spricht in diesem Zusammenhang von einer öffentlichen Debatte über unhaltbare Zustände im Allgemeinen Krankenhaus. – Ich kann mich erinnern, dass in der öffentlichen Debatte in den letzten Tagen von einem Ordensspital die Rede war und nicht vom Allgemeinen Krankenhaus! – Konkrete Fälle wurden nicht genannt. Wenn Sie einen konkreten Fall kennen, dann nennen Sie ihn! Sie schreiben hier aber nur, dass es unhaltbare Zustände beziehungsweise Missstände im AKH gäbe. Weiters schreiben Sie vom Verdacht des „Chefeinschubs“ und der „Kuvertmedizin“ durch Personen aus der leitenden Ärzteschaft. Ich kann mich nicht erinnern, dass in den letzten Tagen ein solcher konkreter Fall im Zusammenhang mit dem Allgemeinen Krankenhaus erwähnt worden wäre!

Ich möchte zu diesem Punkt aber grundsätzlich klarstellen, dass die so genannte „Kuvertmedizin“ kein Kavaliersdelikt, sondern eine unethische und zu verurteilende Vorgangsweise ist. Zweifellos kann das in keiner Form toleriert werden; das soll uns niemand in der Diskussion unterstellen.

Für ebenso unzulässig halte ich es jedoch, wenn hier Pauschalverdächtigungen in den Raum gestellt werden: Sie haben pauschal das gesamte AKH und die gesamte Ärzteschaft des Allgemeinen Krankenhauses erwähnt. Das ist unzulässig, weil Sie damit das gesamte Gesundheitssystem des Allgemeinen Krankenhauses in Misskredit bringen! Ich meine, wenn es Verdachtsmomente gibt, dann sind diese auch entsprechend zu nennen, denn das schafft die Voraussetzung dafür, dass Missstände abgestellt werden können.

Man kann sich da an verschiedene Stellen wenden, nicht nur an die Ärztekammer, wie in den letzten Tagen erwähnt, sondern meiner Meinung nach eher direkt an den Krankenanstaltenverbund. Sie haben eine weisungsunabhängige Institution angesprochen, nämlich die Patientenanwaltschaft, und an diese kann man sich natürlich auch wenden, da wird jedem Vorwurf nachgegangen und jeder Fall überprüft. (GRin Dr Sigrid Pilz: Es kommen ja keine Vorwürfe!) Jedenfalls sollte man aber keine allgemeinen Verdächtigungen in den Raum stellen, ohne konkrete Anhaltspunkte zu haben. Es ist in einem Rechtsstaat notwendig, dass Vorwürfe benannt und Beweise erbracht werden.

Nachdem auch dieses Thema in den Debattenbeiträgen angesprochen wurde, möchte ich grundsätzlich noch zu den Wartezeiten auf Operationen beim Krankenanstaltenverbund eingehen: Grundsätzlich gilt für Wartezeiten im Operationsbereich, dass dafür ausschließlich die medizinische Indikation maßgebend ist. Akutfälle werden selbstverständlich immer sofort behandelt, im Gegensatz zu anderen Ländern bestehen keine Alterslimits, und es wurde auch eine Reihe von Maßnahmen gesetzt, um die Wartezeiten entsprechend zu reduzieren, indem nicht nur am Vormittag, sondern auch am Nachmittag Operationen durchgeführt werden. Planbare Operationen werden mittels Terminvereinbarung festgelegt, und darüber hinaus überprüft der Krankenanstaltenverbund regelmäßig und stichprobenartig auch die Anmeldeliste und Terminvergaben für planbare Operationen.

Meines sehr verehrten Damen und Herren! Ganz wesentlich ist, dass es ab Jänner 2008 eine weitere neue Regelung geben wird. Ab Dezember 2007 bis Sommer 2008 setzt der Krankenanstaltenverbund stufenweise ein elektronisches System für Anmeldelisten inklusive der Terminplanung in den Spitälern der Teilunternehmung 1 ein, und damit gibt es dann auch transparente Anmeldelisten für geplante Eingriffe in den Spitälern des Krankenanstaltenverbundes.

Betreffend Allgemeines Krankenhaus möchte ich aber auch darauf hinweisen, dass bei Operationen Wartezeiten von über 18 Wochen nur dann auftreten, wenn aus medizinischen Gründen eine längere Vorbereitungszeit notwendig ist.

Abschließend möchte ich zum Beschluss- und Resolutionsantrag der Kollegin Pilz noch sagen, dass ich es eigenartig finde, dass für Kollegin Pilz nicht das Dienstrecht des Bundes, sondern eine sehr individuelle Betrachtung des Rektors der Medizinischen Universität Basis für diesen Antrag ist. Wenn sich Herr Rektor Schütz dafür nicht zuständig fühlt, heißt das ja nicht, dass er dafür tatsächlich unzuständig ist! Entscheidend ist hier nämlich nicht eine individuelle Betrachtungsweise, sondern das Dienstrecht des Bundes. Ich nehme an, das wissen Sie, und daher sollten Sie diese Aussage des Herrn Rektor Schütz eher mit dem zuständigen Bundesminister, Herrn Dr Hahn, erörtern!

Die Forderung, dass die Verhandlungen betreffend eine Betriebsführungsgesellschaft unverzüglich zu einem Abschluss zu bringen sind, kann doch nicht bedeuten, dass sehr unterschiedliche Vorstellungen in den Verhandlungen zwischen der Stadt Wien und der medizinischen Universität Wien ignoriert werden sollen. Im Vordergrund steht nämlich, dass eine optimale qualitative Versorgung der Wienerinnen und Wiener erreicht wird. Durch eine Betriebsvereinbarung kann die Versorgung natürlich noch besser werden. Und der Medizinischen Universität geht es auch um ein Mehr an Forschung. Daher ist für den Abschluss entscheidend, dass die Gesundheitsversorgung der Wienerinnen und Wiener optimal ist. Danach werden wir diese im Interesse der Patientinnen und Patienten zu beurteilen haben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme damit zum Schluss. Die Rechnungshofberichte samt den Empfehlungen, die stets in weitere Überlegungen einbezogen werden, geben umfassend Auskunft, liefern aber auch wesentliche Entscheidungsgrundlagen. Wir werden diese Berichte zur Kenntnis nehmen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm. – Bitte schön. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Jetzt haben wir sehr viel über Gesundheit gehört, ich komme jetzt wieder zu zwei anderen Berichten betreffend die Umwelt.

Zuerst möchte ich mich gleich einmal beim Rechnungshof und bei seinem Präsidenten bedanken. Ich habe diese Angelegenheiten bereits grundsätzlich kritisiert, und jetzt bekomme ich ganz unerwartet vom Rechnungshof Schützenhilfe, daher möchte ich mir diese zwei Punkte etwas genauer vornehmen.

Ein Punkt betrifft den neuen Wienfluss: Es ist dies ein schönes Projekt. Kollege Stiftner ist bereits ein bisschen darauf eingegangen. Dieses Projekt läuft schon sehr lange. Ich meine aber, der Rechnungshof hat es jetzt auf den Punkt gebracht.

Er hat festgestellt, dass das so genannte Betonband oder der Bedienungsweg uns pro Stunde 51,2 EUR kostet. Die Betriebskosten für den so genannten Bedienungsweg, der manchmal auch als Radweg bezeichnet wird, betragen 51,2 EUR! – Ich glaube, es gibt in ganz Österreich keinen Radweg, dessen Betriebskosten 51,2 EUR pro Stunde ausmachen! Das muss man sich einmal vorstellen! Die Radwege der Stadt Wien sind mir selbst auch ein wichtiges Anliegen, und viele der Radwege sind ja gar keine Radwege, sondern Radrouten, aber der Bedienungsweg der MA 45 im Wiental ist schon etwas Besonderes!

Kollege Stiftner hat schon gesagt, dass uns von der Vorgängerin der Frau Stadträtin versprochen wurde, dass eine grüne Lunge zumindest bis zur Pilgrambrücke hinein gezogen wird. Dann hat sich herausgestellt, dass all das nicht geht, und bis auf 100 m Renaturierung war nicht viel los. Faktum ist aber, dass es diesen Bedienungsweg gibt, und dieser musste unbedingt ein Radweg werden.

Wie schaut das in Wirklichkeit aus? – Es gibt immer wieder Starkregen, und das Wiental ist dann nicht benutzbar, weil der Bedienungsweg überschwemmt ist. Und es ist uns schon ein bisschen eigenartig vorgekommen, dass davon gesprochen wird, dass das die große Ausgabe war. Da muss man sich eben die Zahlen anschauen! Die Gesamtausgaben für diesen Radweg, die ja immer wieder erhöht wurden, betragen netto 863 000 EUR und brutto sogar 1,04 Millionen EUR! Das ist für die paar Meter Radweg schon ganz schön viel, denn die Strecke wurde ja eigentlich vorher auch schon von den Radfahrern benutzt!

Die zweite Geschichte – und das ist ja noch viel besser! – ist, dass die Betriebskosten für diesen Radweg brutto 144 389 EUR betragen. Das ist wirklich nicht gerade wenig für einen Radweg! Ich kenne genug andere Radwege, bei denen die Betriebskosten wahrscheinlich unter 0,5 EUR pro Stunde liegen, wenn man das überhaupt so berechnen kann. 51,2 EUR geben aber tatsächlich ein Sittenbild darüber, wie dort ein Radweg – oder was immer das ist – errichtet wurde, nur damit man ja zu den so genannten 1 000 km Radweg kommt! Dieser Erinnerungstausender kostet uns ganz schön viel Geld, nämlich die Betriebskosten 144 389 EUR und die Errichtung 1,4 Millionen. Das ist wirklich nicht wenig für diese Kleinigkeit! Man muss sich nämlich dessen bewusst sein, dass man diesen Radweg nicht immer benützen kann wie den Ring-Radweg oder den Radweg auf der Jörgerstraße. Nein! Dieser Radweg wird am Abend einfach zugesperrt. Am Abend gibt es dort keine Radfahrer, weil auf diesem Radweg eben nicht immer gefahren werden kann. Da frage ich: Ist das nun ein Radweg oder ein Bedienungsweg? – Wie gesagt: Es ist ein Sittenbild, dass die Benützung dieses so genannten Radwegs 51,2 EUR in der Stunde kostet. 

Es gibt auch noch ein zweites interessantes Projekt: Es nennt sich „Ausgewählte Themen der Abfallwirtschaft in Österreich“. – Die Abfallwirtschaft ist immer ein sperriges Thema. Daher bedanke ich mich noch einmal beim Rechnungshof, dass dieses Thema im Heft 2 dieses Jahres aufgerollt wurde. Dieses Thema hatten wir schon einmal als Diskussionspunkt bei Frau StRin Kossina. Sie hat uns damals auch eine Erklärung geliefert, die ich Ihnen dann später nicht vorenthalten möchte.

Faktum ist, dass die Siedlungsabfälle in Wien 392 kg pro Einwohner und Jahr ausmachen. Das ist schon viel, überhaupt wenn man es mit Vorarlberg vergleicht: Die Vorarlberger kommen nämlich mit 82 kg aus. In der Diskussion heißt es seitens der Stadt dann gern, dass es bei uns eben so viele Touristen und Pendler gibt. – In Vorarlberg gibt es auch Touristen, aber vergleichen wir es doch mit einem Tourismusgebiet wie zum Beispiel Salzburg und Tirol! In Salzburg sind es 209 kg pro Kopf. Das sind immerhin um fast 190 kg pro Kopf weniger! Und in Tirol sind es gar nur 173 kg. Was machen wir also falsch? – Offensichtlich sind die Pendler schuld! Wenn man sich aber überlegt, dass nach Wien täglich 200 000 Menschen einpendeln, dann kann das doch nicht so viel ausmachen! 

Man kann also davon ausgehen, dass es in Wien offensichtlich mit der Mülltrennung nicht so wahnsinnig weit her ist, wie es vielleicht gerne glauben gemacht wird! Wir kommen heute später ohnedies noch zu einen Akt, der damit zu tun hat.

Noch einmal: Bei uns sind es 392 kg pro Einwohner und Jahr. Das heißt, es besteht Handlungsbedarf für die zuständige Stadträtin und für die zuständige MA 48. Aber nicht nur das. Man sieht nämlich im Bericht, dass da auch von der Verwertungsquote die Rede ist, und da ergibt sich genau das gleiche Bild. In Wien werden 38 Prozent der Siedlungsabfälle verwertet. Im Burgenland sind es 59 Prozent. Da kann man wieder sagen: Im Burgenland gibt es viel weniger Touristen. Dann schauen wir uns eben wieder vergleichbare Bundesländer an: In Tirol sind es 55 Prozent und in Salzburg 46 Prozent. Diesmal wird das im Rechnungshofbericht nicht mehr so genau heruntergebrochen, aber in der ursprünglichen Fassung, wozu die Stadt Wien Stellung nehmen konnte, hat sich gezeigt, dass die Stadt Wien bei rezyklierbaren Materialien nicht Nummer 1 ist, sondern noch Aufholbedarf hat. Es ist also mit der Umweltmusterstadt in diesem Bereich nicht so wahnsinnig weit her!

Ich danke dem Rechnungshof noch einmal vielmals, dass er eine so klare und deutliche Sprache verwendet! – Danke schön. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Berichterstatter! Sehr geehrter Präsident!

Ich darf als Vertreter eines Bezirkes, der am Wienfluss liegt, das Thema „Projekt Wiental" noch einmal aufgreifen. Ich glaube, dass zu den Detailausführungen meines Kollegen Stiftner zum Rechnungshofbericht nicht mehr viel hinzuzufügen ist. Der Rechnungshofbericht spricht eine sehr klare Sprache. Er hat über 46 Seiten, und man hat sich im Detail mit diesem Projekt beschäftigt. Wenn man sich das durchliest, zeigt sich deutlich, dass das eine ziemlich unendliche Geschichte von fast 20 Jahren, nämlich von 1989 bis 2007, ist und wie es um die Renaturierung des Wienflusses steht.

Ich meine, es ist wichtig, dass wir bei diesem Thema weiter tun und es nicht nur dabei belassen, dass der Rechnungshofbericht heute zur Kenntnis genommen wird und sich danach nichts ändert. Daher möchte ich noch einmal auf die Bedeutung dieses Projektes hinweisen. Vom Wienfluss-Bereich sind hauptsächlich neun Bezirke betroffen, nämlich der 14., der 13., der 15., der 12., der 6., der 5., der 1., der 3. und der 4. Bezirk mit insgesamt 475 000 Einwohnern. Das bedeutet, dass von einer solchen Grünoase im Wienfluss-Bereich anteilsmäßig mehr Personen betroffen sind als zum Beispiel unmittelbar im Bereich der Donauinsel. 28,4 Prozent der Wiener Bevölkerung hätten Anteil an einem renaturierten Wienfluss. 

Ganz besonders ist dabei, dass von diesen neun Bezirken sieben Bezirke zu jenen gehören, die über den geringsten Grünanteil von Wien verfügen, nämlich insgesamt nur über einen Anteil von 1,75 Prozent. Daher würde man gerade diesen innerstädtischen Bezirken einen besonderen Dienst leisten, wenn dieses Projekt nach 20 Jahren nun wirklich in die Endphase gelangen könnte!

Wichtig ist mir zu zeigen: Wo stehen wir heute? – Der Rechnungshof hat geprüft, und gleichzeitig hat die Stadt Wien weitere Beauftragungen vorgenommen. Und ich denke, es wird wahrscheinlich auch für den Rechnungshofpräsidenten interessant sein, ob seine Vorschläge von der Stadtverwaltung auch entsprechend berücksichtigt wurden. Im Sommer dieses Jahres wurde im Verkehrs‑ und Planungsausschuss eine Vorlage von der SPÖ angenommen, dass nochmals über 300 000 EUR in die Planung eines neuen Radweges im Wiental-Bereich hineingesteckt werden. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Das ist eine Machbarkeitsstudie!) Ja, Frau Kollegin Sima! Es ist eine Machbarkeitsstudie, aber sie reiht sich zu vielen anderen Planungsstudien, die wir in dem Bereich hatten und hinsichtlich welcher der Rechnungshof zu Recht kritisiert hat, dass der Aufwand der Planungskosten im Verhältnis zum bisherigen Output viel zu hoch ist. Und die Gefahr, dass das nochmals geschieht, ist gegeben.

Besonders interessant bei dieser Ausschreibung ist aber, dass, wenn dasselbe auf Bundesebene geschähe, die SPÖ noch in Opposition wäre und es dort eine Ausschreibung gäbe, bei der Mitglieder der Regierungsparteien vertreten wären, der Aufschrei sicherlich enorm wäre. Hier ist es aber selbstverständlich. Zu dieser Machbarkeitsstudie heißt es unter Punkt 3.5.3 – Bewertung: „Die Kommission setzte sich aus sechs Mitgliedern wie folgt zusammen: Für die rot-grüne Projektgruppe Nationalratsabgeordneter Mag Schieder, GR Wutzlhofer (zusammen eine Stimme), GR Mag Chorherr, GRin Dipl-Ing Gretner (zusammen eine Stimme), zwei Vertreter für die MA 29, ein Vertreter für die MA 45 und ein Vertreter für die MA 46.“

Meine Damen und Herren! Glauben Sie, dass es den Bestimmungen des Vergabegesetzes entspricht, dass man an einer Ausschreibung Mitglieder einer Regierungsfraktion teilnehmen lässt? Hat sich diese Bewertungskommission nicht möglicherweise mehr von politischen Gedanken in der Auswahl als von wahren Grundlagen leiten lassen? – Ich meine, das ist der nächste Punkt, den der Rechnungshof überprüfen sollte! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Das Projekt Wiental ist zu wichtig, als dass es heute nur zur Kenntnis genommen wird! Ich meine, das Projekt Wiental muss fortgeführt werden. 

Wir mussten in diesem Jahr beziehungsweise in den letzten Monaten auch sehr oft zur Kenntnis nehmen, dass manch teure Dienstreise unternommen wurde. – Ich schlage Ihnen jetzt eine Dienstreise vor, die wahrscheinlich auch nicht billig sein wird, aber wenn Sie den Economy-Flieger nehmen und nicht ein Sechssternhotel auswählen, wie in anderen Teilen der Welt, dann wird es auch finanzierbar sein. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Vor allem, wenn Sie den Economy-Flieger zahlen!)

Ich zeige Ihnen ein Beispiel, „wie Sie es schaffen könnten, sich andere Erdteile anzuschauen!“ Fahren Sie einmal nach Südkorea, nach Seoul, dort gibt es einen renaturierten Fluss, der genauso ausschaut wie der Wienfluss. Würden Sie sich an diesem Fluss orientieren, dann könnten wir in Wien auch bald einen renaturierten Fluss zustande bringen! Machen Sie einmal eine Dienstreise, und schauen Sie sich an, wie das dort gemacht wurde! Dort hat man das schneller gemacht und brauchte nicht so viele Studien! Erledigen Sie das, stecken Sie das Geld in das konkrete Projekt, führen Sie endlich die Renaturierung fort, und betreiben Sie nicht nur Planungen, die nichts bringen! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Wutzlhofer.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wäre Herr Kollege Gerstl in den gleichen Ausschüssen wie ich, hätte ich ihn jetzt ermuntert, doch eine Ausschussreise vorzuschlagen, weil ich davon profitieren könnte. Südkorea hätte mich interessiert, aber so ist es leider nicht möglich. Schade! Aber bleiben wir einmal bei Wien. (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Roman Stiftner.) Vielleicht gibt es da Partnerschaften über die Fraktionsgrenzen hinaus!

Zuallererst möchte ich dem Rechnungshof sehr herzlich für seine Arbeit danken! Ich bitte, das auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auszurichten. Diese Arbeit ist immer positiv und konstruktiv und ermöglicht es uns, laufend Verbesserungen in der Stadt vorzunehmen. Selbstverständlich muss auch die Kritik ernst genommen und auch in die weitere Arbeit eingebaut werden, und das tun wir auch.

Etwas möchte ich meinen Vorrednerinnen und Vorrednern schon sagen: Der Rechnungshofbericht gibt immer sehr wertvolle und ernstzunehmende Anregungen. Er ist aber kein Gerichtsurteil, zu dem man mitunter auch andere Zugänge haben könnte. Die Kritik ist konstruktiv, diese Feststellung möchte ich für mich in Anspruch nehmen, zumal das von den Vorrednerinnen und Vorrednern natürlich unter den Tisch gekehrt wurde. Es gibt auch positive Argumente und Aspekte in den Rechnungshofberichten.

Ich werde mich jetzt auf den Umweltbereich spezialisieren und ein paar Dinge betreffend die Abfallwirtschaft erwähnen. Der Rechnungshof bewertet das Wiener Modell der Verbrennung der Abfälle und der Nutzung in Form von Fernwärme definitiv positiv, und zwar erstens wegen des großen Potenzials an Reduktion von Treibhausemissionen und zweitens auf Grund der großen Kapazität: Wir verbrennen derzeit schon 80 Prozent, und mit der Müllverbrennungsanlage Pfaffenau wird das dann vollendet. Drittens wird die große Effizienz der Wiener Anlagen positiv bewertet. Alle Wiener Anlagen haben eine größere Effizienz als die empfohlenen 65 Prozent, was natürlich wiederum notwendig ist – so schließt sich der Kreis –, um überhaupt von einer relevanten CO2-Reduktion sprechen zu können.

Ein weiterer positiver Punkt, den wir auch für uns in Anspruch nehmen wollen, ist die Vorsorge für die Zukunft im Hinblick auf momentane Probleme: So wurde der Umgang der Stadt im Hinblick auf die Bewertung der Nachsorgekosten für den Rautenweg positiv erwähnt.

Natürlich gibt es auch betreffend das Wiental positive Punkte: Die Realisierung der wesentlichen Komponenten des Hochwasserschutzes wird anerkannt, und unsere Schwerpunktsetzung wird bestätigt. In der Machbarkeitsstudie zum Radweg wird das Teilstück Hackinger Steg/Kennedybrücke prioritär behandelt: Die Errichtung eines Radwegs direkt am Wienfluss ist dort sinnvoller als weiter drinnen, weil es dort keine Alternative gibt. Außerdem sehe ich eine positive Behandlung der Renaturierung bei den Retentionsbecken Auhof.

Weiters schaffen wir im Zusammenhang mit der Beseitigung der Schmutzwasserfracht durch das jetzt gebaute Teilstück beim Naschmarkt 85 Prozent. – Das hat Kollege Stiftner natur- oder umweltpolitisches Desaster genannt! Ich betone: Wir schaffen dort 85 Prozent der Beseitigung der Schmutzwasserfracht! Man kann dazu aber natürlich unterschiedlicher Meinung sein! 

Ich komme jetzt zu den Kritikpunkten, und zwar zunächst zur Müllverwertungsquote: Lieber Kollege Maresch! Das steht im Rechnungshofbericht – ich darf von Seite 37 zitieren: „Speziell im großstädtischen Bereich ist mit erhöhtem Restmüllaufkommen und relativ niedriger Verwertungsquote zu rechnen.“ – Das ist natürlich in Wien der Fall. Klarerweise gibt es Unterschiede zwischen Wien und den Bundesländern, da muss man schon ein bisschen differenzieren! Du hast richtig gesagt, dass es einen Unterschied betreffend die erfassten Restabfälle überhaupt gibt: Die diesbezügliche Zahl ist in Wien relativ hoch. Da sind beispielsweise alle Spitäler und zahlreiche Kleingewerbebetriebe dabei. Das erhöht den Bedarf an Restmüllbeseitigung.

Es gibt in Wien hingegen einen weiteren positiven Aspekt, nämlich dass es hier kaum Hausbrand gibt. Wenn man Abfall nicht verbrennt, wirft man ihn aber weg, und das steigert wiederum die Müllmenge.

Du hast auch schon erwähnt, dass es Unterschiede zwischen Tirol und Wien gibt: Das hängt aber nicht damit zusammen, dass die Touristen den ganzen Müll hierher bringen und deshalb die Quote in Tirol besser ist. Das stimmt nicht. In Tirol sind aber zum Beispiel fünfmal so viele Touristen wie in Wien, und diese bringen auch fünfmal so viel Glasumsatz. In Tirol leben zirka 700 000 Menschen, in Wien sind es 1,6 Millionen. Wenn also entsprechend weniger Menschen in Tirol wohnen, dort aber fünfmal so viele Touristen sind, dann hat man dort mehr Glasverwertung pro Kopf. Das ist nicht schlecht recherchiert, diese Anfragebeantwortung hätten alle hier lesen können. Im Unterschied dazu sind wir zum Beispiel beim Papier, für das wir Gestaltungshoheit und nicht wirtschaftliche Verwertung haben, Spitzenreiter, und Tirol ist Schlusslicht. – Es zahlt sich also oft aus, wenn man sich das genauer anschaut und nicht gleich alles als desaströs bezeichnet!

Kommen wir jetzt noch einmal zum Wienfluss, bei dem aus Ihrer Sicht alles problematisch ist. – Ich möchte gleich am Anfang sagen: Beim Blick zurück sieht man auch viel Potenzial für Verbesserung, etwa betreffend das Kosten-Controlling. Diesbezüglich finden sich in dem Bericht wertvolle Anregungen, die wir auch ernst nehmen und unbedingt auch an die Dienststellen weiterleiten möchten. Allerdings reden wir von einem Zeitraum von 20 bis 30 Jahren und von einem einzigartigen Bereich, nämlich vom Wienfluss: In dieser Zeit haben sich viele Dinge gerade im Bereich Kosten-Controlling verändert: Es gibt das Kontraktmanagement, und es gibt SAP. 30 Jahre später schaut die Situation anders aus.

Abgesehen davon ist der Wienfluss tatsächlich absolut einzigartig. Es gibt in dieser Hinsicht kein Standardprojekt. Wir könnten uns ja wirklich einmal Seoul anschauen! Wenn es tatsächlich so gleich ist, dann könnten wir ja lernen! Ich habe allerdings bis jetzt eher den Eindruck, dass es den Wienfluss kein zweites Mal gibt! Es gibt hier das Problem Hochwasserschutz, es gibt hier das Problem denkmalgeschützte Wagner-Architektur – und ich glaube, Wagner hat in Südkorea nichts gemacht! –, es gibt den Bedarf nach Freizeitraum, gleichzeitig ist Schmutzwasserreduktion nötig und so weiter. Dafür sind viele unterschiedliche Planungen nötig, und natürlich sind im Laufe von 30 Jahren auch Änderungen der Strategien notwendig. Ich meine, man darf nicht immer nur stur das Gleiche machen wie am Anfang, das ist nicht unbedingt die beste Lösung! Daher ist es gut, wenn man aus Erfahrungen und auch aus konstruktiver Kritik lernt und das für die Zukunft mitnimmt, anstatt sklavisch an dem, was man vor 30 Jahren gesagt hat, festzuhalten. Es muss auch einmal ein Umdenken geben, und ich behaupte, ein Umdenken ist eher ein Zeichen für politische Flexibilität und nicht für fehlerhaftes Verhalten! 

Kurz zur Renaturierung: Wie Sie alle wissen – wir haben es hier hundertmal diskutiert –, wurden die Projekte mit der Entscheidung, dass man den Wiental-Sammelkanal-Entlastungskanal in Tieflage baut, entkoppelt. Dafür hat man sich entschieden, weil es erstens gar nicht anders gegangen ist, zweitens aber auch aus Machbarkeitsgründen und im Hinblick auf den ökologischen Hochwasserschutz. Außerdem hat man damit immerhin 85 Prozent der Schmutzwasserfracht beseitigt. Es bleiben jetzt 15 Prozent, und die große Frage ist natürlich, was man mit den 15 Prozent macht. Jedes weitere Prozent wird jetzt wirklich teuer, und so lange man nicht eine klare Planung für die weitere Vorgangsweise hat, kann man nicht definitiv sagen, wo renaturiert wird. Ebenso liegen auch noch keine genauen Endergebnisse über das Teststück vor.

Man kann nicht auf der einen Seite sagen, dass zu viel Geld ausgegeben wurde, auf der anderen Seite aber gar nicht abwarten, wie es weitergeht, und das Geld gleich für die Renaturierung ausgeben. Wichtig ist natürlich ein verantwortungsvoller Umgang mit dem Steuergeld, es ist aber noch etwas wichtig, Herr Kollege Gerstl: Wenn wir renaturieren wollen und von einer Grünoase für den Westen Wiens sprechen, dann muss man auch gewährleisten oder zumindest bedenken, dass dieser Bereich auch zugänglich sein muss, denn es wäre wohl der allergrößte Schildbürgerstreich, dort unten zu renaturieren, wenn die Leute dann gar nicht dort hingehen können. Sie wären der Erste, der das Ganze kritisieren würde! Das muss man schon vorweg planen! Wir reden hier von Hochwasserschutz und von Sicherheitsbedingungen: Da kann man nicht einfach sagen: Wir machen zuerst die Grünoase, und nachher denken wir darüber nach, ob man dort überhaupt hingelangt oder nicht. 

Zum Radweg: Ich bin sehr dafür. Ich habe die Ausführungen des Kollegen Maresch mit Erstaunen zur Kenntnis genommen, und ich hoffe, dass nur er und nicht die ganze Grüne Fraktion von dem Radweg am Wienfluss Abstand nimmt. Ihr habt schließlich dafür gestimmt, und es gibt momentan ein rot-grünes Projekt zu diesem Radweg. Daher bin ich sehr erstaunt! (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe vom Bedienungsweg gesprochen) Ach so! Das ist eurer Meinung nach kein Radweg! Das ist aber ein wesentlicher Teil in Auhof! (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Diskutiert das in eurer Fraktion! Ich nehme einmal an, dass es zumindest zwei ganz anders sehen als du!

Kommen wir nun zu den wesentlichen Punkten, etwa zum Kostenargument: Über die Zugänglichkeit steht im Bericht, dass die Anlage nur zu 30 Prozent der Zeit zugänglich ist. Die Zahl hat Kollege Maresch auch angeführt. Ich bitte aber schon, dass man damit verfährt wie mit anderen öffentlichen Bereichen! Es stimmt: Der Radweg ist im Winter geschlossen. Darüber kann man diskutieren. Es gibt auch immer wieder Forderungen aus dem Bezirk, dass man ihn auch im Winter öffnet. Und er ist auch in der Nacht geschlossen. Da frage ich dich: Würdest du von Parks in Wien, weil sie in der Nacht zu sind, sagen, dass sie zu 50 Prozent der Zeit geschlossen haben? Das ist eine völlig skurrile Argumentation, die ich nicht teilen kann! (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist doch ein Radweg!) Man kann das unter Umständen von verschiedenen Blickwinkeln sehen.

Ich möchte jetzt bewusst in Richtung der Grünen sagen. Dieser Radweg beziehungsweise Bedienungsweg verursacht fraglos hohe Kosten. Warum? – Es gibt verdammt hohe Sicherheitsauflagen, an die man sich einfach halten muss. Und wenn wir dort unten einen Radweg wollen, dann wird er eben einiges an Geld kosten. Und ich sage dir, dass es nicht besser wird, wenn wir das weiter stadteinwärts machen! Ich meine, es ist eine unlautere Haltung, wenn man auf der einen Seite polemisch sagt, dass das ein Wahnsinn ist, weil es so viel kostet, auf der anderen Seite aber immer versichert, dass man dort selbstverständlich weiter bauen wird. – Eine solche Haltung lehne ich zutiefst ab! 

Ein wesentlicher Punkt ist die Frage im Hinblick auf die Machbarkeitsstudie: Gibt es Alternativen zu diesem Sicherheitskonzept? Das Ganze kommt sicherlich teuer. Es gibt irrsinnig viele Auflagen, die man einhalten muss: Man braucht Rampen, dass man im Hochwasserfall hinauskommt und so weiter und so fort. Warnanlagen müssen angebracht werden. Ein wesentlicher Punkt in der Machbarkeitsstudie ist, dass garantiert werden kann, dass das, was gebaut wird, den Sicherheitskriterien entspricht, dass das aber auch durchführbar ist und keine unendlich hohen Kosten entstehen. Deswegen macht es natürlich Sinn, diese Machbarkeitsstudie durchzuführen! Außerdem macht es auch Sinn, sich zu überlegen, wo und bis wohin man das genau baut. In diesem Sinne ist auch der Vorschlag des Rechnungshofes, sich auf den Bereich der Kennedybrücke zu konzentrieren, aus meiner Sicht sehr wertvoll. 

Jedenfalls kann man aber nicht auf der einen Seite für genaue Planungen sein und beklagen, dass in den letzten 20 bis 30 Jahren irrsinnig viel Geld einfach so ausgegeben wurde, andererseits aber gegen die Machbarkeitsstudie sein und noch dazu mit falschen Zahlen agieren, Herr Kollege Gerstl! All das können wir noch diskutieren. Sie wissen ganz genau, dass diese Machbarkeitsstudie zwei Komponenten hat: Eine Komponente ist die Prüfung der konkreten Machbarkeit. Das sind die Grundlagen. Das kostet 60 000 bis 70 000 EUR. Das wissen Sie schon, das wurde politisch schon mehrmals kommuniziert. Würde man in Folge einer politischen Entscheidung, dass wir das machen, die konkrete Teilplanung bis zur Urania, also entlang dieses riesigen Teils des gesamten Wienflusses, beauftragen, dann würde das 300 000 EUR kosten. Wenn Sie also jedes Mal sagen, dass es ein Wahnsinn ist, dass wir für eine Machbarkeitsstudie 300 000 EUR ausgeben, dann sage ich: Das ist falsch! Und ich glaube nicht, dass Sie das sagen, weil Sie es nicht verstanden haben, sondern ich glaube, dass Sie hier billige Polemik machen, und zwar deshalb, weil Sie den Radweg schlicht und einfach nicht wollen und jedes Argument dafür heranziehen! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wir wünschen uns einen Radweg, aber einen günstigeren Radweg!) 

Wir haben zur Kenntnis genommen, dass sich tausende Bürgerinnen und Bürger im Westen Wiens, in Hietzing und in Penzing, in ihrem Bezirk und in vielen anderen auch, diesen Radweg wünschen. Das nehmen wir zur Kenntnis und arbeiten nun an der Machbarkeit. Wenn Sie das nicht wollen, dann nehme ich das zur Kenntnis! Ich werde aber sicherlich nicht Ihre apokalyptische Sichtweise annehmen! 

Ich sage Ihnen, dass es auch in Zukunft nicht viel leichter werden wird. Das ist eine besondere Herausforderung. Vielleicht lernen wir aus Seoul! Jedenfalls bleibt der Wienfluss aber weiterhin einzigartig! Wir werden uns weiterhin mit der Frage auseinandersetzen müssen, wie wir die Notwendigkeit, wirtschaftlich zu agieren, mit dem sorgsamen Umgang mit Steuergeldern, dem Hochwasserschutz, der ständigen Weiterentwicklung der Wasserqualität und den Bürgerwünschen auf Erlebbarkeit unter einen Hut bringen! Und es wird nicht leichter werden. Es wird viel zu tun sein. Es könnte sein, dass wir in den nächsten 10 oder 20 Jahren die Strategie ändern, weil es neue Erkenntnisse gibt, und uns ist es auf jeden Fall wichtig, aus neuen Erkenntnissen zu lernen und auch aus Kritik zu lernen. Daher danke ich noch einmal herzlich für die Berichte! (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Blind.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich spreche heute zur Überprüfung des Projekts „Der neue Wienfluss“. Ich werde natürlich keineswegs so eilig sprechen wie mein Vorgänger! Ich verstehe allerdings, dass Kollege Wutzlhofer dermaßen aufgeregt war, denn als Penzinger Mandatar weiß er, dass man das Projekt Wienfluss dort draußen so sehr verpfuscht hat, wie man es nur verpfuschen kann! Es ist wirklich traurig, dass man nach jahrelangen Arbeiten an diesem Riesenprojekt sagen muss, dass zwar wahnsinnig viel besprochen und bezahlt worden, aber eigentlich wenig Effizientes herausgekommen ist. Und da hilft auch das ganze Stakkato nichts! Da hilft es nichts, wenn man sagt, dass man seine Planungen alle paar Jahre ändern wird. – Ich muss Ihnen sagen: Einer, der seine Planungen alle Jahre ändert, ist in Unkenntnis der Grundvoraussetzungen und weiß nicht, was er eigentlich will! Ich meine, es ist traurig, wenn man bei einem Vorhaben wie dem Projekt Wienfluss seine Planungen alle paar Jahre ändern muss!

Der Rechnungshof bemerkt in der Kurzfassung des Prüfungsergebnisses: „Der Rechnungshof wird die den Entlastungskanal betreffende Anmerkung, wonach der bestehende Tiefkanal eine Schmutzwasserfracht von 85 Prozent des gesamten Wienflusses aufnimmt und derzeit Kosten-Nutzen-Überlegungen zur Weiterführung des Kanals angestellt werden, im Bericht an den Gemeinderat berücksichtigen.“ – Da muss man dem lieben Rechnungshof sagen: Es wird gar nichts zu berücksichtigen sein! Und es gibt auch keine Kosten-Nutzen-Überlegung!

Frau StRin Sima hat uns erklärt, man habe dem Rechnungshof und auch der Opposition ein G’schichterl erzählt, dass man da so manche Sachen mache. Die traurige Wahrheit ist aber, dass das Kanalprojekt gestorben ist. (Amtsf StRin Mag Ulli Sima: Ich habe nie gesagt, dass ich dem Rechnungshof G’schichterln erzählt habe!) So ist es aber! Man muss das halt deutlich aussprechen! Natürlich haben Sie dem Rechnungshof nicht gesagt, dass Sie ihm G’schichterln erzählen. Aber Sie haben es getan, denn Kosten-Nutzen-Überlegungen zur Weiterführung des Kanals werden von Ihnen nicht angestellt! Das Kanalprojekt ist gestorben. Innerstädtisch gibt es einen Kanal. Das wissen wir. Im Westen bleibt aber – und das ist das Traurige – der Dreck im Wienfluss und damit basta! So schaut es aus!

Und wie geht es weiter? – Es sind keinerlei Planungen oder Lösungen in Sicht! Ich habe Ihnen das per Fotodokumentation im Ausschuss gezeigt, auch wenn Sie die Bilder nicht sehen wollten: Der Dreck kommt, wenn es im Westen regnet, bei den Überflutern in Hütteldorf, Ober St Veit und Unter St Veit ungeklärt in den Wienfluss. Alles, was sich im Kanal befindet, fließt in den Wienfluss. Und wenn man sagt, dass bei der Wasserqualität 85 Prozent der Abwässer schon erfasst sind, dann stimmt das. Die Wasserqualität wird aber im Durchschnitt gerechnet! Das ist ungefähr so, wie wenn man sagt: Wenn es hinten brennt und vorne eiskalt ist, dann ist es im Durchschnitt angenehm. – Im Durchschnitt ist die Wasserqualität für Flora und Fauna im Wienfluss aber entsetzlich, denn zeitweise ist der Wienfluss eine Kloake. Daher kann man nicht sagen: Wir haben 85 Prozent davon im Griff. Zeitweise sind nämlich 100 Prozent des Wienflusses im Westen verdreckt, und damit basta! 

Wie ist es zu dem Planungschaos gekommen? – Kollege Wutzlhofer behauptet, es gäbe kein Planungschaos. Das verstehe ich aus deiner Sicht! Aber wenn ihr jedes Jahr etwas anders plant, dann ist das für die Opposition ein Chaos, für die Sozialdemokratie hingegen ist es ein Paradigmenwechsel oder wie man das halt so schön wissenschaftlich oder pseudowissenschaftlich verbrämt. Aber in Wirklichkeit ist es ein Planungschaos! Der Rechnungshof stellt fest, dass das Abflussgeschehen als eine der wesentlichen Rahmenbedingungen für das Ziel der Ideenfindung zur Nutzung freier Kubaturen nicht hinreichend genau geklärt war. – Das Abflussgeschehen war also nicht geklärt? Damit war die Vorstellung, dass man planen konnte, nur ein biederer Glaube, denn es kann keiner planen, wenn er nicht weiß, wie die Wasserführung im Wienfluss verläuft und wie sich das mit den räumlichen Gegebenheiten, die ja begrenzt sind, ausgeht! Man hat also in Wirklichkeit nicht gewusst, wie das Strömungsverhalten und das Abflussverhalten des Wienflusses sind, dennoch hat man sich getraut, millionenteure Planungen in Angriff zu nehmen! 

Ich bin der Meinung, dass, wenn man nicht weiß, wie die Wasserführung im Wienfluss ist – und das hat der Rechnungshof hier festgeschrieben, und daran ist nicht zu zweifeln –, bei der Planung nur Unsinn herauskommen kann! So sind, wie der Rechnungshof dankenswerterweise festgestellt hat, 814 000 EUR verschwendete Planungskosten. Daran kann nicht gerüttelt werden, und es ist traurig, dass er das feststellen musste. Diese Planungskosten sind im Prinzip verloren, weil sich alles geändert hat, und wie Herr Kollege Wutzlhofer festgestellt hat, sind diese Planungen nicht verwertbar.

Das bezeichnen wir als Planungsunsinn: Der Spazier- und Radweg auf dem Kanal in Seitenlage des Wienflusses kann nicht realisiert werden. Warum? – Weil es keinen Kanal gibt und man daher auf dem Kanaldeckel auch keinen Spazier- und Radweg und schon gar nicht den von den GRÜNEN so hoch gelobten Wiental Highway bauen kann. Das klingt zwar sehr schön ausländisch, das bringt aber nichts, diesen wird es auch nicht geben! 

Wie die Frau Stadträtin uns erklärt hat, ist die Renaturierung bis auf das kleine Stück westwärts von Hütteldorf auch gestorben. Im Hinblick darauf muss ich Kollegen Wutzlhofer etwas sagen: Er hat gesagt, dass man eine Renaturierung erst dann angehen kann, wenn der Kanal definitiv geplant ist. – Nun ist aber zwischen Hütteldorf und Auhof gar nichts, keine Planung und kein Kanal, trotzdem hat man renaturiert! Da frage ich Sie, Herr Kollege Wutzlhofer: Wie ist denn das möglich, dass man da draußen zwischen Hütteldorf und Auhof renaturiert hat? (GR Jürgen Wutzlhofer: Es gibt eine Teststrecke!) Nein, ich meine nicht die schöne Teststrecke beim Hackinger Kai, wo man hinunterschauen kann! Nein! Ich meine die Strecke parallel zu den Retentionsbecken! Wenn man sagt, dass man nichts planen und nichts renaturieren kann, bevor der Kanal fertig ist, dann sage ich: Dort gibt es keinen Kanal. Entlang der Retentionsbecken ist aber sehr wohl renaturiert worden. Und ich sage Ihnen: Jetzt ist die Renaturierung gestorben!

Jetzt kommen wir zur GR Wutzlhofer-Schaustrecke bei der U4. Warum gibt es diese Schaustrecke? – Ganz einfach! Es kommen und gehen nämlich über den Hackinger Steg sehr viele Leute von der U‑Bahn und zur U‑Bahn und in den 13. Bezirk, und diese Leute schauen dann hinunter, sehen ein Stückerl Grün und glauben als biedere Bürger: So grün wie es da ist, wird es vielleicht irgendwann weitergehen! – Das ist eine sehr schöne Schaustrecke, aber eigentlich ist das sozusagen Natur im Rexglas, und dafür sind wir nicht zu haben! 

Zum Schmäh vom Bedienungsweg: Ich sage jetzt, Schmäh, das steht natürlich nicht so im Rechnungshofbericht. Aber der Rechnungshof kann – in schönem Beamtendeutsch – der Argumentation nicht folgen, dass der Weg in erster Linie als Bedienungsweg für Arbeiten am Wienfluss vorgesehen sei. Seiner Ansicht nach bestand kein Erfordernis einer solchen Weggestaltung nur für betriebliche Zwecke, weil es in der Vergangenheit immer möglich war, auf der gepflasterten Sohle zu fahren. Und auch in Zukunft wird das notwendig sein, weil im restlichen Bereich bis zum Donaukanal in der Länge von 11 km keine Verbesserungsmaßnahmen erfolgen. 

Auch da hat der Rechnungshof recht: Als Bedienungsweg braucht überhaupt niemand den Weg, der da gebaut wurde! Mir wurde im Ausschuss erzählt, der Bedienungsweg sei noch nicht in Arbeit. Ich nehme an, Sie können sich daran erinnern! Ich habe jetzt Fotos gebracht: Schauen Sie sich das an! Der Bedienungsweg ist schon fast fertig, während wir im Ausschuss noch nicht einmal zugestimmt haben, dass er ausgebaut wird. Da hat es geheißen, dass ich mich irre. Aber natürlich habe ich mich nicht geirrt, der Rechnungshof hat das festgestellt: Blind hat recht! Man hat vorzeitig begonnen, den Bedienungsweg zu bauen. (Beifall bei der FPÖ.)

Der Rechnungshof stellt in seinem Beamtendeutsch fest – und ich übersetze das –, dass man immer von Hütteldorf bis zum Donaukanal fahren konnte und auch in Zukunft fahren können wird, ganz wurscht, ob es einen Bedienungsweg gibt oder nicht. Der Bedienungsweg ist dafür überhaupt nicht notwendig.

Richtung Westen ist dieser Bedienungsweg zweigeteilt. Zuerst ist er ein bisserl betoniert, und dann ist er zweigeteilt in einen glatten und in einen gepflasterten Teil. Und ich sage Ihnen: Auf dem Pflaster will kein Radfahrer fahren, aber auch kein Mensch zu Fuß gehen, denn dieses Pflaster ist einfach unkommod. 50 Prozent dieses Weges sind nun fertig, und keiner will ihn, und keiner braucht ihn! Er hätte nicht gepflastert werden sollen, denn das ist teuer und unpraktisch. 

Jetzt kommen wir zu den Kosten dieses Bedienungsweges. Wir haben gehört, dass er 1,04 Millio-
nen EUR gekostet hat und die Betriebsausgaben 444 400 EUR jährlich betragen. Laut Rechnungshof ist er nur 30 Prozent des Jahres benutzbar, und Kollege Wutzlhofer hat sicherlich recht mit dem, was er im Zusammenhang mit der Benützung bei Nacht gesagt hat. Sicherlich werden weniger Leute in der Nacht dorthin gehen wollen, denn beleuchtet wird der Weg ja auch in Zukunft nicht sein. Die Benützbarkeit ist also prozentuell höher, wenn man die Nachtzeiten herausnimmt, aber Radfahrer könnten eventuell dort auch in der Nacht mit Licht radeln. Die Unsitte, die viele Radfahrer in Wien haben, dass sie ohne Licht radeln, könnten sie sich dort abschminken, denn ohne Licht wird man sich am Bedienungsweg oder Radweg wahrscheinlich nicht bewegen können.

Jetzt unsere Forderung: Weg mit den unsinnigen Absperrungen! Dort ist ja alles mit Gittern verschlossen und abgesperrt. Dieser Bedienungs-, Rad- oder Gehweg wird das ganze Jahr benützt, aber an diese Absperrungen hält sich wirklich niemand. Daher sagen wir: Weg mit diesen unsinnigen Absperrungen! Weg mit den unsinnigen Betriebszeiten und den teuren Wächtern, die die Leute nur sekkieren! Dort rennen nämlich wirklich Wächter herum oder fahren auf dem Fahrrad und sagen: Sie dürfen nicht vom Weg abweichen! Das Hunderl darf nicht in den Wienfluss! – Die Hunde haben immer im Wienfluss gebadet. Seien wir doch froh, dass die Hunde dort hinein machen und nicht sonst irgendwo die Stadt verschmutzen! Aber nein! Da heißt es: Die Hunde müssen am Bedienungsweg gehen! – Die Hunde bleiben jedoch nicht am Bedienungsweg und die Herrln auch nicht. Sie alle gehen Richtung Wienfluss und lassen sich von den Wächtern oder Wärtern dort nicht ärgern!

Es stimmt, dass im Wienfluss bisweilen Flutwellen auftreten, die durch Regengüsse im Westen verursacht werden. Was tut man dagegen? – Wir fordern: Brechen Sie diese Flutwelle! Das einzig Gefährliche am Wienfluss ist diese Flutwelle! (Zwischenruf von GR Mag Thomas Reindl.) Ich habe nur mehr ein paar Minuten Redezeit, ich kann Sie mir jetzt leider nicht anhören! Brechen Sie diese Flutwelle! Mit Hilfe der drei Retentionsbecken des Wienflusses können Sie die Flutwelle brechen! (Weiterer Zwischenruf von GR Mag Thomas Reindl.) Das ist kein Blödsinn! Brechen Sie diese Flutwelle, und lassen Sie den Wienfluss dann ganz langsam ansteigen! Das begreifen die Leute! Jetzt hat der Wienfluss zum Beispiel so viel Wasser, dass die Leute nicht hinuntergehen. Das heißt: So gescheit sind die Leute schon! 

Eventuell könnte man auch den Mauerbach, wenn es dort eine Flutwelle gibt, durch ein Retentionsbecken leiten und den Wasserspiegel dann gezielt ansteigen lassen. Wenn der Wienfluss nämlich ganz langsam ansteigt, dann brauchen wir all diese Blinkanlagen und Absperrungen und Wächter und Wärter nicht. All das ist nämlich Blödsinn. Es ist ja auch noch niemand auf die Idee gekommen, beim Donaukanal ein Geländer zu machen, dass niemand in den Donaukanal fällt! Ein bisschen Selbstverantwortung trägt man in Leben auch! Der Donaukanal ist ja, wie gesagt, auch nicht abgesperrt, man könnte also, wenn man besoffen ist oder sonst irgendwie herumtorkelt, auch in den Donaukanal fallen!

Wenn einer unbedingt in den Wienfluss steigen möchte, dann kann er das tun, das ist schon wahr. Aber das einzige Gefährliche ist diese Flutwelle. Diese gibt es, und sie kommt, wenn es schiach zugeht, mit einem dreiviertel Meter daher! Wir können diese Flutwelle aber in den drei Retentionsbecken brechen und den Wienfluss langsam ansteigen lassen. Daher können Sie sich diesen ganze Klimbim mit Absperrungen, Betriebszeiten, Wächtern … (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Als Penzinger sage ich Ihnen: Wir haben dort als kleine Kinder Fische gefangen, die Grundler, und wir haben im Fluss gebadet. Erzählen Sie mir doch nicht, wie es im Wienfluss ausschaut! Stehen Sie einmal früher auf und gehen Sie mit mir dort spazieren! (Beifall bei der FPÖ.)

Herr Kollege! Ich lasse mir nicht von jemandem, der nicht weiß, wie es dort ausschaut, etwas erzählen! Ich lebe seit 60 Jahren dort, und ich bin oft dort spazieren gegangen. Und keiner, der heutzutage dort spazieren geht, lässt sich von irgendwelchen Absperrungen abhalten! Davon lässt sich doch kein Penzinger beirren! (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) Wer fällt denn in den Donaukanal, weil dort kein Geländer ist? – Keiner fällt in den Donaukanal! Überhaupt niemand fällt dort hinein! Die Alte Donau ist auch nicht abgesperrt, aber es fällt auch dort niemand hinein!

Es ist der sozialistische Glaube, dass die Menschen so leben müssen, wie ihnen die Sozialisten das Leben vorgeben. Das wird dort aber nicht gespielt! Werden Sie nicht weltfremd! Lassen Sie den Hütteldorfern und Penzingern ihr Paradies! Wir sind dort schon baden gegangen, als Sie noch gar nicht auf der Welt waren, junger Herr! (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)

Ich sage Ihnen: Machen wir ein Freizeitangebot mit den Bürgern und für die Bürger. Sie ersparen sich 144 000 EUR für die Wärter und die Absperrungen, und die Leute können den Bereich im Sommer und im Winter und auch in der Dämmerung benützen. Es ist bis jetzt dort niemand ertrunken, mit Ihren Absperrungen hat sich das nicht geändert, und es ist nichts besser geworden. Lassen Sie doch die Leute endlich leben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt jetzt die Wortmeldung des Rechnungshofpräsidenten vor. – Bitte schön, Herr Dr Moser.

Präsident des Rechnungshofes Dr Josef Moser: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Mitglieder des Stadtsenates! Hoher Gemeinderat!

Ich möchte mich eingangs für die positiven Worte bedanken, die Sie für die Arbeit des Rechnungshofes gefunden haben. Außerdem möchte ich mich dafür bedanken, dass die Berichte des Rechnungshofes in den Fachausschüssen eingehend beraten wurden und Sie sich mit den Berichten im Detail befasst haben! Das hat unter anderem auch die heutige Debatte zum Wienfluss gezeigt.

Auf der heutigen Tagesordnung stehen acht Berichte mit neun Prüfungsergebnissen, wobei diese Berichte zweifelsohne die Kernaufgabe des Rechnungshofes zeigen, nämlich Prüfen und gleichzeitig auch Beraten. 

In diese Richtung geht auch der Bericht 1/2007, in dem unter dem Abschnitt „Hauptprobleme der öffentlichen Finanzkontrolle“ unter anderem ein externer Kommentar über die externe Finanzkontrolle abgedruckt ist. Darüber hinaus ist in diesem Bericht auch eine Handlungsanleitung enthalten, wie bei der Realisierung von Bauprojekten umzugehen ist. Im Hinblick darauf wurden vom Rechnungshof Empfehlungen für ein so genanntes Claim Management geliefert.

Im externen Kommentar hat Prof Bauer, der Leiter des Kommunalwissenschaftlichen Dokumentationszentrums, darauf hingewiesen, dass gerade die finanzwirtschaftlichen Verflechtungen und auch die Verbundenheit der Finanzwirtschaft eine einheitliche Kontrolle erforderlich machen. In der heutigen Debatte hat vor allem GR Deutsch darauf hingewiesen, dass etwa bei den Sondergebühren, bei der Pathologie und im Bereich der Nebenbeschäftigungen ein Zusammenwirken zwischen den Gebietskörperschaften sehr notwendig ist, da einer allein sicherlich nicht die Lösungen herbeiführen kann, die erforderlich sind, um die Steuergelder sparsam, wirtschaftlich und zweckmäßig verwenden zu können.

In dieser Richtung geht auch der Prüfungsbericht betreffend die Abfallwirtschaft. Dabei wurden sechs Länder im Benchmark-Vergleich miteinander verglichen, um aufzuzeigen, wie es mit der Abfallwirtschaft in Österreich ausschaut: Wo stehen wir? Wo gibt es entsprechende Handlungsanleitungen? Sie wissen, dass jetzt gerade auch Klimaschutzabkommen diskutiert werden. Diese Prüfung hat gezeigt, dass wir in Österreich im Bereich der Abfallwirtschaft zwar ein sehr hohes Qualitätsniveau haben, die Umsetzung der Ziele aber in einzelnen Bundesländern äußerst unterschiedlich gehandhabt wird. Nur 4 von 32 Abfallwirtschaftsanlagen haben eine Kapazität, die als solche eine optimale Wirtschaftlichkeit gewährleistet, was natürlich auch Auswirkungen auf die Gebühren hat. Wir haben auch festgestellt – und das ist im Hinblick auf die Kyoto-Ziele äußerst bemerkenswert –, dass nur 62 Prozent der Anlagen einen Wirkungsgrad von zumindest 65 Prozent aufweisen. Hier besteht Handlungsbedarf, und zwar auch in der Hinsicht, dass länderübergreifende Lösungen gesucht werden, damit eine Koordinierung der Standorte sowie eine Vereinheitlichung der Begriffe erfolgt und damit darüber hinaus verbindliche Regelungen geschaffen werden, um auch mechanisch-biologische Anlagen an den Stand der Technik anpassen zu können.

Ein Querschnittsvergleich erfolgte bei der Überprüfung der Versorgungssicherheit in Österreich. Die Prüfung ergab, dass die Versorgungszuverlässigkeit im Bereich der E-Wirtschaft als sehr gut zu bezeichnen ist, dass in diesem Bereich aber auch einige Länder säumig sind, wenn es zum Beispiel darum geht, Landesausführungsgesetze zu erlassen. Positiv ist zu erwähnen, dass Oberösterreich und Wien diesen Schritt bereits gesetzt haben, während zum Zeitpunkt der Prüfung die anderen Bundesländer ihre Hausaufgaben noch nicht gemacht hatten. Im Bereich der Stromversorgung ist auch interessant zu wissen, dass die Erzeugungskapazität dann bis zum Jahr 2020 ausreichen wird, wenn die bereits in Aussicht genommenen Projekte auch realisiert werden. Es hat sich aber auch gezeigt, dass die Wasserkraft als solche weitestgehend ausgeschöpft ist. Die Prüfung hat auch ergeben, dass betreffend Ressourcensicherheit die Auflagen teilweise übererfüllt sind. Auch die Anlagenzuverlässigkeit ist als hoch zu bezeichnen. Die Leistungsfähigkeit ist ausreichend, im Hinblick auf die Überalterung des Netzes sind aber sehr wohl Ersatzinvestitionen erforderlich. Dies trifft unter anderem auch auf die Wien Energie GmbH zu. Positiv ist zu vermerken, dass der Eigenerzeugungsgrad um 11 Prozent gestiegen ist, und dass eine Anlagenzuverlässigkeit von 96 Prozent gegeben ist. Allerdings sind eben Sanierungs- und Ersatzmaßnahmen erforderlich, damit die Bedürfnisse erfüllt werden können.

Ich möchte jetzt einen weiteren wichtigen Aspekt, der heute noch nicht angesprochen wurde, erwähnen, nämlich das Abgabenwesen der Gemeinde Wien: Es hat sich gezeigt, dass durch die Struktur der Abgaben 76 Prozent der Einnahmen im Wesentlichen durch drei Steuern erzielt werden, nämlich zu 55 Prozent durch die Kommunalsteuer, zu 11 Prozent durch die Gebrauchsabgaben und zu 10 Prozent durch die Grundsteuer.

Bei den anderen Steuern stehen geringe Einnahmen, aber relativ hohe Kosten gegenüber. Das zeigt sich zum Beispiel bei der Hundeabgabe, bei der wir aufgezeigt haben, dass weniger als 1 Prozent an Abgabeneinnahmen einem Rückstand bei einem Viertel an Abgabenkonten gegenübersteht.

Die Parkometerabgabe bringt 5 Prozent der Abgabeneinnahmen, verursacht aber ein Drittel der angefallenen Kosten. Auch das Sonderproblem m-Parking wurde aufgezeigt, es wurden aber bereits Marketing-Maßnahmen gesetzt, um neue Kunden gewinnen zu können. Es wurde eine Werbeagentur beauftragt. 

Dazu möchte ich sagen, dass der Rechnungshof in diesem Zusammenhang nicht nur den Aspekt der Kosten beleuchtet, sondern sich natürlich auch dessen bewusst ist, dass diese Steuern eine Ordnungsfunktion erfüllen. Dessen ungeachtet sollte aber doch eine gewisse Kosten-Nutzen-Relation zwischen Einnahmen und Ausgaben gegeben sein. – Dies betrifft unter anderem auch die Vergnügungssteuer, wenn Veranstaltungen einerseits weniger als 1 Prozent der Einnahmen bringen, diesen Einnahmen andererseits aber 10 Prozent der angefallenen Kosten gegenüberstehen.

Bei den Abgabenrückständen zeigt sich auch, dass sich gerade der Rückstand der Abgabenstrafen, verglichen mit den gesamten Bruttoeinnahmen 2005, auf 262 Prozent beläuft. Das heißt, die Rückstände sind zweieinhalb Mal höher als die Bruttoeinnahmen. Es zeigt sich auch, dass 55 Prozent Kleinstrückstände, also Rückstände von weniger als 70 EUR sind, bei welchen eine Eintreibung im Außendienst sicherlich nicht als wirtschaftlich zu bezeichnen ist. 

Es sollte also doch in die Richtung gehen, die Steuerstruktur zu evaluieren. So sollte eine Evaluierung der Hundeabgabe durchgeführt werden, es sollte eine Hebung der Potenziale im Zusammenhang mit dem 
E-Bezahlen und die Einführung einer Leistungskontrolle im Einbringungsbereich angestrebt werden.

Gestatten Sie mir, nachdem gerade die Diskussion über das Gesundheitswesen von enormer Bedeutung ist, auch darauf noch einmal kurz einzugehen. GRin Pilz hat heute schon sehr eingehend darüber gesprochen. – Ich möchte zunächst einen Blick auf die Sondergebühren werfen: Im Bereich Sondergebühren geht es jährlich um zirka 700 bis 800 Millionen EUR, und ein Teil der Einnahmen geht natürlich zu den Krankenanstaltenträgern. Ein wesentlicher Teil wird aber auch zur Verbesserung des Einkommens der Spitalsärzte aufgewendet.

Die Prüfung, die wir an den Universitätsspitälern AKH Wien, LKH Graz und LKH Innsbruck durchgeführt haben, hat gezeigt, dass es hinsichtlich der ausbezahlten Honorare in Wien und in Innsbruck keine Transparenz gibt. Diese waren der öffentlichen Finanzkontrolle entzogen. 

Und es gab unterschiedliche Hausanteile. In Wien waren es für die AKH-Ärzte null Prozent; alle anderen Spitalsärzte in Wien zahlen ja 12 Prozent seit dem Jahr 2004. In Graz betrug der Hausanteil 19 Prozent. 

Und es wurde, auch wieder mit Ausnahme von Graz, keine transparente Verteilung durch leitende Ärzte vorgenommen. Außerdem fand eine Konkurrenzierung der Krankenhäuser durch Nebenbeschäftigungen statt. 

Und auch im Hinblick auf die derzeitige Diskussion betreffend Sonderzahlungen haben wir im Bericht darauf hingewiesen, dass § 46 Krankenanstalten- und Kuranstaltengesetz eine doppelte Honorierung beziehungsweise eine Doppelabgeltung vorsieht. Ich möchte Sie darauf hinweisen, dass damit zu den Sondergebühren von 700 bis 800 Millionen EUR pro Jahr noch eine Position hinzukommt, die sich auf die Vorstände und Leiter von Kliniken bezieht: Im § 46 ist nämlich Folgendes ausgeführt: „Den Vorständen der Universitätskliniken und den Leitern von Klinischen Abteilungen ist es gestattet, mit Pfleglingen der Sonderklasse und mit Personen, die auf eigene Kosten ambulant behandelt werden, unbeschadet der Verpflichtung dieser Personen zur Entrichtung der Pflege- und Sondergebühren, ein besonderes Honorar zu vereinbaren, wenn diese Personen auf ihren Wunsch durch den Klinikvorstand oder Leiter der Klinischen Abteilung persönlich behandelt werden.“ – Ich meine, man sollte auch politisch beleuchten, ob es zweckmäßig und notwendig ist, Doppelhonorierungen in dieser Form zuzulassen!

Den Erfolg dieser Prüfung hat Frau GRin Pilz bereits angesprochen: Mittlerweile gibt es in Innsbruck eine gesetzliche Honorarverteilungsregelung. Und es wurde ein Hausanteil von 20 Prozent eingeführt, man hat diesen also von 10 Prozent auf 20 Prozent verdoppelt, und man hat auch beschlossen, dass 45 Prozent davon an nachgeordnete Ärzte abzugeben sind. 

In Wien, auch das möchte ich positiv erwähnen - auch das ist von GR Deutsch in seiner Rede dargestellt worden -, ist beabsichtigt, einen Hausanteil von 12 Prozent einzuführen, und man sieht auch - und da möchte ich mich bedanken - eine externe Kontrolle sowohl durch das Kontrollamt als auch durch den Rechnungshof vor. Ich würde aber ersuchen, in diesem Bereich auch darauf zu achten, dass dafür gesorgt wird, dass die Verteilung vom leitenden Arzt zu den nachgeordneten Ärzten transparent erfolgt, und dass gleichzeitig angedacht wird, ob man nicht, so wie in Graz, auch eine Honorarobergrenze einzieht. In Graz ist das beispielsweise, was die Sondergebühren betrifft, 176 000 EUR.

Und zur Problematik der Nebenbeschäftigung möchte ich darauf hinweisen, dass man zum einen restriktive Maßnahmen im Bereich des Landes setzt, dass aber darüber hinaus - auch das wurde angesprochen - im BDG eine Regelung fehlt, die eine restriktivere Nebenbeschäftigungsregelung vorsieht. Also ist hier der Ball beim Bund, damit dementsprechend gehandelt wird.

Es wurde in diesem Zusammenhang auch das Institut für Pathologie angesprochen, wo drei Viertel der Ärzte des Instituts gleichzeitig in der Facharztordination des Leiters beschäftigt waren, wo eindeutig feststellbar war, dass es Interessenskollisionen gegeben hat, und wo gleichzeitig die Leistungsbeauftragungen durch die Facharztordination zum Institut für das Institut bei Weitem nicht kostendeckend waren, noch dazu, wo die Gebühren dafür vom Institutsleiter selbst festgelegt worden sind. Es freut mich aber auch hier, dass bereits eine Reihe von Empfehlungen in Blickrichtung Evaluierung des Personaleinsatzes, systematische Dokumentation und Analyse in Angriff genommen worden sind, aber ich glaube, der Bereich Nebenbeschäftigung erfordert es, dass man sich noch weiter damit beschäftigt, um eben eine Konkurrenzierung der Krankenanstalten hintanzuhalten.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang, im Rahmen des Gesundheitspaketes, auch das Sanatorium Hera – es wurde auch von GR Stiftner angesprochen. Hier geht es darum, dass ein Belagstag im Sanatorium Hera 743,49 EUR gekostet hat und dass diese Kosten eines Belagstags im Sanatorium Hera somit um 23 Prozent höher waren als die durchschnittlichen Kosten eines Belagstags in den Wiener Krankenanstalten, die 555,04 EUR betragen haben. Die sonstigen Maßnahmen, die Begünstigungen, die Sonderregelungen, die es hier gab, haben dazu geführt, dass im Jahr 2005 ein Abgang von 17,42 Millionen EUR zu verzeichnen war. Nun, es geht in die Richtung, wenn man das Sanatorium sanieren will, wenn man es kostengünstiger betreiben will, sich eben aus der stationären Versorgung zurückzuziehen, eine Verlagerung in Richtung ambulantes Leistungsangebot vorzunehmen, eine restriktive Personalbewirtschaftung und auch - weil wir gerade von den Sondergebühren gesprochen haben - eine Erhöhung des Hausanteils der Sonderklassepatienten vorzusehen. Auch hier sind bereits Schritte gesetzt worden, die in die Blickrichtung gehen, dieses Haus wirtschaftlicher zu führen, aber diese Schritte, die jetzt gesetzt worden sind, bedürfen einer nachdrücklichen weiteren Behandlung.

Zum Wienfluss, glaube ich, brauche ich nichts Näheres auszuführen, da dieses Thema im Rahmen der Debatte eingehend diskutiert worden ist und die Empfehlungen des Rechnungshofes auch eingehend dargestellt worden sind.

Ein wesentlicher Punkt ist - und das zeigt genau das Projekt „neuer Wienfluss" -, dass es wichtig wäre, der Projektentwicklung, der Projektdurchführung und dem Projekt-Controlling ein besonderes Augenmerk und eine besondere Beachtung zuzuwenden, da es, wenn das nicht funktioniert, immer wieder zu Nachforderungen kommt.

Positiv aus der Sichtweise des Rechnungshofes ist auch das Ergebnis oder die Behandlung der Empfehlungen im Zusammenhang mit der Genehmigung von Aufsichtspflichten bei Bauprojekten, wo ja eine Arbeitsgruppe eingesetzt wurde, die im November 2007 unter Beteiligung aller Fraktionen ihre Arbeit aufgenommen hat. Und positiv aus der Sicht des Rechnungshofes ist auch, dass ein Projekt zur Verbesserung der sicherheitstechnischen Überprüfung von Bauwerken eingerichtet worden ist, das Mitte 2008 Ergebnisse bringen soll.

Ganz kurz noch ein positives Beispiel, das ebenfalls erwähnt werden soll, da gerade der Jahreswechsel ins Haus steht: Auch die Empfehlungen im Zusammenhang mit der Prinz-Eugen-Stiftung der Stadt Wien - das war eine Stichprobenprüfung - haben dazu geführt, dass diese Empfehlungen zur Gänze umgesetzt wurden.

Ich möchte also schon erwähnen - das ist auch in der Debatte angesprochen worden -, dass den Empfehlungen des Rechnungshofes doch sehr viel Beachtung geschenkt wird. Es hat auch die heutige Debatte gezeigt, dass die Umsetzung der Empfehlungen des Rechnungshofes doch in die Richtung gegangen ist, Einsparungen zu erzielen, Effizienzsteigerungen zu bewirken, Qualitätsverbesserungen durchzuführen, aber dass sehr viel noch zu tun ist, wenn es darum geht, im Bereich der Sondergebühren, des Sanatoriums Hera, im Abgabenwesen sehr wohl weitere Maßnahmen zu setzen, um auch hier ein sparsames und wirtschaftliches Agieren zu ermöglichen.

Ich ersuche Sie daher, den Rechnungshof, so wie bisher, weiter zu unterstützen, weil ich mir sicher bin, dass nur dann Verbesserungen erreicht werden können, Fehlentwicklungen vermieden werden können, wenn eben ein Zusammenwirken sowohl des Kontrollorgans als auch der parlamentarischen Vertretung erfolgt.

Ich möchte mich nochmals bei Ihnen bedanken und wünsche Ihnen frohe Weihnachten und einen guten Rutsch ins neue Jahr und vor allem Gesundheit. - Ich danke Ihnen. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Bevor wir zur Abstimmung kommen, möchte ich Ihnen, Herr Rechnungshofpräsident - und ich denke, hier auch namens des Gemeinderates sprechen zu dürfen, weil in vielen Debattenbeiträgen dieser Dank auch geäußert wurde - und Ihren MitarbeiterInnen – mit großem „I" – sehr, sehr herzlich danken für die Leistungen, die Sie für die Stadt Wien erbracht haben, für die Berichte, die Sie erstellt haben. Die Berichte sind, entgegen manchen Äußerungen, mit den darin enthaltenen Empfehlungen tatsächlich wichtige Entscheidungsgrundlagen für uns im politischen Leben. Und ich glaube, dass wir die gute Kooperation, die wir heuer insbesondere über den Kontrollausschuss begonnen haben, auch im nächsten Jahr fortsetzen werden.

Ich möchte Ihnen und Ihren Mitarbeitern alles, alles Gute zum Jahreswechsel wünschen, und ich freue mich schon auf die wirkliche tolle Zusammenarbeit. Alles Gute! (Allgemeiner Beifall.) 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 16 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 25. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 25 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke auch hier für die Einstimmigkeit.

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 26 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier stelle ich die Einstimmigkeit fest.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 27 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke auch hier für die Einstimmigkeit.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 139 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke für die Einstimmigkeit.

Bei Postnummer 139 liegt mir auch ein Beschluss- und Resolutionsantrag vor, eingebracht von GRin Dr Pilz, betreffend Führungsverantwortung im AKH. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Gesundheit und Soziales gefordert.

Wer diesem Beschluss- und Resolutionsantrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 156. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 156 die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle auch hier die Einstimmigkeit fest.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 160 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke auch hier für die Einstimmigkeit.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 178. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 178 ihre Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke auch hier für die Einstimmigkeit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 17 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den ÖPNV-Vertrag mit den Wiener Linien. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zur Postnummer 17.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach dem spannenden Punkt der Rechnungshofberichte kommen wir jetzt zurück zu den Wiener Linien, zu den öffentlichen Verkehrsmitteln, die wir heute im Rahmen des Verkehrsdienstevertrages schon einmal behandelt haben. Der jetzt die Wiener Linien betreffende Aufsichts- und Kontrollvertrag ist, glaube ich – das sage ich jetzt einmal ganz bewusst -, nicht so sehr auf Wunsch und Intention der Wiener SPÖ oder der Stadt Wien entstanden, sondern ist letztendlich das Ergebnis der unterschiedlichsten rechtlichen Vorschriften und Erkenntnisse auf europäischer Ebene. Nichtsdestoweniger bin ich froh darüber, weil er einerseits sozusagen einer Forderung der GRÜNEN, die wir eigentlich seit der Ausgliederung der Wiener Linien aus dem gesamten Gemeindebudget gestellt haben, nachkommt, stellt doch dieser heute vorliegende Vertrag fest, dass mit Abschluss dieses Vertrages die Wiener Linien sohin als ein Betreiber gelten, über den die Stadt Wien eine Kontrolle ausübt, die der über ihre eigenen Dienststellen entspricht. - Das ist wichtig! Damit werden die Wiener Linien wieder ein politisches Thema. Damit ist es vorbei damit, dass sich die Wiener Stadtregierung abputzen kann und sagen kann, die Wiener Linien wollen etwas nicht - sei es bei der Tarifgestaltung, sei es bei der Linienführung -, weil dieser Vertrag festlegt, dass die Einflussnahmerechte der Stadt Wien auf die gesamte Geschäftsführung der Wiener Linien stets so zu verstehen sind, dass die Stadt Wien tatsächlichen Einfluss auf und die tatsächliche Kontrolle über die strategischen und in diesem Vertrag festgelegten einzelnen Management-Entscheidungen ausüben kann. 

Was sind das für einzelne Management-Entscheidungen, die hier angeführt sind? - Neben dem Erwerb und der Veräußerung selbstverständlich Fragen die Finanzierung betreffend, selbstverständlich die Festlegung von Tarifen für die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel, selbstverständlich die Frage, ob private Buslinien den Betrieb übernehmen oder ob dieser im Eigenbetrieb erfolgt, selbstverständlich Fragen des Leistungsangebotes.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Schöne an diesem Vertrag ist, dass dieser Vertrag uns allen im Bereich der öffentlichen Verkehrsmittel, im Bereich der Wiener Linien, einen Gestaltungsspielraum einräumt, den wir in den vergangenen acht Jahren - zumindest laut SPÖ - nicht mehr hatten. Jetzt sind die Wiener Linien wie eine Dienststelle zu behandeln, selbstverständlich in Kooperation - aus meinem Blickwinkel -, selbstverständlich auch wirtschaftlich sinnvoll führbar. Und selbstverständlich hoffe ich, dass zukünftig, wenn wir über die Wiener Linien diskutieren, nicht mehr als Ausrede kommt: Wir haben keinen Einfluss!, sondern dass wir tatsächlich eine politische Debatte über die Gestaltung der öffentlichen Verkehrsmittel, über die Gestaltung des öffentlichen Verkehrs in Wien führen können. 

Und einen Vorteil - und das freut mich auch ganz besonders - hat dieser Vertrag auch für die Bezirke, denn gerade in den Bezirken wurde unseren Kollegen und Kolleginnen immer wieder gesagt: Wir haben überhaupt keinen Einfluss mehr auf die Wiener Linien! - Wie gesagt, auch die Wiener Bezirke gehören zur Stadtverwaltung, und mittels Antrag müssen sich die Stadtverwaltung und auch die Stadtregierung mit verschiedenen Dingen beschäftigen. Jetzt haben wir den Einfluss wieder! Wir freuen uns und hoffen auf eine positive Zukunft für die Wiener Linien! - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Im Zusammenhang mit dem Tagesordnungspunkt ÖPNV-Vertrag für die Wiener Linien, Aufsichts- und Kontrollvertrag, ist es mir wirklich ein großes inneres Anliegen, das Grundsatzthema hier zu beleuchten, nämlich: Was muss von Seiten der Stadt alleine organisiert und gestaltet werden - und was muss von ihr nicht alleine gestaltet werden? 

Als ich den ersten Absatz gelesen habe, wo es heißt, auf europäischer Ebene wurde nunmehr nach jahrelangen Verhandlungen ein solcher Beschluss gefasst, bekommt man den Eindruck, die EU wäre nun schuld daran, dass wir diese Form des Vertrages haben. Da habe ich gewusst: Ich muss dazu reden! Daher habe ich mir natürlich den Beschluss, den der Europäische Rat dazu gefasst hat, auch ausgehoben, und vor allem auch die Feststellungen, die vom Parlament in einem gemeinsamen Standpunkt dazu getroffen wurden, die nämlich konkret darlegen, dass der Eindruck, der hier vermittelt wird - dass das, was von Seiten der Stadt Wien nun abgeschlossen worden ist, gar nicht anders gemacht werden könnte oder gar nicht anders gemacht werden kann -, eben nicht stimmt. 

Im Europäischen Rat wurde festgelegt, dass man es so machen kann, einen internen Betreiber in der Stadt zu haben, aber es wurde auch nicht ausgeschlossen, die entsprechenden Verkehrsdienstleistungen in einem offenen und fairen Wettbewerb auszuschreiben und zuzukaufen. Ganz im Gegenteil, es wurde vom Europäischen Parlament im gemeinsamen Standpunkt im Absatz 7 auch Folgendes festgehalten - und diesen einen Absatz würde ich sehr gerne zitieren:

„Studien und die Erfahrungen der Mitgliedsstaaten, in denen es schon seit einigen Jahren Wettbewerb im öffentlichen Verkehr gibt, zeigen, dass, sofern angemessene Schutzmaßnahmen vorgesehen werden, die Einführung des regulierten Wettbewerbs zwischen Betreibern zu einem attraktiveren und innovativeren Dienstleistungsangebot zu niedrigeren Kosten führt, ohne dass die Betreiber eines öffentlichen Dienstes bei der Erfüllung der ihnen übertragenen besonderen Aufgaben behindert werden." – Zitat Ende.

Meine Damen und Herren von der Regierungsfraktion! Sie sind ständig darum bemüht darzustellen, dass jede Form des Zulassens eines anderen Verkehrsträgers in der Stadt zu weniger Leistung, zu schwächerer Leistung, zu schlechteren Standards et cetera führen würde. Wir haben nun die Bestätigung des Europäischen Parlaments, wir haben die Bestätigung auch des Europäischen Rates, dass Sie es hier ganz, ganz anders haben könnten, wenn Sie es nur wollten. Und am Wollen liegt es eindeutig: Sie wollen es nämlich nicht. Sie wollen es anders haben - anders kann man den Vertrag nicht erklären. 

Sie schließen mit diesem Vertrag nämlich nun auch aus, dass andere Personen oder andere Gesellschaften als die Wiener Linien sich den Kopf darüber zerbrechen, wie die Planung des öffentlichen Personenverkehrs in Wien richtig wäre. Für Sie darf in Zukunft kein VOR, kein Verkehrsverbund Ost‑Region, kein Dr Richard, kein Blaguss et cetera mehr sich darüber den Kopf zerbrechen. Diese dürfen nur mehr kniend zu Ihnen kommen und um einen Auftrag bitten, damit sie noch ein paar Kilometer abspulen können. Das dürfen sie noch, aber Gedanken dürfen sie sich nicht mehr machen. Das ist nur mehr für Sie möglich. Und das, obwohl wir die freundlichste Buslinie bei Blaguss haben, wie viele Tests gezeigt haben: Die Linie 147 ist die freundlichste Autobuslinie - bei Blaguss und nicht bei den Wiener Linien! (Beifall von Gemeinderäten der ÖVP.)

Meine Damen und Herren! Sie legen mit diesem Vertrag nun die Qualifikationskriterien bei Geschäftsführerbestellungen der Wiener Linien fest, und zwar dahin gehend, dass ausschließlich Sie als Stadt Wien diese Qualifikationskriterien festlegen können. Sie legen die absolute Stimmenmehrheit im Aufsichtsrat fest. Sie legen fest, mit welchen wichtigen Angelegenheiten der Aufsichtsrat befasst wird. Und Sie richten dazu noch einen Koordinationsausschuss ein, der dazu dienen soll, dass zuvor mit den von der Stadt Wien nominierten Aufsichtsräten noch abgeklärt wird, welche Angelegenheiten denn in der Generalversammlung nun beschlossen werden sollen, und wahrscheinlich auch, wie sie beschlossen werden sollen.

Das entspricht nicht jenem marktwirtschaftlichen Zugang, wie wir uns diesen von Gesellschaftsstrukturen eigentlich erwarten. Hier, meine Damen und Herren, haben Sie eindeutig einen Knebelungsvertrag für den Steuerzahler gemacht, auf Grund dessen alles, was sich die SPÖ im Sinne ihrer Politik vorstellt, umgesetzt wird, aber nicht das, was für den öffentlichen Personenverkehr sinnvoll und notwendig ist.

Meine Damen und Herren! Es wundert mich, dass auch die GRÜNEN diesem Vertrag zustimmen, obwohl hier, was die Leistungsausweitungen der Wiener Linien ab 2007 betrifft, eindeutig Folgendes drinnen steht: „Die Weiterentwicklung des Wiener U-Bahn-Netzes wurde beschlossen und wird etappenweise bis 2019 realisiert: U2-Verlängerung Nord zum Flugfeld Aspern, U1-Ver-
längerung nach Rothneusiedl und U2-Verlängerung Süd zum Arsenal/Gudrunstraße."

Ich dachte, es gab hier auch noch andere Parteien, die diesbezüglich andere Vorstellungen haben. Auch die Freiheitlichen hatten hiezu andere Vorstellungen. - Wenn Sie diesem Vertrag zustimmen, dann stimmen Sie auch diesen Implikationen zu! - Ich würde Sie daher ersuchen: Schauen Sie sich nochmals an, ob Ihre Zustimmung zu diesem Vertrag wirklich gewollt ist!

Und: In diesem Vertrag ist auch die Kooperation mit dem Fonds Soziales Wien hinsichtlich des Projekts „Help U" festgehalten. - Nichts gegen das Projekt „Help U", das ist sicher ein gutes Projekt, aber: Was hat das mit dem ÖPNV-Vertrag zu tun? Das frage ich mich schon, was das damit zu tun hat.

Meine Damen und Herren! Ich würde Sie daher ersuchen, sich erstens einmal die Zustimmung zu überlegen, vor allem von Seiten der anderen Oppositionsparteien: Ob es klug ist, hier einem Vertrag zuzustimmen, auf Grund dessen es nunmehr die SPÖ allein in der Hand hat zu bestimmen, was mit den Wiener Linien geschehen soll und was geschehen darf - und das alles mit dem einzigen Unterschied, dass die Wiener Linien weiterhin ausgegliedert sind, dass die Managergehälter dort um ein Vielfaches höher sind als die Gehälter des Bürgermeisters und der Stadträte und dass die Mitarbeiter dort mehr verdienen, als wenn die Wiener Linien eingegliedert gewesen wären - ansonsten ist also nichts anders! -, und dass sie der Kontrolle des Gemeinderates in Wirklichkeit entzogen sind, weil sie keine Dienststelle des Gemeinderates mehr sind, aber dieselben Möglichkeiten haben Sie sich nun eingeräumt, als wenn Sie ein unmittelbares Weisungsrecht als Bürgermeister oder als Stadtrat hätten. Das ist der einzige Unterschied! 

Ausgliederung, aber mit vollem politischen Einfluss und mit erhöhten Gehältern - das ist das, was Sie sichern, und das ist nicht das, was wir unterstützen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 

Lassen Sie mich noch ein Letztes dazu sagen: Weil wir in den letzten Tagen gerade wieder eine Feieraktion für 15 neue U-Bahn-Züge erleben durften, seien im Zusammenhang mit den Wiener Linien auch die 150 ULFs erwähnt, die Wien gekauft hat, und sei auch hier nochmals darauf hingewiesen, wie viel Geld wir hier in Wirklichkeit sparen hätten können und besser investieren hätten können:

Wien hat 150 ULFs für 2014 bestellt, um 357 Millionen EUR, was bedeutet: 2,38 Millionen EUR pro Stück; und in Graz hat man 45 solcher ULFs bestellt um 91 Millionen, das heißt: pro Stück um rund 2 Millionen EUR. - Das gibt es wahrscheinlich nur in der Stadt Wien, dass man bei einer höheren Stückzahl einen höheren Preis pro Stück zahlt, während es in anderen Gebietskörperschaften möglich ist, dass man bei einer geringeren Stückzahl einen besseren Kaufpreis verhandelt. Wenn Sie hier so verhandelt hätten wie die Stadt Graz unter einem ÖVP-Bürgermeister, dann hätten Sie sich 57 Millionen EUR erspart, und mit diesen 57 Millionen EUR hätten Sie schon mehr als zwei Jahre lang den vollen 15-Minuten-Takt auf den Wiener Schnellbahnen finanzieren können. Das hätte Sinn gemacht im öffentlichen Verkehr! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist nun ein zweites Mal Herr GR Dipl-Ing Margulies. – Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): In aller Kürze: Kollege Gerstl, es ist zwar schön, dass Sie den Akt durchaus aufmerksam gelesen haben, aber es dürfte Ihnen dabei wahrscheinlich entgangen sein, dass es sich um eine Darstellung der Wiener Linien über die geplante Entwicklung handelt. - Gut und schön, mit der geplanten Entwicklung der Wiener Linien sind wir nicht in allen Teilen zufrieden, nur: Über diesen Teil wird nicht abgestimmt! 

Es gibt einerseits den Motivenbericht, dem Motivenbericht folgen drei Punkte, und es gibt den Aufsichts- und Kontrollvertrag. Dass in den Unterlagen die Entwicklung der Wiener Linien vorliegt, ist gut und schön; und das, was gerade dieser Vertrag ermöglicht, ist, dass wir jetzt als Gemeinderat stärker als bisher auf die zukünftige Entwicklung der Wiener Linien Einfluss nehmen können, und nicht das Gegenteil. 

Aber es entspricht anscheinend tatsächlich Ihren Ambitionen, öffentliche Verkehrsmittel immer möglichst weit weg von öffentlichen Körperschaften zu betreiben. - Wir halten das für falsch. Wir stehen dazu, dass öffentliche Verkehrsmittel nicht weiter ausgegliedert und privatisiert werden. Sie wollen das Gegenteil. Ich nehme das zur Kenntnis. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die Debatte hat ja jetzt gezeigt, wie wichtig der Aufsichts- und Kontrollvertrag für unsere öffentlichen Verkehrsmittel in Wien ist. Weil da von der Volkspartei in der Präambel solch ein Konnex zur EU hergestellt wurde, darf ich schon an die ersten Debatten seinerzeit erinnern, als es noch geheißen hat: freie Ausschreibung von Verkehrsdienstleistungen! Das ist auch mehrfach diskutiert worden, und wir alle wissen, was das für eine so schöne Stadt wie Wien bedeutet hätte. 

Dass die Volkspartei gerne privatisiert, das liegt in der politischen Unterschiedlichkeit. Es ist eben so: Sie sehen das ein wenig anders. Und wenn man hier schon ein möglicherweise durchaus positives Beispiel anführt, so hätte ich mir doch gewünscht, dass man sich die Zeit nimmt, sich auch die negativen Beispiele, auch in Europa, anzusehen, auf die zu verweisen ist, wenn öffentliche Verkehrsmittel, -netze, Schienennetze oder -infrastruktur privatisiert werden. Da gibt es ein sehr namhaftes Land, wo das passiert ist. 

Ich bin aber froh, dass der Großteil der Kolleginnen und Kollegen in diesem Haus dieser Ansicht nicht folgt. - Entschuldigen Sie diese kleine Bewertung.

Ich glaube auch nicht, dass mit diesem Vertrag die Wiener Linien der Kontrolle entzogen werden, denn das Kontrollamt kann nach wie vor prüfen, und - ich weise noch einmal darauf hin - wir haben auch einen Unterausschuss im Finanzausschuss. Ich weiß nicht, ob Sie da drinnen sitzen, Kollege Gerstl, aber in diesem Unterausschuss sitzen namhafte Vertreter auch der Volkspartei, und dort wird demnächst wieder das Thema Wiener Linien auf dem Programm stehen, genauso wie wir alle Abteilungen, alle Betriebe de facto, wenn es gewünscht wird, natürlich auf die Tagesordnung nehmen. Und da haben Sie genauso das Recht, Fragen zu stellen und Informationen über alles zu bekommen.

Der zweite Punkt, den ich noch anmerken möchte - ich will nicht allzu lange reden -, geht dahin, dass mit diesem neuen Aufsichts- und Kontrollvertrag, den wir jetzt beschließen werden, natürlich auch die Möglichkeit der In-house-Vergabe geschaffen wird und dass durch die neue Vorgangsweise, dass die Konzessionen jetzt aus einer Hand vergeben werden, auch die Linien besser optimiert werden, noch besser optimiert werden können. Ich sage gleich dazu: Es wird keine Rücknahme privater Aufträge geben. Aber das ist im Finanzausschuss auch schon diskutiert worden; die Mitglieder hätten Ihnen das sagen können, das ist ihnen schon mitgegeben worden.

Vor einem warne ich jedoch: Dass man glaubt, jetzt kann der Gemeinderat da alles bestimmen. Es ist natürlich im Vertrag schon festgehalten: Auch mit dem neuen Eigentümereinfluss, wie im Vertrag eben vorgesehen, obliegt die wirtschaftliche Gestionierung nach wie vor der Geschäftsführung, auch die Tarifgestaltung. Das steht sehr deutlich drinnen im Punkt C „Gesellschaftliche Begleitmaßnahmen", dass die Festlegung der Befassung des Aufsichtsrates mit wichtigen Angelegenheiten, zum Beispiel Tarifangelegenheiten oder die Sicherstellung der Partnerschaften, faktisch damit gegeben ist. 

In diesem Sinne, denke ich, ist es ein wichtiger, auch ein guter Vertrag, und ich ersuche Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von SPÖ, GRÜNEN und FPÖ so unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit. (GR Harry Kopietz: Nur die Kapitalisten sind dagegen! – GR Christian Oxonitsch: Die Privatisierer!)

Es gelangt nunmehr Postnummer 18 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Neuorganisation der MA 43. Eine Wortmeldung liegt dazu nicht mehr vor. 

Daher kommen wir zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 18 die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist mit Unterstützung von ÖVP und SPÖ so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 19 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung eines Darlehens an den „Verein Karl Schubert Schule". Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 19 die Zustimmung erteilen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 21 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft ein Finanzierungsübereinkommen zwischen den ÖBB und der Stadt Wien zur Errichtung des Hauptbahnhofes Wien und zur Entwicklung des Stadtteils Hauptbahnhof Wien. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Oxonitsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Oxonitsch: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das vorliegende Finanzierungsübereinkommen ergibt aus meiner Sicht einen sehr übersichtlichen Fahrplan für die Errichtung des Hauptbahnhofes. Das ist ein Projekt, dem wir grundsätzlich sehr positiv gegenüberstehen, da es dadurch vor allem zu einer Aufwertung ganzer Bezirksteile - und ich spreche da auch für den 10. Bezirk - kommen wird. Es gibt aber auch einige Kritikpunkte, und ich möchte diesen Tagesordnungspunkt dazu nutzen, diese nochmals vorzubringen. 

Aus unserer Sicht haben die ÖBB bei der Planung - und die Errichtung beginnt ja jetzt schon mit dem Umbau des Südtiroler Platzes beziehungsweise hat schon begonnen - das Kommando übernommen. Die Stadt Wien reagiert nur mehr, die ÖBB agieren. Das beste Beispiel war vor einigen Monaten die Absiedelung erfolgreicher Wirtschaftsbetriebe vom Frachtenbahnhof. Es wurde medial publik, dass da keine Ersatzgrundstücke angeboten wurden. Die Stadt Wien hat bis heute nicht reagiert. Die Einzigen, die sich darum gekümmert haben, waren die Wirtschaftskammer Wien und die ÖBB selbst. Es hat unzählige Termine und Briefwechsel mit dem Bürgermeister, dem zuständigen Stadtrat und so weiter gegeben – man hat einfach nicht reagiert. 

Zweiter Kritikpunkt aus meiner Sicht: In diesem Finanzierungsübereinkommen steht, was das geplante Einkaufszentrum betrifft, noch immer die gewidmete Größe von 20 000 m² drinnen. Ich denke, man hätte dieses Finanzierungsübereinkommen gleich zum Anlass nehmen können, dass man das wieder ein bisschen erweitert. Wir wissen alle, es gibt Gespräche, dass das bis maximal doppelt so große Ausmaße bekommen soll. Das hätte man, so denke ich, um diese ganzen Diskussionen einmal abzustellen, gleich berichtigen können. 

Nächster Punkt - aus unserer Sicht der wichtigste -: die Verkehrsproblematik. Sie wissen, dass wir seit vielen Monaten kritisieren, dass es kein nachvollziehbares Verkehrskonzept gibt. Es kommt dann immer wieder die Reaktion, meistens von GR Hora, dass gesagt wird, es gibt eines. - Na klar gibt es eines, denn sonst hätte ja ein Flächenwidmungsverfahren gar nicht gestartet werden können. Aber, meine Damen und Herren, Sie vergessen, dass sich die Rahmenbedingungen bis zum heutigen Tag, wo dieses Finanzierungsübereinkommen beschlossen wird, nachhaltig geändert haben! 

Bitte, wir haben im Jahr 2004, als dieses Flächenwidmungsverfahren gestartet wurde, gesagt: Na ja, es werden maximal 130 000 Personen den Hauptbahnhof frequentieren. – Man hat dann ein Verkehrskonzept gemacht - und das wird ja dann auch eingereicht, es ist von den ÖBB dafür gedacht, dass es dann eingereicht wird; bei der UVP jetzt wird das eingereicht -, wonach es dann am Gürtel angeblich sogar weniger Verkehr geben wird als heute! - Ich meine, das ist ja unvorstellbar! 

Wir wissen auch, dass es nach der Fertigstellung des Lainzer Tunnels nicht so sein wird, wie es 2004 bei der Erstellung des Verkehrskonzeptes noch geheißen hat, nämlich, dass der Lainzer Tunnel vorwiegend für den Güterverkehr verwendet werden würde. Damals war die Rede von einem Verhältnis 10 zu 90, also 90 Prozent Güterverkehr, 10 Prozent Personenverkehr. Die ÖBB haben gesagt, nein, nein, wir wollen ein Verhältnis von 40 zu 60, also 60 Prozent Güterverkehr und 40 Prozent Personenverkehr. Das heißt, das sind dann noch einmal täglich 20 000 bis 25 000 Fahrgäste mehr, die den Hauptbahnhof frequentieren werden. – Nein, aber das Verkehrskonzept wird nicht geändert; wir sagen einfach, wir haben eines! 

Dieses - ich sage einmal so - veraltete Verkehrskonzept wird bei der UVP eingereicht werden. Die Anrainer sollen protestieren! Eine andere Möglichkeit hat man ja ohnedies nicht. 

Wir haben aus diesem Grund auch eine Bürgerinitiative gegründet, weil das ja die einzige Möglichkeit ist, als Mandatar bei der UVP Parteistellung zu bekommen. Es hat ja nicht einmal der Bezirk diese Möglichkeit. - Die Stadt Wien hat einen Vertreter, der Parteistellung hat. Da ich einmal annehme, dass dieser nicht aus einem der betroffenen Bezirke kommen wird, ist das die einzige Möglichkeit, als Bezirksmandatare an der UVP aktiv teilzunehmen. Wir werden diese Chance auch nützen. Wir werden noch einmal vermehrt darauf hinweisen, dass die Verkehrsproblematik schlimmer wird. Und unsere Forderung ist - und ich erinnere da an das, was Kollege Madejski gesagt hat, der heute in der Früh da relativ weit ausgeholt hat -: Sollte die U1-Verlängerung nach Rothneusiedl nicht kommen - die finanziellen Mittel wurden ja seitens des Bundes zugesagt -, dann hoffe ich doch, dass man sich noch einmal die Linienführung der U2 ansieht und diese Mittel vielleicht doch verwendet, um eine zweite U-Bahn-Anbindung am Hauptbahnhof in Erwägung zu ziehen. Wie gesagt, 175 000 Personen werden täglich den Hauptbahnhof frequentieren. Es ist aus unserer Sicht und auch aus Sicht vieler Experten unmöglich, dass man das mit einer einzigen U-Bahn-Anbindung, die noch dazu räumlich doch etwas entfernt ist, schaffen kann. Ich glaube, darüber sollte man sich noch einmal den Kopf zerbrechen. Ich hoffe, dass die heutige Abstimmung über dieses Finanzierungsübereinkommen den Startpunkt dafür bildet, den Verkehr in den Bezirken um den Hauptbahnhof noch einmal neu zu diskutieren. 

Abschließend möchte ich noch ein persönliches Anliegen vorbringen, und zwar: Ein Punkt in diesem Finanzierungsübereinkommen ist auch der Bahnhofsvorplatz Süd, das heißt - für die, die da nicht so eingelesen sind - die mögliche Anbindung des Hauptbahnhofes an die Fußgängerzone. Wir wissen zwar jetzt, wer für die Errichtung zuständig ist - das sind die ÖBB -, wer dann für die Säuberungen zuständig ist - das ist die Stadt Wien -, aber wir wissen noch immer nicht, wie dieser Platz aussehen wird und wie diese Anbindung an eine doch sehr wichtige wirtschaftliche Einheit in unserem Bezirk ausschauen wird. 

Ich bitte darum, dass man sich da wirklich einiges überlegt. Wir brauchen eine starke Fußgängerzone! Es ist ein traditioneller Bezirkskern. Und ich denke, dass es auch zur Identität eines Bezirkes gehört, dass man eine gewachsene Einkaufsstraße nicht nur erhält, sondern dass man ihr auch eine Perspektive gibt. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Kollege Hoch hat jetzt die Vorzüge der Bürgerinitiativen gepriesen. Die ÖVP ist offensichtlich draufgekommen, dass auch sie Bürgerinitiativen machen kann. Mir unterstellt Herr Kollege Hoch ja immer wieder, ich sei so gerne bei Bürgerinitiativen. Also, ich garantiere ihm: Eine gibt es, wo ich nicht gerne dabei bin, das ist die ÖVP-Bürgerinitiative! Ganz sicher nicht! Denn ich finde ja Folgendes interessant: Die Bürgerinitiativen haben Parteistellung, und ich kann mir schon vorstellen, dass die ÖVP da ein bisschen ein Problem hat mit der Parteistellung. Aber die ÖVP sitzt ja in der Bundesregierung, die meines Wissens schon einen gewissen Einfluss auf den Infrastrukturminister und ein bisschen einen Einfluss auf die ÖBB hat. Und die ÖVP ist ja auch vorher in einer Bundesregierung gesessen, wo sie ebenfalls einen gewissen Einfluss hatte auf einen Herrn, dem Vorarlberg zu klein war - oder zu groß, das weiß man nicht so genau. Faktum ist auf jeden Fall, dass die ÖVP das Mittel der Bürgerinitiative oder einer ÖVP-Bürgerinitiative braucht, um dort ihre Dinge unterzubringen. - Das ist die eine Sache.

Die zweite Sache ist: Die ÖVP hängt noch immer dem Glauben an, dass man eine Teilrechtsfähigkeit für Bezirke braucht, wie für die Wieden zum Beispiel, damit man dort mitbestimmen kann. Wir sagen: Unterstützen Sie die Bürger in ihrem gerechten Wunsch nach Teilhabe und Mitbestimmung! Das ist vielleicht klüger, als eine eigene Bürgerinitiative zu gründen. 

Damit komme ich schon zum wichtigsten Kritikpunkt an dem Projekt: Es gibt drei Umweltverträglichkeitserklärungen und damit natürlich auch drei Umweltverträglichkeitsprüfungen, und die sind eigentlich nahezu gleichzeitig; und zwar die eine - zum Gleisbau - im März und im April, die andere - zum Städtebau - im April und im Mai, und auch die zum Straßenbau im April und im Mai. Wie sollen Bürger und Bürgerinnen jetzt in der Geschwindigkeit gleichzeitig jeweils Massen von Unterlagen lesen? – Wenn man jetzt sagt, das sei Bürgerbeteiligung oder eine Form von Bürgerbeteiligung, wenn die Bürger 3 000 Kilo Papier innerhalb einer Woche lesen sollen und dann noch Berichte durchlesen sollen und auch Entgegnungen schreiben sollen, die auch bewertbar sind, dann sage ich: Das ist in Wirklichkeit keine Bürgerbeteiligung, sondern das ist eine Irreführung der Bürger – und in diesem Fall nicht der Behörden. 

Wir verlangen in diesem Fall als Erstes Zeit und Geld, damit Bürger und Bürgerinnen sich adäquat vorbereiten können auf eine wohltuende Auseinandersetzung mit den Behörden, aber auch mit dem Betreiber, damit vielleicht ein besseres Projekt herauskommt als das eingereichte. Das ist nämlich wirklich Bürgerbeteiligung - und nicht das andere, wo man g'schwind, g'schwind etwas hinbiegt, an die Leute über den PID einen Zettel ausschickt, und das war's dann. Das ist nämlich keine Bürgerbeteiligung! 

Was ist noch kritikwürdig? - Wenn man sich das Projekt anschaut, dann muss man feststellen, dass das Planungsgebiet viel zu eng gezogen ist; keine Frage, da bin ich durchaus mit der ÖVP einer Meinung. Es kann nicht sein, dass nur ein Bereich von 100 m um den Bahnhof das Planungsgebiet ist! Wir müssen alle Bezirke einbeziehen: den Nordteil des 10. Bezirks, den 3. Bezirk, den 4. Bezirk und den 5. Bezirk. Das wäre ein wirkliches Plangebiet, auf das sozusagen Rücksicht genommen werden müsste bei einem solchen Verfahren.

Zweiter Punkt: Alle Bahnhöfe sind normalerweise, wenn man so will, ein Hort für Wohnungslose, ein Hort für sozial Schwache. Wir brauchen dort Räume, Räumlichkeiten für solche Mitbürger und Mitbürgerinnen. Das ist in diesem Projekt nicht vorgesehen! Wir glauben, es ist notwendig, dass man sich damit auseinandersetzt, sonst ergeht es uns so wie anderswo, in anderen Ländern, dass man in massivem Ausmaß Polizei braucht, um diese Leute wegzutreiben - die auch ihr Recht haben, in der Öffentlichkeit nicht nur vorzukommen, sondern sich dort auch aufzuhalten und zu bewegen.

Dritter Punkt: Das Verkehrskonzept, das uns da vorgestellt worden ist oder werden hätte sollen, ist ein ganz eigenartiges. Schaut man sich an, was den Bürgern und Bürgerinnen in den einzelnen Bezirken präsentiert wird, so stellt man fest, dass den Leuten da versprochen wird, dass zum Beispiel die Ghegastraße oder die Landgutgasse verkehrsberuhigt wird. Sie wird aber nicht verkehrsberuhigt, wie man sieht, wenn man genau schaut, es ist auch keine Verkehrsberuhigungszone oder Fußgängerzone, sondern ganz im Gegenteil: Der Verkehr wird in den genannten Gassen im 10. Bezirk und auch im 3. Bezirk mindestens um 20 Prozent ansteigen! - Warum erzählt man also den Leuten so etwas?

Wie schaut das Verkehrskonzept aus? - Am Südgürtel wird der Verkehr massiv ansteigen. Wir erwarten uns aber von solch einem Projekt nicht eine Zunahme des motorisierten Individualverkehrs, sondern zumindest eine Stabilisierung, wenn nicht eine Abnahme. - Es braucht also ein ordentliches Verkehrskonzept, aber dieses gibt es nicht.

Letzter Punkt - noch einmal -: Fürchten Sie sich nicht vor der Bürgerbeteiligung, sie kann ein Projekt nur besser machen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich Herr GR Hora. Ich erteile es ihm. 

GR Karlheinz Hora (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich bin ganz kurzfristig als der „Überraschungsgast" gekommen, weil ich versuchen werde, jetzt von dieser Stelle aus Kollegen Hoch etwas aufzuklären. Kollege Hoch sagt immer wieder, dass er dem Bahnhof positiv gegenübersteht – das hat es ja schon öfters gegeben -, aber es gibt kein Ja, sondern es heißt immer: Na ja, da hätte man ja, und da könnte man ein bisserl, und da sollte man ein bisserl!, und irgendetwas passt nicht. 

Kollege Hoch! Was ich bei Ihnen nicht verstehe, das betrifft die Frage, die wir zwei schon einmal besprochen haben, nämlich: Welche Funktion hat ein Hauptbahnhof? - Ein Hauptbahnhof in dieser Art ist neu für Wien: Es gibt durchgängige Züge. Das hatten wir bisher nicht! Bisher war die Situation so, wenn ich in die Geschichte reingreifen würde: Sieben Endbahnhöfe in Wien, die mussten durch Straßenbahnverbindungen verbunden werden. - Da gab es in früherer Zeit sogar in der Nacht die Linie 12 und die Linie 14, die die Bahnhöfe verbunden haben; die gibt es jetzt nicht mehr. - Jetzt habe ich eine Stelle, das heißt, ich habe eine ganz andere Situation: Die Züge kommen aus vier Himmelsrichtungen. Da können die Passagiere dieser Züge sogar drinnen sitzen bleiben und weiterfahren. Sie werden es kaum glauben! - Das ist eine neue Situation, das ist eine ganz andere Situation. 

Sie kommen mit Zahlen, die ganz einfach nicht stimmen. Ein Zug hat - wenn ich jetzt einen ICE-T, der nach Innsbruck fährt, als Beispiel nehme - eine Kapazität von 430 Personen; das ist relativ klein. Der alte ICE hat 680 Personen. Machen wir also eine Milchmädchenrechnung und sagen wir, ein Zug hat 1 000 Passagiere - wenn er ganz lang ist, hat er das. Das heißt, 4 000 Personen pro Richtung. Sie erzählen mir da etwas von 170 000 Personen, die dort aussteigen werden. - Das ist eine ganz andere Situation! Da wird es viele geben, die durchfahren! 

Das Nächste: Sie kommen mir sicher jetzt als Nächstes damit, dass Sie sagen: Aber da sind ja die Schnellbahnen, die enden jetzt alle am Ostbahnhof, und dann kommen die Leute; und auch früher sind die Regionalzüge aus Wiener Neustadt alle dort stehen geblieben, die Leute sind ausgestiegen und sind ausgeschwärmt! - Ich hoffe, dass Sie schon mitbekommen haben, dass sich gerade von der Südstrecke her die Situation komplett geändert hat: dass die Züge derzeit über die Stammstrecke durchfahren - und das auch in Zukunft tun werden -, dass die Menschen, die aus dem Umland nach Wien kommen, nicht mehr alle beim Südbahnhof aussteigen müssen, sondern das Angebot der hochrangigen Verkehrsmittel, der U‑Bahnen in Meidling, in Wien-Mitte, in Floridsdorf, am Praterstern et cetera annehmen können. Sie werden, wenn Sie sich das Konzept ganz genau angeschaut haben, beim Bahnhof auch gesehen haben, dass es da einen eigenen Schnellbahn-Bahnsteig für die zukünftigen Züge aus dem Osten und aus dem Norden von Wien gibt, die auch durchgebunden sind. Das sind auch keine Endbahnsteige! Das heißt, auch diese Züge werden nicht mehr am Ostbahnhof enden, sondern werden über diesen Bahnhof durchgebunden und können daher auch den Passagieren, unseren Pendlern, unseren Wienern die Möglichkeit geben, direkt zu ihrem nächsten hochrangigen Verkehrsmittel zu fahren.

Eines verstehe ich überhaupt nicht: In der Stadtentwicklungskommission ist lange Zeit diskutiert worden: Wie lang ist der Weg von der U1 herauf zum Bahnsteig? - Das wurde Ihnen beantwortet: 250 m. - Die Bahnsteiglänge ist 400 m. Das heißt also, der Weg von der U1 bis zum Bahnsteig herauf ist kürzer als der Weg, den einer vom Anfang bis zum Ende des Zuges gehen muss. 

Ich glaube daher, dass die Versorgung mit öffentlichen Verkehrsmitteln in diesem Gebiet gut ist und dass die U1‑Anbindung mit dieser neuen Zugangsmöglichkeit, durch die Tatsache, dass dort die Schnellbahnen durchgebunden sind, hervorragend genutzt werden wird. Auch die Straßenbahnlinie D wird weiter dort andienen. Es wird aber auch die Möglichkeit geben, mehrere Buslinien, die schon vorhanden sind, zum Hauptbahnhof hinzulenken. In der letzten Stadtentwicklungskommission - da waren Sie, glaube ich, auch dabei - haben Sie wortwörtlich gehört: Die Buslinien werden alle auf der vorderen Seite beim Haupteingang angebunden werden, auch die Regionalbuslinien, solange das dort noch notwendig ist; in späterer Folge kann man ja sicher auch die Regionalbuslinien nach außen legen.

Daher verstehe ich also das ganze Jammern nicht. Ich vertrete den Standpunkt - wir haben schon öfter über diese Situation diskutiert -, dass der Hauptbahnhof Wien für Wien eine Chance bietet, ein Drehkreuz zwischen Ost und West, zwischen Süd und Nord zu werden, dass wir dort ein modernes Viertel bekommen, wo das jetzige Gewerbegebiet auch für Wohnungen und für Büros genutzt wird, wo es aber auch eine Parknutzung geben wird. 

Und was Sie uns auch immer wieder vorwerfen: Die ÖBB haben dort Grundstücke, die haben dort Mieter, die haben dort Pächter. Und die Stadt Wien soll jetzt hergehen und diesen Pächtern neue Grundstücke zur Verfügung stellen?! - Wir sind gerne bereit, aktiv mitzuarbeiten, aber die ÖBB haben das getan, und die ÖBB sind gegenüber diesen Unternehmen ja derzeit deren Vermieter oder deren Pachtgeber. Diese sind also derzeit gefragt, und dort gibt es meines Wissens auch schon die größten dementsprechenden Übereinkünfte, wie die Absiedelung, wie die zukünftige Gestaltung der Betriebe, die dort wegmüssen, an anderen Orten in Wien oder im Umland von Wien - aber größtenteils in Wien - stattfinden soll. 

Ich glaube daher, wir sollten dieses Projekt nicht immer krankreden. Wir reden immer gute Projekte krank, und wenn wir dann im Ausland unterwegs sind - Kollege Hoch, Sie haben sich selbst überzeugen können -, wenn wir uns dann in Berlin den Bahnhof anschauen, sind wir alle begeistert und denken uns, das wäre schön, wenn wir den in Wien hätten. Jetzt haben wir die Chance, eine ähnliche Strukturierung, eine ähnliches System dort zu bekommen. Und Sie wissen ganz genau, dass in Berlin zum Beispiel keine U-Bahn angebunden ist; dort gibt es derzeit nur S-Bahnen und, wie Sie vielleicht wissen, auch Autobusse. In Berlin gibt es noch keine U-Bahn - ich kann es Ihnen zeigen, ich war erst vorige Woche dort. (GR Alfred Hoch: Aber die wird gebaut!) Die wird gebaut, ja. - Aber wir haben schon die U1 direkt bei der Anbindung! 

Ich glaube, dass dieses Projekt ein Jahrhundertbauwerk ist. Ich kann mich daran erinnern, wie ich hier am Rednerpult gestanden bin, als wir die Flächenwidmung diskutiert haben. Geben wir Wien diese Chance! Sagen wir, wir gehen in das 21. Jahrhundert mit einem modernen Bauwerk für den öffentlichen Verkehr! Stimmen wir zu! Jammern wir nicht krank! Bei der Eröffnung stehen auch alle immer in der ersten Reihe. - Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 21 die Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke für die Einstimmigkeit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 9. Gemeinderatssubventionsliste. Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Es wird die getrennte Abstimmung verlangt, und zwar soll eigens abgestimmt werden über den Republikanischen Club - Neues Österreich. 

Wer der Subvention für den Republikanischen Club die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nun die restliche 9. Subventionsliste zur Abstimmung. 

Wer dieser die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke für die Einstimmigkeit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 32 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den „Verein zur Förderung und Unterstützung von Freien Lokalen Nichtkommerziellen Radioprojekten". Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Ich komme daher zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 32 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat daher die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 33 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Neufestsetzung der Gebühren der Büchereien Wien. Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Ich komme daher zur Abstimmung über die Postnummer 33.

Wer dieser die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Geschäftsstücke 34, 35 und 38 der Tagesordnung - sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine – zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der Fall. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Baxant, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile es ihm.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

In aller Kürze - die Vorfreude auf die Dringliche Anfrage ist ja schon sehr groß -: Wir behandeln hier drei Akten, nämlich betreffend den Sportverein Berufsschulen, die Wiener Jugendzentren und die „Alte Fleischerei". Wir werden dem Akt für den Sportverein Berufsschulen zustimmen und die beiden anderen Akten, betreffend Wiener Jugendzentren und „Alte Fleischerei", als Beispiele für die Wiener Subventionspolitik, wie sie hier im roten Wien gehandhabt wird, ablehnen.

Die „Alte Fleischerei" beantragt für die Jahre 2008 und 2009 jeweils eine Förderung von rund 390 000 EUR, insgesamt 780 000 EUR, wobei die Personalkosten bei über 700 000 EUR liegen und der restliche Aufwand, der Sachaufwand, bei 70 000 EUR, sprich, nicht einmal 10 Prozent des Personalaufwands. Der Magistrat hält eine Förderung für angemessen. Ich bin der Meinung, die Personalkosten sind hier viel zu hoch gegriffen, wenn man bedenkt, welche Aktionen man mit diesem Geld sonst setzen könnte. 

Im Akt ist das Projekt „Mädchenkäfig" erwähnt - ganz lustig, dieser Ausdruck „Mädchenkäfig", vor allem für die Feministinnen hier im Saal -: Mädchen sollten den öffentlichen Raum im „Mädchenkäfig" nützen können, und die Mädchen ließen auch heuer nicht locker und forderten auch im nächsten Jahr ihren „Mädchenkäfig" über das Jugendparlament ein. Somit entstand die Idee im Bezirk, als eine Art Pilotprojekt gemeinsam mit Mädchen mädchengerecht zu planen und gemeinsam umzugestalten. - In einem „Mädchenkäfig". - Gut. So viel dazu. 

Wir kommen zum Akt Wiener Jugendzentren: 12 Millionen EUR, fast 13 Millionen EUR für das Jahr 2008. Also sie bekommen die volle Förderung, die sie beantragt haben, ohne einen Abzug. Personalaufwand: 11 300 000 EUR. Der Rest sind Betriebskosten und Sachaufwand. - Man sieht also, dass bei beiden Akten mehr als 90 Prozent für Personal ausgegeben werden. Und bei aller Liebe zur Jugendarbeit und zur Jugendbetreuung: Ich und meine Fraktion, wir sind der Meinung, dass das einfach zu hoch gegriffen ist, dass hier mehr als 90 Prozent für Personal ausgegeben werden. Es ist dies ein weiteres Indiz für eine gewisse Freunderl- und Versorgungswirtschaft im roten Wien. 

Diese Förderungspolitik lehnen wir entschieden ab! Deswegen werden wir diesen beiden Akten nicht zustimmen - im Gegensatz zum Akt betreffend den Sportverein Berufsschulen, dem wir zustimmen werden. - Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Aigner. Wir haben noch zwei Minuten zur Verfügung. – Bitte.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte mich kurz fassen - muss mich kurz fassen -, und ich nehme ebenfalls auf die außerschulische Jugendarbeit Bezug: Es gibt dazu keine prinzipielle Ablehnung, aber was wir möchten, ist einmal eine umfassende Evaluierung der bestehenden stationären Betreuung Jugendlicher in den Jugendzentren, der vielen Vereine, die aufsuchende Jugendarbeit durchführen. Wir haben auch einen diesbezüglichen Beschlussantrag verfasst - und ich möchte diesen hiermit einbringen -, nämlich betreffend eine umfassende Evaluation der außerschulischen Wiener Jugendarbeit: Die zuständige amtsführende Stadträtin möge im nächsten Jahr diese Evaluation nach vorgegebenen Kriterien durchführen. 

Wir möchten den Wildwuchs hinterfragen. Ich möchte mich auch auf die Vereinbarung zwischen der Stadt Wien und der neu zu gründenden VHS GmbH beziehen: Hier sind Zielvorgaben vorhanden, hier sind Qualitätskriterien gegeben, die die Volksbildung erfüllen soll, hier ist auch ein Ausschuss, ein Controlling-Ausschuss vorgegeben. Man könnte einen Evaluierungsausschuss auch einrichten. - So etwas stellen wir uns auch für die außerschulische Jugendarbeit vor. Ich glaube, wir brauchen einmal keine Fortschreibung bestehender Strukturen, sondern ein Zero-Budgeting, um dann für die Zukunft auf die sich ändernden Gegebenheiten einzugehen. 

In diesem Sinne ein vorläufiges Nein zur Subvention an die Jugendzentren. Ich bringe den Antrag ein und ich hoffe, dass der gute Weg, den wir bei der Volkshochschule eingeschlagen haben, seitens der Mehrheit hier auch für den Bereich der außerschulischen Jugendarbeit gegangen wird. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir haben jetzt genau 16 Uhr erreicht. Ich muss hier die Behandlung der Anträge unterbrechen. Das heißt, die Wortmeldung von Mag (FH) Tanja Wehsely kommt nach der Dringlichen und erst dann stimmen wir über dieses Geschäftsstück ab.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRinnen Karin Praniess-Kastner und Mag Ines Anger-Koch eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Versäumnisse und Systemmängel beim Wiener Jugendamt und der Wiener Jugendwohlfahrt" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Auf die Verlesung der Dringlichen Anfrage wird verzichtet.

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Frau GRin Praniess-Kastner das Wort.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Frau Stadträtinnen! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die tragischen Vorfälle rund um die Misshandlungen von Kindern und Kleinkindern haben eine breite mediale Diskussion ausgelöst; nämlich darüber, ob die kommunalen Institutionen der Wiener Jugendwohlfahrt und des Jugendschutzes noch den aktuellen Anforderungen entsprechen. Seit Jahren weisen sowohl Ihnen nahestehende ExpertInnen, aber auch das Kontrollamt der Stadt Wien und die Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft darauf hin, dass die Wiener Jugendwohlfahrt den aktuellen Gegebenheiten in Wien endlich angepasst werden muss. Bisher allerdings leider vergebens. In diesem Zusammenhang in einer Presseaussendung von dem am besten funktionierenden Jugendwohlfahrtssystem Österreichs zu sprechen, ist spannend, aber nicht verwunderlich, denn diese Aussage reiht sich in eine Menge von Aussagen, in eine Reihe von öffentlichen Stellungnahmen und vor allem in die Stellungnahme von Frau Attwood als Sprecherin des Jugendamts ein. Diese sagt, hier seien keine Fehler passiert.

Meine Damen und Herren, Sie können die Probleme in der Wiener Jugendwohlfahrt nicht länger zudecken! Auch die Budgetrechnungen, die angestellt werden, uns vorgelegt wurden und angeblich beweisen sollen, dass das System funktioniert, können die dringend notwendigen Maßnahmen nicht kompensieren. Nachdem Sie alle Warnungen Ihrer eigenen ExpertInnen beharrlich ignoriert haben, dürfen Sie sich nicht wundern, dass auch das Wiener System inmitten der medialen Berichterstattung in das Kreuzfeuer der Öffentlichkeit gelangt ist!

Insbesondere der jüngst bekannt gewordene Fall eines achtjährigen Mädchens aus Wien Favoriten lässt Kritik an der Arbeit des Wiener Jugendamts aufkommen. Frau Stadträtin, Sie haben diesen Fall heute in der mündlichen Fragestunde schon geschildert. Das heißt, ich werde ihn nicht weiter ausführen. Wir wissen alle, das Mädchen ist in einer äußerst konfliktträchtigen Situation, hat mit einer alkoholkranken Mutter gelebt und die Situation war dem Jugendamt bereits mehrere Jahre bekannt. Nach den neuerlichen Misshandlungsvorkommnissen wurde der Mutter jetzt bei Gericht die Obsorge entzogen (VBgmin Grete Laska: Woher haben Sie die neuerlichen?), aber das Jugendamt wollte in diesem Fall die Situation mit der Mutter bereinigen, nachdem die offenkundigen Misshandlungen dem Jugendamt angezeigt wurden. (VBgmin Grete Laska: Das stimmt ja überhaupt nicht! Sie haben nicht zugehört!) 

Bestürzend ist, dass das Jugendamt nicht die Polizei oder das Gericht verständigt hat, nachdem die Misshandlungsspuren dem Jugendamt offiziell angezeigt wurden. (VBgmin Grete Laska: Ihre Darstellung wird nicht wahrer, wenn Sie immer wieder die falsche wiederholen!) - Ich wiederhole es nicht, sondern ich sage in meiner Begründung jetzt ganz konkret, worum es uns geht. (VBgmin Grete Laska: Sie haben gesagt, Sie haben mir zugehört! Aber Sie erzählen wieder dasselbe, was in den Zeitungen falsch gestanden ist!) - Ich habe wiederholt, Frau Stadträtin, was Sie uns heute in der Fragestunde erzählt haben! (VBgmin Grete Laska: Es ist aber Tatsache, dass Sie eine falsche Darstellung wie ein wiederholtes Abspielen zum Besten geben! Wollen wir jetzt sachlich diskutieren oder nicht?) 

Hier ging es nicht um eine normale Konfliktsituation, die natürlich zuerst innerhalb der Familie geregelt werden müsste, sondern es ging um eine Kindesmisshandlung! (VBgmin Grete Laska: Das ist der einzige Punkt, der stimmt!) Das ist ein Fall von vielen, aber es wird wahrscheinlich nicht der letzte sein! (VBgmin Grete Laska: Bedauern Sie das? Das ist ja unglaublich!) Befremdlich für uns ist, und das ist der Grund, warum wir diese Dringliche Anfrage stellen, dass es keine Reaktion der SPÖ-Stadtregierung in diesem Fall gab. (GR Franz Ekkamp: Ihre Behauptung ist unglaublich!) Es gab keine Reaktion von Ihnen! (VBgmin Grete Laska: Das ist das Einzige, worauf Sie sich beziehen und worüber sie sich empören!) - Das ist nicht das Einzige, aber das ist eine Möglichkeit, das heute einmal zur Sprache zu bringen! (VBgmin Grete Laska: Da tun mir alle Kinder leid, für die Sie vielleicht verantwortlich sind!)

Herr Bgm Häupl, die Wienerinnen und Wiener erwarten von Ihnen, Stellung zu beziehen, Schritte einzuleiten und die Sache zu klären! - Danke. (Beifall bei der ÖVP. - VBgmin Grete Laska: Das ist eigentlich unfassbar! Es gibt offensichtlich in der ÖVP keine höhere Qualität, um zu argumentieren! Unglaublich!) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zum Wort gemeldet. - Ich bitte darum.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich möchte, wiewohl das heute schon mehrmals der Fall war, noch einmal zum Anlassfall zurückkommen, denn die Begründung hat gerade bewiesen, dass, so hoffe ich jedenfalls, ständige Wiederholung den Unterrichtsertrag sichert.

Ich wiederhole daher: Ab Bekanntwerden der Misshandlung des Mädchens war das Jugendamt involviert. Schon am Wochenende, als die Bekannte, zu der sich das Mädchen flüchtete, die Polizei rief, wurde das Jugendamt, im konkreten Fall das zuständige Krisenzentrum, informiert. Da das Mädchen jedoch nicht ins Krisenzentrum wollte, wurde von der Polizei das Einverständnis der Mutter eingeholt und das Mädchen bei der Bekannten belassen. Am Montag erschien das Mädchen in Begleitung des Onkels, jener Bekannten, bei der es genächtigt hatte, und jenes Mannes, der sich später an die Medien wandte, in der Regionalstelle. Die SozialarbeiterInnen wollten das Mädchen im Krisenzentrum aufnehmen, doch das Mädchen und der Onkel lehnten das ab, weil der Onkel das Mädchen gleich nach Polen mitnehmen wollte. Dem konnte und durfte das Jugendamt aber nicht zustimmen, da der Onkel völlig unbekannt war, seine Lebensverhältnisse in Polen ebenso nicht bekannt sind und einer solchen Übernahme des Kindes die Obsorgeberechtigten beziehungsweise das Pflegschaftsgericht zustimmen müssten. In der Folge vereinbarte die Sozialarbeiterin für den Onkel einen Termin am zuständigen Pflegschaftsgericht, den dieser dann auch wahrnahm. Die Linie des Jugendamts war weiterhin, Aufnahme des Kindes ins Krisenzentrum und weitere Abklärung der nächsten Schritte. Auch im Hinblick darauf, dass das Mädchen österreichische Staatsbürgerin und schulpflichtig ist, erschien dem Jugendamt ein Verbleib des Mädchens in Wien sinnvoller. Die Richterin am Bezirksgericht entschied dann nach mehrmaliger telefonischer Rücksprache mit dem Jugendamt für die vorläufige Obsorgeübertragung an den Onkel. Bis hierher hatte das Jugendamt ganz unbestreitbar korrekt gehandelt.

Im Gegensatz zu manchen, vielleicht auch lancierten, öffentlichen Darstellungen, kam es in den Jahren der Betreuung der Familie durch das Jugendamt nie zu derartigen Übergriffen und Misshandlungen der Mutter gegenüber ihrer Tochter. Daher hatte das Jugendamt bis zu jenem Tag, den ich eben schilderte, keinerlei Grund, der Mutter das Kind wegzunehmen. Auf Grund der schwierigen familiären Verhältnisse, die eine Betreuung erforderlich machten, gab es zudem ein Controlsetting mit der Schule. Auch in der Schule fielen nie Misshandlungsspuren auf. Das Mädchen wurde von der Schule als gepflegtes, von der Mutter gut versorgtes Kind wahrgenommen. Die Mutter galt als kooperativ und bemüht. Auch die Absenzen in der Schule waren nicht gegeben.

Das Jugendamt ist grundsätzlich angehalten, stets die gelindesten zum Ziel führenden Maßnahmen anzuwenden. Eine sofortige Herausnahme des Kindes darf nur bei Gefahr in Verzug erfolgen und es muss innerhalb von acht Tagen ein entsprechender Antrag nach § 215 ABGB in Verbindung mit § 176 ABGB vom Jugendamt beim Pflegschaftsgericht eingebracht werden, um dieses Vorgehen abzusichern. 

Zu 4: Eine Statistik über die erfolgten Hausbesuche, ob angekündigt oder nicht, wird vom Jugendamt nicht geführt, da diese Zahlen keinerlei Aussagekraft haben. 

Faktum ist, dass sowohl angekündigte als auch unangekündigte Hausbesuche Standard in der Arbeit der SozialarbeiterInnen des Jugendamts sind. Der Anteil der unangekündigten Hausbesuche ist bei Abklärung von Gefährdungsmeldungen sicher höher als in längeren Betreuungssituationen, ohne dass eine entsprechende Gefährdung festgestellt oder gemeldet wurde.

Zum zweiten Themenkomplex, den Systemmängeln bei der Wiener Jugendwohlfahrt:

Zu den Fragen 5 und 6: Die derzeit in Wien bestehenden kommunalen Strukturen der Jugendwohlfahrt sind mit Sicherheit den Anforderungen und Entwicklungen entsprechend geeignet. Die Wiener Jugendwohlfahrt wurde in den späten 90er Jahren einer grundlegenden Umstrukturierung und Reform unterzogen, mit der auf kommunale und strukturelle Entwicklungen reagiert wurde. So wurden Ressourcen neu und sinnvoller umverteilt beziehungsweise neue Krisenzentren für Kinder und Jugendliche geschaffen. Die Wiener Jugendwohlfahrt ist, und dies ist aus den Statistiken leicht nachvollziehbar, die am besten ausgestattete Jugendwohlfahrtsorganisation in Österreich und ist im europäischen Vergleich durchaus herzeigbar.

Zu 7: Die Aufgaben der Jugendwohlfahrt, des Jugendschutzes sind bereits bei einer magistratischen Dienststelle, nämlich der MAG ELF, gebündelt. Lediglich die Vollziehung des Verwaltungsstrafrechts nach dem Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz und nach dem Jugendschutzgesetz ist den Magistratischen Bezirksämtern zugewiesen.

Zur Frage 8: Das Ziel ist die flächendeckende Versorgung aller Wiener Schulstandorte mit Gewalt- und Konfliktmediationsprogrammen. Dazu gibt es verschiedene Möglichkeiten, von denen die Schulmediation eine ist. Andere Möglichkeiten sind zum Beispiel das Gewaltpräventionsprogramm „Faustlos" für Volksschulen. Eine weitere Maßnahme stellt die Betreuung von Pflichtschulen durch BeratungslehrerInnen und PsychagogInnen dar. Es sind nahezu alle Wiener Pflichtschulen von BeratungslehrerInnen und PsychagogInnen betreut. Weiters sind die von Seiten der Abteilung Schulpsychologie gesetzten Maßnahmen zu erwähnen. SchulpsychologInnen stehen für Interventionen und Präventionsmaßnahmen in Gewalt- und Krisenfällen zur Verfügung. Insbesondere ist in diesem Zusammenhang die Initiative der Schulpsychologie zu erwähnen, feldnahe Beratung in Form von Sprechstunden, Sprechtagen anzubieten. Diese werden seit nunmehr über zwei Jahre angeboten und haben eine hohe Akzeptanz bei allen Schulpartnern. An AHS-Standorten gibt es das Modell der Peer Mediation. Sowohl SchulpsychologInnen als auch private Einrichtungen, das heißt, von Schulen zugekaufte Angebote, bilden Peers zu MediatorInnen beziehungsweise StreitschlichterInnen aus.

Zu 9 und 10: Es wurden in der Jugendwohlfahrt und speziell beim Wiener Jugendamt keinerlei personellen Kürzungen vorgenommen. Im heurigen Jahr erfolgte eine Personalaufstockung im Bereich der Sozialarbeit um 6,5 Dienstposten und im Bereich der Prävention um vier Dienstposten. Mit Jänner 2008 ist eine weitere Personalaufstockung um fünf Dienstposten vorgesehen. 

Selbstverständlich stehen wir für Diskussionen zur Verfügung, was notwendig ist, an Dienstposten zu schaffen, um jene Aufgaben zu bewältigen, die sich durch eine höhere Sensibilität der Bevölkerung, durch die öffentliche Diskussion ergeben, was ich auch sehr befürworte und begrüße, diese höhere Sensibilität und damit das Mehraufzeigen von real vorhandenen Fällen. 

Dasselbe gilt für das Budget. Das Budget der MAG ELF wird im Jahr 2008 168,3 Millionen EUR betragen. Im Jahr 2007 waren es 155,6 Millionen EUR.

Zu 11: Schulpsychologen und -psychologinnen sind Planstellen des Bundes, Bundesdienstzweig „höherer schulpsychologischer Dienst". 

Die amtsführende Präsidentin des Wiener Stadtschulrats stellte immer wieder Anträge an das Bundesministerium für Unterricht, Kunst und Kultur, um eine Aufstockung der Dienstposten für SchulpsychologInnen zu erreichen. Diese Aufstockung wäre zweifelsohne dringend notwendig. Es wurden dem Stadtschulrat für Wien von Seiten des Bundesministeriums für Unterricht, Kunst und Kultur seit nunmehr über 15 Jahren keine zusätzlichen Planstellen für SchulpsychologInnen zugeteilt.

Zur Frage 12: Die amtsführende Präsidentin wird selbstverständlich weiter um Aufstockung der Planstellen für SchulpsychologInnenstellen ansuchen. 

Frau Unterrichtsministerin Dr Claudia Schmied hat sich im Rahmen einer Pressekonferenz vor kurzer Zeit zum Thema „Generalstrategie zur Gewaltprävention" für eine Aufstockung der Planstellen für SchulpsychologInnen bekannt. Der Stadtschulrat für Wien hat zuletzt um eine Aufstockung im Ausmaß von mindestens fünf Planstellen für SchulpsychologInnen angesucht. Gewünscht wird mindestens eine Aufstockung um diese genannten fünf. 

Derzeit gibt es 25 Planstellen für SchulpsychologInnen im Bereich des Stadtschulrats für Wien, zuständig für alle Schularten.

Zur Frage 13: Im Jahr 2007 wurden von der MAG ELF drei neue Wohngemeinschaften mit je acht Plätzen für Kinder und Jugendliche in Betrieb genommen. Zusätzlich wurden mit VertragspartnerInnen weitere sechs Wohngemeinschaften zu ebenfalls je acht Plätzen eröffnet. Es ist also eine Ausweitung des Platzangebots bereits erfolgt. 

Im Bereich des Pflegekindwesens zeigen die regelmäßigen Kampagnen der MAG ELF zur Anwerbung von Pflegeeltern insofern Erfolge, als sich immer wieder neue Pflegepersonen für die Übernahme eines Pflegekindes interessieren, bewerben und diese einer eingehenden Schulung unterzogen werden. 

Mit 2007 wurde auch das Pflegeelterngeld erhöht, nach Alter gestaffelt und beträgt jetzt zwischen 420 EUR und 495 EUR, je nach Alter des Kindes.

Zur Frage 14: In Bezug auf die Schnittstelle Jugendwohlfahrt/Jugendpsychiatrie laufen bereits seit geraumer Zeit Bemühungen, diese zu optimieren. So wurde in 
den sozialpädagogischen Wohngemeinschaften der MAG ELF ein Liaisondienst durch den Psychosozialen Dienst, den PSD, eingeführt. 

Weiters wird das Kinderpsychiatrische Krankenhaus am Rosenhügel gerade umgebaut und mit Betten erweitert. Die sozialarbeiterische Betreuung im Krankenhaus Rosenhügel wird nach Fertigstellung des Umbaus jedenfalls gewährleistet sein. Richtwert für die sozialarbeiterische Ausstattung sind die entsprechenden Planungsrichtlinien des Österreichischen Bundesinstituts für Gesundheitswesen. 

Unzweifelhaft merke ich hier an, dass die Vorortbehandlung, also die Behandlung außerhalb der kinderpsychiatrischen Spitäler, zweifelsohne einer dringenden Ergänzung bedarf, denn gerade diese Feldarbeit scheint mir von ganz besonders wichtiger Bedeutung zu sein. Auch in Kenntnis dessen, dass es in Wien zehnmal so viele derartige Institutionen und Einrichtungen gibt als in anderen Bundesländern, scheint es mir doch wichtig zu sein, auch diese Gelegenheit hier zu nutzen und darauf hinzuweisen, dass wir dem für die Zukunft besonderes Augenmerk zuwenden werden.

Zu 15: Wien-weit gibt es sowohl auf regionaler als auch auf zentraler Ebene regelmäßige Vernetzungstreffen und einen regen Austausch aller mit Jugendschutzagenden betrauten Einrichtungen und Institutionen. Die Wiener Jugendwohlfahrt und die Wiener Polizei, als zwei mit dem Jugendschutz befasste Dienststellen, pflegen seit jeher eine hervorragende Kommunikation und Zusammenarbeit, die sich auch im gegenständlichen Fall bewährt hat.

Zur Frage 18 darf ich Sie informieren, dass die MAG ELF bereits jährlich einen Jugendbericht herausgibt und dieser daher nicht gefordert werden muss.

Zur letzten Frage, Frage 17: Die MA 11 hat ein eigenes Fortbildungszentrum und bietet ihren MitarbeiterInnen ein sehr umfangreiches und bedarfsgerechtes Fortbildungsangebot an. Fortbildung ist für die MitarbeiterInnen der Jugendwohlfahrt verpflichtend anzunehmen. Ebenso gehört Supervision zum Standard der MAG ELF.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, erlauben Sie mir ein sehr persönliches Schlusswort. Dieser Fall ist ganz unbestreitbar ein höchst bedauerlicher. Es ist zu einer Misshandlung eines Kindes gekommen. Das ist grundsätzlich, ohne Abstriche und ohne Wenn und Aber, zutiefst zu bedauern, so wie mit Sicherheit auch jene Fälle, die in der letzten Zeit bekannt wurden und die wesentlich tragischer geendet haben, etwa in Niederösterreich oder in Tirol, zutiefst zu bedauern sind. Selbstverständlich kann, muss und wird dies auch Anlass sein, um immer wieder die eigene Arbeit zu hinterfragen, zu überprüfen, darüber nachzudenken, wie man dies vermeiden hätte können. 

Im gegenständlichen Fall bin ich zutiefst davon überzeugt, dass in der Sache kein gravierender Fehler gemacht wurde, dass aber mit Sicherheit auch festzustellen ist, dass jener Weg der Mittelaufstockung für das nächste Jahr und die Aufstockung der Dienstposten, um der steigenden Arbeit der Kolleginnen und Kollegen, die in diesem Bereich tätig sind, entsprechend Rechnung zu tragen, unabdingbar notwendig ist. Ob über das bisherige Ausmaß hinausgegangen werden soll, wird sicherlich weiterer Gespräche, weiterer Überlegungen und weiterer Analysen bedürfen.

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, ich würde Sie eindringlich bitten, dass Sie bei aller berechtigten, unberechtigten, jedenfalls politischen Kritik an der Frage des Systems, an diesem Fall nicht sehr politisieren, nicht aus dem Elend eines Kindes versuchen, auch noch politisches Kapital zu schlagen! Wir werden alles daran setzen, dass Kinder in dieser Stadt besser leben können als in den meisten Städten der ganzen Welt. Aber das werden wir nur dann schaffen, wenn wir nicht aus einem Nichtskandal einen Skandal machen und dann hier mit der nötigen menschlichen Sensibilität politische Diskussionen führen! - Ich danke Ihnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich bedanke mich für die Beantwortung der Dringlichen Anfrage und eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. 

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich Frau GRin Praniess-Kastner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Vielen Dank, Herr Bürgermeister, dass Sie in Ihrer Anfragebeantwortung den Willen kundgetan haben, darüber zu reden, was die Personalaufstockung betrifft, denn diese halten wir für äußerst notwendig! (Beifall bei der ÖVP.) 

Im Falle Wien stellen wir fest, dass es zu unterschiedlichen Kompetenzen im Bereich des Jugendschutzes kommt, die bei der Jugendwohlfahrt scheinbar zu Schwierigkeiten führen. Neben den Magistratsabteilungen 10 und 11, was ich als bekannt voraussetze, ist auch der Fonds Soziales Wien für die Erfüllung der Aufgaben in der Jugendwohlfahrt zuständig. 

Meine Damen und Herren, wir sind der Überzeugung, die Wiener Jugendwohlfahrt braucht mehr Personal. Vernachlässigung von Kindern und Kindesmisshandlungen sind oft die Folge aus einem Mix von Not und Überforderung. Vätern und Müttern muss mit Unterstützung, Beratung und Mitbetreuung geholfen werden. Hier hat die MA 11, das Amt für Jugend und Familie, einerseits die Unterstützung von den Familien zu gewährleisten und andererseits die Wiederherstellung und die Absicherung des Kindeswohls zu gewährleisten. Wir als PolitikerInnen der Stadtregierung müssen die dazu notwendigen Rahmenbedingungen sicherstellen. 

Die Bevölkerung, das wurde schon angesprochen, ist hinsichtlich Kindesmisshandlungen hochsensibel geworden. Heute werden ungleich mehr Fälle genannt, die zu einem Abklärungsverfahren führen. Die Zahlen sind auch hier bekannt. Die Abklärungsverfahren hinsichtlich möglicher Misshandlungen von Kindern und Jugendlichen in Wien sind von 5 277 Fällen im Jahr 2001 auf 11 529 Fälle im Jahr gestiegen.

Dies verlangt eben zusätzliches Personal. Mindestens 36 zusätzliche SozialarbeiterInnen, zwei für jede Regionalstelle der MA 11, wären ein notwendiger erster Schritt. Die Gewerkschaft, das wurde heute auch angesprochen, hat diese Forderung bereits gestellt. Sehr geehrter Herr Bürgermeister, noch einmal zur Klarstellung, weil heute VBgmin Laska behauptet hat, wir fordern 46 Stellen, gleich 10 mehr als die Gewerkschaft, darum geht es nicht. Wir verlangen 36 SozialarbeiterInnen für die Regionalstellen und zusätzlich 10 SozialarbeiterInnen für die Verbindungsdienste in den Wiener Gemeindespitälern. (Beifall bei der ÖVP. - VBgmin Grete Laska: Das sind 46!) 

Das sind aber unterschiedliche Kompetenzen. Hier geht es um unterschiedliche Aufgaben. (VBgmin Grete Laska: Warten wir noch ein bisschen, vielleicht werden es dann 56, wenn Sie noch eine Weile reden!) - Nein, wir bleiben bei 46 (VBgmin Grete Laska: Wirklich? Final?), zumindest für heute. Weil der Herr Bürgermeister hat ja angekündigt, gesprächsbereit zu sein, und möglicherweise kommt man bei der Evaluierung darauf, dass noch 10 weitere zusätzlich gefordert werden müssen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir fordern nicht deswegen mehr, weil die Gewerkschaft 36 verlangt und wir einfach nur um der Forderung halber 10 mehr verlangen. Offensichtlich gibt es fachliche Missverständnisse in dieser Frage. Das berechtigt uns auch, heute diese Dringliche Anfrage zu stellen, weil das Personal in den angesprochenen Verbindungsdiensten in den Kinder- und Jugendabteilungen der Wiener Gemeindespitäler wurde seit 2004 gekürzt, und zwar waren es 2002 noch neuneinhalb Stellen in sieben Spitälern und bis zum heutigen Tag hat sich die Anzahl der Dienstposten in den Spitälern auf zweieinhalb reduziert. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Das ist ja unglaublich!) Durch diese Einsparung kann die MA 11 natürlich nur mehr unzureichend die Geburtenstationen abdecken.

Frau StRin Laska hat heute angesprochen, dass die ÖVP-Wien das Geburtspaket kritisiert. Das stimmt nicht. (VBgmin Grete Laska: O ja! Ich habe es schriftlich! Eine Aussendung!) Wir kritisieren nämlich, dass kein anderer sozialer Dienst mehr in den Entbindungsstationen stattfindet (VBgmin Grete Laska: Nein! Das steht so nicht in der Aussendung!), dass SozialarbeiterInnen eben nur mehr die zeitliche Ressource zur Verfügung haben, dieses Paket zu überreichen und für keine anderen Dienste mehr Zeit haben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Wäschepaket kritisieren wir nicht, Frau Stadträtin. Das finden wir sehr erfreulich, dass es das in dieser Stadt noch gibt. (VBgmin Grete Laska: Ich lese es Ihnen dann vor!) 

Seit mehreren Jahren wird vom Wiener Kontrollamt und auch von der Kinder- und Jugendanwaltschaft auf die neuen Entwicklungen und Probleme im Bereich des Jugendschutzes hingewiesen. Dabei wurde auch eine deutliche Aufstockung der Ressourcen und eine Optimierung der Strukturen eingefordert. Die Strukturen wurden aber leider von dieser Stadtregierung nicht angebaut. Auch die eingeforderten notwendigen personellen Ressourcen werden beharrlich verweigert. 

Meine Damen und Herren, ich möchte kurz auf die erste offizielle Stellungnahme der Wiener SPÖ zu diesem Fall eingehen. Die Frau Kollegin GRin Straubinger hat in einer Presseaussendung geschrieben: „laufende Optimierung, selbstverständlich". Ich zitiere: „Allein im heurigen Jahr gab es zusätzlich 10,5 Dienstposten in der Sozialarbeit und im Präventionsbereich. Ab 1. Jänner werden es weitere fünf Dienstposten sein." - Das ist ein Tropfen auf den heißen Stein und wird den zukünftigen Entwicklungen und Anforderungen nicht gerecht. 

Zu den Verbindungsdiensten heißt es in der Aussendung weiter, auch die Schnittstelle zwischen Jugendwohlfahrt und Kinderpsychiatrie habe man optimiert und einen Liaisondienst eingerichtet, Kinderpsychiater besuchen regelmäßig Einrichtungen der MA 11. Dieser Liaisondienst hat natürlich nichts mit den Verbindungsdiensten der Wiener Spitäler zu tun, wo es darum geht, ganz konkret in geburtshilflichen Abteilungen, aber auch in Kinderabteilungen SozialarbeiterInnen einzusetzen.

Kollegin Straubinger schreibt weiter: „Ebenfalls ausgeweitet wurde die Kapazität der Pflegeeltern." - Klar ist, es gibt aber noch immer zu wenig Pflegeeltern in Wien.

Zu den Budgetzahlen, weil angeblich mehr Budget zur Verfügung steht: Diese Budgetzahlen bedeuten noch keine Verbesserung und bringen auch noch keine Lösung für die Probleme. 

Zu den Verbindungsdiensten, noch einmal, schreibt Kollegin Straubinger: „Die Arbeit der SozialarbeiterInnen in den Geburtenstationen dient nur im weitesten Sinne dem Kinderschutz und zwar in Form von Präventionsarbeit." - Das heißt, hier ist ganz deutlich herauszulesen, diese Verbindungsdienste fehlen, weil es eben nicht nur um Präventionsarbeit geht, sondern es geht gleich um Beratung vor Ort, um festzustellen, ob es möglicherweise zu Problemen kommen kann. 

In diesem Zusammenhang kann ich Ihnen als Stadtregierung leider einen Vorwurf nicht ersparen. In anderen Bereichen in dieser Stadt gelingt die Personalaufstockung. Zu einem Beispiel, dass wir erst unlängst hier hatten, Umweltstadträtin Sima schafft es permanent, mehr Dienststellen zu bekommen, und zwar für Müllbeseitigung in dieser Stadt. Für unsere Kinder und Familien wäre aber die Aufstockung von SozialarbeiterInnen wesentlich wichtiger, als sich um den Müll in dieser Stadt zu kümmern! (Beifall bei der ÖVP.) 

Daher noch einmal zusammengefasst unsere Forderungen: Wir fordern mindestens zwei zusätzliche Dienststellen für SozialarbeiterInnen für jede der 18 Regional-
stellen, ergibt 36, und mindestens 10 zusätzliche Dienststellen, die in den letzten Jahren eingespart wurden, für die Verbindungsdienste in den Gemeindespitälern. In diesem Zusammenhang bringe ich mit meiner Kollegin Ines Anger-Koch zwei Beschlussanträge ein: 

Ein Beschlussantrag lautet auf den Ausbau der Verbindungsdienste zwischen Amt für Jugend und Familie und Wiener Krankenanstaltenverbund. 

Einen Antrag bringe ich gemeinsam mit meiner Kollegin Ines Anger-Koch und GRin Smolik von der Grünen Alternative ein, betreffend mehr SozialarbeiterInnen in den Regionalstellen des Amts für Jugend und Familie. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch wenn es sehr unangenehm ist und weh tut, halte ich es für gut und für richtig, dass dieses Thema heute auf den Tisch gekommen ist. Auch ich hätte eine entsprechende Initiative, glaube ich, ergriffen, weil, auch wenn der Sachverhalt vielleicht in der öffentlichen Darstellung nicht der richtige war, darauf komme ich noch, es doch immer wieder ein bisschen weiter bewegt, wenn ein Anlassfall für Trauriges ist, dass es einen Anlassfall geben muss, um etwas positiv weiterzubewegen, wenn ein Anlassfall dafür sorgt, dass die eine oder andere Maßnahme vielleicht in Zukunft für eine Verbesserung in diesem Bereich sorgt. 

Ich muss schon die Frage stellen. Wir haben heute zum ersten Mal den konkreten Sachverhalt in der Früh von der Frau Vizebürgermeisterin und jetzt vom Herrn Bürgermeister gehört. Die mediale Berichterstattung hat es anders dargestellt und so war es eigentlich auch für die Menschen nicht anders wahrnehmbar. Wenn Sie heute den Sachverhalt punktuell genau erklärt haben, wieso ist das nicht sofort geschehen? Es bleibt in der Öffentlichkeit ein wesentlich bittererer Nachgeschmack zurück, wenn man den Sachverhalt, so wie er tatsächlich war, nicht kennt. 

Zur öffentlichen Wahrnehmung: Sie haben das heute in der Früh bedauert, Frau Vizebürgermeisterin, trotzdem, ich muss das noch einmal ansprechen, war es wirklich, sagen wir, befremdlich, wie die Sprecherin des Wiener Jugendamts im ORF reagiert hat. Das habe nicht nur ich so empfunden, das haben sehr viele Menschen so empfunden. Das war auch Thema, der nächste Tag war ein Samstag, man ist einander stark begegnet, mit einer derartigen Eiseskälte über so einen Fall zu sprechen, wenn man auch darstellen will, dass das Jugendamt keinen Fehler gemacht hat. Man könnte es vielleicht so ausdrücken, dass man sich bemüht hat. Ich finde es auch sehr überheblich, wenn man sagt: „Wir haben keinen Fehler gemacht." Wer kann das schon in welcher Situation tatsächlich behaupten? Also ich glaube, da sollte man vielleicht auch mit der Diktion in einer so sensiblen Frage ein bisschen anders umgehen, vor allem in der Öffentlichkeit. Ich denke, man kann auch Worte des Bedauerns finden, weil eine solche Geschichte hat nicht nur die Seher empört, man hat auch am befragenden Journalisten gemerkt, dass er eigentlich sehr entsetzt war, als ihm die Sprecherin des Jugendamts diese wirklich traurige Geschichte dargestellt hat: „Wir haben recht gehabt. Es ist kein Fehler passiert."

Es ist sicher nicht nur auf den Einzelfall zurückzuführen, aber eines wird schon anhand dieses Falls klar. Es gibt natürlich immer Schwächen und Fehler im System. Das kann man nicht wegdiskutieren. Es ist natürlich immer angesagt, eine Fehleranalyse zu machen. Es haben sich im Zuge der Diskussion um diesen einen Fall sehr viele Menschen zu Wort gemeldet, vor allem betroffene Mitarbeiter. Ich glaube, der Schrei nach mehr Personal, nach mehr Ressourcen darf nicht ungehört verhallen. Ich bin jetzt nicht so vermessen, dass ich sage, ich weiß genau, wie viele neue Dienstposten wo geschaffen werden müssen, das würde ich doch den Fachleuten überlassen, aber ich kann mich doch diesem Ruf ganz eindeutig anschließen. Wir müssen im Bereich der Jugendarbeit, der Sozialarbeit, der Jugendwohlfahrt sicher mehr Ressourcen freimachen, finanzielle Mittel freimachen und vor allem auch das gut geschulte Personal aufstocken! (Beifall bei der FPÖ.)

Klar ist geworden, dass es offensichtlich Schwächen in der Vernetzung einzelner Dienststellen gibt. Wie die letzten bedauerlichen Fälle in Österreich gezeigt haben, bleiben solche Ereignisse auch nicht in den eigenen Bundesländergrenzen, sondern Menschen übersiedeln und nehmen sozusagen ihr Problem mit. Ich glaube, hier wäre es ganz wichtig, dass es länderübergreifend eine gute Zusammenarbeit und ein wachsames Auge gibt, wenn es schon einen Problemfall gibt, dass es bei einer Übersiedlung in ein anderes Bundesland, und da ist einfach jedes Bundesland betroffen und damit natürlich auch wir in Wien, zu einer doch raschen Reaktion kommt. 

Denn eines ist auch klar, es ist schwer, Eltern oder Elternteile, die mit ihrer Situation nicht zurechtkommen, sozusagen - unter Anführungszeichen - zu fassen oder zu erwischen, denn sie sind zum Teil, vor allem betrifft das Alkoholiker, recht schlau in der Umgangsweise und können nach außen oft über lange Zeit ein anderes Bild darstellen als es in Wirklichkeit ist. Daher bedarf es natürlich auch eines extrem gut geschulten Personals. Hier muss man halt wahrscheinlich von Zeit zu Zeit die Methodik, da sich die Zeiten und die Fälle und die Ausprägungen unterschiedlicher Formen von Gewaltaktionen in den Familien selbst auch ändern, immer wieder evaluieren und anpassen. 

Ich denke, einen ganz wichtigen Beitrag zur Früherkennung sollten auch die Schulärzte in Wien leisten. Hier hört man immer wieder, dass diese Untersuchungen, die an den Kindern vorgenommen werden, wirklich in Windeseile gemacht werden oder gemacht werden müssen, dass also etwa Blessuren oder ähnliche körperliche Auswirkungen gar nicht festgestellt werden müssen. Auf der anderen Seite ist auch die Frage, es ist nicht immer nur körperliche Gewalt, der die Kinder ausgesetzt sind, wie man noch besser die psychische Gewalt, die Kinder in Familien erfahren müssen, erkennen kann. 

Ich denke, dass man sich auch überlegen muss, weiter Lehrer, Kindergartenpädagogen, aber auch Mitarbeiter in diversen außerschulischen Betreuungseinrichtungen, etwa im Bereich von Sport oder so, doch sensibel zu machen, zu schulen, dass sie hier mehr Beitrag zu einer Früherkennung leisten können, eben in dem Fall, dass Kinder Gewalt ausgesetzt sind. Das hinkt schon auch nach, das weiß ich, und es ist sehr schwierig. Es ist sehr schwierig für Nachbarn, es ist sehr schwierig auch für Lehrer und es ist sehr schwierig für andere Menschen, die feststellen oder glauben festzustellen, man weiß das ja nie mit hundertprozentiger Sicherheit, dass es Kinder gibt, die in der Familie Gewalt erfahren müssen, in welcher Form auch immer. Wenn sie sich dann an eine Stelle wenden, ist nicht immer gewährleistet, dass sie auch wirklich gehört werden. Ich sage hier, einmal zu viel nachgeschaut ist sicher besser als einmal zu wenig! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir müssen das leider immer wieder hören, dass es eben Stellen gibt, egal, ob es Jugendamt, Polizei oder andere Stellen sind, wo Menschen, die solche Beobachtungen machen und sie dort deponieren, wieder zurückgewiesen werden. Wenn man dann die Haltung etwa der Sprecherin des Jugendamts im ORF sieht, dann denke ich, wird es schon Menschen geben, die sagen: „Also ich halte mich da heraus." Ein gutes Bild hat das sicher nicht auf das Jugendamt geworfen.

Frau Vizebürgermeisterin, sehr geehrte Damen und Herren, es haben sich die Zeiten geändert. Es war einst, und da waren auch viele Ihrer sozusagen Altvorderen beteiligt, ein Kinderheim oder ein Jugendheim eine revolutionäre Idee, etwas Tolles für viele Kinder, der einzige Hort sozusagen, wo sie Ruhe gefunden haben, wo sie ein warmes Essen bekommen haben, wo sie ein geheiztes Zimmer und ein ordentliches Bett bekommen haben. Davon sind wir heute natürlich weit entfernt. Wir haben ja auch auf die kleinere Betreuungseinheit umgestellt, mehr hin zu Pflegefamilien oder kleinen Wohngemeinschaften. Aber vielleicht wird es wieder an der Zeit sein, nachdem die Zeit viel schneller fortschreitet, dass man wieder überlegt, ob es nicht neue oder andere Betreuungseinrichtungen oder Formen gibt oder wie man diese weiterverändern kann. Denn was früher vielleicht 50 oder 100 Jahre gedauert hat, bis es zu verändern war, geht heute in Riesenschritten. Es haben sich auch die Methoden oder die Formen der Gewaltausprägung oder der Probleme in den Familien geändert und das geht mit Riesenschritten weiter. Hier meine ich, man muss eben nicht nur an die personellen oder materiellen Ressourcen denken, sondern auch die Methodik immer wieder überarbeiten und darauf schauen, wie man doch das Optimum für die Kinder, die wirklich die Ärmsten oder die Hilflosesten sind, erreichen kann. 

Da muss ich schon noch die eine Bemerkung machen, es war wirklich zu der Gesamthaltung, dass man hier keinen Fehler gemacht hat, doch auch bedenklich, als die Sprecherin, Frau Attwood, gesagt hat, die Achtjährige hat sich eh zu helfen gewusst. Das ist etwas, wo ich sage, so etwas darf ich einfach überhaupt nicht hören! Ich bitte da wirklich, dass man das nicht traumatisch so aktiv macht, auch ein zwölf- oder vierzehnjähriges Kind oder ein Jugendlicher kann sich unter Umständen nicht selbst helfen, wenn er in einer Notsituation ist. Darauf darf man wohl keinesfalls setzen, sondern hier ist ganz einfach die öffentliche Hand gefragt, wenn die Familie versagt! (Beihilfe bei der FPÖ.) 

Es gibt unterschiedliche Gründe, warum es in der Familie zu solchen Problemen kommt. Aber eines ist ganz sicher, ein wesentlicher Grund ist unter anderem die finanzielle Situation. Daher ist es auch uns immer wieder ein großes Anliegen, dass es vor allem die Familien sind, auf die man ganz besonders schauen muss. Wir haben heute eine Preislawine, die die Menschen belastet, ob es diverse Steuern und Abgaben sind, ob es die Lebensmittelkosten sind, ob es die hohen Kosten für eine gute Ausbildung der Kinder sind. Um eine Entlastung, weil eben materielle Sorgen für eine Familie ganz entscheidend in eine Negativspirale führen können, zu einem kleinen Teil bemerkbar zu machen, schließe ich meine Ausführung mit der wiederholten Forderung nach dem Gratiskindergarten für die Wiener Kinder. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

So traurig der Anlassfall ist, der in der Dringlichen Anfrage angeführt ist, glaube ich, dass wir nicht nur die Tatsache dieses Falls thematisieren sollten, sondern wie die Situation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in den Jugendämtern der Stadt Wien derzeit ist. Mich wundert es ein bisschen, dass sich die ÖVP, die sich in den letzten Jahren eigentlich sehr wenig zu diesem Thema gemeldet hat (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Nein, nein! Hunderte Anträge dazu!), jetzt herausstellt und zum Glück die Forderung der Gewerkschaft nach mehr Dienstposten übernimmt. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Na geh! Lesen!)

Wenn wir uns anschauen, wie sich die Arbeit in den Regionalstellen verändert hat, auch das haben Vorrednerinnen schon gesagt, so muss man schon sagen, dass die Kolleginnen und Kollegen SozialarbeiterInnen, die SozialpädagogInnen, die in diesem Bereich arbeiten, das Beste machen, was sie unter diesen Umständen können. Wo wir sicher nicht mitmachen werden, ist bei dem Sündenbocksuchen, bei der Schuldzuweisung für Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, die Menschenmögliches tun, um Gefährdungen von Kindern zu vermeiden. 

Es ist nun einmal so, dass es durch die Kampagnen, die die MAG ELF auch macht, durch die mediale Berichterstattung, durch zum Glück das steigende Bewusstsein in der Bevölkerung mehr Meldungen gibt. Zum Glück wird diesen Meldungen auch nachgegangen. Denn ich möchte nicht wissen, was passieren würde, wenn Meldungen in den Regionalstellen beim Jugendamt eingehen würden und die MitarbeiterInnen dort diesen Meldungen nicht nachgehen würden. Das heißt, es wird diesen Meldungen nachgegangen und es ist logisch, dass mit der Besetzung, die wir im Moment in den Regionalstellen haben, andere Arbeiten, andere Tätigkeiten einfach zu kurz kommen. Das haben die Gewerkschaft und der Dienststellenausschuss mehrmals deponiert, auch bei der Frau Vizebürgermeisterin, auch bei zuständigen Gemeinderätinnen und Gemeinderäten. Das ist auch in einigen Veranstaltungen, die in diesem Bereich gemacht wurden, immer wieder zur Sprache gekommen. Das heißt, es ist nichts Neues, dass wir in diesem Bereich mehr Personal brauchen, denn die KollegInnen, die SozialarbeiterInnen, die dort arbeiten, sind an der Grenze der Belastbarkeit.

Wir haben eine sehr hohe Fluktuation beim Personal. Es wechseln die SozialarbeiterInnen in den Regionalstellen. Es gibt einen sehr hohen Druck auf diese MitarbeiterInnen. Alle, die sich mit Menschen unterhalten, die in diesem Bereich arbeiten, stellen fest, dass das kein sehr einfacher Job ist, dass das keine einfachen Entscheidungen sind, die dort tagtäglich getroffen werden müssen und vor allem tagtäglich auch getroffen werden. Ich glaube, eine Aufstockung des Personals, auch wenn es im kommenden Jahr wieder ein paar wenige sind, ist ein erster Schritt, aber zu wenig. Ich hoffe, dass wir die geforderten 36 Dienstposten mehr demnächst wirklich bekommen werden, sodass zumindest von der Personalsituation her die Aufgaben, die auf die MitarbeiterInnen in den Regionalstellen zukommen, bewältigt werden können. 

Die Kollegin Matiasek hat kurz angesprochen, dass sich die Situation in den Familien sehr stark verändert und sehr rasant verändert. Es ist nichts Neues, wir haben hier schon öfters deponiert, dass die Armut in Wien steigt. Es ist aber nicht der Trugschluss zulässig, dass nur Familien oder Eltern mit Kindern, die in finanziellen Notlagen sind, ihre Kinder schlagen, sondern der Missbrauch geht durch alle Schichten. Also es ist nicht nur so, dass die, die in finanziellen Nöten sind, diejenigen sind, die ihre Kinder missbrauchen oder misshandeln. Aber es ist schon zu sehen, dass sich die Situation in den Familien zuspitzt. Es ist nun einmal der Kampf um die Jobs ein steigender. Es ist der Druck auf Familien, wo die Eltern zwei bis drei Jobs haben, wo die Versorgung mit Kindergartenplätzen, mit Krippenplätzen nicht gewährleistet ist, ein anderer, als wenn man sich zukaufen kann. Es ist nun einmal so, dass die Jobsicherheit nicht mehr die ist, die es gegeben hat. Das setzt Familien mit Kindern unter Druck. Sie sind auch überfordert, vor allem, wenn wir uns ansehen, wie viele sehr junge Mütter es in letzter Zeit gibt, die überfordert sind, die aber die Hilfe des Jugendamts bekommen und auch in Anspruch nehmen, und das ist gut so.

Trotzdem glaube ich, dass wir uns die Situation der Familien näher ansehen sollten. Wir haben hier schon öfters beantragt, dass es einen Armutsbericht von den Familien, den Kindern in Wien, einen Kinderarmutsbericht, gibt. Denn ich glaube, dass wir, wenn wir zusammengefasste Zahlen und Fakten hätten, mit der konzentrierten Arbeit im Jugendamt mehr Material hätten und dann auch gezielter arbeiten könnten.

Zum Schluss noch eines, was ein Problem ist und auch in den Medien gekommen ist. Die Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen, die es gab, waren an eine Geldleistung gekoppelt. Ich weiß das von meinem Sohn. Nach der letzten Impfung, die im Mutter-Kind-Pass vorgesehen war, ging ich nicht mehr zum Kinderarzt, sondern ich war dann beim Praktischen Arzt. Aber viele Menschen mit Kindern nützen dann nicht mehr die Ärzte, sondern sind eigentlich, bis sie eingeschult werden, nicht mehr unter ärztlicher Kontrolle. Man könnte sich hier schon überlegen, ob man über den Mutter-Kind-Pass wieder Untersuchungen einführt, damit zumindest mehr Menschen in die Beobachtung der Kinder und der Jugendlichen eingebunden sind.

Zum Schluss möchte ich noch auf das, was der Herr Bürgermeister angeführt hat, die Kinder- und Jugendpsychiatrie, sagen, es gibt hier ein neues System. Wir werden sehen, ob sich das bewährt. Es gibt Bestrebungen, hier die Schnittstellen zu schließen, bessere Zusammenarbeit zu machen. Wir glauben und wir haben das auch schon in Anträgen festgehalten, dass es hier zu wenig Posten geben wird, dass die Kinder- und Jugendpsychiatrie mehr Plätze braucht, als jetzt angedacht ist. Es ist nach wie vor sehr schwer, einen Platz zu bekommen. Ich war vorgestern in einem Krisenzentrum, wo mir auch über einen Achtjährigen berichtet wurde, der dann einen Platz in der Kinder- und Jugendpsychiatrie gebraucht hat, weil er einfach im Krisenzentrum nicht mehr zu bewältigen war und seine Probleme so schwerwiegend waren. Es war von den Schilderungen der SozialpädagogInnen her sehr schwierig, dort akut und schnell einen Platz zu bekommen. Ich glaube, dass wir hier zwar mit den neuen Plätzen am Rosenhügel und mit den vier Betten im AKH einen ersten Schritt gemacht haben, aber dass wir noch massiven Nachholbedarf haben, es einfach mehr Plätze und mehr Engagement in diesem Bereich, mehr zu investieren, braucht

Zum Schluss: Die Kollegin Praniess-Kastner hat gesagt, das wird nicht der letzte Fall sein. Ich hoffe sehr, dass das für die Kinder in Wien nicht heißen soll, und das glaube ich auch nicht, weil ich die Kollegin kenne, dass wir annehmen, dass es tagtäglich sehr viele so schwerwiegende Fälle gibt. Es gibt Gewalt in dieser Stadt. Es gibt leider Gewalt an Kindern. Es gibt leider Missbrauch an Kindern. Ich glaube, dass wir diese Themen nur dann lösen können, wenn wir es gesellschaftspolitisch ändern, wenn wir es thematisieren, was hiermit der Fall ist, was auch über die Medienberichterstattung gemacht wird. Aber es darf nicht auf dem Rücken der einzelnen Betroffenen passieren, sondern es muss eine gesellschaftspolitische Änderung in diesem Thema geben, dass Gewalt an anderen Personen, egal, ob Kindern, Frauen oder Männern, einfach nicht mehr toleriert wird! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Straubinger. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, wir sind uns alle darin einig, dass wir unsere Kinder und die Kinder Wiens in Österreich bestmöglich schützen wollen, dass es furchtbar ist, wenn Kinder körperliche, aber auch psychische Gewalt erleiden müssen und dass es furchtbar ist, wenn man liest, wenn man hört oder wenn man manchmal sogar die Bilder sieht von Kindern, die misshandelt worden sind oder die dann sogar zu Tode gekommen sind oder die, wie zum Beispiel in Deutschland, von der eigenen Mutter getötet wurden. Ich finde es auch gut, dass man diskutiert, dass immer mehr Misshandlungen aufgedeckt werden. Denn das war sicher nicht immer so. Ich bin davon überzeugt, dass es früher nicht weniger Misshandlungen, nicht weniger Gewalt gab, sondern dass diese Gewalt unentdeckt geblieben ist, dass sie im Verborgenen stattgefunden hat. 

Diese Ohrfeige, die „g'sunde Watschn", die vor 10, 20, 30 Jahren sozusagen noch gesellschaftlich akzeptiert war, ist es jetzt nicht mehr. Es ist kein Erziehungsmittel mehr. Es ist auch ins Bewusstsein der Menschen gedrungen, dass Gewalt keine Form der Erziehung ist, dass das nicht in Ordnung ist. Wahrscheinlich gibt es sie noch immer, aber zumindest im Bewusstsein und auch in der Gesellschaft hat sich eine Wandlung vollzogen. Da ist an vielen Ebenen daran gearbeitet worden, in der Bewusstseinsarbeit zum einen, aber auch auf der rechtlichen Ebene, Änderungen im Jugendschutzgesetz, Änderungen im Jugendwohlfahrtsgesetz, das Gewaltschutzgesetz, das wir in Wien haben, mit zum Beispiel auch den Wegweisungen, das sozusagen in erster Linie auf Erwachsene ausgerichtet ist, aber mittelbar natürlich auch Kinder betrifft und auch Kinder schützt. 

Es ist natürlich in diesem Bereich eine Gratwanderung. Es ist eine Gratwanderung zu fragen: Wann darf der Staat wie in Familien eingreifen? Wann ist es für ein Kind besser, aus der Familie herausgenommen zu werden, von Vater und Mutter getrennt zu werden? Wann ist es sinnvoller, das Kind in der Familie zu lassen, zu versuchen, mit der Familie zu arbeiten und sie von außen zu betreuen? Das Wiener Jugendwohlfahrtsgesetz versucht, darauf Antworten zu geben. Es sagt, dass immer das gelindeste Mittel anzuwenden ist. Das heißt, zuerst soll die Familie unterstützt werden. Das Kind herauszunehmen, ist das letzte Mittel. Dieses letzte Mittel, nämlich das Kind zu trennen, von Vater und Mutter fremd unterzubringen, ist dann anzuwenden, wenn das Wohl des Kindes durch körperliche oder seelische Gewalt gefährdet ist. Das klingt ziemlich klar, ist es aber natürlich nicht, weil es nicht die Standardfamilie gibt, weil es nicht die Standardsituation gibt, weil die Menschen unterschiedlich reagieren, weil die Umstände von Fall zu Fall unterschiedlich sind und oft auch nicht vorhersehbar ist, wie Menschen reagieren. 

In dem Anlassfall, den Sie als Grund für Ihre Dringliche Anfrage angegeben haben, ist das Mädchen vorher noch nie misshandelt worden. Das ist jetzt auch schon mehrmals klargestellt worden. Zumindest ist es weder den BetreuerInnen im Jugendamt noch der Schule noch anderen Personen im Umfeld aufgefallen. Die Mutter war kooperativ. Das Mädchen ist in die Schule gegangen. Es ist sozusagen gepflegt gewesen, war offensichtlich gut versorgt. Es gab bis zu diesem Tag, bis zu diesem Bekanntwerden der Misshandlung daher keinen Grund, das Mädchen aus der Familie herauszunehmen, dieses letzte Mittel anzuwenden. Als das Mädchen dann geflüchtet ist, als diese Misshandlung passiert ist, die Polizei gerufen wurde und so weiter, die Sozialarbeiter entschieden haben, das möchte ich jetzt noch einmal betonen, dass das Mädchen nicht mehr zur Mutter darf, sondern ins Krisenzentrum beziehungsweise in Folge dann zu dem Bekannten, zu dem Onkel, gekommen ist, war es letztlich zu spät. Da ist sozusagen die Frage: Wo liegt dann der Fehler? Bei wem liegt die Schuld, dass das trotzdem passieren konnte? Und hat, abgesehen von der Mutter, am Schluss überhaupt jemand Schuld? 

Sie sagen, es liegt am System der Jugendwohlfahrt und führen verschiedene Gründe an: zu wenig Personal, zu wenig Geld. Teilweise wird da auch mit falschen Zahlen operiert. 

Das Budget der MA 11 ist nicht gekürzt worden. Es beträgt auch nicht, das war wahrscheinlich ein Schreibfehler, 6,5 Millionen EUR, wie in der Presseaussendung der ÖVP angegeben, sondern es ist erhöht worden. Es ist von 155 Millionen EUR 2006 auf über 168 Mil-
lionen EUR im Jahr 2008 erhöht worden. 

Es gibt rund 1 500 MitarbeiterInnen. Heuer sind zehn Posten dazugekommen. Nächstes Jahr werden es wieder zusätzliche fünf sein, die im Bereich Sozialarbeit und Prävention dazugekommen sind. Also Personal ist nicht gekürzt worden, sondern es wurde und wird mehr. 

Wie die Frau Vizebürgermeisterin heute in der Fragestunde schon gesagt hat, ist das Personal allein nicht die Antwort, es haben sich auch die Aufgaben verändert. Es gibt zum Beispiel die Eltern-Kind-Zentren, die in den letzten Jahren massiv ausgebaut worden sind. Es sind andere Aufgaben weggefallen, wie zum Beispiel die Kindergartenanmeldungen oder auch die Rechtsfürsorge, die nicht mehr von den Sozialarbeitern durchgeführt werden. 

Es sind um die 2 500 Kinder in Wien fremd untergebracht, das heißt, in der Obsorge des Jugendamts, und das relativ konstant, muss man sagen, über einen langen Zeitraum, über die Jahre eigentlich, wenn man sich das anschaut. Das heißt, 2 500 Kinder, da wird vom Wiener Jugendamt nicht weggeschaut. Es gibt ein dichtes Netz an Kriseneltern, an Krisenzentren, an Wohngemeinschaften und auch an Pflegeeltern. Wir alle hätten gerne, dass es mehr Pflegeeltern in Wien gibt. Auch aus diesem Grund gibt es die Pflegeelternkampagnen, die dazu beitragen sollen, dass sich mehrere Eltern oder mehr Menschen dazu bereit erklären. 

Die Meldungen auf Verdacht des Kindesmissbrauchs und damit die Abklärungsverfahren sind in den letzten Jahren massiv gestiegen. Das ist auch gut so. Das heißt ja, dass die Bevölkerung sensibilisiert worden ist. Das heißt auch, dass die Kampagnen, die die MA 11 zur Aufklärung und zum Kinderschutz macht und die wir alle kennen, mit Ostbahn-Kurti, auch greifen, das sozusagen auch in der Bevölkerung greift. 

Weil die Frau GRin Matiasek gesagt hat, besser einmal zu viel nachgeschaut als sozusagen einmal zu wenig: Von diesen über 11 000 Abklärungsverfahren, wo nachgeschaut wird, was denn da dran ist, sind 25 bis 30 Prozent, wo dann wirklich Maßnahmen gesetzt werden. Das ist jetzt mehr als einmal zu viel sozusagen nachgeschaut. Das ist gut so. Es wird hier auch sehr viel getan. 

Natürlich, das glaube ich auch, gibt es Veränderungsbedarf. Den gibt es laufend. Die Arbeit der Jugendwohlfahrt wird auch laufend angepasst. Es gibt ja neue Ansätze. Es gibt Fünftageswohngemeinschaften, es gibt Familien-Coaching, es gibt Familienintensivtraining, den Liaisondienst durch den Psychosozialen Dienst, der auch schon erwähnt worden ist und erst vor Kurzem von den StRinnen Wehsely und Laska vorgestellt worden ist. 

Ich halte es durchaus für sinnvoll, wie es die Kinder- und Jugendanwälte Österreichs meistens, glaube ich, gefordert haben, dass man einen Runden Tisch zum Thema Jugendwohlfahrt einrichtet, denn ich glaube, die Standards in Österreich sind unterschiedlich. Diese gehören sicher auch harmonisiert. Ich glaube, wir brauchen uns hier in Wien nicht zu verstecken, sondern wir haben sehr hohe Standards in unserer Jugendwohlfahrt. Ich glaube, eine bessere Vernetzung kann nur im Sinne der Jugendwohlfahrtsträger und natürlich der Kinder sein. 

Aber es sollten, glaube ich, auch keine anlassbezogenen Schnellschüsse passieren. Wenn jetzt zum Beispiel wieder die Anzeigepflicht diskutiert wird, dann sollte man sich genau anschauen, was das Ergebnis und was die Auswirkung dieser gut gemeinten Überlegung sein könnten. Wir hatten schon einmal die Anzeigepflicht bei verletzten Kindern, die dann damals aus einem guten Grund abgeschafft worden ist, zum einen, weil bei Weitem nicht immer, wenn eine Verletzung vorliegt, eine Kindesmisshandlung vorliegt und man das im Krankenhaus sozusagen mit dem Arzt und den Eltern gemeinsam abklären kann, zum anderen aber natürlich auch, weil sich schon die Frage stellt, wenn Eltern ihren Kindern Gewalt antun und ihnen klar sein muss, sie bringen sie ins Krankenhaus und werden dann auf jeden Fall angezeigt, ob sie sie dann überhaupt noch ins Krankenhaus bringen, ob sie sie dann noch einer ärztlichen Versorgung zuführen. Also ich glaube, das muss man sich sehr genau anschauen. Da gibt es sehr viele unterschiedliche Meinungen. Da gibt es auch bei Experten sehr viel Skepsis. Manchmal ist gut gemeint, wie man weiß, auch das Gegenteil von gut.

Ich glaube auch, zu diskutieren ist sicher der Vorschlag - Frau Kollegin Smolik hat ihn angesprochen -, dass man in Bezug auf verpflichtende Arztbesuche, Gesundenuntersuchungen, Mutter-Kind-Pass und so weiter diskutiert, wie man vielleicht diese Kontrolle - unter Anführungszeichen - erhöhen kann. Wie man das machen kann, dafür gibt es unterschiedliche Wege. 

Eine finanzielle Koppelung mit den Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen, wie auch immer, das ist sicher ein möglicher Weg. Da muss man sich nur dessen bewusst sein, dass diese Mutter-Kind-Pass-Untersuchungen im Alter von sieben Jahren ziemlich enden und dass es dann eine Lücke gibt, dass es aber auch Acht-, Neun- oder Zehnjährige gibt, die Gesundenuntersuchungen, Arztbesuche und diese Kontrolle haben sollten.

Aber ich glaube, es ist uns allen hier bewusst - ich nehme es zumindest an -, dass dies vor allem eine gesundheitspolitische Maßnahme ist. Das heißt, es wäre eine gute Maßnahme, wenn es darum geht, Krankheiten und Probleme frühzeitig zu erkennen. Aber wenn wir uns ehrlich sind, glaube ich nicht, dass da eine Misshandlung entdeckt wird, oder nur in den seltensten Fällen. Eine Misshandlung über eine solche Maßnahme zu entdecken, das grenzt eher an einen Zufall als sozusagen an die Logik. Denn man kann keinen Pflichttermin machen, zu dem jemand eingeladen wird und wo es dann heißt, morgen oder übermorgen melden Sie sich bitte im Krankenhaus Soundso oder bei Herrn Doktor Soundso, da wird ihr Kind untersucht. Das heißt, da gibt es Zeitspannen, und diese Zeitspannen verwischen dann natürlich auch so manches.

Um es noch einmal kurz zusammenzufassen: Man wird höchstwahrscheinlich - ich befürchte das auch - immer wieder einzelne ganz schlimme Fälle von Gewalt an Kindern haben, man wird sie wahrscheinlich nie zu hundert Prozent ausschließen können. Aber es wird in Wien sehr viel geleistet, um das zu verhindern, von sehr engagierten Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen, die tagtäglich vor sehr schwierigen Entscheidungen stehen und sich diese Entscheidungen sicher nicht leicht machen.

Ich weiß nicht, ob Sie alle das Leitbild der MA 11 kennen. In diesem Leitbild finde ich einen sehr schönen Absatz, der die KlientInnen und die KundInnen betrifft. Dort steht unter „Unsere Grundsätze": „Wir begegnen unseren KlientInnen und KundInnen mit Wertschätzung und Interesse. Offenheit und Transparenz leiten uns bei unseren Handlungen. Krisen nehmen wir als Chance und als Ansatzpunkt für Entwicklungen wahr."

Ich glaube, das beschreibt sehr gut, wie die MA 11 arbeitet, wie die Wiener Jugendwohlfahrt arbeitet, die zu den bestausgestatteten nicht nur in Österreich, sondern auch im europäischen Schnitt gehört. Wir und sie haben hier, glaube ich, sehr viel dazu beigetragen, dass sich das Bewusstsein in der Gesellschaft so verändert hat. 

Es gibt sicher noch einen weiten Weg, und wir sind nicht am Ende dieses Weges, was das Thema Gewalt in der Familie betrifft. Aber ich glaube, es ist sehr viel gemacht worden, und man soll vor allem das Thema nicht an Einzelfällen - die so nicht stimmen, wie sie dargestellt werden - politisch missbrauchen oder politisch dazu nützen, ein ganzes System schlechtzureden. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Vassilakou. - Bitte.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Verehrte Damen und Herren!

Zunächst möchte ich der mehr oder weniger deutlichen Unterstellung seitens des Herrn Bürgermeisters, man würde einen sehr bedauerlichen und tragischen Fall eines Kindes missbrauchen, um hier Politik zu machen oder politisches Kleingeld daraus zu schlagen, doch entschieden widersprechen!

Denn ich denke, unabhängig davon, wie dieser Fall nun verlaufen sein soll, ist es ein guter und ein willkommener Anlass, darüber zu diskutieren, wie es eigentlich bestellt ist um die Sicherheit der Kinder in dieser Stadt. Umgekehrt hätte ich es sehr seltsam gefunden, wenn dieser Fall öffentlich bekannt geworden wäre und wir es nicht für wert befunden hätten, uns die Zeit zu nehmen, hier im Rahmen dieses Hauses darüber zu diskutieren.

Zweitens: Niemand, glaube ich, hat ein Interesse daran, die Leistungen der Jugendwohlfahrt schlechtzureden oder das gesamte System schlechtzureden. Nichtsdestoweniger ist klar, dass dieses System auch seine Schwächen hat, dass dieses System auch seine Lücken hat und dass, allem voran, in diesem System ein eklatanter Personalmangel vorhanden ist. 

Das sagen sehr wohl angesehene Expertinnen und Experten, nicht zuletzt auch Prof Friedrich, von dem ich nicht meine, dass er jemand ist, dessen Meinung wir ganz einfach wegwischen können. Da können wir auch nicht meinen, er verstehe das System nicht. Das sagen aber darüber hinaus auch Menschen, die selbst in der Jugendwohlfahrt tätig sind. Wenn hier gesagt wird, dass 36 Dienstposten fehlen, dann ist das ernst zu nehmen!

Es tut mir leid, es nützt überhaupt nichts, es nützt wirklich überhaupt nichts, sich auf das System auszureden und das einfach so abzutun, dass all diejenigen, die jetzt meinen, dass diese 36 Dienstposten fehlen, das System nicht verstanden hätten. Denn diese Forderung kommt, wie gesagt, von innerhalb dieses Systems, und ich gehe davon aus, dass diejenigen, die tagtäglich diese lobenswerte Arbeit leisten, von der Sie selbst gesprochen haben, sehr wohl wissen werden, ob sie ausreichen oder nicht.

Ein Drittes noch: Ich kaufe es dem Herrn Bürgermeister leider nicht ab, ich glaube es ihm schlicht nicht, wenn er sagt, dass keine Statistik über angekündigte und unangekündigte Besuche geführt wird. Das glaube ich nicht; es ist undenkbar, es ist schlicht undenkbar! Selbstverständlich, wenn jemand seitens der Jugendwohlfahrt einen Besuch abstattet, wird er oder sie einen Aktenvermerk anlegen, und so wird es möglich sein, ganz genau zu erheben, ob es Besuche gegeben hat, wie viele es gegeben und in welchem Zeitraum es diese gegeben hat. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ganz genau!) 

Dass er sagt, es wird nicht erhoben, weil es nicht erheblich ist - ich kann mich nicht mehr erinnern, wie er es genau gesagt hat, er hat einfach gesagt: Es tut nichts zur Sache, es ist irrelevant. Nein, es tut mir leid, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ, das glaubt Ihnen niemand! Es ist nicht irrelevant, es spielt sehr wohl eine Rolle, und es hat sehr wohl etwas zu tun mit dem Personalmangel, von dem die Rede ist. Denn: Ja, mehr Personal würde bedeuten, selbstverständlich mehr angekündigte sowie auch unangekündigte Besuche abstatten zu können und vielleicht in manchen Fällen sehr schwierige, sehr tragische und auch sehr gefährliche Situationen für Kinder rechtzeitig zu erkennen. 

Insofern kann ich nur sagen: Bitte sparen Sie sich das mit dem System! Ich verstehe nicht - und ich will es auch nicht verstehen -, von welchem tollen System die Rede ist, das unangekündigte und angekündigte Besuche nicht erforderlich macht, das auch 36 fehlende Dienstposten nicht erforderlich macht und das angeblich so funktionieren soll: Wir sollen uns keine Sorgen machen, und all diejenigen, die jetzt an dieser Stelle Kritik anbringen, versuchen Ihrer Meinung nach, politisches Kleingeld aus einem tragischen Fall zu schlagen. Nein! Wie gesagt, mit dieser Strategie werden Sie ganz sicher nicht durchkommen, und das versteht auch niemand in der Bevölkerung. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Nun wollen wir uns nichtsdestoweniger kurz dem Bereich widmen, wo Kindern Gefahr droht, wo Kindern Gewalt droht, wo Kinder tatsächlich mit größeren Sicherheitsrisiken und auch Misshandlungen zu rechnen haben. Statistisch betrachtet, sind es bedauerlicherweise in der Tat zwei Orte: Ein Ort ist die Familie, die eigenen vier Wände; der zweite Ort ist die Schule.

Ich möchte bei der Familie beginnen. Meine Vorrednerinnen und Vorredner haben teilweise ziemlich lang darüber geredet, welche Faktoren es gibt, die innerhalb von Familien, vor allem jungen Familien, offenbar vermehrt dazu führen, dass es zu Überforderungssituationen kommt, die am Ende leider zu Misshandlungen führen, wobei die Kinder die Leidtragenden sind. 

Ich kann an dieser Stelle nur sagen: In Wien sind wir von Stockholm, von den skandinavischen Ländern sehr, sehr weit entfernt. Denn eines ist klar: Wenn wir eine Kinderbetreuung hätten, die tatsächlich jedem Kind ab dem ersten Lebensjahr zur Verfügung stünde, die kostenlos oder sehr günstig wäre, hätten wir hier die Möglichkeit, einerseits sehr viele arbeitende Mütter und Väter zu entlasten, die zwei und drei Jobs haben, die teilweise nicht in der Lage sind, sich eine Kinderbetreuung zu organisieren, die improvisieren müssen, wo es nicht funktioniert. 

Denn wie wir alle wissen, ist in Wien derzeit eines von vier Kindern unter drei Jahren in Betreuung. Selbstverständlich wissen Gebildete und Wohlhabende wie wir sehr gut, sich diese Betreuungsangebote zu organisieren. Aber diejenigen, die so viel Glück im Leben nicht hatten, wissen es nicht, sie kommen auch nicht dran und können es sich teilweise nicht leisten, weil es teuer ist. 

Das alles führt dazu, dass keine Kinderbetreuung in Anspruch genommen werden kann, dass wir es dann hier zu tun haben mit jungen Familien, die eben zwei und drei Jobs haben und die ein Baby haben. Sie alle, die schon Kinder bekommen haben, wissen, dass Kinder die Angewohnheit haben, vor allem in den ersten Monaten ihres Lebens nicht zu schlafen und auch sehr lange zu weinen und zu schreien. Das heißt, die Familie kann auch nicht schlafen, das heißt, Schlaflosigkeit über Monate hinweg, extreme Aggressionen und am Ende leider tragische Übergriffe gegen die Kinder.

Das heißt, wenn wir in dieser Stadt zunächst einmal diskutieren möchten über Lösungen, die abseits der Ausstattung der Jugendwohlfahrt entwickelt werden können, so kann ich nur einmal mehr sagen: Investieren Sie endlich in flächendeckende Kinderbetreuungsangebote für jedes Kind ab dem ersten Lebensjahr! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Das würde einerseits eine Entlastung für diese Familien mit sich bringen, und zweitens auch hervorragende, natürlich erworbene Deutschkenntnisse für alle Kinder in dieser Stadt. Das sollten wir in diesen Debatten auch nicht vergessen und aus den Augen verlieren. Drittens würde es bedeuten, dass Kinder, die misshandelt werden, einen zusätzlichen Ort haben, wo sie täglich mit anderen Menschen in Berührung kommen und wo sehr wohl festgestellt werden kann, ob Misshandlungsspuren auf ihrem kleinen Körper festzustellen sind, ja oder nein. 

Das heißt, Frau Stadträtin, hier kann ich sagen: Abgesehen von der schlechten personellen Ausstattung der Jugendwohlfahrt sehe ich einen zweiten Bereich, für den Sie eigentlich seit zehn Jahren in dieser Stadt verantwortlich sind und wo Ihre Leistungen nach wie vor sehr zu wünschen übrig lassen.

Ich gehe einen Schritt weiter, und wir kommen nun zur Schule. Wir wissen, dass die Schule ein Ort ist, wo auch festgestellt werden kann, ob Kinder misshandelt werden. Ja, es gibt Programme, an denen Lehrerinnen und Lehrer teilnehmen und mit denen sie dazu ausgebildet werden, tatsächlich sensibel auf solche Situationen zu reagieren und sie vorzeitig zu erkennen. Aber das reicht bei Weitem nicht aus.

Wir sehen es auch nicht nur anhand der Misshandlungsgeschichten, die Kindern zu Hause, von der Familie aus, widerfahren, sondern wir sehen es auch immer dann, wenn Gewalt in den Schulen eskaliert. Dass die Situation auch dort immer schlimmer wird, wissen wir! Das wissen wir auch anhand der Befragungen, die immer wieder veröffentlicht werden und wo Kinder selbst angeben, sich zunehmend nicht wohl zu fühlen und auch immer wieder sozusagen Opfer von Übergriffen seitens anderer Schülerinnen und Schüler zu werden. 

Nun haben wir öfters auch anhand von Ereignissen und Vorkommnissen in Wiener Schulen diskutiert und mehrfach festgestellt, dass 25 Schulpsychologinnen und -psychologen für 240 000 Schülerinnen und Schüler eine lächerliche Zahl sind. Es tut mir leid, diese Zahl ist peinlich und lächerlich! Wenn Sie sagen, Sie werden sie um fünf aufstocken, dann kann ich Ihnen nur sagen - wie es auf Wienerisch so schön heißt -, das macht das Kraut nicht fett. Das bringt nämlich gar nichts; nicht einmal Verdoppeln würde reichen. Also ist hier dringend in mehr Schulpsychologinnen und -psychologen zu investieren.

Darüber hinaus braucht Wien dringend auch Schulsozialarbeit. Ein einziges Pilotprojekt im 17. Bezirk hat es gegeben, und zwar mit großem Erfolg. Das gibt es nicht mehr, weil die EU-Finanzierung ausgelaufen ist und die Frau Stadträtin der Ansicht ist, das brauchen wir nicht.

Also, Frau Stadträtin: Ein dritter Bereich, den Kinder tagtäglich aufsuchen und aufsuchen müssen, auf den sie angewiesen sind, wo sie mit Problemen konfrontiert sind und wo umgekehrt auch früh erkannt werden könnte, wenn sie Schwierigkeiten zu Hause haben und dort misshandelt werden - und siehe da, auch das liegt in Ihrem Verantwortungsbereich. Und siehe da, auch dort lassen Ihre Leistungen sehr zu wünschen übrig!

Ich kann daher rekapitulieren und kann sagen: Baustelle Jugendwohlfahrt, Baustelle Kinderbetreuung bei Unter-Drei-Jährigen, Baustelle Kindergarten, Baustelle Schule. Frau Stadträtin, es tut mir leid: Sie müssen sich in diesem Bereich wirklich etwas überlegen! Es ist viel zu wenig ... (VBgmin Grete Laska: Jetzt, wo Sie es sagen!) Ja, danke, dass Sie mir zuhören! Ich finde das sehr gut, ich finde es wirklich gut, dass Sie mir zuhören. (VBgmin Grete Laska: Aufmerksam! Mit Entsetzen über diese Nichtkenntnis!)

Ich weiß nicht, ob es so ist, weil ich es sage; ich weiß nicht, ob es so ist, weil es meine Kollegin Frau Jerusalem seit Jahren sagt; ich weiß nicht, ob es so ist, weil auch sonst die Opposition immer wieder darauf hinweist: Es wäre ernst zu nehmen. (VBgmin Grete Laska: Ich nehme es sehr ernst!) Wir brauchen dringend viel mehr an Investitionen in diesen Bereichen. 

Einfach zu sagen, das brauchen wir nicht, Schulsozialarbeit brauchen wir nicht, oder zu sagen, wir brauchen nicht mehr Personal in der Jugendwohlfahrt, und alle, die sagen, dass wir das brauchen, verstehen das System nicht - das ist Ihrerseits schlichtweg viel zu wenig. (VBgmin Grete Laska: Auch wenn Sie es wiederholen, es stimmt nicht!) Ich würde Sie eher auffordern, sich gemeinsam mit uns dafür einzusetzen (VBgmin Grete Laska: Haben Sie mir heute nicht zugehört?), dass tatsächlich dieses Mehr an Personal kommt. (VBgmin Grete Laska: Dass dieses und nächstes Jahr mehr Personal kommt! In der Addition sind wir dann schon bei 56!)
Nichtsdestoweniger ein Letztes noch; ein Letztes möchte ich dem Haus nicht ersparen, weil wir schon über Gewalt und auch über Misshandlungen an Kindern und an Jugendlichen reden. Wir wissen alle, dass Gewalt und Misshandlungen nicht nur körperlicher Natur sein können, sie können auch psychischer Natur sein. Das ist viel, viel schwerer zu diagnostizieren, es ist aber trotzdem nicht minder tragisch, wenn Sie so möchten, für die Betroffenen. 

Heute hat Herr Innenminister Platter Arigona Zogaj das humanitäre Aufenthaltsrecht verweigert. Es tut mir leid, meine Damen und Herren von der ÖVP, ich kann Ihnen nur sagen: Ich finde es sehr lobenswert, dass Sie sich für Wiener Kinder einsetzen, ich finde es sehr lobenswert, dass Sie sich Sorgen machen und dass Sie sich dafür einsetzen, dass Kinder mit sicheren Verhältnissen rechnen können - aber das, was diesem Mädchen angetan wird, einem Schulmädchen von sechzehn, ist in Wahrheit auch Gewalt! Sagen Sie das bitte Ihrem Innenminister.

Was Sie, meine Damen und Herren in der SPÖ anlangt, kann ich nur sagen: Es ist wirklich zu traurig, dass Ihre Kolleginnen und Kollegen in der Bundesregierung und auch im Nationalrat in diesem Fall für Arigona Zogaj und die Gewalt, die ihr jetzt angetan wird, leider nur Krokodilstränen übrig haben. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Mag Anger-Koch. - Bitte.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich finde es sehr schade, dass der Herr Bürgermeister nicht da ist, wo er doch Diskussionsbereitschaft gezeigt hat und leider dieser Diskussion nicht beiwohnen kann. Das finde ich persönlich wirklich sehr schade. Weiters ... (VBgmin Grete Laska: Wenn er nicht da ist, bin ich es als Vizebürgermeisterin!) Ja, aber wir haben die Anfrage an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (Beifall bei der ÖVP.) Wir haben auch den Herrn Bürgermeister darauf angesprochen, und er hat Gesprächsbereitschaft gezeigt und signalisiert.

Weiters möchte ich Frau Kollegin Smolik Folgendes antworten: Dass wir diesbezüglich keine Forderungen erhoben hätten, das ist falsch. Schon vor Jahren haben wir diesbezüglich Anträge und Forderungen eingebracht. Es ging immer wieder um die Aufstockung des Personals, und es ging in Anträgen immer wieder um Missstände und darum, was in der Jugendwohlfahrt passiert. Das möchte ich nur berichtigen. (Beifall bei der ÖVP.)

Weiters möchte ich auch sagen, gerade was die Ressourcen in der Jugendwohlfahrt angeht, liegt mir eine Statistik von 2006 vor, worin der Ressourcenmangel aufgezeigt wird: Dass acht Wiener Bezirke deswegen nicht betreut werden können, wo es zu Gewalt in den Familien gekommen ist. Es wird auch hier Stellung zum Ressourcenmangel bezogen. 

Weiters wurde auch in den Kinder- und Jugendanwaltschaftsberichten sowie in den Kontrollamtsberichten über den massiven Anstieg der gemeldeten Übergriffe gegenüber Kindern hingewiesen. Es wurden entsprechende Maßnahmen seitens der Stadt gefordert. Auch das wurde negiert. In einem Bericht von 2003 wurde auf die Probleme im Bereich der Psychotherapie für Kinder und Jugendliche hingewiesen; das wurde ebenfalls negiert. 

Auch 2005 gab es einen Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft, wo auf die Probleme der Gewalt gegenüber Kindern hingewiesen wurde, gerade im sexuellen Bereich. Sexuelle Gewalt stellt mit 73,3 Prozent den größten Anteil dar, und in 13,3 Prozent der Fälle litten Kinder unter psychischer Gewalt und entsprechenden Angriffen. 

Im Jahr 2006 - das haben wir heute schon öfters angeschnitten - ging es um das schulinterne Konfliktmanagement wegen der Schulmediation an allen Pflichtschulstandorten. Es ist ganz, ganz wichtig, das in der Schule anzubieten! Auch da haben wir schon Anträge eingebracht. Denn die Schule ist unserer Meinung nach eine Unterstützungsmöglichkeit für Kinder und Jugendliche, erstens, weil sie ein verpflichtender Lebensmittelpunkt von Kindern, Jugendlichen und Familien ist, und hier kann auch das Jugendwohlfahrtssystem viel, viel stärker eingebunden werden. 

Durch die allgemeine Schulpflicht ist das System Schule eine umfassende Stelle, an der Probleme durch Verhaltensauffälligkeiten von Kindern und Jugendlichen auch an äußerlichen Zeichen erkannt werden. Gerade da ist es wichtig, SozialarbeiterInnen und Psychologen vor Ort in die Schule zu geben - aber nicht so, wie Sie es hier machen, dass die Lehrer Psychagogen einsetzen und sie diese Arbeit der an und für sich eingesetzten Psychologen und Sozialarbeiter machen. Kommen Sie bitte Ihrer Verantwortung nach: Wien ist zuständig für das Nichtlehrerpersonal in den Schulen! (Beifall bei der ÖVP.)

Das Thema Kindesmisshandlung ist ein sensibles und ernstes Thema. Die Kernaufgabe des Jugendschutzes ist an und für sich der Kinderschutz, auch wenn es heißt, dass man die Kinder vor ihren Eltern selbst schützen muss. Gerade in dem hier schon diskutierten Fall reden wir über die Beeinträchtigung der eigenen Mutter, und da muss ich wirklich sagen, das Jugendamt wusste seit sechs Jahren über dieses Kind Bescheid! Es hat mit der Mutter Ziele definiert und hat angekündigte Besuche gemacht, anstatt hier wirklich einzuschreiten. Warum ist das Jugendamt nicht eingeschritten? Das ist eine akute Gefährdung; wann handelt das Jugendamt wirklich?

Ich denke, jeder Gefährdung des Kinderwohls muss nachgegangen werden und den Opfern selbst an sich geholfen werden. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Vettermann. - Bitte.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gleich zu meinen beiden Vorrednerinnen, und dann auch ein paar allgemeine Bemerkungen zum Thema. 

Wenn man sagt, wir wollen nicht, dass Kinder, denen sozusagen Missbrauch passiert ist, ein zweites Mal missbraucht werden, bedeutet das ja nicht, dass man über solche Fälle nicht diskutieren soll, sondern die Art und Weise, wie man es macht, ist das Entscheidende. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Nein!) Da geht es, glaube ich, schon darum, dass ebendieser zweite Missbrauch nicht passiert, und wenn sich da alle einig sind, dass sie das nicht wollen, dann sollen sie auch entsprechend handeln. 

Zu der Frage: Wie kann das überhaupt festgestellt werden? Was ist eine akute Gefährdung? (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich habe ja gemeint: in der öffentlichen Darstellung. Aber alles Gute! Es wird nichts helfen.

Zu der Frage - das hat auch Kollegin Anger-Koch gesagt -, wie man das entsprechend festmachen und festhalten kann, muss man sagen: Das findet sich auch alles klar definiert. Es gibt übrigens seit zwei Jahren einen Kontrollamtsbericht, der gerade da auf Abklärungen ... (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ja, zwei Jahre; er geht auf Kindsabnahmen, auf Abklärungen ein und stellt uns eigentlich ein sehr gutes Zeugnis aus, auch im Vergleich zu allen anderen Bundesländern. Da wurde festgestellt, dass hier in Wien sehr sauber und sehr professionell gearbeitet wird. Es wurde auch festgestellt, dass man, wenn man sich den Fall sozusagen entsprechend der heutigen Antwort genau anschaut, durchaus zu etwas anderen Schlüssen kommen kann. Aber nichtsdestoweniger ist das jetzt einmal eine Diskussion geworden, und der soll man sich dann auch stellen.

Zu Kollegin Vassilakou gesagt: Ich meine, gerade dieser Fall eignet sich nicht besonders dazu, dass man fragt: Wo gibt es die Plätze? Wieso wird hier nichts gemacht? Denn der Vorschlag war ja so, das Kind ins Krisenzentrum zu bringen. Es wäre dort natürlich auch der Platz vorhanden gewesen, es hat die Betreuung gegeben. Das Kind wollte nicht, und die Sache hat dann eben den schon geschilderten Verlauf genommen. Aber es auf dieser Basis so zu schildern, als gäbe es gar keinen Platz, ist zumindest keine gute Anknüpfung. Darauf wollte ich nur noch einmal hinweisen. 

Wenn man sich anschaut, wie es mit den Familien ist und wie es zu solchen Vorfällen kommt, muss man auch Folgendes feststellen: Ja, es stimmt, dass das oft in Krisen - in persönlichen Krisen, in Krisen in der Familie - der Fall ist. Was ich allerdings nicht unterschreiben möchte, ist, dass man daher sagt, das könne nur bei Armen der Fall sein. Ich meine, Armut oder eine schwierige soziale Situation kann ein Auslöser sein; es kann aber auch eine Trennung sein, es kann natürlich eine Suchtproblematik im Hintergrund sein. Das heißt, diese Fälle von Kindesmisshandlung und Kindesmissbrauch gehen eigentlich durch alle sozialen Schichten, vom Akademiker bis zum Arbeitslosen, und entsprechend muss man auch in allen Schichten entsprechend intervenieren. Daher sollte man das hier auch nicht sozusagen auf einen einzigen Zugang bringen. 

Natürlich kann es aber sein, dass Armut der Auslöser ist, sodass man sagt, man kann sich da entsprechend bemühen, es ist dann nur eine Frage von Wirtschaftspolitik, von Globalisierung und so weiter, und dass man sagt, wenn man beim Jugendamt noch auffüllt - wurscht, ob man jetzt sagt, 36 mehr sind genug oder nicht -, löst dies die Frage. Also der Befund mag stimmen, aber entsprechend hängt es mit dem engeren Bereich, vor allem mit dem Jugendamt, dann nicht mehr zusammen.

Wenn man sagt, die Schulen wären ein Ort, wo so etwas vorkommt, wo man es a) beobachten kann und wo es b) immer wieder auch zu Gewalt kommt - neben der Familie sozusagen ein zweiter Tatort oder ein Ort, wo es auch Gewalt gibt -, dann muss man sagen: Ja, das stimmt schon, aber es gibt auch die anerkannten und schon erwähnten Gewaltpräventionsprogramme von „Faustlos", von den BeratungslehrerInnen und PsychagogInnen, die der von Ihnen so geschätzte Dr Friedrich übrigens sehr gut findet. Entsprechend hat er auch gesagt, er ist nicht dafür, dass die Sozialarbeiter direkt in den Schulen warten. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Die Gemeinde soll zahlen!) Ich kann mich da an seine Pressekonferenz genau erinnern. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Die Gemeinde soll zahlen!) Aber ich gebe schon zu ... (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Es geht ja ums Geld!) 

Nein, es geht nicht ums Geld! Es geht darum, die beste Form zu finden. Das sind eben aus unserer Sicht BeratungslehrerInnen und PsychagogInnen, denen die ÖVP immer wieder kritisch gegenübersteht. Hier gibt es also eine Betreuung in den Schulen. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Zahlen Sie es, dann sind 2 500 LehrerInnen ...!)

Aber das wäre ja eine sehr wenig inhaltliche Diskussion, die Sie jetzt einbringen, Frau Stadträtin! Sozusagen: Zahlen Sie es, dann bin ich für BeratungslehrerInnen und PsychagogInnen; solange es der Bund bezahlt, sind wir dagegen, und dann kann es fachlich nicht passen. Ich meine, das wäre ja so polemisch! Ich hoffe, ich habe mich da jetzt irgendwie verhört. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Es fehlt, wenn es der Bund zahlt, im Unterricht!) 

Aber sei es, wie es sei, auf alle Fälle ist die ÖVP gegen BeratungslehrerInnen und PsychagogInnen. Die arbeiten aber in den Schulen und werden hier auch immer wieder behindert. Dass es zu wenig Schulpsychologie gibt, ist ja unstrittig; wir haben da auch entsprechende Anträge gestellt. Dass es bei den AHS-Standorten mit der Peer Mediation auch ein Modell gibt, wo die Schülerinnen und Schüler selbst aktiv werden, ist, glaube ich, jedenfalls ein positives Zeichen.

Dass wir die Dinge nicht erst nehmen, kann man gerade auch bei der Jugendpsychiatrie nicht sagen. Es gibt ja jetzt den Liaisondienst, und der beginnt eben erst. Ich würde sagen, das ist ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Wir müssen es einmal evaluieren: Ist das genug oder nicht? Ist es genug, dann war es der richtige Schritt; wenn es dann irgendwo noch zwickt oder etwas anderes notwendig ist, muss man dann einmal kurzfristig nachjustieren. Aber jetzt, wo wir eigentlich erst sozusagen einmal die Meldung gemacht haben und es eingerichtet haben, schon zu sagen: das kann ja nur zu wenig sein!, zeigt von einer Oppositionslogik, die immer wieder sagt: Egal, was ihr macht, wir schreien immer „Zu wenig!".

Das ist der Sache zumindest genauso wenig dienlich, wie immer und ständig zu sagen: Alles passt. Damit würde man bei einem sachlichen Diskurs nicht durchkommen, weil die Anfrage aus meiner Sicht natürlich Kraut und Rüben - nämlich einige interessante Fragen, aber auch einiges an falschen Behauptungen wie: Personal ist abgebaut worden oder gekürzt worden, was ja in absoluten Zahlen definitiv nicht stimmt - bunt durcheinander mischt. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Dass es hier mehr Meldungen gibt und wir dann entsprechend auch mehr Arbeit und Fälle in den Jugendämtern haben, ist ebenfalls unstrittig. Ich glaube schon, dass das auch ein Erfolg unserer, jetzt sage ich einmal, durchaus auch gemeinsamen Arbeit ist, aber auch einer Arbeit, die die MA 11 sehr offensiv betreibt. Da gibt es Plakataktionen, es gibt Öffentlichkeitsarbeit, die dazu auffordert, Misshandlungen zu melden. 

Das heißt: Dass die Fallzahlen steigen, ist eigentlich auch von der MA 11 direkt selbst mitverursacht. Natürlich haben dann die Jugendämter auch entsprechend mehr an Arbeit. Aber es ist ein gemeinsamer Erfolg, und auch alle hier im Haus vertretenen Parteien sind ja der Meinung, dass man melden soll. Diese steigenden Fallzahlen sind, würde ich eher sagen, eigentlich ein Erfolg unserer gemeinsamen Bewusstseinsarbeit. 

Dementsprechend soll man sich auch nicht darüber freuen, weil jeder gemeldete Fall einer zu viel und eine tragische Geschichte ist. Aber es ist gut, dass es eben nicht mehr unter den Teppich gekehrt wird und nicht mehr tabuisiert ist, sondern entsprechend gemeldet wird, und dass man dann mit den gemeldeten Fällen auch arbeiten kann. 

Dementsprechend gibt es jetzt einmal einen ersten Schritt, was die Dienstposten betrifft. Ob sie genügen oder nicht - auch da ist klar, dass die Gewerkschaft eine Forderung hat, dass es von der Stadt Wien eine Antwort in dem Sinn gegeben hat, dass es jetzt einmal mehr sind. Ob es dann genügt oder nicht, wird ebenfalls evaluiert werden. Auch da würde ich sagen, warten wir einmal die Evaluierung ab, und zeichnen wir nicht von vornherein ein düsteres Szenario. 

Dass es auch mehr Plätze gibt, ist ebenfalls schon gesagt worden: mit den drei neuen Wohngemeinschaften, die direkt von der MA 11 eingerichtet worden sind, und mit den sechs neuen Wohngemeinschaften, die mit Vertragspartnern errichtet worden sind. Es gibt hier auch die schon nachgefragte Werbekampagne für Pflegeeltern, die übrigens auch greift und die wahrscheinlich den meisten hier im Haus präsent ist. 

Es gibt daher mehr Interesse, und es gibt auch die entsprechend eingehende Schulung. Denn ohne Eltern, oder eigentlich ohne Menschen, die sich das antun, diese wirklich herausfordernde Arbeit als Pflegeeltern zu machen, und sich dazu bereit erklären, kann das System nicht funktionieren. Wenn man sagt, besser als eine Wohngemeinschaft wären Pflegeeltern, braucht man entsprechende Werbung, braucht man entsprechend ausgebildete Menschen, die man hier einsetzen kann.

Daher glaube ich, dass es Wien-weit durchaus eine gute Zusammenarbeit - weil auch das gefragt worden ist - zwischen der Polizei und den Jugendämtern gibt, und auch Vernetzungstreffen, nicht nur zwischen Polizei und Jugendamt, sondern zwischen allen sozialen Einrichtungen, die in einem Bezirk, in einem Grätzel arbeiten, um dort auch Fälle zu besprechen. 

Jeder Einzelfall aber ist einer zu viel. Wien hat österreichweit sicher das bestausgebaute System der Jugendwohlfahrt; das wurde auch noch von niemandem bestritten. Aber wir geben uns damit - aus dem Grund, dass eben jeder Einzelfall einer zu viel ist - nicht zufrieden. Wir evaluieren, wir bauen aus, und ich hoffe, wir kämpfen auch gemeinsam gegen diese Fälle von Kindesmisshandlung. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bevor ich Kollegin Riha das Wort gebe, eine Bitte an die Technik: Die Kamera hat uns bereits verlassen; kann man die Scheinwerfer abdrehen? - Danke. 

Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Riha. - Bitte.

GRin Monika Riha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Bürgermeister, auch wenn Sie nicht mehr hier sind! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist mir ein Anliegen, Frau Smolik zu sagen, dass wir die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, die täglich ihre harte Arbeit machen, die viel Feingefühl brauchen, und wo mir bewusst ist, dass das eine sehr sensible, sehr herausfordernde Arbeit ist, ganz sicher nicht angreifen. Es ist mir auch ein Herzensanliegen zu sagen, dass es mir nicht an sozialem Engagement fehlt und dass ich hier stehe, weil ich dieses soziale Engagement in mir spüre. 

Weiters ist es mir ein Anliegen, auch dem Herrn Bürgermeister zu sagen, dass mir nichts ferner liegt, als aus dem Leid von Kindern politisches Kapital zu schlagen. Aber das darf uns einfach nicht daran hindern, dass wir darüber nachdenken, wie wir Systeme, und seien sie noch so gut, weiter verbessern können. Ich persönlich kenne kein System, das man nicht noch verbessern könnte. 

Es können verbesserte Möglichkeiten geschaffen werden, um die Kinder verlässlich zu schützen, wenn die Situation bereits eskaliert ist. Das Ziel muss jedoch vorrangig sein, so weit präventiv zu arbeiten, dass diese Eskalationen, bei denen Kinder die Leidtragenden sind, gar nicht oder möglichst gar nicht vorkommen. Wenn Frau Straubinger sagt, dass wir hundert Prozent wahrscheinlich nie erreichen werden, dann ist es und muss es unser Ziel sein, so weit wie möglich zu kommen und es so weit wie möglich zu verhindern! (Beifall bei der ÖVP.) 

Denn in einem, denke ich mir, sind wir uns hoffentlich über alle Parteigrenzen hinweg einig: Bei Gewalt gegen Kinder kann es keine Toleranz geben! Ich glaube - das habe ich ja auch aus Ihren Redebeiträgen gehört -, da gibt es in unseren Reihen nicht einen Einzigen, der einer anderen Meinung ist. 

Kinder, die Gewalt erfahren und in einer Atmosphäre der Gewalt aufwachsen, neigen als Erwachsene wieder dazu, gewalttätig zu sein. Irgendwann muss diese Gewaltspirale unterbrochen werden. Ich denke, die einzige Möglichkeit ist, präventiv auf die Eltern zu setzen. 

Die Anforderungen an Eltern sind enorm gestiegen, ob wir das wollen oder nicht, aus den unterschiedlichsten Gründen. Es gibt Verunsicherung, es gibt Überforderung, das ist nicht zu negieren. Nicht zuletzt gaukeln uns auch die Medien und die Fernsehwelt ein Familienbild vor, das der Realität nicht entspricht und auch gar nicht entsprechen kann. Eltern brauchen daher mehr Begleitung und Unterstützung in ihrer Aufgabe des Elternseins. 

Es ist schon erstaunlich: Wir brauchen in unserer Gesellschaft für fast alles einen Schein - Sie brauchen einen Schein, um das Auto zu bedienen, Sie brauchen sogar einen Schein, um einen Filmapparat vorzuführen -, aber wir gehen ganz selbstverständlich davon aus, dass Männer und Frauen automatisch perfekte Väter und Mütter sind. 

Hier liegt für mich der Ansatzpunkt, wo auch die Stadt Wien vermehrt ansetzen müsste. Ein begleitendes Eltern-Coaching - nennen Sie es Elternbegleitung, oder wie auch immer Sie es nennen - müsste in Gesamt-Wien angeboten werden, und zwar in der Form, dass Mütter und Väter, bereits bevor das Kind auf die Welt kommt, auf ihre neue Aufgabe als Mutter und Vater vorbereitet werden. In welcher Form man das auch immer tut - ob man das mit dem Mutter-Kind-Pass verbindet, mit Untersuchungen des Mutter-Kind-Passes, ob man das an Anreize koppelt, ob man das verpflichtend macht -, das ist eine Frage des Geschmacks. Aber was mir wichtig ist, ist, dass wir die Eltern als Hauptverantwortliche für ihre Kinder ernst nehmen und sie unterstützen und begleiten. 

Dazu gibt es verschiedene Möglichkeiten, die international - die Probleme sind ja nicht nur in Wien so - ausprobiert werden. Seit 1. April zum Beispiel gibt es im Saarland verpflichtende Untersuchungen für Kinder von null bis sechs Jahren. Natürlich hat das Vor- und Nachteile, und natürlich ist auch der Gedanke richtig, dass man nicht bei jeder Untersuchung eine Verletzung, die vor sechs Wochen entstanden ist, sehen kann. Trotzdem wäre es, glaube ich, eine Möglichkeit, um zumindest in den ersten sechs Jahren eine Art der Kontrolle zu haben. 

Eine andere Möglichkeit, so einen ersten Ansatz zu setzen, ist jene in Nordrhein-Westfalen. Dort bringen die Sozialarbeiter das Erstpaket nicht ins Krankenhaus, sondern den Familien nach Hause. Sie bringen dieses Einstiegspaket den Familien nach Hause und bekommen bei den Familien zu Hause auch einen Ersteindruck. Es gibt dann die Möglichkeit, wenn das Gefühl entsteht, hier passt etwas nicht, auch öfter nachzuschauen, öfter hinzugehen. Auch das wäre eine Möglichkeit eines Ansatzes, um nicht erst so spät draufzukommen, dass etwas schief läuft. 

Neben den kontrollierenden Maßnahmen ist es aber auch wichtig, eine Vielzahl an niedrigschwelligen Angeboten zu setzen, gerade dort, wo Menschen eine Hemmung haben, sich Hilfe zu holen. Das kann sein, indem man Beratungsstellen ausbaut, ähnlich wie die Early Childhood Development Centres, die in England entwickelt wurden. Das kann aber auch sein, indem der Kindergarten als Anlaufstelle für Familien weiterentwickelt und ausgebaut wird. 

In Linz gibt es zum Beispiel mehrere Möglichkeiten, dass regelmäßig SozialarbeiterInnen im Kindergarten sind, ihr Büro direkt vor Ort haben, mehrmals in der Woche als AnsprechpartnerInnen zur Verfügung stehen. Es gibt auch regelmäßig PsychologInnen, die dort ihren Standort haben und im Kindergarten - und zwar nicht nur für die städtischen, sondern für alle Kindergärten - zur Verfügung stehen. Dadurch können Probleme frühzeitig erkannt und Maßnahmen eingeleitet werden, es kann präventiv vorgegangen werden, und es kann eine Kooperation zum Wohle der Kinder geschaffen werden. 

So eine strukturelle Vernetzung gibt es zur Zeit in Wien nicht. Wenn es Zusammenarbeit gibt, dann gibt es sie, weil Menschen freiwillig und kooperativ zusammenarbeiten, aber es sind, zumindest über die städtischen Kindergärten der Stadt Wien hinaus, keine solchen Strukturen geschaffen. Das finde ich aber wichtig und notwendig, weil gerade der Kindergarten - und ich bin im Moment in vier Fälle involviert - sehr aufmerksam ist und solche Fälle einfach aufzeigen und nachweisen kann. 

Wie wir mit unseren Kindern umgehen, hat viel mit dem Stellenwert zu tun, den wir den Kindern in dieser Stadt geben. Ich möchte Ihnen kurz ein Beispiel bringen. Wenn Sie in Rom sind, dort Kinder sehen, und es fällt einem kleinen Kind in der prallen Sonne die Kappe vom Kopf, dann werden Sie mindestens drei Menschen sehen, die hingehen und versuchen, dem Kind die Kappe wieder aufzusetzen. Wenn Sie in Wien die gleiche Situation haben, dann wird es drei Leute geben, die sich darüber echauffieren, wie unaufmerksam und nachlässig der Vater und die Mutter mit dem Kind umgehen und dass die nicht schauen, dass das Kind die Kappe wieder aufsetzt. Da sehe ich wirklich einen dringenden Handlungsbedarf. In Wien werden Kinder sehr häufig als Störfaktor und nicht als Bereicherung empfunden. 

Ich möchte eine Kampagne anregen, die die Kinderfreundlichkeit in dieser Stadt verbessert. Ich weiß, es gibt zur Zeit - ich nenne es einmal so - eine kleine Kampagne von wienXtra, die die Wertschätzung, die wir Kindern gegenüber haben, verbessern soll. Da ist es mir aber wichtig, auch einen Vergleich zu bringen. Ich möchte dazu sagen, ich unterstütze diese Kampagne sehr, ich finde sie wichtig und richtig; ich finde es nur schade, dass sie in einem so kleinen Ausmaß stattfindet. 

Für diese Kampagne hat die Stadt 30 000 EUR zur Verfügung gestellt, für eine Kampagne für mehr wertschätzenden Umgang mit unseren Kindern. Im Vergleich dazu gibt es zur selben Zeit, also nicht irgendwann vor zwei Jahren oder in zwei Jahren, eine Kampagne für den präventiven Tierschutz; dafür gibt es 200 000 EUR. Und es gibt eine zusätzliche Werbekampagne für die Europameisterschaft, für eine Kommunikationsoffensive, um 1 Million EUR. - Ich möchte die Zahlen einmal kurz so stehen lassen. 

Weil Herr Bgm Häupl gesagt hat, es ist ihm ganz besonders wichtig - ich habe es mir sehr gut gemerkt, so hat er es formuliert -, dass es den Kindern in dieser Stadt am besten von allen Städten geht, habe ich, weil wir ja zehn Tage vor Weihnachten sind, noch einen Weihnachtswunsch an ihn. Ich wünsche mir, dass die Zahlen so ausschauen: 30 000 EUR für die Europameisterschaft, meinetwegen für den präventiven Tierschutz 200 000 EUR, und 1 Million EUR für mehr wertschätzenden Umgang mit unseren Kindern in dieser Stadt. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet.

Wir haben zwei Beschluss- und Resolutionsanträge abzustimmen.

Der erste Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den Kolleginnen GRin Praniess-Kastner, GRin Mag Anger-Koch und GRin Claudia Smolik, betrifft mehr SozialarbeiterInnen in den Regionalstellen des Amtes für Jugend und Familie. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Der Antrag ist von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat somit nicht die erforderliche Mehrheit.

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von den ÖVP-Gemeinderätinnen Praniess-Kastner und Mag Anger-Koch, betrifft den Ausbau der Verbindungsdienste zwischen Amt für Jugend und Familie und Wiener Krankenanstaltenverbund. Hier wird in formeller Hinsicht auch die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat somit auch nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kehren zurück zu den Postnummern 34, 35 und 38. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn Kollegen GR Baxant, wieder Platz zu nehmen. 

Als nächste Rednerin steht Kollegin Mag (FH) Wehsely in der Rednerliste. - Bitte.

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich schließe an die Poststücke vor der Dringlichen Anfrage an, es ist ein ähnlicher Wirkungsbereich wie der Gegenstand der Dringlichen Anfrage: Kinder und Jugendliche, wie und wer sorgt sich um sie in dieser Stadt? Wir haben drei sehr interessante Poststücke, und es ist glücklicherweise viel Geld, das wir heute für Jugendarbeit in dieser Stadt, für offene Jugendarbeit in dieser Stadt beschließen können: Verein Wiener Jugendzentren; Verein „Alte Fleischerei", „Back Bone - Mobile Jugendarbeit 20"; und Kultur- und Sportverein der Wiener Berufsschulen, wenn ich erinnern darf, hatten wir vor der Dringlichen Anfrage als Poststücke.

Aber es sind nicht nur Poststücke. Der Verein Wiener Jugendzentren ist, wie die Kolleginnen und Kollegen von meiner Fraktion sicherlich wissen - bei den anderen bin ich mir oft nicht so sicher -, sicherlich das Rückgrat der offenen Jugendarbeit in unserer Stadt. Das ist ein Verein, der, wie Sie hoffentlich wissen, 2008 sein 
30-jähriges Bestehen feiert und mit vielen Einrichtungen - Jugendzentren, Jugendtreffs, mobiler Jugendarbeit, Stadtteilzentren - eine hervorragende Arbeit in dieser Stadt leistet. 

Ich habe jetzt während der Diskussion die Gelegenheit genutzt, mir auch den Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend umfassende Evaluation der außerschulischen Wiener Jugendarbeit anzuschauen. Ich darf dazu einige Worte verlieren, denn ich muss ehrlich sagen, ich bin schon ein bisschen verwundert über einige Fragen, die hier gestellt werden, insbesondere deswegen, weil gerade auch in den großen Trägern der Wiener Jugendarbeit die ÖVP im Vorstand ist!

Zum Beispiel im Verein Wiener Jugendzentren gibt es einen Vertreter der Jungen ÖVP. Ich denke mir, Sie werden Kommunikation haben und miteinander reden. Wenn es nicht so ist, dann ist das natürlich nicht mein Problem und nicht unser Problem, aber ich würde Ihnen raten, dass Sie es tun. Da werden Beschlüsse gefasst, sodass auch zu Recht vom Verein und von der Geschäftsführung dort angenommen wird, dass das dann mitgetragen wird. Das wäre sehr, sehr wünschenswert. 

Sie wissen auch, liebe KollegInnen von der ÖVP - da Sie mit Ihrer Fraktion in diesem Vorstand vertreten sind -, es ist dort alles transparent und alles offengelegt. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Dieser Bereich der Wiener Jugendarbeit und der offenen Jugendarbeit ist dokumentiert. Es gibt Halbjahresberichte, es gibt Statistiken, es gibt ein Monitoring, es gibt ein Qualitätsmanagement. Es gibt festgelegte Qualitätsstandards, die auch überprüft werden und überprüfbar sind. Es gibt eine Fachdienststelle, die eng angebunden ist und die mit den Vereinen sehr gut zusammenarbeitet. 

Im Prinzip aber sind das alles Sachen, die Sie wissen oder wissen müssten, denn Sie sind in diesem Bereich sicherlich sehr, sehr gut eingebunden. Sie sind informiert, Sie sind in Wirklichkeit mit dabei. Ich finde, es ist ein bisschen sogar auch ein Affront gegenüber der wirklich sehr guten Leistung der Jugendarbeit, dass hier auf folgende Weise operiert wird: Möglicherweise ist etwas nicht transparent genug, et cetera. 

Es gibt also die transparente, umfassende Darstellung aller die Wiener Jugendarbeit betreffenden, von der Stadt Wien und den Wiener Bezirken ausgehende Finanzströme. Es werden Budgets erstellt, es gibt Voranschläge, sie werden eingereicht, sie werden diskutiert - ich wüsste nicht, was daran nicht transparent ist. Das ist auf den Posten genau, auf das Haus genau, auf die Person genau herunterzubrechen. In dieser Arbeit geht kein Cent, kein Euro verloren, und es ist alles sehr, sehr wertvoll für die Jugendlichen in dieser Stadt. 

Da bin ich wirklich verwundert: Erhebung, Erfassung der betreuungsbedürftigen Gruppen - wenn ich Ihnen hier Ihren Antrag zur Kenntnis bringen darf. Wenn Sie sich erkundigt hätten, würden Sie wissen, dass es das Team FOCUS gibt - und zwar schon seit längerer Zeit, das ist also nichts Neues -, das an der Schnittstelle ist. 

Da kommen wir auch zum nächsten Punkt in Ihrem Antrag: Schnittstelle, Verbesserung der Schnittstellen. Da brauchen wir wenig zu verbessern! Es gibt beim Team FOCUS, das schon seit längerer Zeit erhebt, genau diese Brennpunkte. Das ist für die Bezirke da, wenn diese sich denken: Könnten wir hier irgendwie etwas Besseres für unseren Bezirk brauchen? Sollten wir etwas erweitern? Sollten wir da mehr machen? In welche Richtung sollten wir gehen? 

Mit den Profis zu reden, sich vor Ort zu begeben, zu erheben, zu schauen: Das sind SozialwissenschafterInnen, die in diesem Team FOCUS arbeiten, Sie können sicherlich auch gerne mit denen reden. Es sind ganz gescheite, sehr engagierte Leute, die dann genau diese Erhebung und Erfassung der betreuungsbedürftigen Gruppen, wie Sie es nennen, herausarbeiten und auch fachlich qualifizierte Vorschläge unterbreiten, was da passieren sollte. Es ist in der Wiener Jugendarbeit schon oft, oft vorgekommen, dass auf Vorschlag des Teams FOCUS Einrichtungen eröffnet wurden, mit den betroffenen Vereinen umstrukturiert wurden et cetera.

Zu der Prüfung, ob und inwieweit die Zusammenarbeit mit der verbandlichen Jugendarbeit verbessert werden kann: Ich kann Ihnen sagen, ich habe die Ehre, für Frau VBgmin Laska die Jugendplattform Wien zu leiten. Wir haben dort natürlich auch die verbandliche Jugendarbeit einbezogen, die sind mit dabei in einer Vernetzung, in der sie sich selber den Namen gegeben haben: WIKJORG - also auch zum Mitschreiben, damit Sie das dann wissen. Da sitzen sie mit allen Profis der Wiener Jugendarbeit und relevanten Stellen zusammen, um die Wiener Jugendarbeit zu diskutieren und zu besprechen, natürlich auch die Verbandlichen, die sich in diesem Vernetzungsgremium und auch am Jugendstammtisch treffen, die in der MA 13 gut angebunden sind und die überdies auch, glauben wir, genügend Förderungen erhalten. 

„Das Aufzeigen möglicher struktureller und administrativer Doppelgleisigkeiten bei der Arbeit und Subventionierung der Jugendarbeit durch die Stadt Wien" auf der ersten Seite des Antrags, und auf der zweiten Seite „die Erarbeitung konkreter Maßnahmen zwecks Beseitigung möglicher struktureller und administrativer Doppelgleisigkeiten" bei der Arbeit und erfolgenden Subventionierung im Bereich der Jugendarbeit, das stellt eine Doppelgleisigkeit in Ihrem Antrag dar!

Abgesehen davon: Wenn man hier zum Beispiel auch von der Fortbildung in der Jugendarbeit spricht, davon, dass wir keine Doppelgleisigkeiten haben sollten, und von quantitativer und qualitativer Entwicklung zur Verbesserung der Aus- und Fortbildung, darf ich Ihnen sagen, dass die großen Träger der Wiener Jugendarbeit, der Verein Wiener Jugendzentren und wienXtra, hervorragende Fortbildungsprogramme für die außerschulische Jugendarbeit haben, die übrigens - apropos Schnittstellen und Unterstützung der verbandlichen Jugendarbeit - natürlich der verbandlichen Jugendarbeit gratis zur Verfügung stehen. 

Es sind sehr gute Programme, die dort geboten werden, sehr gute Seminare, die dort geboten werden. Sie stehen auch den JugendarbeiterInnen der Vereine zur Verfügung, und zwar natürlich nicht nur des Vereins Wiener Jugendzentren und von wienXtra, sondern selbstverständlich allen. Sie sind abgestimmt, das heißt, die großen Vereine führen mit der Dotierung, die dafür erforderlich ist, die Fortbildungsprogramme auch für den Rest der Wiener Jugendarbeit durch. Das sind wirklich ganz, ganz tolle Sachen! Da geht es um gender-sensible Arbeit, um geschlechtssensible Arbeit, die jetzt auch in dem Bericht zur Lage der Jugend in Österreich 2007 eingemahnt wurde, da es sie verstärkt geben sollte, und um die sich jetzt auch Frau Kdolsky bemühen wird, damit es mehr davon gibt. Gott sei Dank haben wir daran schon sehr intensiv gearbeitet. 

Mädchenarbeit ist ein Standard in der Wiener Jugendarbeit. Burschenarbeit ist uns auch bekannt und nichts Neues, sie wird verstärkt werden; nach langer Zeit, wo Mädchenarbeit schon Standard geworden ist, wird das auch als Standard eingeführt und betrieben werden. Da gibt es ganz tolle Projekte - wir haben das erst unlängst gehabt, Kollege Vettermann hat das eingebracht -, nämlich die Jugendarbeit und insbesondere die Burschenarbeit, die im Verein Wiener Jugendzentren stattfindet und stattfinden wird. Ich glaube, wenn man sich den Bericht zur Lage der Jugend durchschaut, sieht man auch hier, wie gut wir aufgestellt sind. 

Kollege Gudenus! Sie haben gesagt, wir haben da so hohe Personalkosten. Wenn Sie sich ein bisschen auskennen würden in der Jugendarbeit oder in der Arbeit mit Menschen - also in der Sozialarbeit, in der sozialen Arbeit, in der Gemeinwesenarbeit, wo auch immer -, dann würden Sie wissen, dass diese Arbeit Personal erfordert. Wir brauchen weniger Sachkosten - wir brauchen wohl Mietkosten, denn wir brauchen Räume, die wir zur Verfügung stellen sollen, können und dürfen -, wir brauchen aber insbesondere Menschen! 

Denn es geht um Beziehungsarbeit. Es geht darum, diese Menschen zu stärken, mit ihnen zu arbeiten, auf sie einzuwirken, sie zu unterstützen. Das erfordert nun einmal von einem Budget die meisten Kosten, nämlich die Personalkosten. Und das ist es, was wir gerne anbieten, nämlich ausgebildete, fachlich qualifizierte Menschen, die sich besonders gut um Gruppen wie zum Beispiel die Jugendlichen bemühen. 

Deswegen gibt's da überhaupt nichts zu debattieren, ob Personalkosten hoch sind oder nicht. Sie müssen hoch sein in einem Budget für die Jugendarbeit, denn es geht darum, dass wir Menschen zur Verfügung stellen, qualifiziertes Personal zur Verfügung stellen. Es wird da immer so sein, dass die Personalkosten hoch sind, und das gehört sich auch so! (Beifall bei der SPÖ.)

Was die Planung betrifft - quantitativ, qualitativ, Entwicklungsziele in der Wiener Jugendarbeit -, habe ich es vorhin schon gesagt: Wir betreiben laufend Evaluation und Qualitätssicherung. Es gibt Standards in der Wiener Jugendarbeit, die festgeschrieben sind. 

Es wird Ihnen auch nicht verborgen geblieben sein, dass wir nicht nur österreichweit, sondern europaweit führend sind, was die offene Jugendarbeit betrifft. Die Leute kommen zu uns, um sich das Wiener Modell der Jugendarbeit anzuschauen, wo übrigens die Optimierung der Kooperation und Kommunikation mit anderen im Bereich der Sozialarbeit Tätigen Standard ist. Vernetzung in der Jugendarbeit, Vernetzung in der gemeinwesenorientierten Arbeit ist Standard, das muss nicht eingeführt werden. Das muss wohl laufend evaluiert, betreut und verbessert, aber definitiv nicht eingeführt werden, denn das ist ein Qualitätskriterium der Jugendarbeit und auch der gemeinwesenorientierten Arbeit, dass man sich vernetzt, um Doppelgleisigkeiten zu vermindern und sich über das jeweilige Einsatzgebiet auszutauschen.

Zu den Maßnahmen zur Verbesserung der Aus- und Fortbildung im Bereich der Wiener Jugendarbeit: Ich kann Ihnen nur sagen, seit 30 Jahren bietet wienXtra - früher noch unter einem anderen Namen - den Grundkurs für Jugendarbeiterinnen und Jugendarbeiter an. Seit über acht Jahren, acht Mal schon läuft der Aufbaukurs; ich darf Sie darüber informieren, dass er sogar vom FH Campus Wien zertifiziert ist. Er ist anerkannt und wird angerechnet, und man kann etwas vorweisen, abgesehen von den Programmen, von denen ich vorhin gesprochen habe. 

Ihre Punkte sind also manchmal auch ein bisschen ein Affront, muss ich ganz ehrlich sagen, wenn man an die engagierte und wirklich sehr hochwertige Arbeit der Wiener Jugendarbeiterinnen und Jugendarbeiter denkt. 

Zur Erarbeitung von Entwicklungszielen: Wie gesagt, es gibt Jahresschwerpunkte. Wir planen voraus, auch die Schnittstellen zwischen - wie Sie es nennen - stationären und aufsuchenden Bereichen. Es gibt de facto keinen stationären Bereich in der Wiener Jugendarbeit mehr, der nicht auch ein aufsuchendes Team hat. Das ist die Entwicklung der letzten 15 Jahre - mag sein, dass es an Ihnen vorübergegangen ist -, seit man vor 15 Jahren erkannt hat, dass man sozusagen nicht nur stationär sein sollte und dass man auch nicht nur mobil sein sollte, sondern dass es sinnvoll ist, wenn man sich dahin gehend entwickelt, dass man auch eine gemischte Version anbietet. Das ist aber die Diskussion der letzten 15 Jahre. - Dies auch hier zur Antwort. 

Ich sage sonst noch: Medienarbeit, Vernetzung mit dem partizipativen Stadtsender Okto, mit dem Freien Radio, das wir heute auch schon zwar leider nicht gehört, aber beschlossen haben. Das ist die Vernetzung, die stattfindet, und da werden die Ressourcen, die angeboten werden, wirklich bestmöglich genutzt für die Jugendlichen und die Jugendarbeit der Stadt. 

Gender Mainstreaming ist ein Qualitätskriterium, Partizipation ist ein Qualitätsstandard, Medienarbeit sowieso. Die „Game City" zum Beispiel, die wir heuer gehabt haben: schnell reagiert, schnell aus dem Boden gestampft, hervorragend abgeführt, tausende BesucherInnen, also wirklich eine super Sache! 

Ich würde Sie bitten, zur Kenntnis zu nehmen, dass wir, was die Wiener Jugendarbeit und die außerschulische Jugendarbeit betrifft, einfach Top sind und dass Europa zu uns kommt, um sich das anzuschauen. Darauf könnten Sie ruhig auch mit uns stolz sein, da eben auch Sie hier teilweise die Geschicke mit leiten, hätte ich mir gedacht. (Beifall bei der SPÖ.)

Zum Kultur- und Sportverein nur ganz kurz: Wir sind sehr froh darüber, dass wir heuer einen 88-prozentigen Deckungsgrad erreicht haben, dass wir also wirklich aufstocken konnten und im 22. und 16. Bezirk den Jugendlichen und den Lehrlingen mehr bieten können. Es gibt Projektwettbewerbe wie das Sound Project, geschlechtssensible Arbeit auch dort, zusätzlich Sprachkurse, Empowerment für Mädchen. Das ist eine wirklich sehr große Vielfalt.

Es ist ein ganz tolles Programm, das in der Wiener Jugendarbeit geboten wird. Ein herzliches Danke an alle dort Tätigen! Und Sie informieren sich bitte, bevor Sie Anträge stellen oder über diese Arbeit sprechen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Aigner. - Bitte.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Wenn es eines Beweises bedurft hätte, dass die SPÖ ablösereif ist, dann könnte man die Rede meiner Vorrednerin als Beweis für die Überheblichkeit anführen! (Beifall bei der ÖVP.) Das ganz Arge ist, dass man der Frau Kollegin Wehsely ja glauben muss ... (GR Heinz Hufnagl: Aber nicht durch die Wiener ÖVP!)

Ja, das ist der Herr Landtagspräsident Hufnagl, der glaubt, sich vor Publikum für Abgeordnete dieses Hauses entschuldigen zu müssen. Das ist die nächste Vorgabe, die uns die SPÖ zumutet. 

Das ganz Arge bei Frau Kollegin Wehsely ist ja (GR Erich VALENTIN: Kollege Aigner, haben Sie einen Spiegel da?), dass sie wahrscheinlich auch noch glaubt, dass das alles so gut ist. (GR Heinz Hufnagl: Aus gegebenem Anlass! - GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ich glaube es nicht, ich weiß es!) Ja, Sie wissen es, und wir sind die Dummen - genau das ist dieser sozialistische Feudalismus, der an der Wahlurne und hier im Haus abgelöst werden muss, meine Damen und Herren! (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: ... habe ich nie gesagt!) 

Wenn man das ein bisschen Revue passieren lässt, dann fragt man sich: Wie schlecht müssen eigentlich die Wiener Volkshochschulen sein, dass Sie das, was wir bei ihrer Jugendarbeit fordern, den Volkshochschulen zur vertraglichen Verpflichtung machen? Wir fordern nichts anderes als das, was wir in Kürze für die Volkshochschulen beschließen werden. Man bildet einen Evaluierungs... (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Wir haben es nur schon die ganze Zeit!) – Ja, Sie evaluieren sich selber, Frau Kollegin! Das ist ja keine Evaluierung, das ist ja ein Selbstlob, das ist das organisierte Selbstlob! (Beifall bei der ÖVP.)

Sie wollen auch Ihre gescheiterten Gesamtschulversuche nicht evaluieren, sondern Sie verkünden, dass die Gesamtschule super ist und wer das nicht begreift, ist halt dumm und darf nicht mitreden. (GRin Mag (FH)Tanja Wehsely: Das ist eine Verunglimpfung! Das sind Profis, bitte!) Das ist Überheblichkeit und hat mit Demokratie und Parlamentarismus nichts zu tun, meine Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es heißt, die Stadt und die GmbH bilden einen Evaluierungsausschuss. Der Evaluierungsausschuss sorgt für die Erstellung transparenter, nachvollziehbarer und messbarer Ziele sowie die Messung der Zielerreichung, insbesondere an Hand der Festlegung und Evaluierung von quantifizierten Kennzahlen sowie der Überprüfung der Verwendung der von der Stadt Wien zur Verfügung gestellten finanziellen Abgeltung. – Das ist ein Allgemeinplatz, den man für jeden Subventionsnehmer herbeiführen kann. Nicht mehr haben wir getan! Warum wehren Sie sich bei den Jugendzentren so?

Meine Damen und Herren! Wir sitzen ja immer in einer Minderheitenposition im Vorstand. Der Kollege Ulm war schon vor 25 Jahren dabei, aber nur weil Sie da vielleicht schon ... (VBgmin Grete Laska, in Richtung GR Dr Wolfgang Ulm: Also, so alt bist du noch nicht! Tatsächliche Berichtigung! Das war der Kollege Prochaska vor 25 Jahren!) – Schon Johannes Prochaska hat Ihnen zugeschaut, wie Sie möglicherweise falsche Spuren gelegt haben. (VBgmin Grete Laska: Das ist ja unglaublich!) Wir wollen nur überprüft haben, ob man, wenn man heute die Jugendarbeit von frisch auf neu konzipiert, es genauso machen würde. Es ist ja nicht gesagt, dass alles schlecht ist, aber diese Außenevaluierung haben wir verlangt und von dieser machen wir die Zustimmung auch abhängig. Ich weiß nicht, warum das so schlimm ist.

Es ist offenkundig eine Majestätsbeleidigung, wenn man hier nicht zur Kenntnis nehmen möchte, dass Wien vielleicht doch nicht die Beste aller möglichen Städte ist.

Meine Damen und Herren! Führen Sie sich auch vor Augen, Sie geben hier nicht eigenes Geld aus – zu den 14 Millionen EUR kommt ja noch bei den Vereinen etwas dazu, und die Bezirke zahlen auch etwas –, es ist das Geld der Steuerzahler, für das Sie eigentlich nur Treuhänder sind. Und wir sind die Anwälte dieser Treuhänder. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Wunschdenken!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Angesichts der fortgeschrittenen Zeit möchte ich mich nicht auf die Polemik meines Vorredners beziehen. Ich habe den Ausführungen meiner Kollegin Wehsely nichts hinzuzufügen und bitte Sie im Namen der Wiener Jugend um Zustimmung zu diesen drei Akten. – Danke sehr.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Ich bitte nun jene Kolleginnen und Kollegen, die der Postnummer 34 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN mehrstimmig so beschlossen.

Mir liegt hier ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP bezüglich umfassender Evaluation der außerschulischen Wiener Jugendarbeit vor. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport beantragt. 

Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 35. 

Wer der Postnummer 35 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der GRÜNEN, der SPÖ und der ÖVP mehrstimmig so beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 38. 

Wer dieser Postnummer zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit Zustimmung bei der FPÖ, der SPÖ und den GRÜNEN mehrstimmig so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 36 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den „Verein Lernen aus der Zeitgeschichte". Ich bitte den Berichterstatter, Kollegen Baxant, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Bevor ich auf diesen Punkt direkt eingehe, möchte ich eine Bemerkung zur Geschäftsbehandlung heute insgesamt abgeben. Wir haben keine Journalisten mehr da, wir haben auch keine Zuhörer da, also können wir in Ruhe in uns gehen. (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sie mögen lachen, aber Sie wissen ganz genau aus den Medien, dass das Ansehen der Politiker derzeit nun nicht gerade am höchsten steht. Die Vorwürfe, die in den Medien erhoben werden, sind zum Teil berechtigt, zu einem beträchtlichen Teil – das wissen wir auch! – unberechtigt. Aber wir sollten nicht dazu beitragen, denjenigen, die unberechtigte Kritik liefern, zusätzlich Munition zu geben.

Schauen wir uns die heutige Tagesordnung als Beispiel an! Im ersten Ausdruck war sie 37 Seiten lang und hat, wie ich denke, 178 Punkte enthalten. Da wende ich mich vor allem an die Präsidiale und an alle Parteien in diesem Zusammenhang! Von sehr viel Selbstachtung zeugt das nicht, wenn wir als Mandatare das hier in der Form akzeptieren. Denn wenn wir das umsetzen, dann kommt auf jede Partei und jede Gruppierung bestenfalls eine Diskussionszeit für jeden Punkt von einer Minute. Und das ist schlichtweg nicht sehr anständig, meine Damen und Herren! Dafür werden wir auch nicht gewählt!

Die Folge von so etwas ist natürlich, dass man überall versucht – denn kein Mensch kann bis 2 Uhr Früh vernünftig arbeiten –, diese Tagesordnung zu kürzen, und wichtige Debattenbeiträge dadurch nicht oder nur zum Teil zustandekommen. Und das, glaube ich, ist einfach nicht in Ordnung! Darüber sollten wir nachdenken.

Und jetzt zum Thema selbst: „Lernen aus Zeitgeschichte". - 250 000 EUR bekommt dieser Verein für ein Projekt im nächsten Jahr allein von der Stadt Wien. Dazu kommen dann noch namhafte Sponsoren aus dem Bund und auch von Banken für dieses Projekt, dessen Trägerverein schon im vergangenen Jahr für Veranstaltungen massivst gescholten wurde. 

Ich habe leider erst vor ganz kurzer Zeit den Beschlussantrag der GRÜNEN dazu bekommen und konnte ihn wirklich nur überfliegen. Es wird Sie vielleicht wundern, aber in manchem stimme ich mit diesen überein und werde vielleicht sogar ähnliche Argumente, wie sie im Beschlussantrag stehen, zum Tragen bringen. (GRin Dr Sigrid Pilz: O je!) – Ja, Sie mögen ruhig o je sagen! Überprüfen Sie es, vielleicht ist Ihnen da etwas daneben gerutscht! Ich habe mir das sehr genau angesehen.

Eine der wesentlichen Bemerkungen in diesem Bereich war, dass festgestellt wurde, dass eine „seichte Kommerzialisierung des Gedankens an die NS-Opfer durch ‚A Letter to the Stars’ bei der Feier in Mauthausen“ bereits im vergangenen Jahr ganz massiv kritisiert wurde. Und das waren nicht die Freiheitlichen, sondern das war die so genannten ökologische Linke. Sie können das unter www.no-racism.net nachlesen. Das war mit massiven anderen Kritiken auch verbunden.

Hannah Fröhlich hat in einem Artikel den „bewusst poppig gewählten Titel“ kritisiert. Für die Umsetzung war bezeichnenderweise „eine Event-Agentur beauftragt, die auch ein jugendkompatibles Musikprogramm“ für diese Veranstaltung zu organisieren hatte. „Und wie ist das wirklich mit der Würde, die den Opfern wiedergegeben werden soll, wenn am Heldenplatz ein Event stattfindet, perfekt vermarktet und genau darin so austauschbar?" fragt Hannah Fröhlich in diesem Artikel, nachzulesen unter www.juedische.at. 

Auch wenig würdevoll zanken sich seither das Jewish Welcome Service und die Veranstalter dieser Veranstaltung wiederum recht offenkundig um den Alleinvertretungsanspruch für derartige Gedanken und recht offen nach außen hin und eher beschämend um die dafür bereitgestellten Mittel. Das Jewish Welcome Service wirft dabei den Trägern dieser Veranstaltung die missbräuchliche Verwendung von Adressenkarteien vor, für die es angeblich nur selbst zur Nutzung berechtigt wäre. Und sogar die Sozialistische Jugend und das Dokumentationszentrum üben massive Kritik am „leichtfertigen und unhistorischen Umgang mit Opferzahlen“ und sprechen von einer „wissenschaftlich wertlosen Aktion“. Der Gründungsvater dieser ganzen Geschichte, ein Herr Neumayer, sagt selbst, man könne sie nur mit Schülern umsetzen, denn nur diese würden das umsonst machen.

Weil im nächsten Jahr ja einiges an Erinnerung auf uns zu kommt, vielleicht eine Grundsatzbemerkung ins Stammbuch: 

„Die ins Kraut schießende Erinnerungskultur verstelle jede Aussicht auf Handlungsoptionen. Noch schwerer wiegt aber, dass der unaufhörliche Appell an das ohnehin bloß selektiv beanspruchbare Gedächtnis den Begriff einer Moralität bemüht, der alle Ansprüche auf die Vertrauenswürdigkeit einer ‚Vergangenheitserzählung' über den Haufen wirft." 

Und weiter: „Der ‚Holocausterziehung' gehe es gerade nicht um Prävention, das heißt: die Vermeidung künftiger Großverbrechen. Die dauernde Memorierung schaffe im Gegenteil geradezu die Voraussetzung für eine Wiederholung – und sei es im Wechsel der Täter-Opfer-Relation, wodurch aus Gedenkenden unfehlbar Rächende würden." 

Das Ganze ist einer Rezession des jüngsten Werkes von Prof Burger entnommen, der die philosophische Richtung an der Hochschule für angewandte Kunst vertritt. Er hat ein Buch darüber verfasst: „Im Namen der Geschichte – Vom Missbrauch der historischen Vernunft." Ich empfehle es Ihnen sehr zur Lektüre, meine Damen und Herren von den GRÜNEN! 

Solche so offenkundig auf Selbstvermarktung zielende Aktionen, wie die zur Debatte stehende, werden wir daher sicher nicht unterstützen, schon gar nicht, wenn Geld in Wien so knapp ist, so knapp, dass wir derzeit in den Medien davon lesen können, dass über 20 000 Bürger in Wien in diesem Winter nicht in der Lage sein werden, ihre Wohnungen zu heizen. Da gibt es wirklich sinnvollere Bereiche, um das Geld auch einzusetzen. Es wäre doch, glaube ich, primär – und das sind Gegenwartsprobleme, die diese Leute haben – unsere Aufgabe, die Probleme der Gegenwart zu bewältigen und nicht die der Vergangenheit, wenn es wirklich so knapp um die Mittel bestellt ist. 

In diesem Zusammenhang steht auch der Antrag der GRÜNEN, der eine Umwidmung der Mittel verlangt, wenn dem doch so sein müsste. Wir haben im nächsten Jahr eine ganze Menge von Terminen zu bedenken, wie ich gesagt habe, unter anderem auch die Gründung der Republik, über die wir uns anscheinend noch nicht allzu viele Gedanken gemacht haben, wie auch um die Probleme, die bei der Gründung dieser Republik zum Teil auch von außen hereingebracht wurden. Ich spreche hier die Konferenzen von Versailles und die anderen Bereiche an, die auch einmal zu durchdenken wären und die in vielen Punkten die Wurzeln für die Probleme gesetzt haben, die dann später 1938 zur Geltung kamen. Wir werden diesem Projekt sicherlich nicht unsere Zustimmung erteilen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bin froh, dass die FPÖ am Ende ihres Beitrages wieder zu sich gefunden hat. Ich gebe zu, dass man sich in der Frage ganz sicher nicht in einem Boot mit der Freiheitlichen Partei wiederfinden möchte, und das tun wir auch nicht. Alleine der Satz: Wir haben Gegenwartsprobleme und deswegen brauchen wir kein Geld hineinstecken in irgendwelche Fragen der Vergangenheit!, trennt die GRÜNEN von der FPÖ ganz klar und ganz hart. (GR Mag Wolfgang Jung: Das habe ich nicht gesagt!) Das ist eines unserer Gegenwartsprobleme! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Das ist eines unserer Gegenwartsprobleme, dass Sie nicht über die Vergangenheit sprechen wollen beziehungsweise glauben, dass darüber nicht mehr gesprochen werden soll. „A Letter to the Stars" – „Verein Lernen aus der Zeitgeschichte", ein Projekt, das 1,4 Millionen EUR aus öffentlichen Geldern beantragt, 250 000 EUR heute von diesem Haus. Ein Verein, der seit 2003 versucht, neue Wege zu gehen und Jugendlichen und Schülern und Schülerinnen die zeitgeschichtliche Aufarbeitung anders näher zu bringen, und – wenn man es eine Spur kritischer formuliert – die Verbrechen des Nationalsozialismus durch spektakuläre Events den Jugendlichen näher bringen möchte. 

Auf den ersten Blick ist es ein positives Projekt. Es geht um die Aufarbeitung der eigenen Geschichte, die leider noch lange nicht beendet ist. Es ist kein Wunder, es überrascht uns nicht, dass sehr viele Leute im ersten Moment sagen: Das ist ein gutes Projekt! Woher kommt denn plötzlich die Kritik, die sehr vehement von zahlreichen Organisationen und Experten und Expertinnen vorgetragen wird, die sich seit Jahren, seit Jahrzehnten mit diesem Themenfeld beschäftigen? Woher kommt die Kritik, und was ist eigentlich die Kritik? 

Die Kritik an diesem Projekt lautet in aller Kürze: die „Eventisierung" des Holocausts, ein Megaspektakel nach dem anderen jedes Jahr nach dem Motto „größer, weiter, schneller", als ob es sich um eine Sportveranstaltung handeln würde. Wie viele Leute können wir einladen? Wie viele Ballons können wir steigen lassen? Wie viel verträgt es noch? Was kann man noch machen? Es mangelt an didaktischen und pädagogischen Konzepten. Die Entwicklungen und die Erkenntnisse der Geschichtswissenschaften sind nicht genügend berücksichtigt. Manche Aktionen wie „Die Briefe in den Himmel" – wer sich an die Aktion erinnert – müssen sich den Vorwurf gefallen lassen, dass sie weniger auf ein tatsächliches historisches Verstehen abzielen, als vielmehr auf eine Emotionalisierung und einen fragwürdigen Aktionismus. 

Seit Beginn dieser Projektserie seit 2003 gibt es Kritik. Das ist ja heuer nicht das erste Mal, dass Kritik vorkommt, aber so laut wie heuer war es nie. Seit 2003 gibt es Kritik. Ich möchte ein Beispiel von früher nennen, die Lagegemeinschaft Ravensbrück hat vor allem die Aktion „Blumen der Erinnerung" sehr befremdet, weil bei diesem Projekt die Firma Siemens die Gelegenheit hatte, mit einem Sponsoring von ein paar Tausend Euro Imagepflege zu betreiben, ohne dass irgendjemand darauf hingewiesen hätte, dass genau die Firma Siemens mit dem Einsatz von KZ-Häftlingen im Frauenkonzentrationslager Ravensbrück einen unrühmlichen Teil in der Geschichte mitzuverantworten hat. Das ist dann natürlich überhaupt nicht vorgekommen. 

Die Kommerzialisierung stößt nicht nur ExpertInnen auf. Ich muss das schon dazusagen, denn auch mir läuft es zwischendurch kalt über den Rücken, wenn ich von der Mobilkom Austria „SMS to the Stars" mit einem zerknitterten Foto einer ermordeten Jüdin sehe. Da kann man um 30 Cent eine SMS schreiben, und ein Teil davon geht dann in ein gutes Projekt. Ich nehme an, der Rest geht an die Mobilkom Austria. Ein Foto, das im Übrigen ohne Genehmigung des Rechteinhabers an die Mobilkom Austria vergeben wurde und wo überlebende Nachbarn der Ilse Brüll, die hier abgebildet ist, bei Tageszeitungen angerufen haben und gefragt haben, ob es sie betreffend neue Informationen gibt, weil es auch Fotos in den Zeitungen gibt. Natürlich gibt es überhaupt keine neuen Informationen, sondern es gibt eine Vermarktung von diesem Opfer. 

Nach unserer Meinung sind auch die Auftritte von Teenie-Popstars, die sonst ihre Berechtigung haben, nicht unbedingt bei Gedenkveranstaltungen die beste Lösung. Florian Wenninger, kein Grüner, sondern ein Funktionär der Sozialistischen Jugend Österreichs und jetzt Obmann des Vereins Gedenkdienst, hat einen dieser Mega-Events mit dem Satz charakterisiert: „Mir ist das damals vorgekommen wie das 1. Mai-Fest im Prater, nur ohne Alkohol." – Eine Kritik, die ich genauso auch teile. 

Mittlerweile ist die Kritik lauter geworden und in die Medien gekommen. Das ist eine neue Qualität. Der „Standard" hat sehr intensiv darüber in mehreren, längeren Texten berichtet und bringt in diesen Berichten Aussagen von mehreren Experten und Expertinnen. Diese möchte ich Ihnen nicht vorenthalten. Dr Bertrand Perz, Mitglied der Historikerkommission, sagt zu dem aktuell geplanten Projekt, das wir heute hier mit 250 000 EUR bewilligen sollen: „Das klingt wie ein Feldversuch. Die Aktion ist unakzeptabel und nicht unterstützenswert." Und er verwendet sogar – und es macht sich ein Herr Perz nicht leicht, wenn er sich in der Kritik so weit hinauslehnt – das Wort: „Das hat ein Stück den Charakter von Shoah-Business." Das ist eine harte Kritik; und ich würde Leute, die uneingeschränkt diese Aktion unterstützen, gerne darüber nachdenken sehen, warum ein Herr Perz das sagt. 

Mag Eva Blimlinger, die Forschungskoordinatorin der Historikerkommission, sieht in diesem Projekt eher eine PR-Aktion für die Organisatoren als tatsächliches Interesse an den Überlebenden. Brigitte Bailer-Galanda, die Leiterin des Dokumentationsarchives des Österreichischen Widerstandes, stößt sich daran, dass die spezifische und emotionale Situation der Menschen, die eingeladen werden, nicht berücksichtigt wird. Wolfgang Neugebauer, Vorgänger von Bailer-Galanda als Leiter des DÖW, kritisiert, dass der vorbildlichen Arbeit des Jewish Welcome Service mit einem Massen-Event Konkurrenz gemacht wird. 

Die Leiterin des Jewish Welcome Service selbst, Mag Susanne Trauneck ergänzt: „Das geht ins ureigenste Gebiet des Jewish Welcome Service." Und das stößt sich vor allem an der Marketingsprache. Da gab es zum Beispiel auf der Homepage – wer es sich genau anschauen will – bis vor Kurzem noch die Möglichkeit: Reservieren Sie sich einen Überlebenden! Klicken Sie einen an und reservieren Sie ihn, dann kommt er vorbei, mit dem können Sie dann reden! – Das ist eine Sprache, die zumindest zu wünschen übrig lässt. Und das ist noch sehr freundlich ausgedrückt. 

Von den vielen UnterstützerInnen, die dieses Projekt von Anfang an gehabt hat, springt momentan fast im Wochenrhythmus einer nach dem anderen ab. Ich nenne jetzt nur einmal die letzten drei: Neugebauer, abgesprungen, ist nicht mehr dabei, Dr Kurt Scholz hat sich zurückgezogen, und Dr Anton Pelinka hat sich ebenfalls von diesem Projekt zurückgezogen. ESRA beschäftigt sich mit den traumatisierten Überlebenden. Peter Schwarz, der Leiter dieses psychosozialen Zentrums ist verstimmt, schreibt der „Standard". Er hat die Organisatoren mehrfach vor der Größe dieser Veranstaltung gewarnt. Es werden nächstes Jahr 250 Überlebende eingeladen. Der Jewish Welcome Service lädt im Jahr in etwa 50 Personen ein und kann das auch bewältigen und lädt unter anderem deswegen nicht 250 Personen ein, weil es für ESRA eine zu große Zahl ist und weil diese davon ausgehen, dass diese Aufgabe in Österreich von den dazu ausgebildeten ExpertInnen nicht bewältigt werden kann. Da muss man allerdings dazu sagen, ursprünglich waren auch nicht 250 Einladungen geplant, denn das war auch zu wenig: 500 hätten es sein sollen! Die Reduktion ist nicht zustande gekommen, weil man geglaubt hat, es geht nicht, sondern weil das Geld für 500 Einladungen gefehlt hat. Wahrscheinlich wären auch 1 000 Einladungen super gewesen; vielleicht das nächste Mal.

Im „Standard" wird von den Projektbetreibern auch erklärt, dass es einen Handschlag mit ESRA gibt. Das wird wiederum von Herrn Schwarz abgestritten. Da gibt es ein paar kleine Unstimmigkeiten zwischen den Projektbetreibern und den renommierten Institutionen. 

Peter Huemer, ebenfalls ein Unterstützer dieses Projektes, der ebenfalls als Proponent geführt wird, sagt: „Ich halte es für ein Problem, dass weder ESRA noch der Jewish Welcome Service noch das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes an Bord ist." Die sind alle nicht mehr vertreten. Und er kündigt an, dass er, wenn der geplante Spektakelcharakter nicht geändert wird, denselben Weg gehen wird, den andere gegangen sind, nämlich sich aus dem Komitee verabschieden wird. 

Kurt Scholz, der Restitutionsbeauftragte der Gemeinde Wien hat seinen Abgang damit erklärt: „Dieses Projekt ist keine bloße Einladung für ein paar Wien-Touristen." 

Und heute hat auch noch die Israelitische Kultusgemeinde ihre Position per OTS bekannt gegeben. Die IKG hat es sich nicht leicht gemacht, so wie es sich die GRÜNEN nicht leicht gemacht haben, und schreibt: „Die IKG hat längere Zeit gezögert und das Projekt ‚A Letter to the Stars' verfolgt, auch eingedenk des Umstands, dass das technisch ausgezeichnete PR-Konzept geschickt über die Mängel hinwegtäuscht und das Projekt von einer Vielzahl von Personen unterstützt wird, die damit einen Beitrag zur Auseinandersetzung mit der 
NS-Vergangenheit in Österreich leisten wollen." 

Da kommen drei große Kritikpunkte, unter anderem: „showmäßig organisierte Events", die „Gefühle der Überlebenden werden" nach Meinung der IKG „kommerzhaft instrumentalisiert", und die von mir vorher angesprochene Aktion „Rent your Survivor" – „Reservier dir deinen Überlebenden" wird ebenfalls scharf kritisiert. „Durch derartige Events mit Kirtagscharakter und Aktionen wie dem Schreiben von Briefen an Tote erfolgt weder für Überlebende noch für die heutige österreichische Jugend eine tiefergehende Auseinandersetzung mit der 
NS-Geschichte Österreichs.

IKG und ESRA haben daher erhebliche Bedenken gegenüber dem Projekt ‚38/08 A Letter to the Stars' und ersuchen die Organisatoren von ‚A Letter to the Stars', diese uneingeschränkt zu berücksichtigen." 

Nachdem auch die IKG sich in die Reihe der öffentlichen Kritiker gestellt hat, werden die GRÜNEN heute einen Antrag einbringen, der genau das möglich macht, was die Kritiker und die Kritikerinnen gerne hätten, nämlich eine andere Art der Aufarbeitung, einen sinnvolleren Einsatz dieser 250 000 EUR und der noch folgenden vielen Hunderttausend Euro. Wir sind natürlich nicht dagegen, dass Überlebende eingeladen werden. Zu dem komme ich noch, wie diese Position in der Stadt zirkuliert wird. Wir sind natürlich große Anhänger davon, dass in der Schule der Unterricht mit ZeitzeugInnen fortgeführt wird. Das Projekt gibt es ja auch schon seit 1978, lange bevor „A Letter to the Stars" aufgetaucht ist.

Aber zuerst noch: Was sagt die SPÖ dazu? Diese meldet keinen Redner und keine Rednerin hier im Gemeinderat, was mich etwas überrascht hat, weil es doch Diskussionen sowohl im Ausschuss wie auch im Stadtsenat gegeben hat. Im Stadtsenat hat Bgm Häupl, der ja auch Präsident des Jewish Welcome Service ist, Stellung zu einem Brief genommen, der an ihn gegangen ist und den ich auch erhalten habe. Der Brief ist unterzeichnet von Brigitte Bailer-Galanda, von Susanne Trauneck und von drei Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von ESRA inklusive dem Geschäftsführer Peter Schwarz. In diesem Brief sind alle diese Kritikpunkte, die ich vorher angeführt habe, aufgelistet, mit der Bitte um einen Termin und um die Auseinandersetzung. Bgm Häupl hat, konfrontiert mit diesen Vorwürfen, im Stadtsenat eindeutig erkennen lassen, dass er diesen Event-Charakter auch nicht wirklich schätzt, dass er die Zahl von 250 Überlebenden auch für viel zu hoch hält, weil er natürlich mit dem Jewish Welcome Service und mit den MitarbeiterInnen mittlerweile auch darüber gesprochen hat. Trotzdem wird heute erstens kein Redner und keine Rednerin von der SPÖ gemeldet (GR Dr Herbert Madejski: Deswegen, nicht trotzdem!), um die Position der SPÖ hier klarzustellen. Und zweitens gibt es trotzdem, obwohl Bgm Häupl angekündigt hat, dass es da Veränderungen geben soll, zumindest im seinem Sinne Veränderungen notwendig wären, bis jetzt zumindest kein Erkennen, dass dem Antrag der GRÜNEN zugestimmt wird. Gehört habe ich bisher etwas anderes, aber es sind ja noch ein paar Minuten Zeit, um darüber nachzudenken. 

Ein paar Zitate aus dem Brief an den Herrn Bürgermeister möchte ich Ihnen verlesen: „Die Aktion gefährdet das Lebenswerk von Leon Zelman und die seit Jahren, Jahrzehnten kompetente und auf großer Erfahrung basierende Arbeit des Jewish Welcome Service.“ – Das schreibt das Jewish Welcome Service an seinen eigenen Vorsitzenden. 

Die GRÜNEN stehen in dieser Frage auf einer Seite mit der IKG, auf einer Seite mit ESRA, auf einer Seite mit dem Dokumentationsarchiv, auf einer Seite mit der Frau Bailer-Galanda, mit Anton Pelinka, mit Peter Huemer, mit Kurt Scholz, mit Eva Blimlinger und, und, und. Und die Frage ist: Auf welcher Seite steht in dieser Frage die Sozialdemokratie? 

Ich möchte zum Abschluss noch auf eine weitere OTS-Aussendung von heute eingehen, die vermutlich noch nicht alle kennen. Es erscheinen Texte, die von Eingeladenen geschrieben wurden, in der APA, mehrere Texte. Diese wurden von einer Mitarbeiterin, von der Frau Kimberly Harris aufgefordert, an die Chefredakteurin des „Standard" Briefe zu schreiben und sich zu beschweren über die Kritik, die im „Standard" geschrieben wurde. Da schreibt die Frau Harris an die 250 eingeladenen Personen, dass es in Österreich jetzt quasi eine Kampagne gegen „A Letter to the Stars" gibt und dass alle Einladungen unterlaufen werden sollen und man dagegen ist, dass die Menschen eingeladen wurden. Ich würde einmal sagen, das ist schlichtweg falsch, denn weder wollen die GRÜNEN, dass die Einladungspolitik gestoppt wird, noch will das Jewish Welcome Service die eigene Einladungspolitik beenden. Im Gegenteil, diese Briefe sind nach meiner Meinung eine Instrumentalisierung dieser Überlebenden, denn 85-jährige Personen, die in New York und in Michigan und in anderen Ländern leben, lesen nicht alle täglich den „Standard", um dann festzustellen, dass Artikel erscheinen, die ihnen nicht passen. Die sind dezidiert aufgefordert worden zu schreiben, mit einem Schreiben, das suggeriert, in Österreich will man gar nicht mit den Überlebenden zusammenarbeiten. 

Diesen Vorwurf – da geht es mir weniger um die GRÜNEN – dem Jewish Welcome Service oder ESRA oder dem DÖW zu machen, ist wirklich eine Unverschämtheit und zeigt einen – ich sage das jetzt freundlich – einen sehr schlechten Stil der Personen, die „A Letter to the Stars" nächstes Jahr gerne veranstalten möchten. 

In der Zusammenfassung: Die GRÜNEN sind dafür, dass die Einladungspolitik des Jewish Welcome Service fortgeführt wird. Wir sind auch froh, dass wir im Stadtsenat eine Antwort bekommen haben, dass weder die Arbeit des DÖW noch die Arbeit von ESRA noch die Arbeit des Jewish Welcome Service in irgendeiner Art und Weise gefährdet wäre oder weniger Finanzmittel zur Verfügung bekommen würde. Wir glauben aber, dass wir diese 250 000 EUR, die heute hier beschlossen werden sollen, sehr viel intelligenter einsetzen könnten, als es jetzt geplant ist. (VBgmin Grete Laska: Der verlangt das aber nicht, der Antrag!) Und wir hoffen, dass die SPÖ dem Antrag, den meine Kollegin Sigrid Pilz einbringen wird, zustimmen kann. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender!

Sehr viel ist nicht mehr hinzuzufügen, was David Ellensohn für die grüne Position gesagt hat. Wir haben lange und ausführlich in unserem Klub diskutiert. Ich verstehe alle Menschen, die sagen, „A Letter to the Stars" ist etwas, wo endlich in einer breiten Öffentlichkeit ein Thema diskutiert wird, das lange tabuisiert wird und das bei vielen Menschen immer noch tabuisiert wird. Alle die, die daher finden, „A Letter to the Stars" ist gut, kann ich verstehen. Ich kann sie verstehen, denn auf den ersten Blick hat es etwas sehr, sehr Beeindruckendes. Und ich treffe auch die Leute, die sagen, sie waren gerührt von den vielen weißen Rosen am Stephansplatz, wo dann Namen in die Lüfte gingen. Ich verstehe das. Das ist jetzt nicht zynisch gemeint, ich meine es ernst. Da werden Bilder verwendet, die an Emotionen rühren, da wird für viele Menschen auch deutlich, wir haben etwas gutzumachen, und endlich wird es laut gesagt. 

Darum machen wir es uns nicht leicht, wenn wir trotzdem dagegen sind. Und ich verstehe auch die Lehrer und Lehrerinnen, die sagen: Endlich in dieser didaktischen Wüste zur Bewältigung des Nationalsozialismus und dieser Zeit gibt es ein Instrument, wo wir mit den Schülern und Schülerinnen arbeiten können. Ich verstehe auch diese Lehrer und Lehrerinnen, weil ich mich erinnere, wie schwierig es war, als meine Tochter mit 13 Jahren versucht hat, ein Referat zu halten und wir eigentlich überall hingelaufen sind, um Material zu finden. Es war sehr, sehr schwierig, Kindgerechtes, Vernünftiges, Bearbeitbares, Begreifbares zu bekommen. Ich verstehe Lehrer und Lehrerinnen, die sagen: Endlich gibt es Didaktik, gibt es Materialien. 

Wir sind dagegen und ich bin als Pädagogin dagegen, weil aus dieser Emotion, aus diesen Bildern, aus diesen weißen Rosen, die in den Himmel steigen, nichts gemacht wird, was man vertreten kann, wenn die Emotion verklungen ist. Und die Bilder sind die verkehrten Bilder. Die weiße Rose ist ein wichtiges Symbol im Widerstand. Jeder, der sich mit der Geschichte beschäftigt, weiß, wofür die weiße Rose steht. Und sie steht für einen wirklich bewunderungswürdigen, jugendlichen Mut in einem totalitären Regime, aber die weiße Rose steht nicht für Trauer in der jüdischen Kultur, in der jüdischen Religion. Und das ist es auch, was seitens der Lagergemeinschaft Ravensbrück kritisiert wurde, dass das Symbole sind, die sozusagen in der christlichen Gesellschaft, in der Erinnerungsarbeit der Tätergesellschaft wichtig sind und positiv wichtig sind, die aber sozusagen hinsichtlich des Selbstverständnisses von jüdischer Trauer die falschen Symbole sind. Denn das müssten Steine sein. Steine sind Symbole jüdischer Trauer. Und der Stephansplatz war definitiv der falsche Ort, denn das ist Zeichen mittelalterlicher christlicher, katholischer Kultur. Der Ort war falsch, die Symbole waren falsch, so die Lagergemeinschaft Ravensbrück. Und der Himmel ist in einer Weise falsch. Wer sich mit jüdischen Friedhöfen beschäftigt – und unser Kollege Schreuder macht das sehr eindringlich –, weiß, warum jüdische Friedhöfe bestehen müssen: Die Toten ruhen, bis sie auferstehen. Und der Himmel, wohin sie aufgefahren sind, ist auch ein sehr katholisches Bild. 

Man muss also genau hinschauen und sich die Symbole genau anschauen, wenn man verstehen will, warum Menschen, die betroffen sind, und speziell jüdische verfolgte Österreicher und Österreicherinnen und andere verfolgte Juden und Nachfahren von vernichteten Juden und Jüdinnen meinen, das ist eine Vereinnahmung ihrer Art zu trauern. 

Ich möchte hier einfach vorlesen, was seitens der Lagergemeinschaft Ravensbrück dazu gesagt wurde. Sie sagen hier: „Konsequent isoliert der Zugang von ‚A Letter to the Stars' daher die Deportation und Ermordung von der spezifischen Vorgeschichte und den Vorstufen der Vernichtung von Jüdinnen und Juden: dem Antisemitismus, ihrer Definition und Kennzeichnung, den gewalttätigen Übergriffen und Pogromen, den An- und Enteignungen ihres Eigentums und ihrer Wohnungen, den Schul- und Berufsverboten, den Vertreibungen, der Zerstörung" und so weiter und so weiter. 

Und wenn Sie sich das Projekt im Detail anschauen – und ich habe sehr viel Zeit damit verwendet zu schauen, was hier auf der Homepage auch an Dokumenten zu finden ist –, dann sehen Sie, dass es das genau ist. Die Emotion und die Betroffenheit wird isoliert von den Tätern. Wir müssen – das müssen wir, das müssen Sie, das muss ich – in unserer eigenen Kultur, in unseren eigenen Familien suchen, wo da die Anknüpfungspunkte sind. Man macht es sich leicht, wenn man sozusagen auf das ätherische Opfer – das sage ich jetzt, wenn ich an das Bild mit der Rose und den Ballons denke – fokussiert und nicht sagt, wer hier Täter war, wer aus welchen Häusern verjagt wurde, wer von wem umgebracht wurde, und wie wir verwickelt sind. (VBgmin Grete Laska: Das war doch genau in einem Jahr die Geschichte!)

Ich habe mir angeschaut, was in den Briefen steht, in den „Letters to the Stars", ich habe mir anschaut, was die Jugendlichen schreiben. Und da schreibt einer an „den lieben Simon Saler", das ist einer der Opfer: 

„Unsere Gedanken über den 2. Weltkrieg und über die Judenverfolgung möchten wir dir schildern. – stop – Ich finde: Es war eine Frechheit der Deutschen, dir und deinen Freunden so etwas anzutun. – stop – Ich finde auch: Ich empfinde tiefes Mitgefühl mit dir und deinem Volk (Juden). – stop – PS: Ich hoffe, dass du diesen Brief im Himmel empfängst. – stop" 

Das Kind hat das sicher sehr, sehr ernst gemeint. Und ich will auch das Kind nicht zur Rechenschaft ziehen, aber schauen Sie, was drinnen steht: Es waren die Deutschen, die hier etwas begangen haben, „dir und deinen Freunden". Und er, dieses Kind, empfindet tiefes Mitgefühl mit „dir und deinem Volk". Es kommen keine Österreicher vor, nicht als Täter, und es geht auch nicht um jüdische österreichische Mitbürger. Es ist alles ganz weit weg, ganz isoliert und hat nichts mit unserer österreichischen Geschichte zu tun. 

Ein zweites Beispiel: Da war ein Mädchen aus „Letters to the Stars" in New York, um eine Überlebende zu besuchen. Und sie schreibt sehr authentisch, sehr nett auf ihrer Homepage, die Überlebende ist „meine" Überlebende, also ihre Überlebende. Dieses besitzanzeigende Eigenschaftswort, so finde ich, ist suggeriert, denn Überlebende zu adoptieren, halte ich von der Zugangsweise her für respektlos. Sie schreibt dann: 

„Ich traf auch einige andere Überlebende und einer sagte zu uns, dass er zwar uns und unsere Eltern nicht hasst, aber unsere Großeltern/Urgroßeltern. Er meinte auch, er wollte es ihnen nie verzeihen, was sie ihm damals angetan haben. Das hat viele von uns verletzt. Ich weiß, – er hat damals viel Schreckliches erlebt, auch andere, aber niemand hat das Recht zu sagen, unsere Großeltern/Urgroßeltern seien ‚schuld'. Denn viele von den Österreichern und Deutschen mussten diese grausamen Dinge mitmachen, weil sie keine andere Wahl hatten. Ich meine, Menschen, die sich einem Befehl widersetzen, mussten dies mit dem Leben bezahlen. Deshalb haben nur wenige Mutige sich getraut zu widersprechen." 

Das heißt, dieses Mädchen hat sich offensichtlich, weil es in die USA gefahren ist, intensiver damit beschäftigt, aber offensichtlich hat es die Vorbereitung nicht dazu genützt, die Reise in einen Kontext zu stellen und anzuschauen, wo die Geschichte in Österreich und die Geschichte der Täter ist. 

Es wird auch in der Liga gegen Rassismus und Antisemitismus geschrieben, dass es um Folgendes geht: Da wird Andreas Kuba zitiert: „Bei unserem Projekt geht es ganz bewusst nicht um Antisemitismus. Das Projekt ist nicht dazu da, Antisemitismus zu bekämpfen. Wir sind nicht gegen etwas, sondern für etwas.“ Also, sie isolieren.

Eine Lehrerin sagt auch, expressis verbis, zu dem Projekt: „Das finde ich gerade das Gute an diesem Projekt, dass die Schuldfrage nicht gestellt wird. Ich meine, dieses ewige Schuldbekenntnis, dieses ewige: Es tut mir leid. Damit muss doch endlich Schluss sein, das macht mich richtig aggressiv.“

Das heißt, der Artikel in der Internationalen Liga gegen Rassismus sagt: „,Letter to the Stars’ ist ein äußerst geschickter und perfekt vermarkteter Schachzug, dem kollektiven Verdrängen Vorschub zu leisten, der Relativierung und Abwehr Tür und Tor zu öffnen. Das macht ‚Letter to the Stars' auch so gefährlich.“

Wenn wir mitmachen, dass das Erinnern an diese Zeit ästhetisiert „verhollywoodisiert" und verharmlost wird, dann sind wir, wenn wir „Letter to the Stars" kritiklos unterstützen, mit von der Partie. Und wir GRÜNEN wollen zusammen, wie David Ellensohn gesagt hat, mit einer Reihe von Experten und Expertinnen nicht mit von der Partie sein! 

Wir wollen, dass Geld in qualitätsgesicherte Aufarbeitung fließt. Wir haben uns diesen Beschluss- und Resolutionsantrag genau überlegt. Wir wollen, dass didaktisch, pädagogisch viel gemacht wird. 2008 ist das Gedenkjahr an 1938. Wir wollen, dass man mit der pädagogischen Umsetzung der Gedenkveranstaltungen HistorikerInnen, ExpertInnen, PädagogInnen, die ausgewiesen sind, beauftragt. Da kommen dann vielleicht etwas weniger Veranstaltungen, die an die Emotion erinnern, aber die mehr kritisch aufarbeiten, heraus. Vielleicht sind sie etwas weniger medientauglich. Kontakte und Einladungen sollen in den bewährten Wegen wie zum Beispiel durch das Jewish Welcome Service ausgesprochen und realisiert werden. Dann wird man öfter weniger Menschen einladen und sie dafür seriöser betreuen können. Hinsichtlich Schulen und Jugendorganisationen sind die didaktischen Materialen und die Kooperation mit interessierten Zeitzeugen im Rahmen der Aktion „ZeitzeugInnen im Unterricht“ zu unterstützen. Und die Einladungen für Holocaust-Überlebende bedürfen einer profunden Vorbereitung und entsprechender Betreuung während des Aufenthaltes. 

Sie können den Beschlussantrag dann im Detail nachlesen. Wir bitten Sie wirklich, sich diese Aktion noch einmal zu überlegen, die Geldmittel bereitzustellen. Daher haben wir auch nicht den Antrag gestellt, den Punkt von der Tagesordnung zu nehmen. (VBgmin Grete Laska: Das ist aber ganz schlecht!) Die Geldmittel, die für „A Letter to the Stars“ vorgesehen sind, sollten für die Realisierung qualitätsgesicherter Projekte im oben genannten Sinn eingesetzt werden. (VBgmin Grete Laska: Das geht aber nicht! Aber rein ablauftechnisch müssen Sie sich entscheiden, ob Sie das für das nächste Jahr wollen oder ob das eben jetzt geplant ist! Denn Geld, das heute hier beschlossen wird, kann nicht im Sinne des Antrages anders verwendet werden! Daher ist der Antrag inkonsequent! Entweder Sie verlangen die Absetzung des Antrages und schauen, dass Sie einen Antrag ..., oder Sie ...!) – Gut! Frau Vizebürgermeisterin! Wenn Sie einen Vorschlag haben ...! Sie sind sicher als Vizebürgermeisterin in der Geschäftsordnung viel versierter als ich. (VBgmin Grete Laska: Gar nicht!) Es interessiert mich eigentlich: Wenn Sie die grünen Argumente überzeugt haben und nicht nur die der GRÜNEN, sondern David Ellensohn hat davon gesprochen, mit wem wir zusammen hier Bedenken äußern ... (VBgmin Grete Laska: Die GRÜNEN sind nicht die Fachleute! Sie haben einen Standpunkt!) – Ja, wir beziehen einen Standpunkt … (VBgmin Grete Laska: Den werden Sie dokumentieren! Und der Antrag bezieht einen Gegenstandpunkt!) Wir wollen, dass die Geldmittel investiert werden in sinnvolle … (VBgmin Grete Laska: Da müssen Sie die Absetzung verlangen!) – Gut! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Wir bitten Sie, wir können auch eine Sitzungsunterbrechung machen und können das besprechen! (VBgmin Grete Laska: Nein, das geht nicht! – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) – Nein. Gut.

Wir bringen den Antrag ein. Frau Vizebürgermeisterin, wenn Sie finden, dass es ein guter Antrag ist, dann werden Sie schauen, wie man im Rahmen der Geschäftsordnung Wege findet, das zu realisieren. (VBgmin Grete Laska: Den habe ich Ihnen gerade gesagt, den Weg!) Wenn Sie es nicht wollen, dann müssen Sie vielleicht einen Redner/eine Rednerin ans Rednerpult schicken, die erklärt, warum Sie bei Ihrer Entscheidung bleiben. (VBgmin Grete Laska: Warum beantragen Sie nicht die Absetzung?) Vielleicht sehe ich jetzt jemanden von der SPÖ, der mir das alles erklärt! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): An sich wollte ich mich nicht zu Wort melden, aber diese Koalition zwischen Rechts und Links, die auf unterschiedlichen Wegen zum gleichen Ergebnis kommt, verlangt doch, ein paar Worte zu sagen. (GRin Dr Sigrid Pilz: Es gibt keine Koalition zwischen Rechts und Links! – Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.)

Meine Fraktion tritt für die Vergabe der Mittel ein. Wir werden dem zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass jede Aktion, die an das verbrecherische Regime erinnert und die Ergebnisse, die dieses Regime gebracht hat, darstellt, besser ist als keine Aktion. Ich fürchte, es gibt Kollegen, die lieber keine Aktion hätten.

Zweiter Punkt: Es gibt berechtigte und gute Kritik an dem, was hier mit dieser Aktion „A Letter to the Stars“ gemacht wird. Ich finde es ein bisschen altmodisch zu sagen „Klick an!" ist Marketing-Sprache und daher sind wir dagegen. Nein, es gibt gute Argumente, dagegen zu sein: Es wird hier mit dieser Aktion das Gegenteil von dem bewirkt, was gemeint ist. Darüber kann man, soll man und muss man diskutieren, keine Frage! 

Das kann aber nicht mit einem Beschlussantrag passieren, wo es heißt, wir sollen sofort abstimmen, statt das ordentlich und intensiv zu diskutieren. Wenn Sie auf Zuweisung gegangen wären, würden wir sofort zustimmen und sagen: Ja, diskutieren wir die Fragen, die offen sind! Diskutieren wir all diese Probleme, die Sie zum Teil zu Recht angezogen haben! Ja, es werden falsche Symbole verwendet. Ja, es wird möglicherweise, obwohl das sicher nicht im Interesse der Initiatoren steht, das Gegenteil erreicht, nämlich eine Verharmlosung. Okay, über all das soll man intensiv, genau und ordentlich diskutieren, aber nicht mit einem Antrag, wo dann steht: Es mögen die ExpertInnen, HistorikerInnen und Organisationen, die im Bereich Aufarbeitung des Nationalsozialismus in Österreich ausgewiesen sind, mit dem beauftragt werden. – Da kann man gleich sagen, wir wissen eigentlich nicht, was wir tun wollen, aber wir sind dagegen, dass es so gemacht wird, wie zu beschließen ist.

Das ist unkonkret, das ist nicht präzise, das ermöglicht keine inhaltliche Auseinandersetzung. Daher werden wir dem Antrag zustimmen, dass Geld bereitgestellt wird. Wir werden den Beschlussantrag ablehnen und sind für alle Gespräche jederzeit bereit, um es besser zu machen. – Danke, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderäten der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich glaube, wir und die Mehrheit dieses Hauses sind uns alle einig, dass wir wissen, dass Erinnern in Mitteleuropa, in diesem Land, aber vor allem in dieser Stadt eine überaus wichtige Maßnahme darstellt, nämlich in der Hinsicht, dass wir wissen, dass alles unternommen werden sollte, dass niemals wieder so etwas passiert, wie es zwischen 1938 und 1945 passiert ist, und das, was dazu geführt hat. Jede ernsthafte Initiative ist sinnvoll, vor allem, wenn sie viele Menschen und wenn sie viele junge Menschen einbezieht und zur aktiven Teilnahme auffordert.

Ich glaube – und da möchte ich die Frau GRin Pilz ansprechen –, es ist nicht immer wichtig, vor allem, wenn sich Kinder und Jugendliche mit diesem Thema beschäftigen, dass man die akademische Wahrheit in den Vordergrund stellt, sondern dass sich die Kinder wirklich mit der Sache beschäftigen. Da kann es oft passieren, dass die Kinder gedankliche Fehler machen, aber sich emotional und auch rational mit dieser Sache zu beschäftigen, ist, so glaube ich, wesentlich wichtiger in einem gewissen Alter, als dass man wirklich die akademische Wahrheit beziehungsweise die historische Wahrheit oder in einem Alter von 11, 12, 13 Jahren sogar die politische Wahrheit immer in den Vordergrund stellt. Das ist mir ganz wichtig zu sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Das rationale Erinnern – ich glaube, das ist auch wesentlich – braucht es, aber es ist sicher nicht schlecht, wenn man in einer gewissen Hinsicht emotionalisiert wird. Ich für mich muss sagen, ich wurde emotionalisiert, als ich das erste Mal mit diesem Thema beschäftigt wurde in meinen frühen Kindheitsjahren und dann auch in meiner Jugend. Und das hat mir unter anderem natürlich auch geholfen, mich dann später rational mit diesem Thema zu beschäftigen und dann wirklich ein Antifaschist zu werden und mich dem Antirassismus quasi anzuschließen. 

Weiters ist es mir wichtig zu sagen, dass natürlich die Kritik, die geäußert wurde, sehr ernst genommen werden muss. Die Frau StRin Laska hat ja sofort einen Bericht angefordert. Ich glaube, wir sollten einmal abwarten, was dieser Bericht bringt, beziehungsweise schauen, ob all das stimmt, was an Kritik vorgetragen wurde. Bis dahin besteht aber meiner Meinung nach kein Grund, das Projekt gänzlich in Frage zu stellen. 

Und auch ich möchte darauf hinweisen, dass Ihr Beschlussantrag in einer gewissen Hinsicht interessant ist. Sie stellen ja keinen Absetzungsantrag und sprechen sich also theoretisch für den vorliegenden Antrag aus, weil der ja theoretisch dann angenommen werden könnte. Gleichzeitig stellen Sie in Ihrem Beschlussantrag eine Forderung auf, das Geld anderwärtig zu verwenden. Mir kommt es so vor, dass in diesem Antrag eine gewisse Unsicherheit beziehungsweise eine Inkonsequenz vorherrscht. Das heißt, ich empfehle hiermit, den Beschlussantrag der Grünen Fraktion abzulehnen und dem Antrag, wie er hier angeführt ist, zuzustimmen. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen jetzt zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 36 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der SPÖ und der Österreichischen Volkspartei so beschlossen. 

Wir können auch gleich den Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN abstimmen – die sofortige Abstimmung ist, wie gesagt, beantragt –, betreffend 
„A Letter to the Stars“. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag ist nur von den GRÜNEN unterstützt und somit abgelehnt. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 40 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Landesverband Wien der Elternvereine an den öffentlichen Pflichtschulen. Zu Wort ist niemand gemeldet. 

Wir können gleich abstimmen. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 40 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist die mehrheitliche Zustimmung gegen die ÖVP. Die Freiheitlichen haben mitgestimmt? (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ja. In Ordnung. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 43 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vertragsgenehmigung mit der Stadt Wien Marketing & Prater Service GesmbH. Es ist ebenfalls keine Wortmeldung vorgesehen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist die mehrstimmige Annahme gegen die GRÜNEN und die ÖVP. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 48, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 56, 57 und 60 der Tagesordnung – sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine – zusammenzuziehen und die Abstimmung getrennt durchzuführen. Einwand sehe ich keinen. 

Die Frau Berichterstatterin, Frau Mag (FH) Tanja Wehsely leitet ein.

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ich bitte um Zustimmung. – Bitte.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

En passent, warum wir bei der Subventionspolitik der Wiener SPÖ eine gewisse Vorsicht walten lassen und wie sehr da teilweise die Grenzen zwischen Stadt, Partei, Vereinen, Satellitenvereinen verschwinden: Sie erinnern sich vielleicht, vor einigen Monaten war in den meisten Citylights, die die SPÖ angemietet hat, eine Werbung mit der damaligen Noch-Gemeinderätin oder Schon-Nationalrätin Laura Rudas unter dem Stichwort „fit statt fett“ zu sehen, ein Spruchwettbewerb gegen das Komasaufen. Das halte ich für eine durchaus unterstützenswerte Aktion, wenn sich auch eine Partei dieser Thematik annimmt, aber es war ganz eindeutig, dass das eine SPÖ-Aktion war. Maßgebliche Proponenten haben das unterstützt, und die Partei hat ihre Werbeflächen zur Verfügung gestellt. 

Vor einiger Zeit habe ich in meiner Schule ein Plakat entdeckt, das Werbung für eben diese Aktion gemacht hat. (Der Redner hält das genannte Plakat in die Höhe.) www.fitstattfett und so weiter Es ist von der SPÖ natürlich dann auf einmal keine Rede mehr gewesen. Unter den Sponsoren für diese Aktion finden sich der Verein wienXtra, die MA 13 und die Kinder- und Jugendanwaltschaft, also auch alle Sponsoren im Nahebereich. Ich bin dann ins Internet unter www.fetterspruch.at gegangen und bin natürlich dort gelandet, wo ich vermutet habe, nämlich beim Herrn Landesgeschäftsführer, bei der Frau Nationalrätin Rudas und bei einer ganz anderen Gruppe. Es war ganz eindeutig, dass das hier eine SPÖ-Aktion ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren, wenn Sie solche Aktionen machen, dann nehmen Sie Ihr ohnehin nicht all zu knapp gemessenes Parteibudget her, aber lassen Sie nicht SPÖ-Aktionen von subventionierten Vereinen unterstützen oder vom Magistrat, der unter Ihrer Fuchtel steht! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir werden dem Verein wienXtra diesmal noch die Zustimmung erteilen. Wir werden aber auch in einer Anfrage wissen wollen, wie viel an Unterstützung dieser Aktion an die SPÖ geflossen ist, welche Summen hier im Spiel sind. Und wir werden unser Abstimmungsverhalten in Hinkunft auch von der zufriedenstellenden Beantwortung dieser Fragen abhängig machen. Wir appellieren an Sie: Trennen Sie Partei, trennen Sie Stadt und Vereine! Und machen Sie hier eine saubere Buchhaltung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ich darf nur abschließend kurz feststellen, dass wir uns sehr freuen, so viele Punkte zur Abstimmung bringen zu können; so viel an guten Projekten, so viel an guter Jugendarbeit, so viel auch an gehörigem Geld dafür, das wir dafür benötigen, um die ganzen Profis mit den Menschen auch arbeiten zu lassen. Ich bin ja vorher schon darauf eingegangen. 

Wenn VeranstalterInnen und Lokalbetreiber sich zusammenfinden, um zu einem vernünftigen Umgang mit Alkohol bei Jugendlichen dabei zu sein, dafür zu werben, dann ist es natürlich unverständlich zu glauben, dass da auch die Wiener Jugendarbeit nicht dabei sein sollte, sich für so eine sinnvolle Sache einzusetzen, und das auch eine Unterstützung finden kann durch verschiedene Menschen, die finden, man sollte sich sinnvoll mit Prävention, Alkohol, Jugendlichen auseinandersetzen; das ist eine gescheite Sache. Ich denke, wir haben das auch schon in der Gemeinderatssitzung in der Budgetwoche besprochen. Und ich weiß nicht, wann sonst noch immer, haben wir schon über Präventionsprogramme, Alkoholumgang, Jugendliche diskutiert, und auch darüber, wie sich die Stadt Wien dafür einsetzt. 

Ich glaube, es ist eine sinnvolle Sache, hier auf Prävention zu setzen, aber auch auf Stärkung des Selbstwertgefühls von Jugendlichen, auf Vertrauen und auf Empowerment, gut umgehen zu können und ganz bei sich zu sein und das gemeinsam mit der Peergroup gut entscheiden zu können, wie man da vorgeht, mit Unterstützung von erwachsenen Profis. – In diesem Sinne bitte ich um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine Damen und Herren! Bevor wir zur Abstimmung kommen, die wir getrennt durchführen, möchte ich nur bekannt geben, dass Frau GRin Mag Korun ab jetzt entschuldigt ist. Sie ist bei einer Veranstaltung. 

Wir kommen jetzt, wie gesagt, zur Abstimmung der einzelnen Poststücke. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 48 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen so beschlossen. 

Die Postnummer 50 wird ebenfalls abgestimmt. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen beschlossen.

Die Postnummer 51 wird abgestimmt. – Gleiches Abstimmungsverhältnis, mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Die Postnummer 52 wird abgestimmt. – Die Postnummer 52 ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Volkspartei so beschlossen.

Die Postnummer 53 wird abgestimmt. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen beschlossen.

Die Postnummer 54 wird abgestimmt. – Gleiches Abstimmungsergebnis, mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen.

Die Postnummer 57 wird abgestimmt. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen beschlossen. (GR Christian Oxonitsch: 54, 55!) – Habe ich eine Postnummer vergessen? – (Weitere Zwischenrufe.) – Postnummer 55, 56 habe ich nicht abgestimmt. Entschuldigung, die habe ich überblättert.

Die Postnummer 55 wird abgestimmt. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen beschlossen.

Die Postnummer 56 wird abgestimmt. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen beschlossen.

Jetzt sind wir bei Postnummer 57 noch einmal. (GR Christian Oxonitsch: 54 fehlt noch!) – Postnummer 54 ist schon abgestimmt! Auch Postnummer 57 ist schon abgestimmt. 

Jetzt sind wir bei Postnummer 60. – Das ist mehrstimmig gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der Volkspartei beschlossen.

Ich bitte um Entschuldigung, zwei Blätter sind zusammengeklebt, und der Vorsitzende hat das leider überblättert.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 61 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft „Die Wiener Volkshochschulen GmbH". Die Frau Berichterstatterin, Frau Mag Wehsely, leitet ein.

Berichterstatterin GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wie jene wissen, die gemeinsam mit uns, mit mir im Ausschuss sitzen, haben wir ja im Ausschuss gemeinsam der Volkshochschulen GmbH zugestimmt. Einige Gedanken später und vor allem einige Gespräche später stellt sich für einige Gemeinderäte der GRÜNEN die Sache so dar, dass einige von uns nicht zustimmen werden. Wir sind in unserer Haltung und Meinung nicht weit auseinander. Es ist einfach ein halbvolles oder ein halbleeres Glas, je nachdem, wie man es betrachtet.

Ich möchte in aller Kürze meine Kritikpunkte präsentieren. Erstens halte ich das, was hier gemacht wird, unter anderem auch für eine Kürzung der Mittel im Bereich der Volksbildung. Und ich möchte das auch begründen, wie ich zu dieser Meinung komme, denn die 20 Millionen EUR bleiben ja gleich. Es gibt keine Erhöhung, es gibt auch nicht weniger Geld, es gibt einfach 20 Millionen EUR, die zur Verfügung gestellt werden für die Volkshochschulen. Aber es gibt einen sehr konkreten und eindeutigen Bildungsauftrag, den in Hinkunft die Stadt formuliert und vorgibt, das heißt, die Stadt wird sagen, was die Volkshochschulen zu tun haben. Und da geht es in allererster Linie um Angebote zur Förderung von Schlüsselkompetenzen, zur Sicherstellung einer Grundversorgung in der Volksbildung in Wien. Und da gibt es eine sehr präzise Aufzählung darüber, was in Zukunft die Volkshochschulen zu leisten haben. 

Ich lese das jetzt einfach einmal vor, damit wir auch wissen, worüber wir reden. Da geht es um die muttersprachliche Kompetenz, die fremdsprachliche Kompetenz, mathematische und grundlegende naturwissenschaftliche Kompetenz, Computerkompetenz, Lernkompetenz, interpersonelle interkulturelle und soziale Kompetenz sowie BürgerInnenkompetenz, unternehmerische Kompetenz und kulturelle Kompetenz.

Wir üben keinerlei Kritik daran, dass die Volkshochschulen das, was ich jetzt aufgezählt habe, umsetzen sollen. Das ist gut, wenn die Volkshochschulen das machen, und es ist auch gut, wenn die Stadt das vorgibt als Bildungsauftrag. Nur, jeder kann sich vorstellen – oder ich kann es auch anders ausdrücken –, ich habe die Vermutung, den Verdacht, dass neben diesem sehr langen und ausführlichen Bildungsauftrag, der von der Stadt in Zukunft kommt, sehr wenig anderes wird existieren können, weil ja immer weiter nur 20 Millionen EUR vorhanden sind. Ich glaube unter anderem, dass es einfach auch darum geht, dass insgesamt betrachtet für alles das, was einerseits die Stadt will und mit Recht formuliert und andererseits die Volkshochschulen in ihrer Autonomie anbieten wollen, das Geld nicht reichen wird.

Das heißt, ich muss davon ausgehen und gehe auch jetzt einmal davon aus, dass es entweder zu Kürzungen von jenen Angeboten kommen wird, die bislang von den Volkshochschulen her durchaus gegeben waren, oder aber es wird zu höheren Kosten für die Kurse kommen. Anders wird das nicht gehen, denn man kann nicht um dasselbe Geld dasselbe wie vorher und noch ganz viel mehr anbieten. Da geht sich eine Rechnung nicht aus; das ist im Endeffekt nicht möglich.

Einigen Gemeinderäten bei den GRÜNEN ist die Autonomie der einzelnen Volkshochschulen schon deswegen sehr wichtig, denn da geht es auch um einen Bereich, der sehr viel Freiheit bedeutet, wo sich die Volkshochschulen, die die Probleme und die Menschen vor Ort, die ihre Kurse besuchen, gut kennen, am Bedarf und an den Bedürfnissen der Menschen orientieren können und sich auch an den regionalen Gegebenheiten orientieren können. Ich befürchte, dass mit dieser Reform genau diese Angebote zu kurz kommen werden: Angebote, die im Bereich des Musischen, des Kreativen zu sehen sind, sei es jetzt Mode, sei es Bewegung. Das steht ja auch zur Diskussion, den Bereich der Bewegung und der Gymnastik überhaupt auszulagern und anderen privaten Anbietern zu überlassen. Auch das wurde in diesem Zusammenhang ja diskutiert.

Das ist einmal die erste Überlegung dazu, wo ich klar sage: Eine Kürzung wollen wir nicht und wir wollen auch nicht, dass Angebote teurer werden. Und in diesem Zusammenhang noch eines: Die jetzigen Angebote der Volkshochschulen sind bereits jetzt in einem Bereich, den sich viele Menschen nicht leisten können. Möglicherweise ist das aber auch eine andere weitere Diskussion, die wir werden führen müssen. Viele Kurse, die jetzt bereits angeboten werden, können sich viele Menschen nicht leisten. Auch da wird es neue Förderangebote geben müssen.

Nächster Punkt, der von uns kritisiert wird, ist ganz allgemein die Tendenz zur Zentralisierung. Es ist schon gut, wenn zentral Dinge vorgegeben werden, Leitlinien und Eckpfeiler vorgegeben werden, aber wir halten es für nicht gut, wenn die Autonomie der einzelnen Volkshochschulen generell gekappt wird und diese die Hoheit im Bereich Personal, Budgeterstellung und Programmerstellung überhaupt zur Gänze aufgeben sollen. Da setzt meine Kritik schon ganz eindeutig an. Wir haben im Bereich der Frau Stadträtin andere Zentralisierungen auch schon erlebt, die sich meiner Meinung nach als nicht gut herausgestellt haben. Weder haben wir es für sinnvoll gehalten – wir haben auch nicht zugestimmt –, dass zum Beispiel der Verein Echo, der vorher ein autonomer Verein war und als solcher auch Fördermittel erhalten hat, zu den Jugendzentren dazu gehen musste und eine Zentralisierung stattfand. Wir haben es nicht für gut gehalten, die Nachmittagsbetreuung in den Schulen zu zentralisieren und IKL aufzulösen und in die Wüste zu schicken, und auch in der Parkbetreuung haben wir ja dasselbe erlebt. Das waren Entwicklungen, die wir nicht für gut gehalten haben und gegen die wir jeweils auch gestimmt haben. Das Ende der Autonomie der Volkshochschulen ist aber auch eine Einbuße, eine starke Einbuße in der Arbeit der Mitarbeiterinnen und der Mitarbeiter, wo viel Vielfalt auf der Strecke bleiben wird, wo auf das Engagement von vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern verzichtet wird und auch die regionale Ausprägung Einbußen erfahren wird.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Eines ist mir auch noch wichtig. Es ist schon klar, dass auch bisher der Verband der Wiener Volksbildung natürlich ein sehr parteipolitisch gebundener Verband war. Herr StR Ludwig, Sie waren sozusagen der personifizierte Verband, aber es wird noch eine Spur schärfer und die ganze Sache trägt noch viel mehr den Stempel sozialdemokratischer Parteipolitik, wenn sich jetzt zwei rote Stadträte ausmachen, wo es langgeht, wenn ein Aufsichtsrat gegründet wird und ein Geschäftsführer eingesetzt wird – Sie können mich ja dann berichtigen, wenn da ganz andere Leute drinsitzen, wir wissen ja nicht, wer drinsitzt! Es macht schon sehr, sehr stark den Eindruck, als würden die Volkshochschulen an die sehr, sehr knappe Leine der Sozialdemokratie genommen. Und auch das kritisieren wir einmal mehr, wie wir es schon oft getan haben anhand der zahlreichen Vereine, die von Abgeordneten der Sozialdemokratie dominiert werden, die dort vorgeben, wo es langgehen soll. 

Insgesamt führen alle diese Kritikpunkte, die ich jetzt geäußert habe, dazu, dass einige Abgeordnete der Meinung sind, das Glas ist halbleer, und daher dagegen stimmen werden, und andere werden sich anders entscheiden, werden dafür stimmen und sagen: Das ist schon ziemlich halbvoll, dieses Glas! Ich glaube, man kann sich so oder so entscheiden. Ich bitte Sie nur, das einfach zur Kenntnis zu nehmen, dass sich unser Stimmverhalten seit der Ausschusssitzung nach einigen Gesprächen und einigen weiteren Gedanken diesbezüglich geändert hat. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die ÖVP wird der Umstrukturierung zustimmen. Ich möchte meine Wortmeldung auch mit einem Lob an den Herrn StR Ludwig beginnen. Ich glaube, es war das eine Umstrukturierung und ein Paket, das eigentlich in einer Art und Weise mit den Betroffenen vor Ort und auch mit den politischen Fraktionen, zumindest mit meiner Fraktion, durchbesprochen wurde, wo immer erkennbar das Bestreben um die Sache im Vordergrund gestanden ist. Der ÖVP ist die Volksbildung ein sehr wichtiges Anliegen. Wir werden auch darauf achten, dass die immer wichtiger werdenden Anliegen entsprechend finanziell dotiert werden. Dieser diskursive Prozess war eigentlich einer der Hauptgründe, warum wir uns gar nicht allzu schwer getan haben, dem Ganzen auch zuzustimmen. 

Ich glaube, man sollte auch bedenken, dass das neue Vereinsrecht durchaus im Sinne auch der Stärkung der Verantwortlichkeit doch maßgebliche Haftungsverschärfungen mit sich gebracht hat. Ich glaube, es ist nicht sonderlich sinnvoll, wenn ehrenamtliche Funktionäre, die doch auch einen beträchtlichen finanziellen Spielraum zu verantworten haben, mit Haftungen belastet werden. Deswegen gehört das einfach auch dazu, dieser Änderung auf bundesgesetzlicher Ebene Rechnung zu tragen. Sie ist eine GmbH, die ja wiederum von den Vereinen direkt und indirekt getragen wird, eine sehr gute Komponente. Eine Zentralisierung im Sinne einer Abstimmung ist doch durchaus nichts Schlechtes. Ich bin mir sicher, dass man auf das Know-how der Experten vor Ort auch in Zukunft zurückgreifen wird. Das wäre ja an sich auch völlig unsinnig, das nicht mehr zu tun. Eine gewisse zentrale Steuerung tut daher auch gut. Ich habe ja schon darauf hingewiesen, dass manche Aspekte einer Vereinbarung mit dem Subventionsgeber beispielgebend auch für andere Subventionsnehmer sind.

Bei einem Punkt möchte ich an die Frau Kollegin Jerusalem anknüpfen. Es ist uns schon auch wichtig, dass man die Volkshochschulen zumindest optisch aus der Nähe zur SPÖ – HdB, SPÖ – ein bisschen herausbringt. Bei uns im 20. Bezirk ist es so: Man geht ins HdB, und da ist die Volkshochschule drinnen, das Parteilokal ist drinnen, und irgendwie entsteht der Eindruck, man geht zur SPÖ. Ich glaube, es wäre schon auch dienlich, wenn hier diese Sphären voneinander getrennt werden, denn die Volksbildung und das Haus der Begegnung müssen ja nicht unbedingt auch mit den entsprechenden Parteilokalitäten zusammenfallen. Ich glaube, da wäre auch ein bisschen mehr Distanz vonnöten. 

Insgesamt gesehen ist es eine Reform, der man jedenfalls ihre Chance geben muss und die im Zustandekommen eigentlich fast als vorbildlich zu bezeichnen ist. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Nächster Redner ist Herr GR Vettermann. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ganz kurz zur Kollegin Jerusalem: Zu den 20 Millionen EUR muss man sagen, diese erreichen wir deshalb, weil diese Umwandlung ja auch gemacht wurde, um einen gemeinsamen Auftrieb zu haben, um hier entsprechende Synergien zu nutzen. Die gibt es auch. Die gibt es bei den Konditionen der Banken, bei der Buchhaltung, bei den Versicherungen. In dem Sinn wurde hier etwas eingespart und es kann sozusagen jetzt auch eingebracht werden in diese neue Konstruktion. Das war ja auch der Wunsch vieler – es ist schon gesagt worden, ein neues Vereinsrecht und Haftungen bisheriger Vereine –, die wollten, dass man das ökonomisch so weit auch absichert. 

Ganz allgemein philosophisch gesagt: Sie haben ja jetzt vorgelesen, was alles vorgesehen ist, dass es einen Bildungsauftrag gibt und dass es wahrscheinlich auch eine Erhöhung der Planung sicher geben wird – das sage ich jetzt –, eine klarere Verantwortung, eine Hebung eben von Synergiepotenzialen. Wenn man mehr will, muss man auch mehr zahlen. Es ist klar, dass die Gemeinde Wien das nicht ausdehnen kann bei gleichem Geld. Ich glaube, dass das jedem Bildungsarbeiter klar war. Ich meine, im Moment gibt es den Auftrag, und es geht sich gut aus, weil es diese Einsparungen, diese Gemeinsamkeiten gibt. 

Dass es weiterhin die einzelnen Vereine gibt, die als Fördervereine organisiert sind, ist auch klar. In dem Sinn hat sich da nichts geändert. Sie sind nur von der Haftung her entlastet, aber das Programm wird ja weiterhin am Standort gemacht. Das ist ja so wie bisher! Das ist ganz genau wie bisher. Am Standort, wo alle wissen, wie es geht, wird das gemeinsam erarbeitet. Schon bisher ist das natürlich auch gemeinsam mit dem Verband Wiener Volksbildung bearbeitet worden. Die Angestellten waren auch nicht Angestellte der eigenen Vereine. Sie hätten rein rechtlich, es hat aber keiner oder kaum einer gemacht, auch eigene Leute anstellen können. Alle Beschäftigten waren beschäftigt beim Verband Wiener Volksbildung. Auch da, sowohl von den Beschäftigten als auch von der Programmgestaltung her, dass sie am Standort ist, ändert sich eigentlich nichts. Es wird eben nur eine stärkere Marke gemeinsam kreiert. 

Ich glaube daher, dass das ein durchaus guter Schritt ist. Was wir sozusagen damit bekommen, ist Folgendes: Ich habe jetzt einiges an Unterlagen mit, aber ich sage nur diese eine Zahl, und dann mache ich eine Berichtigung, die mir persönlich ein Anliegen ist, die zum Akt gehört. Es gibt Kurse im Ausmaß von mindestens 350 000 bis maximal 400 000 Unterrichtseinheiten – ich sage genau, was das ist, nämlich 50 Minuten, mindestens fünf Teilnehmer, 400 Veranstaltungen, 115 000 Teil-
nehmerInnen –, sodass man sagen kann, wir bekommen ja auch eine massive Sicherheit, dass das stattfindet. Was ja bisher schon die Volksbildung ausgezeichnet hat, ist dieses hohe Ausmaß an Eigendeckung. Das war bisher so, und wird weiter bleiben. Auch das zeigt die tolle Arbeit des bisherigen Verbands der Wiener Volksbildung. 

Die persönliche Geschichte ist Folgende, weil Sie immer sagen, alles zentralisiert sich so und da waren Sie schon bei Echo dagegen: Ich war ja damals Vorsitzender oder bin es ja noch vom Verein Wiener Jugendzentren. Diese waren zuerst im Verein Wiener Jugendzentren und wurden dann ein eigener Verein. Dann ist es ihnen schlecht gegangen. Es war gerade umgekehrt, als Sie es gesagt haben. Ich sage, es ist ja auch keine zwingende Analogie. Ich meine, man kann aus dem weder das noch das, was die Volksbildung betrifft, ableiten. Zur historischen Klarstellung will ich aber sagen: So war es, sie waren zuerst im Verein der Jugendzentren und dann sozusagen eigenständig. 

Jetzt aber wieder zurück zum eigentlichen Akt: Alles in allem bedeutet das, was bisher gesagt wurde und auch die Dinge, die heute zur Abstimmung vorliegen, dass wir ein sicheres und festes Fundament der Wiener Volksbildung schaffen, das organisatorisch neu und zukunftsweisend sein wird mit der gemeinnützigen GesmbH. Dementsprechend bitte ich und bin mir auch sicher, dass wir zustimmen werden und daher dieses Fundament auch erbaut werden kann. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können die Postnummer 61 gleich abstimmen.

Wer für die Postnummer 61 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. –Das ist mehrstimmig so beschlossen. Teile der GRÜNEN haben, wie angekündigt, dagegen gestimmt. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 140 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Wiener Pilotprojekt Mammographie-Screening im 15., 16. und 17. Bezirk. Die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Laschan, leitet ein.

Berichterstatterin GRin Dr Claudia Laschan: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. – Bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte die Gelegenheit nutzen, zur Erweiterung der Grippeimpfzeiten einen Beschlussantrag einzubringen. Ich möchte ihn auch kurz begründen. Derzeit sind dafür in den Gesundheitsämtern und bei den Impfstellen in den Magistratischen Bezirksämtern bei Bezirken ohne eigenes Gesundheitsamt unterschiedliche Impftage mit begrenzten Impfzeiten vorgesehen. Das große Interesse an der Impfung hat allerdings bei einigen Stellen zu entsprechendem Andrang geführt. So standen etwa in Hernals die Menschen bis auf den Gehsteig vor dem Amtshaus angestellt. Aus anderen Bezirken wurde Ähnliches berichtet. Für ältere Menschen oder Personen, die kleine Kinder mitnehmen mussten, war das eine besondere Belastung. Vor allem die Nachmittagszeiten von 13 bis 15 Uhr sind zu knapp bemessen, um alle Impfwilligen problemlos zu versorgen. Wir stellen daher folgenden Antrag. Beschlussantrag: 

„Die zuständige Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales wird aufgefordert, für die nächste Grippeimpfaktion 2008 Maßnahmen zu treffen, die eine entsprechende Erweiterung der derzeitigen Impfzeiten bewirken.“ (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Dr Claudia Laschan: Es sind folgende Dinge festzuhalten: Die Grippeimpfaktion erstreckt sich über mehrere Monate. Es sind zusätzlich zu den von Ihnen angesprochenen Öffnungszeiten und Impfzeiten auch noch andere Impfzeiten gewesen, nämlich im zentralen Impfservice jeden Werktag von 8 bis 12.30 Uhr und jeden Donnerstag von 15 bis 17 Uhr, also auch eine ausgedehntere Zeit in die Abendstunden hinein für Berufstätige, und dazu noch schwerpunktmäßige Aktionen, wie zum Beispiel 2 000 Impfungen bei der letzten Seniorenmesse. Das sind ja doch sehr ausgeweitete Zeiten. Dazu ist prinzipiell auch noch zu sagen, dass die Auslastung sehr unterschiedlich ist, dass es Tage gibt und Zeiten gibt, wo kaum Menschen dort sind, und dann gibt es eben wieder einen größeren Andrang, so wie es überall ist, wo eine Dienstleistung geboten wird. Eine zusätzliche Ausweitung würde das auch nicht ändern. Ändern würde das eine Öffnung rund um die Uhr. Die ist ja absurd. Man kann natürlich immer alles rund um die Uhr offen halten, um alle Eventualitäten abzudecken, aber das ist ja im Sinne der Effizienz und der Kostengünstigkeit und im Sinne der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler nicht sinnvoll. Ich würde daher meinen, dass die Aktion gut gelaufen ist und daher die Öffnungszeiten auch gut angenommen werden und auch befriedigend sind. 

Zum Poststück: Es geht um das Mammographie-Screening. Das ist eine großartige Aktion, die in drei Bezirken durchgeführt wird, einen großen Erfolg hat, inhaltlich einzigartig ist – ich gehe da nicht näher darauf ein, diejenigen, die es interessiert, können es nachlesen –, und ich bitte um Zustimmung für das Poststück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: So, wir kommen zur Abstimmung. 

Wer von den Damen und Herren für die Postnummer 140 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist einstimmig so angenommen.

Wir können somit auch gleich den vom Kollegen Lasar eingebrachten Beschlussantrag bezüglich Erweiterung der Grippeimpfzeiten abstimmen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist nur von den Freiheitlichen und den GRÜNEN unterstützt und somit abgelehnt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 141 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Sicherstellung der medizinischen Versorgung bei Großschäden und Katastrophenereignissen. 

Zu Wort ist hier niemand gemeldet. Wir können gleich abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist mehrheitlich beschlossen. Die Österreichische Volkspartei stimmt mit, nehme ich an. (Rufe bei der ÖVP: Ja!) Das ist einstimmig angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 155 und 159 der Tagesordnung, sie betreffen Vertragsabschlüsse mit der Firma Wiener Gewässer Management Gesellschaft, zusammenzuziehen und die Abstimmung getrennt durchzuführen. Einwand sehe ich keinen. Berichterstatter GR Wutzlhofer kann einleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Blind hat das Wort. – Bitte schön.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es geht hier nicht nur um die Wiener Gewässer Management Gesellschaft und um die MA 45 oder um die MA 48, es geht uns um eine prinzipielle Wortmeldung. Wir sind an und für sich immer für Privatisierungen gewesen, sind es auch heute noch. Ob es Friedhöfe, Bestattung oder andere Institutionen sind, prinzipiell sind wir für Privatisierungen, aber nicht in der Art und Weise, wie die Sozialdemokratie es uns andient. Wenn wir keine Kontrollrechte ausüben können, sondern die Privatisierung eine Entmachtung des Gemeinderates darstellt, können wir so einem Aktenstück nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Kollege Blind ist offensichtlich für Privatisierungen, wir sind das sicher nicht. Wir glauben, dass das Wiener Gewässer Management eine klassische Ausgliederung ist. Wir waren auch im Ausschuss dagegen und werden unser Abstimmungsverhalten auch beibehalten. Es ist in Wirklichkeit unglaublich, wenn man sich ansieht, was in der letzten Zeit sozusagen ausgegliedert worden ist. Der Politik der SPÖ können wir in diesem Punkt sicherlich nicht folgen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist jetzt Herr GR Univ-Prof Dr Pfleger. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn ich heute diesen Themenbereich dieser Altlasten und Altlastensanierung bespreche, dann lassen Sie mich feststellen, dass das heute ein großer und wichtiger Tag ist, denn diese Ausgliederung oder diese private Firmengründung ist ja nichts anderes als die Weiterentwicklung einer Erfolgs-Story. (GR Mag Rüdiger Maresch: Geh bitte, welche Erfolgs-Story?) Meine Damen und Herren – und ich achte jetzt auf die Zwischenrufe der Grünen Fraktion (GR Mag Rüdiger Maresch: Das macht mir nichts!) –, Wien ist technologisch führend bei der Bewältigung dieser Altablagerungen dieser Altstandorte, also der ehemaligen Betriebsflächen. Wien ist auch führend bei all den emissionsbedingten Belastungen, aber vor allem auch bei der Bewältigung der historischen Betriebseinwirkungen. Und Wien, meine Damen und Herren, nimmt daher die Verantwortung wahr und kümmert sich um das traurige Erbe des vorherigen Jahrhunderts, das ja damals der Preis für die wachsende Industrialisierung aus der Zeit der Urgroßväter war. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was ist denn das für eine Begründung?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Diese technologische Führerschaft, die erst in den 70er Jahren begonnen hat und dann in den 80er Jahren unglaublich weitergeführt wurde, ist mit zwei repräsentativen Namen verbunden. Meine Damen und Herren, fachlich und politisch hatte diese großartige Idee der damalige Umweltstadtrat und jetzige Bürgermeister Dr Michael Häupl, und ihm zur Seite gestanden hat damals eine zweite bekannte Persönlichkeit, nämlich der jetzige Stadtbaudirektor Dipl-Ing Gerhard Weber. Danke für diese Initiativen, danke für diesen großen Weitblick damals und danke für dieses hohe Maß an Zukunftsverantwortung! (Beifall bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren, Wien hat sich ab 1985 ganz systematisch mit der Gefahr von Altlasten auseinandergesetzt und viele Standorterhebungen und Recherchen vorgenommen, alles mit dem Ziel, einen Kataster aufzubauen. Das, was wir heute mit dem Stichwort und der Kurzbezeichnung „Wastl" beschrieben haben, also Wiener Altlastenstandorte-Liste, beruht auf dieser Umsicht der damaligen Verantwortlichen. 

Und all das, meine sehr verehrten Damen und Herren, hat maßgeblich dann auch die Bundesebene beeinflusst, denn 1989 ist dann das so genannte Altlastensanierungsgesetz beschlossen worden. Es war ganz typisch, das war die Zeit, als die Stadt Wien als einziges Bundesland, meine Damen und Herren, schon auf acht gesicherte und sanierte Altlasten und auf einen Altlastenkataster zurückschauen konnte. Die Finanzierung wurde damals allein von der Stadt Wien getragen. Das heißt, meine Damen und Herren, die Altlastenproblematik wurde in Wien schon frühzeitig erkannt. Wien hat bereits zahlreiche Altlasten abgesichert, und Wien ist mit der Erfassung der möglichen Altlasten sehr, sehr weit fortgeschritten. 

Wenn wir davon sprechen, dass heute ein wichtiger Tag mit dieser Vertragsgenehmigung des WGM ist, also des so genannten Wiener Gewässer Managements, das wir beschließen werden, dann ist das ganz einfach der Erfolg, der damit prolongiert wird. Die Aufgaben sind ja ganz klar, nämlich die Weiterführung und auch die Verbesserung der Sicherung der Sanierung dieser Altlasten, der betrieblichen Aufgaben, Nebengeschäfte durchzuführen. Und das ist gut so, meine Damen und Herren, denn all das, was bisher sehr, sehr gut mit der MA 45 hier gearbeitet wurde, kann jetzt umso besser weitergeführt werden.

Meine Damen und Herren, vielleicht noch eine Bemerkung zur MA 45, die sich da natürlich noch stärker auf die Kernaufgaben zurückziehen kann. Das sind die Aufgaben der Gewässeraufsicht und Hydrologie, die Kernaufgabe Hochwasserschutz und die wasserwirtschaftliche Planung vor allem, mit dem Ziel, Prozesse zu optimieren, die Abwicklung zu flexibilisieren und den Begriff der Kostenwahrheit zu fokussieren. Ja, meine Damen und Herren, ich gehe sogar noch einen Schritt weiter: Es besteht auch die Möglichkeit, hier noch stärker wissenschaftliche Ideen einzubringen mit diesen Beraterunternehmungen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren der Grünen Partei – der Herr Kollege Maresch hat jetzt einige Zwischenrufe gesetzt: (GR Mag Rüdiger Maresch: Einen!) Ich darf Ihnen schon sagen, Sie schreien immer sehr lautstark, und ich finde es eigentlich sehr, sehr eigenartig, Herr Maresch. Gerade Sie und die Damen und Herren Ihrer Fraktion sollten den Mund hier nicht allzu voll nehmen! Für mich, meine sehr verehrten Damen und Herren, sind Ihre Wortmeldungen gerade im Lichte dessen, was wir heute am Vormittag schon angedeutet gehört haben, mehr als fragwürdig. Meine Damen und Herren! Das, was Sie hier tun, ist, sich herauszustellen und Kritik zu üben und gleichzeitig, meine Damen und Herren, Plakate aufzuhängen, die eine Beleidigung nicht nur des Staates darstellen, sondern auch der Stadt, meine sehr verehrten Damen und Herren! (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Da würde ich den Mund, Herr Kollege Maresch, wirklich nicht so voll nehmen, denn dieses Plakat ist für mich ein echter Skandal, nämlich eine ungeheuerliche Frechheit. (Der Redner hält das genannte Plakat in die Höhe.) Was steht hier? Und ich zitiere jetzt wörtlich: „Wer Österreich liebt, muss Scheiße sein." Und in der Mitte steht: „Nimm dein Flaggerl für dein Gaggerl." Das heißt, meine sehr verehrten Damen und Herren der GRÜNEN, wir sollen jetzt den Hundekot in die Staatsflagge einwickeln, oder ich weiß nicht, was Sie damit sagen wollen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber was hat das mit der Ausgliederung zu tun? Wollen Sie den Hundekot ausgliedern? Das ist ja jenseitig!) Das ist, meine sehr verehrten Damen und Herren, eine Frechheit gegenüber unserem Staat und unserer Stadt deshalb, weil Sie auch ein Logo verwenden, nämlich das Logo der Stadt Wien. Damit täuschen Sie eine Wien-Information vor, die natürlich nicht gegeben war. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zu diesem skandalösen Plakat möchte ich eigentlich nur zwei Leserbriefe zitieren, die heute, Freitag, in der Zeitung „Heute" veröffentlicht sind. Der erste Leserbrief heißt – und ich zitiere: „Der Skandal ist nicht das Plakat, sondern die stille Zustimmung aller anderen Parteien zu einer Beleidigung unserer Flagge und aller Österreicher. Armes verratendes Österreich." Das hat ein Herr Kostal gesagt. Das ist nun nicht der Fall. Es hat sich heute schon eine Fraktion aufgeregt, und ich rege mich auch auf für die Sozialdemokraten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das passt eh dazu!)

Das Zweite, meine sehr verehrten Damen und Herren und Herr Maresch, ist ein Leserbrief, wo ein gewisser Herr Peter Stiegnitz schreibt: „Für Grün-Funktionärin Meinhard-Schiebel ist das Plakat nur ‚... eine überzogene Satire'." – Und ich zitiere genau: „Da ich keinen Hund beleidigen will, bin ich dafür, das Wort ‚Österreich' durch ‚Grüne' zu ersetzen." (Demonstrativer Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich weiß, dass Sie von der Grünen Partei sich jetzt erregen. Zu diesen beiden Leserbriefen ist absolut nichts hinzuzufügen. Nur eines, meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Maresch, sollten Sie vielleicht wissen: Der Herr Peter Stiegnitz aus Wien 7 ist nicht irgendwer, sondern er heißt mit seinem vollen Namen und Titeln Prof Dr Peter Stiegnitz, ist der bekannte Soziologe und Verhaltensforscher und Autor vieler Bücher, tritt auch im Ausland im Fernsehen und im Inland im Fernsehen auf, ist auch der Verfasser von mehreren Büchern, unter anderem über das Lügen! (GR Mag Rüdiger Maresch: Was soll ich jetzt machen?) Und deshalb wird er auch als Lügenprofessor von den Medien sehr gerne eingeladen und sagt seine Fachmeinung dazu. Und ich erlaube mir daher, nur die Feststellung zu treffen, der Mann weiß, wovon er spricht, und schreibt auch das, was er weiß. Das sollte Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren, und Ihnen besonders, Herr Maresch, sehr, sehr zum Denken geben! (GR Mag Rüdiger Maresch: Was sollen wir jetzt machen?)

Lassen Sie mich zum Abschluss noch sagen, meine sehr verehrten Damen und Herren: Es ist natürlich nicht so, Herr Kollege Blind, dass es keine Kontrollerechte gibt, aber das wissen Sie ja auch schon. Das haben wir ja schon oft auch im Ausschuss diskutiert. Diese neue WGM, Wiener Gewässer Management GesmbH unterliegt natürlich den Rechnungshofkontrollen, unterliegt natürlich den Kontrollamtskontrollen. Das heißt, meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist natürlich hier alles im grünen Bereich. 

Ich kann abschließend jetzt dem Leiter, nämlich dem Herrn Ing Martin Jank und seinen 16 Mitarbeitern von dieser Stelle aus nur gratulieren und alles Gute und viel Erfolg wünschen. Ich wünsche ihm wirklich alles Gute, diesen Erfolg für Wien noch weiter zu prolongieren und noch zu verbessern. – Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Der Kollege Pfleger wieder einmal bei der Abrechnung mit den GRÜNEN und wieder einmal Standing Ovations mehr oder weniger von der FPÖ! Kollege Pfleger, haben Sie das vergessen, wie es beim letzten Mal war? Die FPÖ hat Ihnen sogar zweimal Applaus gespendet, dieses Mal ist es nur einmal durchgegangen. Also, Beifall auf der Rechten, Kollege Pfleger! Das würde ich mir wirklich genau überlegen, ob das wirklich so ganz toll war. 

Kollege Pfleger, ob mir das zu denken gibt, wenn jetzt der Herr Prof Stiglitz (GR Univ-Prof Dr Ernst Pfleger: Stiegnitz!), offensichtlich einer Ihrer guten Freunde, uns in der Zeitung – ich glaube es war die „Heute"-Zeitung, wenn ich mich nicht täusche – mehr oder weniger eines auf den Kopf gibt, weil die Grünalternative Jugend ein Plakat aufgehängt hat, bei dem die österreichische Fahne oder das Signum der Republik oder was auch immer verunglimpft wurde: Da denke ich, da sollten Sie sich einmal Plakate der Sozialistischen Jugend anschauen! (GR Godwin Schuster: Der Stil! Das ist im Schaukasten des Hauses der GRÜNEN ...!) Die waren auch manchmal sehr prominent, und keiner von uns hat vom Rednerpult aus irgendetwas gesagt, sondern ganz im Gegenteil, jugendliche Parteiangehörige, GRÜNE, Sozialdemokraten, haben in Wirklichkeit offensichtlich ein prononcierteres Verhältnis zu bestimmten Dingen. Das kann gut oder schlecht sein, das will ich hier gar nicht beurteilen. Es hätte mich einfach interessiert, was Sie damals über die Sozialdemokratische Jugend, die über das Betrunkensein auf einem Plakat gesprochen hat – da werden sich viele noch erinnern können! – gesagt haben. Sie sind sicher nicht ans Rednerpult gegangen und haben da irgendwelche Professoren Namens Stiglitz oder wie auch immer zitiert. Ganz im Gegenteil! Sie werden schweigend da gesessen sein und hoffentlich nichts gesagt haben.

Jetzt zu den Lobeshymnen auf die Ausgliederung: Ich denke, die MA 45 wird sich bedanken, wenn Sie sagen, dass es jetzt noch besser wird, wenn die Dinge ausgegliedert werden und das eine private Firma zu 100 Prozent im Eigentum der Stadt Wien ist. Da frage ich mich ganz ernsthaft: Glauben Sie wirklich, dass die MA 45 bis jetzt nicht im Stande war, auch das zu tun? Das Wesen der Ausgliederung ist nämlich im Normalfall, dass man ein Ding einer Gruppe von Beamten nicht mehr so zutraut und deswegen ausgliedert. Gut. Was passiert jetzt mit der WGM? Die Verdienste des damaligen Umweltstadtrats Michael Häupl beziehungsweise des Herrn Gerhard Weber, der ja jetzt Baudirektor ist und bald in die Pension geht, will ich jetzt einmal gar nicht schmälern. Aber zu sagen, diese werden jetzt weitergeführt, indem man eine Firma ausgliedert, also da kann ihnen wahrscheinlich kaum jemand folgen. 

Ich denke: Wie hängt denn das zusammen mit dem Altlastenkataster und den großen Verdiensten? Kollege Pfleger, bleiben Sie am Teppich! Das ist Geschichtsaufarbeitung der MA 45 und sonst nichts! Was das mit unserer Liebe zu Österreich und irgendwelchen Plakaten zu tun hat, ist offensichtlich nicht Ihre Sache. Dann hätten Sie sich gemeldet heute bei der Aktuellen Stunde. Das haben Sie offensichtlich versäumt. Sie müssen offensichtlich zu später Stunde anlässlich der Altlasten – das passt übrigens eh gut zu Altlasten mit den GRÜNEN – da reinen Tisch machen. Das nennt man nicht nur einerseits Themenverfehlung, sondern da weiß man in Wirklichkeit: Da gibt es immer Beifall von der Rechten. Wenn Sie das brauchen so wie bei der Punkerhütte, dann tun Sie einfach so weiter! – Das ist einmal das Erste.

Das Zweite ist zu sagen, jetzt wird alles noch besser und noch besser, weil es eine Ausgliederung gibt. Das sehe ich überhaupt nicht! Warum zum Beispiel gliedern Sie dann nicht auch die MA 31 aus? Warum nicht die MA 30? Wer hält Sie auf? Sie werden dann auch ans Rednerpult kommen und sagen: Na ja, die MA 31 mussten wir ausgliedern, denn die Beamten haben es nicht zusammengebracht! – Ich denke wirklich, die Logik ist dermaßen hanebüchen, Herr Professor, dass es eines Herrn Professors nicht würdig ist. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Damit kommen wir zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Ich lasse zunächst über die Postnummer 155 abstimmen. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über Postnummer 159.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 158, Werbe-, Marketing- und PR-Dienstleistungen für die MA 48. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Blind. – Bitte schön.

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die MA 48 wird ermächtigt, mit einer Werbemittelfirma einen Dienstleistungsvertrag über Werbe-, Marketing- und PR-Dienstleistungen abzuschließen. Der Betrag ist zwischen 500 000 EUR und 1,2 Millionen EUR. Beworben werden Sachen – wir sehen es ja jetzt schon wieder auf allen Rollingboards – wie Sackerln, diesmal sind es nicht Gackerl-Sackerl, diesmal sind es andere Sackerl, die man sich auf Müllplätzen oder sonst irgendwo besorgen soll. Ich glaube, solche Werbungen sind an und für sich nicht unbedingt notwendig. Zumindest sollte man für solche Dinge nicht Geld ausgeben. Ich glaube, wenn einer ein Sackerl braucht, dann braucht er das nicht am Rollingboard, mit einer durchaus sehr, sehr hübschen Frau versehen, zu betrachten. Aber Werbung soll ja an und für sich für die Stadt etwas Gescheites bringen.

Werbung in dieser Stadt ist ja schon Müll an und für sich. Bitte, schauen Sie sich um in dieser Stadt! Sie ist mit Plakaten zugekleistert. Sie ist dermaßen verunstaltet. Wenn man sich in europäischen Städten umschaut, bemerkt man, dass Wien eigentlich ein einziger Werbemüllhaufen geworden ist. Diese Kleinplakate, die an und für sich gut gemeint waren, aber schlecht ankommen, machen Wien noch hässlicher, als es in dieser Stadtlandschaft auch schon ist. Es wäre besser gewesen, Sie hätten unseren Abänderungsantrag zum Reinhaltegesetz zugestimmt, wo wir gesagt haben, die Verursacher von diesen Werbeplakaten, erstens einmal die Werbemittelfirma, oder die Nutznießer aus diesen Plakataktionen sollte man zur Verantwortung ziehen, wenn sie auf Lichtmasten, auf Schaltkästen und allen unangebrachten Orten ihre Werbung veranstalten. 

Hat es denn wirklich die Wiener Stadthalle notwendig, derzeit wieder auf den Lichtmasten zu werben, obwohl die Frau StRin Sima gesagt hat, sie oder die Stadt Wien hat einen Vertrag mit 90 Prozent aller Leute, die eben Werbung in dieser Stadt machen, geschlossen, und diese werden zukünftig auf diesen Kleinplakaten werben. Trotzdem sieht man ganz neue Plakate von der Stadthalle, ganz neue Plakate von der CA-BA. Hat es die Wiener Stadthalle notwendig, hat es die Bank Austria notwendig, dass sie einfach wild plakatieren lassen?

Diese Institutionen und diese Firmen müssen doch auch irgendwie, wenn sie einen Werbeauftrag vergeben, sich darum kümmern, ob irgendwo eine Position „Anmietung von Werbeflächen" vorkommt. Das kann doch der Stadthalle und der Bank Austria nicht wurscht sein, wo das in der Stadt Wien hingeklebt wird! Jetzt haben wir hunderte oder tausende Kleinstplakate, das sind die, die sich um die Lichtmasten spannen, und trotzdem wird wieder munter weiter auf den Schaltkästen und auf den Lichtmasten wild plakatiert. So kann es nicht sein, dass wir zu den Wildplakaten jetzt noch tausende Kleinstplakate haben!

Bitte, liebe Frau Stadträtin, es kann doch nicht möglich sein, dass auch vor dem Schloss Schönbrunn auf den Lichtmasten diese grässlichen Kleinstplakate angebracht werden. Ich bitte, ein bisschen sensibel bei Kulturdenkmälern ersten Ranges zu sein! Dort könnte man doch wenigstens diese Werbung auf den Lichtmasten unterlassen.

Wir sind der Meinung, man sollte mit diesem Geld nicht weitere Verschandelung der Stadt unterstützen. Und diese Bewerbung und diese Beschriftung sind ja grausliche Sitten: überall ein Rollingboard, überall eine Plakatwand, überall, auf jedem Schaltkasten pickt es. Wir sollen uns eher darum kümmern, wie es denn auf unseren Sammelplätzen aussieht! Wien sollte sich kümmern, dass unsere neuen Bewohner sich an unsere Sitten halten, dass sie ihre südländischen Sitten ein bisschen einbremsen! Da wäre es ganz gut: Auf jeder Mistinsel sollte ein Plakat sein oder eine Tafel angebracht sein, wo der nächste Mistplatz ist, ganz einfache Sachen. Da brauche ich keine Werbemittelfirma. Wo ist der nächste Mistplatz, und wann hat er offen, was kann ich dort abgeben? – Dazu habe ich einen Antrag. 

Wenn man schon PR macht, dann bitte in einer verständlichen Form und nicht in der Art für Kleinkinder oder für Schwachsinnige. Derzeit lacht irgendein Mistmonster ... (Zwischenruf von GR Ernst Nevrivy.) – Ich habe ja gesagt, nicht für Schwachsinnige, Herr Kollege. Ich habe ja gesagt, wenn es Ihnen gefällt ... Ich habe gesagt, bitte nicht in dieser Kleinkinderart, bitte nicht „Die rote Karte für den Mist" oder ähnliche Nullaussagen. Wir brauchen keine Kampagne gegen den Hundekot, sondern was wirklich einmal notwendig wäre, sind ein Besen, eine Schaufel, ein spezieller Mistkübel. Erstens bräuchte man einen Besen, eine Schaufel und einen Mistkübel für den Hundedreck auf allen Hundeauslaufplätzen, auf allen Hundezonen und auf allen Grünflächen. Da wäre schon etwas gewonnen. 

Um 1,2 Millionen EUR könnte man 113 Mann-Jahre an Aushilfskräften einkaufen. Das können Sie ja nachrechnen! Was ein Schneeschaufler bekommt, das bekommt eine Aushilfskraft bei der MA 48 auch. Um 1,2 Millionen EUR könnte man 113 Mann-Jahre an Aushilfskräften einkaufen, und die könnten den Dreck aus der Stadt kehren. 

Wenn sie schauen, was in dem Vertrag drinsteht, so scheint es, dass wir Gemeinderäte einfach billig oder vielleicht unterbezahlt sind, oder die Werbemittlerfirma ist überbezahlt. Da ist zum Beispiel ein Tagsatz Medienkooperation mit 1 300 EUR bemessen. Eine Presseaussendung kostet 1 500 EUR. Das heißt, jeder Gemeinderat, der vier Presseaussendungen macht, hat eigentlich schon sein Gehalt herinnen. Na, so kann es doch eigentlich nicht mit dem Steuergeld weitergehen! 

Die MA 48 soll arbeiten, soll „g’scheite" Mistkübel aufhängen. Da hat die Frau Stadträtin erklärt, das können wir uns jetzt nicht leisten, wir müssen die alten Mistkübel noch immer ein bisserl weiterverwenden. Wir können uns nicht gleich ganz neue leisten. Diese klappen leider auf, und der ganze Dreck liegt auf der Straße. Und wofür 1,2 Millionen EUR an PR? Die MA 48 hat keine Konkurrenz, jedenfalls in dieser Stadt nicht und am Markt nicht, und braucht daher so ein exorbitantes Werbebudget sicherlich nicht. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Ernst Nevrivy. – Bitte. 

GR Ernst Nevrivy (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Frau Stadträtin! 

Eigentlich wollte ich ganz kurz sein. Ich lasse mir von Ihnen ganz einfach nicht diese Stadt derartig miesreden, wie Sie das immer machen. 

Zum Antrag kommend: Wir sind der Meinung, dass es besser ist, auf das Misttelefon hinzuweisen, denn da kann man persönlich klären, wo der dementsprechende Sperrmüll hinkommen sollte. Nicht alles, was geglaubter Sperrmüll ist, ist auch Sperrmüll. Auf der anderen Seite: Die Hinweisschilder im öffentlichen Raum – das sollten Sie wissen! – müssen natürlich dementsprechend angebracht werden oder so hoch angebracht werden, damit sich niemand den Kopf stößt. Die Hinweisschilder müssen barrierefrei angebracht werden. Es könnten ja auch Menschen mit Behinderung vorbeigehen, zum Beispiel blinde Personen. Das könnte ja sein. Daher werden wir diesen Antrag von Ihnen ablehnen. 

Kommen wir zur Postnummer: Wieder einmal ein Thema, das die Opposition und euch nicht besonders freut, denn wenn die Stadt Wien bei der Abfallwirtschaft so wie in vielen anderen Bereichen ausgezeichnete Arbeit leistet, dann sind die Wienerinnen und Wiener auch zufrieden mit unserer Stadt. Das gefällt einigen halt nicht. Aber dafür sehen die Wienerinnen und Wiener, wie wichtig es ist, dass wir Sozialdemokraten das Sagen in dieser Stadt haben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Alle Umfragen zeigen, dass die Wienerinnen und Wiener äußerst zufrieden mit der Arbeit der MA 48 sind und dass es eine hohe Beteiligung an der getrennten Altstoffsammlung gibt. Die Werbe- und Informationsmaßnahmen der MA 48 – und um die geht es bei dieser Postnummer – erzielen überall hohe Wiedererkennungswerte und sind maßgeblich für die hohe Akzeptanz und Sympathiewerte durch die Wienerinnen und Wiener verantwortlich. Dass einige dieser Maßnahmen nicht passen, ist klar. Hier wird die gute Arbeit der MA 48 unterstützt. Hier wird die gute Arbeit der Frau StRin Ulli Sima unterstützt. Hier wird die gute Arbeit der Stadt Wien bei der Abfallwirtschaft unterstützt, und darauf sind wir stolz. Das wollen wir auch so. Und das werden wir auch weiterhin so machen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ein paar Fakten: Unter dem Motto „Dasein für Wien“ errichtet und betreibt die MA 48 modernste Abfallwirtschaftanlagen wie zum Beispiel die neue Biogasanlage oder die ebenso neue Kunststoffsortieranlage bei uns in der Donaustadt. Die MA 48 stellt sich erfolgreich wie bei der Plastikflaschensammlung privater Konkurrenz in Ausschreibungen und stellt im Rahmen der Aktion „Saubere Stadt“ mehr Papierkörbe und mehr Personal für die Sauberkeit der Stadt zur Verfügung. Aber anders als bei vielen anderen Aufgabenfeldern funktionieren viele dieser Dinge nur in enger und guter Kooperation mit der Bevölkerung. Keine getrennte Altstoffsammlung klappt ohne die Wienerinnen und Wiener, die auch wirklich Plastikflaschen und Zeitungen getrennt einwerfen. Die Stadt wird nicht sauberer, wenn die Bevölkerung nicht Papierkörbe und Dockstationen, Mistplätze und Problemstoffsammelstellen nützt, sondern alles auf den Boden wirft. Die MA 48 muss also all ihre Maßnahmen und Angebote (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski) – na, hören Sie zu! – kontinuierlich der Bevölkerung kommunizieren und anbieten. Und deshalb müssen wir Werbe- und Informationsmaßnahmen treffen. Denn wir wollen eine saubere Stadt. Wir wollen eine reine Stadt. Und dann ist auch die Bevölkerung zufrieden. Und ob Ihnen das nun passt oder nicht, Wien ist eine saubere Stadt, Wien ist eine reine Stadt, und dafür haben wir Sozialdemokraten gesorgt, nicht ihr! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die Sauberkeit in der Stadt ist eine der wichtigsten Herausforderungen der MA 48. Und gerade die Bewusstseinsbildung bei der Bevölkerung ist da ganz wichtig dabei. Durch die seit 1998 laufende Mistmonsterkampagne hat die MA 48 ein Rahmenkonzept, das auf dem personifizierten bösen Mist aufbaut. Hauptziel war die Abfallvermeidung. Später wurden auch andere Themen durch den Mist kommuniziert. Zweifellos ist das Mistmonster Imageträger und Erkennungszeichen für die MA 48 und hat besonders bei der Jugend hohe Sympathiewerte. 

Was die Freiheitlichen unter Sauberkeit verstehen, hat Herr Kollege Blind in einer Ausschusssitzung einmal erklärt, nämlich dass die Stadt Wien eine schmutzige Stadt ist, weil am Sonntag in der Früh die Mistkübel zwischen Praterstern und Prater voll sind. Und was mich damals besonders beunruhigt hat, war: Ich hatte das Gefühl, er glaubt das wirklich. Nach der Sitzung, ich war ja noch nicht lange dabei, hat man mir Gott sei Dank erklärt, was von den Wortmeldungen des freiheitlichen Kollegen zu halten ist. Jetzt bin ich wieder beruhigt. 

Um wieder zur Sache zu kommen: So wie sich die MA 48 jahrelang immer als Problemlöser und Hauptverantwortlicher im Kampf gegen das Mistmonster präsentiert hat, kam 2005 die Kampagne „Rote Karte für den Mist", ein erster Richtungswechsel. Erstmals wurde mit genauer Mengenzahl auf Problemfelder wie Sperrmüll und Einkaufswagerl hingewiesen und versucht, durch Emotionalisierung eine gesteigerte Eigenverantwortung hervorzurufen. Es wurde in dieser Kampagne versucht, die Bevölkerung darauf hinzuweisen, dass für die Verunreinigung in der Stadt, vom Hundekot ... (Zwischenrufe bei der FPÖ) – Was hat denn der Kollege Blind gemacht? Er hat uns in einer Tour beleidigt und beschimpft! – Es wurde darauf hingewiesen, die Bevölkerung darauf hinzuweisen, dass für die Verunreinigung in der Stadt, von Hundekot über Einkaufswagerl bis hin zu illegalen Sperrmüllablagerungen, sie selbst als Verursacher die Hauptverantwortung trägt und damit auch selbst die Möglichkeit für eine Verbesserung der Situation hat. Die Stadt kann die Serviceleistungen bereitstellen. Ob diese genutzt werden, liegt an der Bevölkerung. Und das hat funktioniert. Durch die Kampagne unterstützt, ist Wien noch sauberer geworden, ist Wien einfach besser geworden. Und es gelingt uns Jahr für Jahr, dass wir die Lebensqualität in dieser Stadt ständig steigern, und sie immer besser wird. 

Kommen wir zur neuen Kampagne, bei der wir sie auffordern, doch noch mitzumachen: Eines der Hauptziele der neuen Kampagne ab 2008 soll sein, die Sauberkeit noch zu verbessern. Es soll dabei die Beteiligung an der getrennten Altstoffsammlung gefestigt werden, es sollen Sammelmengen und Sammelqualität in einigen Teilfeldern verbessert werden. Das ist langfristig aber nur möglich, wenn eine Verhaltensänderung in Richtung einer persönlich empfundenen Verantwortung für die Sauberkeit dieser Stadt initiiert wird. Der erste Arbeitsschwerpunkt der neuen Agentur wird in der Kommunikation der „Waste Watchers“ liegen, die ab 1. Februar 2008 in den Einsatz kommen werden. 

Und aus all diesen Gründen will die MA 48 einen Vertrag mit einer Bietergemeinschaft schließen. Und ich ersuche Sie nochmals: Unterstützen Sie unsere Bemühungen für ein sauberes Wien, für ein schöneres Wien und stimmen Sie dem Antrag zu! – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. (GR Christian Oxonitsch: Verzichtet!) – Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen. 

Es gibt einen Beschlussantrag der FPÖ zum Thema Hinweistafeln an Altstoffsammelstellen. Es ist die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer für diesen Beschlussantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Postnummer 161, Bericht 2007 zum Klimaschutzprogramm der Stadt Wien. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Reischl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Hannelore Reischl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche Sie um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte mich nicht lange aufhalten. Wir werden natürlich dem Geschäftsstück zustimmen. Ich möchte aber schon sagen, was mir dabei ein bisschen auffällt, ist, dass beim Klimaschutzprogramm der Parameter, nach dem gemessen wird, immer die stadteigenen Masterpläne beziehungsweise Stadtentwicklungspläne sind. Das ist schon ein bisschen schwierig, wenn man sich beim Verkehr oder bei der Evaluation in dem Fall, was den Verkehr betrifft, sozusagen immer vor Augen halten muss, dass ein Autobahnring gebaut werden soll, dass Garagen gebaut werden sollen, dass die Stadtentwicklung auf der grünen Wiese forciert wird, sowohl beim Flugfeld Aspern als auch bei Rothneusiedl. Das sind die Parameter, nach denen gemessen wird. Das ist ein bisschen schwierig beim Klimaschutzprogramm. Der Tankexport und die Mineralölsteuer sind natürlich auch Sachen, die man zwar berücksichtigen muss, aber in Wirklichkeit sind das keine gottgewollten Dinge oder Naturgesetze, sondern da kann man auch etwas ändern. Also, wie gesagt, ein gutes Ding, wir werden zustimmen.

Eine Kleinigkeit vielleicht noch zum Schluss bei dieser Geschichte, dann möchte ich meine drei Anträge einbringen. Interessant war, dass im Jahr 2006 der Radverkehr eigentlich nur 4,1 Prozent aller zurückgelegten Wege darstellt. Nicht 6 Prozent, wie uns der Herr StR Schicker immer weismachen will, sondern nur 4,1 Prozent. Die Steigerungen in den letzten Jahren waren, würde man sagen, nicht exorbitant hoch, wie wir es gerne hätten, sondern moderat. Da ist sicher noch einiges zu tun.

Jetzt zu den Anträgen, damit wir ein bisschen schneller weiterkommen:

Der erste Antrag bezieht sich auf Terrassenstrahler im öffentlichen Raum. Sie werden das sicher schon bei allen möglichen Punschständen, aber auch bei Schanigärten gesehen haben. Die werden jetzt im Winter plötzlich mit so genannten Heizpilzen beheizt. Das ist unserer Meinung nach ein bisschen kontraproduktiv, wenn wir auf der einen Seite viel Geld dafür ausgeben, dass Wärmedämmungen in den Häusern kommen, dass wir Strom sparen und dann auf der anderen Seite den Himmel heizen, ob es am Naschmarkt oder am Stephansplatz bei Punschständen ist. Das, glauben wir, ist nicht wirklich gut. Deswegen ein Beschlussantrag:

„Der Wiener Gemeinderat ersucht aus Klimaschutzgründen die zuständige Stadträtin für Umwelt mit der Ausarbeitung von Lösungsvorschlägen für 

1. ein Verbot für die Aufstellung von Terrassenstrahlern im öffentlichen Raum und 

2. eine strenge Regulierung für die Aufstellung von Terrassenstrahlern im Freien auf Privatgrundstücken.

Lösungsvorschläge sollen dem Gemeinderatsausschuss bis spätestens Ende März 2008 vorgestellt werden."

Warum Ende März? Weil dann die kalte Saison vorbei ist. Deswegen hätten wir es gerne vorher gewusst und nicht am Sankt Nimmerleinstag. -

Der nächste Antrag bezieht sich auf etwas ganz Wichtiges, das Ihnen als UVP-Verfahren Kernkraftwerk Mochovce bekannt ist. Es ist ein Antrag von SPÖ, ÖVP und den GRÜNEN. Da geht es darum:

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Österreichische Bundesregierung auf, 

1. vom Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes prüfen zu lassen, inwieweit Österreich Mitspracherecht bei der Errichtung der Blöcke 3 und 4 beim slowakischen Kernkraftwerk Mochovce geltend machen kann. Insbesondere ist zu klären, inwieweit etwaige Projektänderungen oder auch Änderungen der Dokumentation gegenüber dem Baubescheid von 1986 ein grenzüberschreitendes UVP-Verfahren nach dem EU-Recht fordern,

2. unverzüglich mittels bilateraler Vereinbarungen mit der Slowakei und einer diplomatischen Note an die Slowakei die Parteienstellung Österreichs beim Ausbau des Kernkraftwerks Mochovce durch die Blöcke 3 und 4 einzufordern.

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Last but not least die Novellierung des Ökostromgesetzes des Bundes. Unserer Meinung nach ist das Ökostromgesetz, so wie es sich jetzt darstellt und auch in der Novellierung, nicht wirklich brauchbar. Sie werden wissen, dass wir massiv daran interessiert sind, dass sich das Ökostromgesetz an das in Deutschland im Moment bestehende Gesetz anlehnt. Wir glauben deswegen, dass es besser ist, das nicht zu novellieren, sondern ein neues Gesetz zu machen. Deswegen unser Beschlussantrag:

„Der Wiener Gemeinderat fordert die österreichische Bundesregierung auf, sich unverzüglich und mit Nachdruck dafür einzusetzen, dass der vorliegende Entwurf für das österreichische Ökostromgesetz nach dem Vorbild des erfolgreichen Erneuerbaren Energiegesetzes in Deutschland von Grund auf überarbeitet wird und in dem neuen Entwurf folgende Ziele eindeutig festgelegt werden: 

Fördermittel für den weiteren Ökostromausbau sind deutlich anzuheben, die Abnahme von Ökostrom aus allen genehmigten Ökostromanlagen generell zu garantieren, durch EPC-Kriterien die Kosten der Ökostromförderung in vertretbarem Rahmen zu halten, die Laufzeit der Ökostromförderung auf 20 Jahre zu verlängern, den Bau mittelgroßer Wasserkraftwerke nicht zu subventionieren.

Weiters wird der Bürgermeister der Stadt Wien in diesem Zusammenhang aufgefordert, sich bei der Bundesregierung auch für die Prüfung folgender Punkte einzusetzen:

Die Bindung der Kraft-Wärme-Kopplung für bestehende modernisierte KWK-Anlagen sowie des Investitionszuschusses für neue KWK-Anlagen an die Verwendung neuer Brennstoffe, ..." - Die generelle Herausnahme der KWK-Förderung ist uns deswegen wichtig, weil es da ein neues Gesetz braucht, sonst ist, so wie es jetzt ausschaut, das immer ein Drohpotenzial des einen Regierungspartners gegenüber dem anderen. Zum Text zurück: „... Reaktionsmöglichkeit auf signifikante Erhöhungen und Reduktionen von Preisen am Rohstoffmarkt.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Zum Schluss noch, es gibt heute auch einen Antrag der Wiener SPÖ dazu. Den werden wir ablehnen, weil es wieder darauf hinausläuft, dass der Ökostromanteil nur deswegen gesteigert wird und das immer mit einer Erhöhung für die armen oder weniger armen Bürger und Bürgerinnen verbunden wird. In Wirklichkeit ist es aber so, dass die neue Ökostromgesetznovelle damit verbunden ist, dass mittelgroße Kraftwerke gefördert werden sollen, und zwar Wasserkraftwerke.

Die zweite, uns nicht wirklich angenehm erscheinende Geschichte ist, dass die Ablauge von Fabriken verbrannt werden soll, damit man dafür auch Ökostrom gewinnen kann. Wir sehen das nicht so. 

Wir werden Ihren Antrag ablehnen, fordern Sie aber trotzdem auf, unserem zuzustimmen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) - Das war es und schnell auch noch. (GR Dr Herbert Madejski: Das war ein faires Angebot! Super!)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Hufnagl. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Hufnagl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch wenn zwei Oppositionsparteien offensichtlich zum Klimaprogramm jetzt nicht massive Kritik anbringen wollen und sich verschweigen, möchte ich im Ansinnen des weltweiten Klimagipfels in Bali doch einige wenige grundsätzliche Gedanken anfügen.

Die unleugbare Tatsache des durch Menschen verursachten Klimawandels, sprich, der beträchtlichen Erderwärmung verbunden mit Katastrophenwetter und Wetterkatastrophen, wurde vielerorts bis dato nicht wirklich und nur sehr zögerlich aufgenommen. Unbegreiflicherweise haben etliche Regierungen und beileibe nicht nur die Kyoto-Protokoll-Verweigerer die alarmierenden Fakten nicht wirklich realisiert, geschweige denn überfällige Gegenmaßnahmen gesteuert.

Wien war und ist auch hier bei diesem wichtigen und bedeutenden Thema gleichermaßen anders. Nach einem intensiven Diskussionsprozess mit internen und externen Experten haben wir schon am 5.11.1999 mit breiter Mehrheit, nur gegen die Stimmen der FPÖ, ein umfassendes interdisziplinäres, alle Geschäftsgruppen übergreifendes Klimaschutzprogramm beschlossen und damit das KliP Wien als besonderes Markenzeichen in die Welt gesetzt. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Heute machen wir eine Vorlesung!) In den Handlungsfeldern Energieerzeugung und Vertrieb, Mobilität, Wohnen, Stadterneuerung und Abfallwirtschaft und schlussendlich bestmöglicher Ökologisierung der Wiener Betriebe wurden 36 Maßnahmenprogramme definiert, die mit 200 kon-
kreten Einzelmaßnahmen helfen, dass wir hier die Treibhausgase, insbesondere das CO2, massiv senken können.

Zur weisungsfreien kritischen Begleitung des KliP Wien wurde schon, wie im Programm selbst festgeschrieben, die unabhängige Klimaschutzkoordinationsstelle geschaffen. Diese beauftragte mit den beiden ersten Evaluierungsberichten ihre eigenen Mitarbeiter und hat nunmehr die österreichische Energieagentur gebeten, für 1999 bis 2006 einen umfassenden Klimaschutzbericht zu erstellen, der, nochmals aktualisiert, nunmehr dem Gemeinderat zur Bewertung und schlussendlich Kenntnisnahme vorliegt.

Was sind nun die wichtigsten Erkenntnisse dieser international anerkannten Expertenorganisation? Zuvorderst, und das ist ganz entscheidend, alle 36 Maßnahmenprogramme sind konkret auf Schiene gegangen und haben einen äußerst hohen Umsetzungsgrad erreicht. Fünf Programme wurden schon 2005 mit dem angestrebten Ziel verwirklicht, obwohl das KliP bekanntlich bis 2010 dimensioniert ist.

Die Wiener Stadtpolitik hat im engen Schulterschluss mit der Bevölkerung eine jährliche CO2-Vermeidung von 2,6 Millionen Tonnen gegenüber 1990 und damit dem Ausgangsjahr aller Berechnungen erzielt.

Seit dem Beschluss des Klimaschutzprogramms wurden klimawirksame Investitionsmaßnahmen von rund 8 Milliarden EUR ausgelöst und damit verbundene Wertschöpfungseffekte mit einem doppelten Höhenvolumen erzielt.

Schlussendlich wird der beschäftigungspolitische Effekt des KliP von der Energieagentur mit 42 000 Voll-
zeitarbeitsplätzen beziffert.

Meine Damen und Herren, wenn man sich das Schicksal vieler politischer Programme mancherorts vor Augen hält, kann man ohne Zweifel sagen, das KliP Wien ist kein Programm für Sonntagsreden oder gar für die Schublade. Mit der gleichen Ernsthaftigkeit, mit der es vorbereitet und entwickelt wurde, wird es Schritt für Schritt, Maßnahme für Maßnahme, Jahr für Jahr verwirklicht. Daher liegt Wien beim Einsparungspotenzial und Vermeidungspotenzial von Kohlendioxid zusammen mit Vorarlberg an der Spitze der österreichischen Klimastatistik, weit vor sämtlichen Flächenbundesländern. Wir haben uns einfach mehr angestrengt. Das ermutigende Ergebnis als erfolgreichstes Bundesland liegt jetzt vor uns und ermutigt uns zu weiteren Aktivitäten. (Beifall bei der SPÖ.)

Ohne uns zurückzulehnen oder gar selbstgefällig zu werden, können wir getreu dem Motto „global denken, lokal handeln" feststellen, Wien ist am besten Weg, von der Umweltmusterstadt zu einem national wie international anerkannten Klimavorbild zu werden, eine Tatsache, die uns mit Genugtuung erfüllt und noch mehr Ansporn für die nächsten Aufgaben schafft. Die sind in der Tat umfangreich und harren einer raschen Verwirklichung. So sehr das KliP in der generellen Umsetzung durchaus zufriedenstellend unterwegs ist, gibt es in den Großbereichen Verkehr und Energieversorgung Nachbesserungsbedarf, haben doch die ungebrochen rasant steigenden Mobilitäts- und Energiebedürfnisse der Menschen, aber auch neue internationale Entwicklungen wie die Liberalisierung sämtlicher Energiemärkte und die ständig wachsenden Transitströme, die ursprünglichen Einschätzungen und Prognosen konterkariert und Reduktionserfolge in anderen Bereichen im Gesamtergebnis geschmälert, teilweise unwirksam werden lassen. 

Daher war es richtig, dass wir im vergangenen Jahr neben dem Energiekonzept ein Energieeffizienzprogramm beschlossen haben, das nunmehr für Vorgangssicherheit in einem Masterplan sorgen wird. Dieser wird schon verwirklicht und mit in Verwirklichung befindlichen alternativen Energien wie dem Biomassewaldkraftwerk und der Biogasanlage in Simmering, neuen Wasserkraftwerken von Wien Energie, neuen Windparkanlagen in Unterlaa, in Mürzzuschlag, in Niederösterreich, aber selbst in Ungarn und erst recht der thermischen Wohnhaussanierung THEWOSAN, dem weiteren Fernwärmeausbau, der Fotovoltaik und Passivhaus-Technologie, noch mehr Gewicht verleihen. Begleitet werden diese zahlreichen Aktivitäten von ständig steigender Brennstoffausnützung und damit eines verbesserten Wirkungsgrades in allen diesen Wiener Kraftwerken. 

Aber auch beim Kapitel „Verkehr in Wien" gibt es Erfreuliches, gepaart mit zusätzlichen Herausforderungen, zu berichten. Während viele andere Metropolen den Kampf gegen den ständig wachsenden Moloch Individualverkehr längst verloren haben, erreicht Wien mit einem Anteil des öffentlichen Personennahverkehrs von 35 Prozent einen Spitzenwert im internationalen Verkehrsgeschehen. Dazu kommen wachsende Segmente beim Radverkehr und fußläufig zurückgelegten Wegen verstärkend dazu.

Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderats, im Vergleich zu allen EU-Hauptstädten hat Wien den höchsten Anteil von sanfter Mobilität am Modal-Split. Wir sind Europameister, zwar nicht im Fußball, aber in der wesentlich schwierigeren Disziplin der umwelt- und klimagerechten Bewältigung des Verkehrsgeschehens. Zwar nur ein inoffizieller Preis, aber einer, der uns dennoch mit Freude und berechtigtem Stolz erfüllt. 

Trotzdem wäre Stillstand hier kontraproduktiv. Daher war es wichtig, die vierte Ausbaustufe des Wiener 
U-Bahn-Programms in Kostenteilung mit der Republik Österreich zum Beschluss zu erheben. 

Der neue Verkehrsdienstevertrag wurde heute im ersten Tagesordnungspunkt bereits ausreichend diskutiert.

Allein die Tatsache, dass wir jetzt im Dezember 16 neue ULF-Garnituren auf Schiene bringen, beweist, wir bemühen uns um jeden einzelnen Fahrgast in Wien, unbeschadet seines Lebensalters und seiner Mobilität. Zwei Millionen Fahrgäste täglich bei den Wiener Linien sind der Stadtverwaltung noch nicht Erfolg genug. Wir werden weiterhin mit höchstmöglichem Fahrgastqualitätsangebot für alle den Modal-Split weiterhin in die gewünschte Richtung bringen.

Meine Damen und Herren, die Damen und Herren von der Volkspartei werden sich jetzt gleich ein bisschen weniger freuen. Lassen Sie mich einige wenige Sätze zur Klimapolitik des Bundes festhalten, denn mehr sind sie in Wirklichkeit kaum wert. Österreich emittiert derzeit 25 Millionen Tonnen Kohlendioxid jährlich. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Was macht denn der Herr Wabl?) - Ich bin gleich bei Ihnen. - 25 Millionen Tonnen Kohlendioxid jährlich wird zu viel emittiert, daher wurde das Kyoto-Ziel meilenweit um 36 Prozent verfehlt. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Stimmt das nicht, was der Herr Bundesminister Faymann sagt?) Unter schwarz-blau-oranger Flagge haben die Herren Schüssel, Bartenstein, Pröll & Co Maßnahmen statt klimarelevanter Gase verhindert (GR Mag Wolfgang Gerstl: Tanktourismus!) und unsere Klimabilanz durch massive Zukäufe von Zertifikaten beschönigt! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ist das eine Rede nur fürs Protokoll?) Diese Teilnahme an der neuzeitlichen Ablasskrämerei, und wäre Martin Luther ein Zeitgenosse, dann könnte er keinen besseren Begriff dafür finden, kostet uns immerhin 1,5 Milliarden EUR bis 2012. Statt Prof Schleicher, der diese unfreundliche Botschaft überbringen musste, zu kritisieren, soll Minister Pröll endlich einen österreichischen Klimaplan erstellen, der sich am erfolgreichen KliP Wien ein Vorbild nimmt! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Wolfgang Gerstl: Der Pröll hat aber nicht den Wabl gebraucht!)

Apropos Bundespolitik: Es liegt eine Entwurfsnovellierung des Ökostromgesetzes zur Begutachtung vor, die entgegen dem erklärten Regierungsziel der Stabilisierung des Stromverbrauchs durch mehr Energieeffizienz keine Anhebung der Dotierung der Energieeffizienzprogramme enthält und damit der Schwerpunktlegung auf Klimaschutz nicht entspricht. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das ist doch vollkommen anders!) - Kollege Gerstl, ich rede frei hier. Ihre Fraktion hat sich verschwiegen! Also ein Rededuell bringt der Sache nicht wirklich einen Fortschritt! (GR Mag Wolfgang Gerstl: Ihre Vorleseübung bringt es auch nicht!)

Zur Behebung dieses Mangels, nämlich die Energieeffizienz Marke Bartenstein nicht zu steigern, schlage ich daher vor, dass es ein Leitungsausbaugesetz für Nahwärme und Fernwärme geben muss, genauso wie für die immer wichtiger werdenden Kälteleitungen und zur Sicherstellung einer fairen Mittelverteilung zwischen Industrie, Gewerbe und Haushaltskunden, ohne weitere Begünstigung der Industrie, die bei der Novellierung 2006 bereits sehr gut bedient wurde. Ich stelle daher mit den Kollegen GRin Reischl und GR Franz Ekkamp einen entsprechenden Beschluss- und Resolutionsantrag:

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Österreichische Bundesregierung auf, sich unverzüglich mit Nachdruck dafür einzusetzen, dass der vorliegende Entwurf für das österreichische Ökostromgesetz überarbeitet wird und in einem neuen Entwurf folgende Punkte aufgenommen werden: 

Die weitere Steigerung des Stromverbrauchs ist zu bremsen und eine entsprechende Dotierung für Energieeffizienzprogramme vorzusehen. Hier sind die Mittel, welche über das Ökostromgesetz den Ländern bereitgestellt werden, entsprechend zu erhöhen. 

Damit entsprechend der Regierungsklausur der Schwerpunkt auf die kostengünstigen CO2-Reduktionsmaßnahmen gelegt werden kann, ist zusätzlich zum Ökostromgesetz ein Leitungsausbaugesetz für Nah- und Fernwärmenetze, das auch Kälteleitungen umfassen sollte, umgehend vorzulegen. 

Nachdem die Überprüfung eines Rückvergütungsmodells der Ökostromkosten für die Industrie dazu geführt hat, dass bei jeder der fünf beschriebenen Varianten des Evaluierungstrips der E-Control eine erhebliche Mehrbelastung der Haushaltskunden das Ergebnis wäre, ist dieser Weg nicht weiter zu verfolgen. Anstelle einer weiteren Entlastung der Industrie sollte eine Entlastung für ausgleichszulagenberechtigte Personen durch die Streichung der Zielpunktepauschale erfolgen. Der Einnahmenverlust kann durch höhere Zielpunktpauschalen in den Netzebenen 1 bis 5 kompensiert werden.

Die Anhebung der Fördermittel von 17 auf 21 Mil-
lionen EUR jährlich führt zu einer rechnerischen Neubelastung der Stromkonsumenten von mehr als 200 Millionen EUR über die gesamte Förderdauer berechnet. Die Mittelanhebung unter Beibehaltung der bekannten Probleme, diese sind vor allem Überhitzung des Marktes, steigende Anlagekosten, steigende durchschnittliche Produktionskosten für Ökostrom, Abzug von Holz und Nahrungsmitteln aus anderen Wirtschaftszweigen und die damit einhergehenden Folgeprobleme, lange Umsetzungszeiten für Projekte, Ausgleichsenergiekosten und keine Konzepte, wie neue Anlagen errichtet werden können, ohne nicht sofort wieder neue Endkundenbelastungen auszulösen, hat keinen Sinn gemacht und führt gemeinsam mit der geplanten Verlängerung der Förderzeiten zu einer weiteren Reduktion des Handlungsspielraums. 

Der Bundesminister ..." - es ist hier der Minister Bartenstein anzusprechen – „... hat daher in der Novelle des Ökostromgesetzes Lösungen für die vorher genannten Problemfelder vorzulegen."

Hoher Gemeinderat, ich komme zum Schluss. Lassen Sie mich abschließen. (Beifall von den GRen David Lasar, Dr Herbert Madejski und Mag Alexander Neuhuber. - GR Dr Herbert Madejski: Das ist seit Langem der erste Applaus für dich!)

Es tut mir leid, dass die Freiheitlichen zum KliP nichts zu sagen haben, aber wir nehmen das sicherlich zur Kenntnis!

Lassen Sie mich abschließend der Klimaschutzkoordinationsstelle unter der umsichtigen Abteilungsleitung von Frau Mag DDr Fohler-Norek für mehr als acht Jahre bewährter, kompetenter, engagierter Begleitung des KliP Wien namens der SPÖ-Fraktion, aber wie ich doch hoffe, namens der gesamten Wiener Politik, ein herzliches Dankeschön zurufen! (Beifall bei der SPÖ.)

Längst ist aus der Gebärklinik einer modernen Klimapolitik eine stattliche Ausbildungsstätte mit Hochschulreife geworden. Der Gemeinderat sagt aufrichtigen Dank dafür!

Da bereits profunde Vorbereitungen für eine nahtlose Fortsetzung der Klimaaktivitäten über 2010 hinaus getroffen wurden, steht dem KliP II mit einer voraussichtlichen Beschlussfassung in diesem Gemeinderat im Frühjahr 2009 nichts entgegen. 

Der vorliegende Evaluierungsbericht ist ein hervorragendes Spiegelbild der zahlreichen klimarelevanten Aktivitäten, Maßnahmen und Projekte Wiens. Ich bitte den Gemeinderat um positive Bewertung. Die Sozialdemokratie wird dies jedenfalls mit Überzeugung tun! - Ich danke herzlich für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Du bist wirklich ein begnadeter Festredner!)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer für die Post ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Es kommen nun fünf Beschlussanträge zur Abstimmung. 

Der erste betrifft die Terrassenstrahler im öffentlichen Raum und ist von den GRÜNEN eingebracht. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle hier nur die Zustimmung bei den GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit. 

Der nächste Beschlussantrag ist ein Mehr-Parteien-Antrag. Er stammt von den GRÜNEN, der SPÖ und der ÖVP und betrifft das UVP-Verfahren Kernkraftwerk Mochovce.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest. Der Antrag ist angenommen.

Der nächste Beschlussantrag stammt von den GRÜNEN und betrifft die Novellierung des Ökostromgesetzes des Bundes. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Hier stelle ich die Zustimmung der GRÜNEN fest. Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Der letzte Beschlussantrag zu diesem Tagesordnungspunkt stammt von der SPÖ und betrifft ebenfalls die Novellierung des Ökostromgesetzes.

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Der Antrag hat die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 165 der Tagesordnung. Sie betrifft „Wiener Umwelt: Vision, Leitlinien, Ziele". Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Ich bitte Herrn GR Mag Maresch zum Rednerpult.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Wenn man sich das anschaut, „Vision, Leitlinien, Ziele", wir haben im Umweltausschuss dieses nette Buch bekommen, „Wiener Umwelt", dann steht darunter das Logo der Frau Stadträtin, dann das MA 22-Logo und natürlich das Stadt Wien-Logo, denkt man sich, das Buch ist nett, schauen wir uns an, was da passiert.

Zunächst einmal, inhaltlich sind es mehr oder weniger das Programm und die Ziele der MA 22, Umweltabteilung. Da muss ich sagen, in weiten Teilen ausgezeichnet, gute Arbeit, endlich zusammengefasst. Das finden wir sehr gut.

Nur fragen wir uns bei der ganzen Geschichte schon, wieso das Buch vorher in der Öffentlichkeit verteilt wird. Ich habe es zwei Wochen vorher bekommen, und zwar lange, bevor ich überhaupt wusste, dass das im Umweltausschuss diskutiert werden soll. Dann kommt es in den Umweltausschuss als Post, dann in den Stadtsenat und dann soll es im Gemeinderat verabschiedet werden. 

Der Weg erinnert mich ein bisschen an den Strategieplan der Stadt Wien, der zuerst ausgeteilt wurde, fix und fertig gedruckt, und nachher wurde er erst diskutiert. Dann hat es doch eine Umkehr gegeben und es wurde wieder eingezogen und mehr oder weniger neu überarbeitet. Hier haben wir ein fix und fertiges Ding, das wir zwar diskutieren, aber nicht mehr verändern können. Das ist eigentlich sehr schade, weil das Werk der MA 22 ein sehr gutes ist und ich dem ganz gerne zustimmen würde, aber die Vorgangsweise ist meiner Meinung nach undemokratisch. Wir werden dem Tagesordnungspunkt dieser Post nicht zustimmen. 

Ich erwarte mir und hoffe, wenn die MA 22 eine 
Überarbeitung dieses Buchs machen sollte, dass man es in Zukunft vorher diskutiert und nachher ediert und nicht umgekehrt, es zuerst herauszugeben und nachher darüber zu diskutieren. Also, wie gesagt, noch einmal, keine Zustimmung, weil einfach undemokratische Vorgangsweise. Inhaltlich eine sehr gute Geschichte. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Valentin.

GR Erich Valentin (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte mich zuerst bei den Oppositionsparteien links von mir dafür bedanken, dass sie dem Werk offensichtlich ein hohes Maß an Zustimmung geben. 

Ich möchte mich auch beim Kollegen Maresch dafür bedanken, dass er sich mit den Zielen des Werks auseinandergesetzt und gefunden hat, wir könnten seine Zustimmung bekommen. Es geht um die Demokratie. 

Ich möchte dazu festhalten, das Werk und die Punkte, die darin beinhaltet sind, sind ausschließlich jene Punkte, denen der Kollege Maresch teilweise schon in dem Haus zugestimmt hat, die auf jeden Fall auf die Mehrheit des Hauses gestoßen sind. Das Werk ist nämlich nichts anderes als eine Summierung jener Beschlüsse dieses hohen Gremiums hier, die für die Umwelt relevant sind, egal, ob es Projekte oder Programme des Verkehrsressorts sind, ob es Programme anderer Ressorts oder des Umweltressorts sind. 

Warum hat man das gemacht? Europaweit besteht die Notwendigkeit, dass man Vergleiche zwischen den Metropolen und gewisser Parameter zieht. Um dies leichter zu ermöglichen, um dies leichter zu gewährleisten, um auch jemandem zeigen zu können, was die Stadt in allen Geschäftsgruppen für die Umwelt tut, weil Umwelt ist ein Querschnittsmaterie, gibt es dieses Werk. All das, was darin steht, hat dieses Gremium bereits einmal beschlossen. Deshalb kann ich der Frage der Undemokratie nicht wirklich rasend folgen.

Nächster Punkt, den ich sagen wollte, herzlichen Dank für die Zusammenfassung an die MA 22! Es ist ein Werk, das zeigt, was wir allesamt in den unterschiedlichen Sparten der Wienpolitik für die Umwelt tun. Wir wollten es Ihnen als Geschäftsstück präsentieren, damit Sie selbst das noch einmal erstens in Erinnerung und zweitens als komplexe Zusammenfassung auf dem Tisch liegen haben. 

Ich freue mich vor allem auf eine breite Zustimmung und danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wer für die Post ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, FPÖ und der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 2, Subvention an die WAFF Programm Management GmbH. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wir kommen daher sofort zur Abstimmung. 

Wer für die Post ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der SPÖ und der GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlungen über die Postnummern 4 und 6, sie betreffen Rahmenbeträge zur Förderung des Spracherwerbs für neu nach Wien zugewanderte Personen sowie für Aktivitäten im Rahmen der Frauenförderung, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Krotsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Yilmaz. - Bitte.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe mich am 21. November in der Aktuellen Stunde des Wiener Gemeinderats in meiner Wortmeldung missverständlich ausgedrückt und ich möchte heute die Gelegenheit dazu nützen, einiges klarzustellen. 

Ich betrachte selbstverständlich die InitiatorInnen der Demonstration vom September dieses Jahres in der Dammstraße nicht als Mob. Auch die meisten Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die sich friedlich verhalten und ihr demokratisches Recht auf Versammlungsfreiheit wahrgenommen haben, sind von mir nicht als Mob bezeichnet worden. Leider aber hat eine Gruppe von Rechtsextremen an dieser Demonstration teilgenommen. Sie hat die dort lebenden Zuwanderer beschimpft, bedroht und terrorisiert. Jeder Demokrat distanziert sich von diesen Menschen, die diese Demonstration für ihre Zwecke instrumentalisiert haben. (GR Mag Wolfgang Jung: Wo wurde denn jemand beschimpft, bedroht oder terrorisiert, Frau Kollegin?) Instrumentalisierung deshalb, weil, wie zu erwarten, genau diese Fotos und Aufnahmen der Rechtsextremen von den meisten Medien übernommen worden sind. Diese Herren haben die Anliegen der Anrainer, der Veranstalter der Demonstration, mit ihren schwarzen Militärstiefeln vertreten! Das wollten die Menschen, die dort friedlich demonstriert haben, sicherlich nicht, dass sie die organisatorische Arbeit, aber die mediale Präsenz die Rechtsextremen haben! Das ist aber der Preis dafür, wenn man mit Herrn Strache gemeinsame Sache macht! Thema Islam, dem Herrn Strache geht es in dieser Angelegenheit nicht um Lösungen, sondern um Stimmungsmache! 

Zweitens möchte ich klarstellen, dass GR Aigner von der ÖVP diese Rechtsradikalen natürlich nicht angeführt hat. Er hat auch nichts damit zu tun, dass sie teilgenommen haben. Das könnte er auch gar nicht, weil sie lieber zum Schmied gehen als zum Schmiedl. Es ist ihm aber zugute zu halten, dass er sich nach der Demonstration von der FPÖ und deren Islamfeindlichkeit distanziert hat. Er will eine Brigittenauer Lösung, hat er gesagt, ohne Radikalisierung. Wir und die Bürgerinitiative der Dammstraße auch. - Danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 4 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der SPÖ und der GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 6. 

Wer für die Postnummer 6 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest. Postnummer 6 ist ebenfalls mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 15, Änderung der Geschäftseinteilung für den Magistrat der Stadt Wien. Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. 

Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 15 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 142, Plandokument 7792 im 23. Bezirk, KatG Erlaa und Siebenhirten. 

Wer für die Postnummer 142 ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 143, Plandokument 7653K im 13. Bezirk, KatG Ober St Veit. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 144, Abschluss eines Kaufvertrages für den Ankauf von Grundstücken im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf. 

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 146, Ankauf einer Teilfläche eines Grundstückes im 23. Bezirk, KatG Inzersdorf. 

Wer für diese Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 148, Plandokument 7337K, KatG Altmannsdorf. 

Wer für die Postnummer 148 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 153, Abschluss eines Vorvertrages für den Ankauf von Grundstücken im 14. Bezirk, KatG Auhof. 

Wer ist für diese Postnummer? - Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 167, Verlängerung der Option der LSE Liegenschaftsstrukturentwicklungs GmbH bezüglich Grundflächen im Bereich des Thermen- und Kurparkareals Oberlaa. 

Wer für diese Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 171, Freimachung sowie Verkauf von Teilflächen einer Liegenschaft im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt. 

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung, wobei ich gemäß § 25 der Wiener Stadtverfassung feststelle, dass die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder vorliegt. 

Wer zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von allen Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Postnummer 173, Verkauf von Grundstücken im 21. Bezirk, KatG Stammersdorf. 

Auch hier ist die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder erforderlich. Diese Anwesenheit liegt vor. 

Wer für diese Postnummer ist, den bitte ich um ein Zeichen. - Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Postnummer 175, Abschluss eines Baurechts- und Dienstbarkeitsbestellungsvertrages an Grundstücken im 15. Bezirk, KatG Fünfhaus. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von allen Fraktionen fest. Der Antrag ist einstimmig angenommen.

Postnummer 177, Verkauf von Teilflächen der Liegenschaft EZ 1910, KatG Schwechat. 

Eine Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder ist erforderlich. Sie ist gegeben. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der SPÖ fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Ich schlage jetzt vor, die Berichterstattungen und die Verhandlungen über die Postnummern 62, 69, 71, 76, 79, 81, 86, 105, 109, 120, 121 und 124 der Tagesordnung zusammenzuziehen, die Abstimmungen jedoch getrennt durchzuführen. 

Gibt es dagegen einen Einwand? - Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Stefan. - Bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn schon Zeitökonomie, dann ordentlich. Ich werde daher jetzt zu allen folgenden Tagesordnungspunkten in der Kultur gleich auf einmal Stellung nehmen, weil die Zusammenziehung war sowieso schon, sagen wir einmal, mit Gewalt durchgeführt und dann kann man das gleich vollständig durchführen. Ich werde daher jetzt zu allem Stellung nehmen. 

Erstes Thema, interkulturelle Aktivitäten: Kein Wunder, dass wir nicht zustimmen. 627 000 EUR im konkreten Fall für genau jene Dinge, die wir nicht sehr schätzen. Geradezu absurd ist die Liste von Vereinen, die uns dann im Nachhinein bekannt gegeben wird, die hier unterstützt wird. Also das findet nicht unsere Zustimmung. 

Ecce Homo führt eine Veranstaltung über die Homophobie im Fußball durch. Vielleicht gibt es dann auch eine Schiedsrichterphobie im Fußball und ich weiß nicht, was noch für Phobien. 120 000 EUR ist das jedenfalls wert. Wir erachten das nicht als sinnvoll. Wir können uns wieder einmal in Ruhe über diese Lobby unterhalten, der es hier gelingt, doch massive Geldmittel zu bekommen.

Diverse Theatergruppen, die allgemeine Subvention: Wir wissen schon, es geht hier um die Theaterreform, die auf der einen Seite ins Stocken geraten ist. Auf der anderen Seite stellen wir immer fest, dass die SPÖ sich sowieso selbst nicht daran hält, sondern die Mittel so vergibt, wie es letztlich ins Konzept passt. Dagegen stimmen wir. 

Das Odeon Theater zum Beispiel wird auch konkret unterstützt. Für diese Subvention treten wir allerdings ein, um es zu erhalten, auch wenn es vielleicht im System nicht ganz konform ist. 

Kunst im öffentlichen Raum, schon mehrfach thematisiert: Hier gibt es zahlreiche fragwürdige Projekte, auf die wir überhaupt keinen Einfluss haben. Es gibt hier nur eine allgemeine Subvention. Das ist mittlerweile der Kunsthalle angegliedert. Wir werden bei Gelegenheit vielleicht wieder einmal die Möglichkeit haben, über einzelne Dinge konkret zu sprechen. Es scheint sich hier einiges zu tun. 

„Betrifft: Neudeggergasse": Vergangenheitsbewältigung, jetzt endlich nach 70 Jahren in Buenos Aires. Ein enormes Projekt, 600 000 EUR. Wir haben schon öfters festgestellt, dass diese immer wiederkehrenden Rituale von uns nicht geschätzt werden. Die Stadt Wien sponsert dazu nicht 600 000 EUR bei, sondern 60 000 EUR. Tatsache ist, dass wir das nicht für sehr sinnvoll erachten und daher hier nicht mitmachen. 

LINK.*, Frauenraum: Ein Theater zur Sensibilisierung der Gesellschaft für Geschlechtersymmetrie. Das wird am besten durch Asymmetrie gemacht, indem Frauen hier im Speziellen gefördert werden. Das haben wir in dieser Form immer abgelehnt, weil dort zuweilen auch eine echte Männerfeindlichkeit herrscht. 

Der Verein aktionsradius WIEN hat sich durch zahlreiche Multikulti-Projekte ausgezeichnet. Daher findet er unsere Zustimmung nicht.

Theater an der Wien beziehungsweise Vereinigte Bühnen: Einer der größten finanziellen Brocken in der Kultur. Das Theater an der Wien bekommt jetzt für die Bespielung 21,6 Millionen EUR, Ronacher und Raimund Theater bekommen 18,4 Millionen EUR. Wenn ich mir vorstellen kann, dass man für die Oper in dieser Form das Geld aufbringen muss, aber dass man für Musicals in Wien 18,4 Millionen EUR pro Jahr bezahlen muss, haben wir immer wieder in Frage gestellt. Das muss so nicht sein. Man kann sich nicht einfach darüber hinwegsetzen und sagen, das ist halt so, wir müssen das Geld hineinschieben, wir haben kein Konzept und wir versuchen nicht einmal, es anders zu machen, dass man mit Musical Geld verdient. Wir wissen, dass man an vielen Stellen der Welt mit Musical Geld verdienen kann. In Wien kostet es, wie gesagt, 18,4 Millionen EUR pro Jahr. Das ist doch eine enorme Summe dafür, dass man hier eine Kunstgattung hat, die ein sehr breites Publikum findet und eben durchaus Breitenwirkung hat.

Enthuziasm, Kinozentrum Gartenbaukino: 400 000 EUR Jahresförderung. Einerseits ist es natürlich wünschenswert, dass das Gartenbaukino bestehen bleibt. Das ist ein ganz außergewöhnliches Kino. Andererseits auch hier nur die lapidare Aussage: Es geht halt nicht anders, wir müssen 400 000 EUR hineinstecken und es wird gar nicht überlegt, ob man das vielleicht mit geringeren finanziellen Mitteln machen könnte. Das befriedigt uns nicht. Die Kinoförderung für alle anderen Kinos zusammen liegt jedenfalls deutlich darunter. Also auch das ist einfach ein viel zu lockeres Umgehen mit dem Geld und findet unsere Zustimmung nicht.

Beim Film gibt es mehrere Subventionen: filmstrukturelle Maßnahmen, Film Fonds Wien, Filmarchiv und Stadtkino. Filmarchiv und Stadtkino finden unsere Zustimmung. Das sind Institutionen, die wir unterstützen. Der Zustand des österreichischen Films, das haben wir hier schon öfters diskutiert, ist wirklich bemitleidenswert. Offenbar gibt es da schwere Probleme. Wenn man sich die Zuschauerzahlen anschaut, ist es sehr ernüchternd. Da freuen mich dann auch nicht irgendwelche Preise, die sicherlich auch zu erwähnen sind und durchaus etwas ausmachen. Aber wenn Film kein Publikum findet, dann ist er nun einmal leider danebengegangen, weil er dafür gemacht wird. Das muss man sich einmal überlegen und nicht immer wieder in gleicher Form, ohne eine Strukturänderung zu machen, das Geld fließen lassen. 

Dann ein Punkt, den wir auch immer ablehnen, daher wie alle Jahre traditionell auch heuer wieder: das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes. Ich habe immer wieder darauf hingewiesen, dass hier in Wirklichkeit politisch agitiert wird. Ein Beispiel ist Andreas Peham, der unter dem Decknamen Dr Heribert Schiedel, weil er selbst das Doktorat nicht erreicht hat, macht er es zumindest mit seinem Decknamen, im Rahmen des Dokumentationsarchivs auftritt, ein ehemaliger KSV-Funktionär, also Funktionär des Kommunistischen Studentenverbands, Anhänger einer totalitären Ideologie, der jetzt glaubt, er darf politische Agitation betreiben. Unter dem Deckmantel, das Ansehen und die Erinnerung an den Widerstand gegen den Nationalsozialismus hochzuhalten, wird hier politisch agitiert, wird gegen politisch Andersdenkende vorgegangen, wird sich eben solcher Leute bedient, die selbst totalitäre Gesinnung haben. Das freut uns keineswegs und wir haben immer wieder darauf hingewiesen, dass wir das ablehnen.

Damit habe ich unsere Einstellung zu den folgenden Akten kurz zusammengefasst. Ich freue mich schon auf ausführlichere Diskussion bei den nächsten Gemeinderatssitzungen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. - Bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde es auch kurz halten und werde nicht zu allen Tagesordnungspunkten, die jetzt zusammengefasst sind, in aller Länge und Breite Stellung nehmen, obwohl sich natürlich jeder einzelne die Aufmerksamkeit von uns durchaus verdienen würde und viele der Institutionen, denen wir im Rahmen dieses großen gebündelten Tagesordnungspunkts heute Subventionen geben, ganz hervorragende und ganz wichtige Arbeit für die Stadt machen. 

Ganz im Gegensatz zur FPÖ finden wir zum Beispiel, dass Ecce Homo hervorragende Arbeit macht und dass die 120 000 EUR ganz im Gegenteil gar nicht genug für die Arbeit sind, die hier geschieht, die ganz wichtig für eine wichtige Bevölkerungsgruppe ist und von der wir glauben, dass sie ganz spannende Arbeit macht.

Ich möchte ganz kurz zu drei Tagesordnungspunkten Stellung nehmen: Wir haben heute im Bündel dieser 
zu verhandelnden Tagesordnungspunkte den kosmos.frauenraum, das Ensemble Theater und das Odeon, drei Häuser, die im Rahmen der Theaterreform einem so genannten zweistufigen Verfahren unterzogen wurden, wo von Seiten der Jury empfohlen wurde, sie mögen dieses zweistufige Verfahren durchlaufen, um dann noch Subventionen zu erhalten. 

Wir freuen uns, dass es gelungen ist, im Fall des KosmosTheater und auch des Ensemble Theaters offensichtlich Lösungen zu finden, die ganz im Sinne dieser Theaterreform dazu führen, dass in den nächsten Jahren diese Häuser möglicherweise neuen künstlerischen Bespielungen zugeführt werden, dass es Durchlässigkeiten geben wird und dass diese Häuser als Häuser, als Theater erhalten bleiben, auch wenn sich möglicherweise, aber auch das ist nicht unbedingt gesagt, etwas Personelles im künstlerischen Bereich ändert. Der wichtige Punkt hier war, dass vereinbart werden konnte, dass die künstlerische Intendanz von dem Mietvertrag an das Haus getrennt werden sollte. Das ist in beiden Fällen gelungen. 

Nicht gelungen ist in diesem Fall das Odeon. Das schmerzt uns sehr. Das schmerzt uns sehr, weil wir glauben, dass dieser wichtige Theaterort im 2. Bezirk ein Ort sein sollte, der noch viel offener genutzt werden kann, der im Sinne der Theaterschaffenden und vor allem auch der Tanzschaffenden, die immer sehr gerne an diesem Ort arbeiten, stärker geöffnet werden sollte. Die derzeitige Lösung ist für uns noch nicht befriedigend. Wir haben im Ausschuss kurz darüber diskutiert und ich habe den Eindruck gewonnen, dass es hier Absichtserklärungen, aber jedenfalls keine wirklichen Klärungen gibt. Das finden wir bedauerlich. Das finden wir sehr bedauerlich, weil es einerseits bedeutet, dass das Team des Odeon weiterhin Unklarheit über die Zukunft hat und andererseits auch die Nutzung des Orts in Zukunft unklar bleibt. Das ist der Grund, warum wir als Signal gegen die Subvention stimmen.

Wir wollen, und das betone ich unbedingt, dass dieser Theaterort erhalten bleibt. Das ist uns ganz wichtig. Es ist uns umso mehr unverständlich, dass es bis heute dem Kulturamt und dem StR Mailath-Pokorny nicht gelungen ist, hier eine sinnvolle Lösung herbeizuführen, die dazu führt, dass einerseits die bisherigen Intendanten mit ihrer Company und Erwin Piplits weiter produzieren können, andererseits das Haus wirklich konsequent strukturell geöffnet wird. Das ist der Grund, weshalb wir dagegen stimmen. Wir stimmen nicht dagegen, weil wir das Odeon nicht für einen der wichtigsten Theaterorte halten würden. 

Aber wir hoffen sehr, dass es bald zu einer Lösung kommt und es dann vielleicht im nächsten Jahr so sein wird, dass wir, so wie wir es jetzt beim Ensemble Theater machen, zustimmen können, weil eine Lösung gefunden wurde. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. - Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Auch ich werde es kurz machen, mir aus dem Glückstopf ein paar Dinge herausziehen und unsere Position erläutern. Es ist alles hineingepackt, von interkulturellen Aktivitäten, die unsere Zustimmung finden, über die Subvention über Kunst im öffentlichen Raum, wo wir die Kritik teilen, dass hier Projekte gemacht werden, die nicht von der Qualität, sondern von der Organisation her nicht nachvollziehbar sind, über das Vindobona, wo wir die Subvention befürworten, aber die Frage stellen, warum es nur eine Einjahressubvention und nicht eine längerfristigere gibt. (GR Ernst Woller: Was meinen Sie? Das Vindobona ist gar nicht auf der Tagesordnung!) - Nicht Vindobona, pardon! Das ist ein lapsus linguae. Ich spreche vom Odeon, pardon! Entschuldigung, das war mein Irrtum! Ich spreche vom Odeon. Da ist die Frage, warum es nur eine Einjahressubvention gibt.

Dann geht es um die schon immer wieder an dieser Stelle kritisierten Rahmenbeträge im Rahmen der Theaterreform, wo einfach pauschal 2 Millionen EUR Subvention vergeben wird. Wir lehnen, wie Sie wissen, diese Rahmenbeträge ab, weil die Mittelvergabe damit der parlamentarischen Kontrolle entzogen wird, Transparenz nicht gegeben ist und auch die Nachvollziehbarkeit der Entscheidungen nicht in allen Fällen gegeben ist. Es handelt sich dabei um ein grundsätzliches Problem der Subventionspolitik, die hier Platz gegriffen hat. Es gibt Beschlüsse, dann gibt es Umwidmungen, wir sind da in vielen Fällen auch in dieser Post damit konfrontiert, Nachtragssubventionen und Im-Kreis-Finanzierungen. Warum man nicht endlich dazu kommen kann, hier klare Beschlüsse zu fassen und diese dann auch einzuhalten, ist nicht nachvollziehbar.

Von den Vereinigten Bühnen Wien, auch hier noch eine kurze Anmerkung, wurde schon gesprochen. Hier geht es darum, dass insgesamt 40 Millionen EUR an Subvention vergeben werden. Das sind fast 20 Prozent des gesamten Kulturbudgets. Wenn man dann etwas näher schaut, heißt es, 21,6 Millionen EUR braucht das Theater an der Wien, 18,4 Millionen EUR braucht die Musical-Sparte und daher sind 40 Millionen EUR an Sub-
vention fällig. Der Gesamtaufwand beträgt 62,6 Millio-
nen EUR, die Erträge 20,3 Millionen EUR, fehlen noch 2,3 Millionen EUR, die durch die Auflösung von Rücklagen finanziert werden. Das Ganze ist eine Prognose, weil man ja noch nicht weiß, wie das Ganze tatsächlich sein wird, ob das Ronacher, und ich habe nicht von den Kosten für den Umbau gesprochen, tatsächlich am 30. Juni eröffnet wird und wenn, was nicht auszuschließen ist, mehr Geld notwendig ist, dann eben nachsubventioniert wird. 

Wir halten im Theater an der Wien bei einer Subvention von 187 826 EUR pro Veranstaltung. Man muss sich diese Summe einmal vorstellen. Es gibt laut Unterlagen dort 115 Veranstaltungen und 21,6 Millionen EUR Subvention macht pro Veranstaltung einen Zuschuss von 187 826 EUR. Darüber sollten wir diskutieren. Über die Sinnhaftigkeit derartiger Subventionen zu diskutieren und in einen Diskurs einzutreten, wäre notwendig, aber die Regie sieht vor, dass die Punkte zusammengezogen und möglichst spätabends diskutiert werden, sodass eine Diskussion im Regelfall entfällt. 

Wir haben hier als Opposition ein paar Anmerkungen zu machen und unsere Position zu erklären. Wir haben es leicht, weil wir gewisse Punkte ablehnen können. Mein Nachredner, Kollege Woller, muss alles großartig finden. Das müssen wir nicht. Er wird Ihnen gleich sagen, dass das das Tollste ist, was je passieren konnte, dass so viel Geld für Kultur in Wien ausgegeben wird. Ich habe schon angefangen, er kann gleich fortsetzen und damit können wir weiter die Zeit verkürzen. - Danke schön. (Beifall und Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. - Bitte.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich hoffe, Ihre Zustimmung zu haben, wenn ich nicht auf alle Fragen der Vorredner und Vorrednerinnen eingehe. 

Zur FPÖ habe ich wirklich nur eine Bemerkung, die vielleicht am besten den Geist der FPÖ zeigt. Da bringt die FPÖ heute einen Antrag auf Kontrollamtsprüfung des Ronacher-Umbaus ein. So weit, so gut. Wir haben da nichts dagegen. Da gibt es nichts zu verheimlichen. Es läuft alles hervorragend, wie sie mit dem Geld auskommen. Am 30. Juni werden wir alle heftig applaudieren, wenn das Ronacher neu eröffnet wird. (GR Mag Harald STEFAN: Ich habe gedacht, im Jänner!) Was interessant ist, ist etwas anderes und das möchte ich dem Hohen Gemeinderat nicht vorenthalten. Da bringt die FPÖ einen Antrag bezüglich des Ronacher ein, der lang argumentiert ist. Selbst recherchieren können die Kollegen der FPÖ offensichtlich nicht, daher nehmen Sie eine Presseaussendung der Vereinigten Bühnen Wien und schreiben die Begründung ab. Dagegen wäre einmal nichts einzuwenden, weil es eine gescheite Aussendung gewesen ist, wenn die Vereinigten Bühnen Wien eine Aussendung zur Geschichte des Ronacher machen. Da wird man meinen, es ist ja gut, wenn die FPÖ das abschreibt. Dann fällt mir auf, das ist wortwörtlich abgeschrieben, aber es fehlt genau ein Satz. Und den Satz, der da fehlt, möchte ich gerne dem Gemeinderat vorlesen. Da steht nämlich über die Geschichte des Ronacher: „Einer der Höhepunkte war der Auftritt von Josephine Baker im Jahr 1932." - Das darf offensichtlich nicht sein, dass eine schwarze Künstlerin Erfolg hat. Was noch fehlt, ist: „Mit den 30er Jahren begann jedoch auch im Ronacher das Ende der Varietees, bedingt vor allem durch das Auftrittsverbot von jüdischen Künstlern." - Das ist die FPÖ. Ich erspare es mir heute, zur FPÖ Weiteres zu sagen, weil allein die Tatsache, dass man genau die zwei Sätze aus einer Presseaussendung der Vereinigten Bühnen Wien herausstreicht, zeigt wohl den Geist der FPÖ. Deswegen brauche ich jetzt nicht zu argumentieren, warum die FPÖ gegen alles, außer für die deutsche Volkskultur ist! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Harald STEFAN: Wenn es für das Kontrollamt wichtig gewesen wäre, hätten wir es nicht herausgestrichen!) 

Da geht es nicht ums Kontrollamt, da geht es um den Geist, den die FPÖ hegt! Das ist ganz wichtig, dass man das hier deutlich macht!

Nun zur Wortmeldung der Kollegin Ringler: Das 
Odeon wollen wir alle erhalten. Ich kann hier nur sagen, es gibt da sehr gute Gespräche und wir werden beim Odeon in Kürze auch die Lösung präsentieren können. So wie es beim Kosmos nicht leicht war, aber gelungen ist, so wie es beim Ensemble Theater nicht leicht war, aber gelungen ist, so wird es auch beim Odeon sein. Es ist, unter uns gesagt, nicht so einfach, sich hinzustellen und zu sagen: „Wieso ist das noch nicht erledigt?" Weil da sind oft sehr komplizierte Verfahren. (GR Mag Wolfgang Jung: Das hat schon der Sinowatz gesagt!) - Da hat er aber recht gehabt! Ganz komplizierte Verfahren sind das. Man kann nicht einfach sagen, da tritt man die Mietrechte vom Odeon ab. Weil wenn man diese abtreten würde, wäre das Odeon sofort weg. Wir hätten dort überhaupt keinen Mietvertrag mehr, schon gar nicht zu vernünftigen Konditionen. Das Odeon würde als Theater verloren gehen. 

Weil wir nicht wollen, dass das Odeon als Theater verloren geht, arbeiten wir sehr intensiv an einer Lösung, die eine sehr gute Lösung sein wird, wo das Odeon nicht nur selbst eine Zukunft hat, sondern auch von anderen Künstlergruppen, Künstlervereinigungen besser genutzt wird. Das bedarf nur einer gewissen Vorbereitung und diese Arbeit wird derzeit gerade geleistet. Daher wird es hier auch eine Lösung im Sinne der Theaterreform geben. 

Im Übrigen muss man sagen, das Odeon macht großartiges Theater. „Com di com com" läuft noch bis 5. Jänner. Das muss erst einmal eine andere Theatergruppe nachmachen, von einer Produktion mehr als 100 Aufführungen mit über 17 000 Besucherinnen und Besuchern zu zeigen. Also ich glaube, das Odeon sollte man nicht in Frage stellen. Das Serapions Theater macht wirklich hervorragende Arbeit. 

Nun zur Wortmeldung des Kollegen Wolf, was die Vereinigten Bühnen Wien betrifft: Wir wissen, das ist sehr viel Geld. Wir machen aber auch sehr viel gute Kunst und sehr gute Arbeit in diesen Einrichtungen. Wir dürfen auch nicht vergessen, das sind drei große Häuser, die hier bespielt werden, die auch als Häuser mit eigenem Orchester erhalten werden müssen. Das Orchester der Vereinigten Bühnen Wien wird übrigens in den kommenden Tagen sein 20-Jahr-Jubiläum feiern, wo ganz Europa sagt, das ist das beste Musical-Orchester von Europa. Wir sind überhaupt die Einzigen, die so ein großes Orchester im Musical-Bereich haben. Viele andere Musical-Stätten spielen einfach Musik vom Band. Bei uns wird das von hochqualifizierten Musikerinnen und Musikern geleistet, und das seit über 20 Jahren. Das hat zum Grund, warum Musical bei uns etwas kostet und anderswo vielleicht in minderer Qualität, auch mit weniger Geld öffentlich gefördert wird. 

Wir können aber auch sehr stolz auf das sein, was beispielsweise beim Musical passiert. Ich sage jetzt nur zwei Dinge:

Es wird immer abfällig gesagt, das ist nur ein Musical, das ist nicht wirklich wichtig und gescheit. Also wir sind sehr glücklich, dass eine Produktion der Vereinigten Bühnen Wien heuer erstmals einen bedeutenden Theaterpreis gewonnen hat, nämlich den Nestroy-Preis für die beste Regie von Stephanie Mohr für „Die Weberischen". Das ist tatsächlich ein Erfolg für die Vereinigten Bühnen Wien und das Ronacher Mobile. Dass diese Produktion nicht nur den Nestroy-Preis gewonnen hat, vom Publikum gestürmt wurde, sondern auch von einem profilierten Haus in dieser Stadt, nämlich von der Volksoper, am 17. Mai wieder aufgenommen wird, in derselben Ausstattung, mit demselben Team, mit denselben Musikern, dass die Volksoper, ein Haus der Bundestheater, eine Produktion der Vereinigten Bühnen Wien übernimmt und nachspielt, ist einfach auch künstlerisch mehr als erfreulich. 

„Rebecca": 98 Prozent Auslastung, mehr als 400 000 Besucherinnen und Besucher. Allein das rechtfertigt, dass wir weiterhin auf die Marke Musical in Wien setzen. 

Das Musical in Wien hat auch im Ausland große Beliebtheit. Viele andere Häuser im Ausland übernehmen Musical-Produktionen aus Wien. Wir hoffen, dass wir das auch in Zukunft fortsetzen können. Daher sind diese 40 Millionen EUR, die wir heute für die Vereinigten Bühnen Wien beschließen, gut investiertes Geld, weil es mit ein Grund ist, warum die Musik- und Theaterstadt Wien weltweit so anerkannt ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine Wortmeldung liegt mir nicht mehr vor. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung, die getrennt durchgeführt wird.

Ich lasse zunächst über die Postnummer 62 abstimmen. 

Wer für diese Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 69.

Wer für die Postnummer 69 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Nunmehr stimmen wir über die Postnummer 71 ab.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Es erfolgt nun die Abstimmung über die Postnummer 76.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ, SPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 79.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei SPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Nunmehr stimmen wir über die Postnummer 81 ab.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die einstimmige Annahme des Antrags fest.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 86.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Nunmehr erfolgt die Abstimmung über die Postnummer 105.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es Zustimmung bei SPÖ und GRÜNEN, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir gelangen zur Abstimmung über die Postnummer 109.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Nunmehr gelangen wir zur Abstimmung über die Postnummer 120.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir stimmen nun über die Postnummer 121 ab.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dafür sind die SPÖ und die GRÜNEN, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Schließlich kommen wir zur Abstimmung über die Postnummer 124.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dafür sind ÖVP, SPÖ und GRÜNE, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 75 der Tagesordnung. Es geht um Subventionen im Bereich der Bau- und Investitionskosten an verschiedene Vereinigungen. 

Es liegt mir dazu keine Wortmeldung vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung.

Wer für die Postnummer 75 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Zustimmung gibt es von SPÖ und GRÜNEN, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Nächster Tagesordnungspunkt ist die Postnummer 83. Sie betrifft eine Subvention an die Vereinigten Bühnen Wien GmbH. 

Es liegt mir dazu keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für die Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es gibt die Zustimmung der SPÖ, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 84. Sie betrifft eine Betriebssubvention an die Wiener Festwochen GmbH.

Es liegt mir dazu keine Wortmeldung vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für die Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Als Nächstes gelangen wir zur Postnummer 102. Sie betrifft einen Rahmenbetrag für Projekte der bildenden Kunst. 

Es liegt mir dazu keine Wortmeldung vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für diese Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Nun kommen wir zur Postnummer 103. Sie betrifft eine Subvention an die IG Bildende Kunst. 

Es liegt mir dazu keine Wortmeldung vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für diese Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir gelangen zur Postnummer 107. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Kunsthalle Wien. 

Es liegt mir dazu keine Wortmeldung vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für diese Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von SPÖ, GRÜNEN und ÖVP fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Nächster Tagesordnungspunkt ist die Postnummer 114. Es geht um einen Rahmenbetrag für die Förderung von Aktivitäten auf dem Gebiet der Wissenschaft. 

Es liegt mir dazu keine Wortmeldung vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für diese Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Ich schlage nun vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 116, 117 und 118 der Tagesordnung zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird gegen diese Vorgangsweise ein Einwand erhoben? - Ein Einwand dagegen erfolgt nicht.

Es liegt mir dazu keine Wortmeldung vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 116 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, dieser Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 117.

Wer für die Postnummer 117 ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dafür sind ÖVP, SPÖ und GRÜNE, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Nunmehr gelangen wir zur Abstimmung über die Postnummer 118.

Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir gelangen nun zur Postnummer 123. Sie betrifft eine Subvention an die Ludwig Boltzmann Gesellschaft. 

Es liegt mir dazu keine Wortmeldung vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer für diese Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest, der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 127, 129, 130, 132 und 133 zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird gegen diese Vorgangsweise ein Einwand erhoben? - Ein Einwand dagegen liegt mir nicht vor. Ich ersuche den Berichterstatter, Herrn GR Dampier, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Karl Dampier: Ich bitte um Zustimmung zu den genannten Geschäftsstücken.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Ja, ich hoffe sehr, dass die 20 Minuten reichen werden; ich kann es nicht versprechen. - Nein, ich wollte nur kurz einen Schrecken auslösen. Ich werde versuchen, mich kurz zu fassen. (GR Christian Oxonitsch: Wir sind auch bis eins da! Kann uns nicht schrecken! - Weitere Zwischenrufe.) Sollte es nicht reichen, wird sich meine Kollegin Sabine Gretner gerne noch zum Wort melden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir sprechen jetzt in einem Block über die verschiedensten Kino- und Filmakte, die es im heutigen Gemeinderat zu beschließen gilt. Ich werde mich kurz fassen und mich von Akt zu Akt durchhangeln.

Gleich zu Beginn geht es um 400 000 EUR für Entuziasm; ein alljährlich wiederkehrendes Ritual im Gemeinderat, dass wir darüber diskutieren. Wenn wir von Entuziasm reden, reden wir vom Gartenbaukino. Aber ich bin erstaunt, dass die vielen Reden und die vielen Diskussionen, die wir hier diesbezüglich schon geführt haben, von meiner Kollegin Vitouch noch immer nicht ganz verstanden worden sind. Nachdem Sie heute in einer Aussendung bekannt gegeben haben: GRÜNE sind gegen das Gartenbaukino, kann ich Ihnen nur versprechen, Frau Vitouch: Vielmehr ist das Gegenteil wahr!

Wir haben immer gesagt, dass wir gerne wissen würden, welche nachhaltige, interessante und spannende Geschichte wir im Gartenbau haben können, um diesen Raum zu retten, weil er es wert ist, gerettet zu werden. Derzeit ist das Gartenbaukino zur Viennale zwei Wochen lang ein wunderbares Kino mit viel Platz, und es ist dort wirklich sehr schön. Unterm Jahr - und Sie sind ja wie ich ein Filmfreak, wie ich weiß, da gehen Sie manchmal auch hin - ist es schon sehr traurig, wenn man nur sehr wenige Menschen im Gartenbaukino sieht. 

Wenn man dann im Vergleich weiß, dass das Gartenbaukino 400 000 EUR im Jahr erhält, alle anderen Kinos, Programmkinos, bekommen 310 000 EUR, und das Gartenbaukino ist plötzlich mit einer wesentlich höheren Subvention deren Konkurrent, ist das das Problem. Darüber reden wir hier schon seit vielen Jahren. Dass Sie es noch immer nicht verstanden haben, tut mir leid, deswegen werden wir das auch nächstes Jahr noch einmal sagen müssen. 

Aber meine Hoffnung ist groß; vielleicht gibt es neue Ideen, neue Konzepte, wie man das Gartenbaukino nützen könnte. Uns GRÜNEN wäre das Gartenbaukino auch noch mehr Euro wert, wenn wir wüssten, was damit geschieht, und wenn wir nachhaltig wüssten, welche Konzepte für das Gartenbaukino vorliegen. 

Derzeit ist das Gartenbaukino - das wissen wir selbst, aus eigenen Angaben von Hans Hurch - ein Sanierungsfall, und so sieht es ja auch aus. Wir müssten sowieso sehr bald viel, viel Geld investieren. Lasst uns doch gemeinsam darüber nachdenken! Lassen wir einen 
Ideenwettbewerb in diesem Gemeinderat ausrufen, wie man das lösen könnte. (GRin Inge Zankl: Mitstimmen, Herr Kollege!)

Zum nächsten Punkt möchte ich nur ganz kurz Folgendes sagen. Wir haben schon mehrmals festgestellt - und nicht nur wir, sondern vor allem die Filmemacher und Filmemacherinnen Wiens -, dass die Filmförderung bei Weitem nicht reicht. Es gab einen Aufschrei vieler FilmemacherInnen. Es geht hier nicht um die nichtkommerziellen Filme, die in dieser Stadt entstehen, es geht um die Zukunft des österreichischen Films. Sogar Kollege Stefan, haben wir heute erfahren, macht sich Sorgen um den österreichischen Film, obwohl er erstaunlich oft Akten ablehnt, mit denen gerade der österreichische Film gefördert werden würde; vielleicht überdenken Sie das noch einmal. (GR Mag Harald STEFAN: Da geht ja nichts weiter!)

Aber wir sollten tatsächlich über die Höhe dieser Summen nachdenken. Wenn man das nämlich dividiert durch die Anzahl der Filme, die gefördert worden sind, ist das ein sehr kleiner Betrag, der hier den experimentellen Filmerinnen und Filmern zur Verfügung steht.

Kommen wir zur Postnummer 132, und jetzt schließt sich sozusagen der Kreis zur heutigen Aktuellen Stunde. Das Filmarchiv betreut ja das Metrokino, eines der kommunalen Kinos. Nehmen wir gleich die nächste Postnummer dazu, die Postnummer 133, das Stadtkino, betreut von Hans Hurch. Filmarchiv und Hans Hurch, also die Betreiber dieser beiden Kinos - wir wissen es -, haben das interessante Konzept eines Filmzentrums im Augarten vorgelegt. Wir haben heute schon sehr lange darüber diskutiert, warum wir das für eine falsche Entscheidung halten und dass wir es auch für ein falsches kulturpolitisches System finden. Da kann ja etwas nicht stimmen! Wenn ein Wirtschaftsminister allein so etwas bestimmt, dann stimmt es einfach im System nicht. Deswegen stellen wir, meine Kollegin Sabine Gretner und ich, gemeinsam einen Antrag betreffend das Filmarchiv im Augarten:

„Der Wiener Gemeinderat bekennt sich zum Leitbildprozess. Es sollen keine gravierenden bestandsverändernden Maßnahmen getroffen werden, solange der Leitbildprozess im Gange ist. Alle beteiligten AkteurInnen am Leitbildprozess werden aufgefordert, den Ergebnissen nicht vorzugreifen und die Ergebnisse des Prozesses mitzutragen. Der Wiener Gemeinderat fordert daher den Bund als Grundeigentümer und die nachstehenden Bundesdienststellen auf, dem Ergebnis des Leitbildprozesses nicht vorzugreifen und keine weiteren Aktivitäten zu setzen, bevor der Leitbildprozess abgeschlossen ist. Außerdem bekräftigt der Wiener Gemeinderat die Aufforderungen an den Bund, keine weiteren Schritte zu setzen beziehungsweise solche auch zurückzunehmen, die der gültigen Flächenwidmung oder auch dem Grundgedanken und den Rechtsvorschriften eines Parkschutzgebietes mit Schutzzone widersprechen."

Wir haben heute gehört, dass auch viele innerhalb der Sozialdemokratie über die Entscheidung des Wirtschaftsministers nicht sehr glücklich sind. Sie haben jetzt die Möglichkeit, diesem Antrag zuzustimmen. Es wäre sehr schön.

Noch ein paar Worte zu den - drei, glaube ich, sind es - Anträgen, die wohl jetzt gleich von der ÖVP eingebracht werden; ganz kurz noch unsere Stellungnahmen dazu.

Dem ersten Antrag, betreffend Zweckwidmung der GIS-Landesabgabe, können wir nicht zustimmen. Wir haben schon mehrmals sehr ähnlich lautende Anträge eingebracht, wo es um einen Medienvielfaltfonds gegangen ist. Wenn Sie diesen Antrag wieder eingebracht hätten, hätten wir dem sehr gerne zugestimmt. Dieser Antrag ist plötzlich ein anderer. Dem können wir nicht zustimmen, da fehlt uns einfach der Medienvielfaltfonds.

Zu Ihrem zweiten Antrag, betreffend Erstellung eines Konzeptes für die Kino- und Filmförderung in Wien: Ich finde es immer ein bisschen bedauerlich - an die Kollegen von der ÖVP -, wenn man Kino- und Filmförderung in einen Topf wirft. Das sind zwei Paar Schuhe. Es hat zwar beides mit Zelluloid zu tun, aber eine Kinoförderung ist etwas anderes als eine Filmförderung. Bei Filmen, die man fördert, geht es um die Filmemacherinnen und die Filmemacher; bei Kinos geht es um die Orte, wo die Filme präsentiert werden, und das ist einfach etwas anderes. Deswegen finde ich es immer schade, wenn das in einen Topf geworfen wird. 

Prinzipiell ist es natürlich klug, wenn man Konzepte erstellen lassen möchte. Allerdings schreiben Sie in Ihrem Antrag auch, dass der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft in seinem Ressort eine mit weisungsungebundenen Experten besetzte Stabsstelle für Kino- und Filmförderung einrichten soll. Da vermischen Sie also wieder die Kino- und die Filmförderung in einer Stabsstelle, und mir ist wirklich nicht klar, was diese Stabsstelle sein soll. Deswegen können wir diesem Antrag, zumindest vorläufig, nicht zustimmen.

Hingegen können wir dem dritten Antrag zustimmen, wenngleich er auch nicht ganz dem entspricht, was wir uns vorstellen. Der Wiener Kinoförderung - wir haben das vorhin schon gesagt, Gartenbaukino 400 000, die anderen Programmkinos 300 000 EUR - stimmen wir zu, weil es eine Verbesserung für die Kinos wäre. 

Wir haben es sehr oft bedauert, dass das bei den Kinos jetzt so gehandhabt wird. Wir bekommen ja den Akt betreffend Programmförderung für die Programmkinos vermutlich im Jänner, schätze ich, wieder. Allerdings geht es hier um Investitionsförderungen, die fehlen. Früher hat es diese 5 Millionen ATS von StRin Ederer gegeben. Ich hätte es klug gefunden, wenn dieser Antrag auch an die zuständige StRin Brauner gegangen wäre. Ich denke, Investitionsförderungen sollte man auch in ein Ressort geben, wo sie hingehören.

So, das wäre es von meiner Seite. Herzlichen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak. Ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich werde mich auch bemühen, es sehr kurz zu machen. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Wir haben heute schon eine ganze Reihe Kino und Film betreffende Tagesordnungspunkte zusammen diskutiert. Wir haben auch in der Aktuellen Stunde das Thema Kinoneubau und Konzertsaalneubau im Augartenspitz vernommen. Gerade das ist eben der Anlass, wieder den Antrag einzubringen, dass sich die Stadt endlich klar werden soll, wie es mit der Kino- und der Filmförderung weitergehen soll. Deshalb bringen wir, mein Kollege Wolf und ich, einen Antrag betreffend Erstellung eines Konzepts für die Kino- und Filmförderung in Wien ein. Der Antrag lautet:

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge zwecks Steuerung und Weiterentwicklung der Wiener Kino- und Filmlandschaft ein umfassendes Konzept der Kino- und Filmförderung erarbeiten."

Weiters soll heute auch die jährliche Förderung für das stadteigene Gartenbaukino, für die Entuziasm Kinobetriebs-GmbH, bewilligt werden. Wir sagen zu dieser Förderung wie immer Nein, solange wir nicht eine deutliche Erhöhung der Kinoförderung für die privaten Kinos in dieser Stadt bekommen. Wir verlangen eine deutliche Aufstockung der Mittel von derzeit 300 000 auf 1 Million EUR, und wir verlangen eben diese Wiener Kinomillion, egal, ob es sich hier nur um eine Programmförderung oder um die Investförderung handelt. Hier soll es sich um einen Gesamtbetrag handeln. Ich habe deshalb gemeinsam mit meinem Kollegen einen Beschlussantrag betreffend Steigerung der Wiener Kinoförderung eingebracht. Dieser Antrag lautet:

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge die im Budget für 2008 mit 300 000 EUR veranschlagte Kinoförderung auf 1 Million erhöhen. Im Hinblick auf eine längerfristig angelegte und dringend notwendige Steigerung der Kinoförderung mögen die zuständigen Stellen der Stadt Wien unter Beiziehung von Experten und den zuständigen Gremien einen Finanzierungsplan erarbeiten und umsetzen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt."

Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten machen. 

Zur Post 127, stadteigenes Gartenbaukino, haben wir es schon gesagt: Wir werden, solange es nicht eine Lösung für alle Wiener Kinos gibt, diesem Antrag nicht zustimmen. 

Wir werden allerdings der Post 132, Betrieb das Metrokinos, und der Post 133, Entschuldung des Stadtkinos, zustimmen, obwohl die Zukunft des Stadtkinos in keiner Weise geklärt ist. Betroffen macht hier vor allem der Besucherrückgang des Stadtkinos. Auch andere Städte machen sich viele Gedanken über die Zukunft der Kinolandschaft, egal, ob es jetzt der Kampf der Kleinen gegen die Multiplexe oder zum Beispiel das Konzept des 5D-Actionfilms und ‑Actionkinos mit dem Dufterlebnis ist. Dazu kommt weiters noch die erforderliche Umstellung der kleinen Kinos auf den digitalen Film, der sich für einige schlicht nicht mehr rechnen wird.

Zum Filmfonds Wien: Hier ist die Summe mit 8 Millionen EUR gleich geblieben. Was sich allerdings verändert hat, ist der Anteil der Kinofilme im Verhältnis zum Fernsehfilm. Immer mehr Filme werden für den ORF gefördert, weil dieser zu wenig Geld hat. Dass damit die Stadt Wien indirekt den ORF fördert, weil es dort Managementfehler gibt, ist nicht einzusehen. Der fromme Wunsch der Filmindustrie, 46 Millionen EUR zusätzlich für die Filmwirtschaft aus dem Titel Gebührenerhöhung zu erhalten, ist sicher unerfüllbar. 

Ich habe mit meinem Kollegen Franz Ferdinand Wolf auch einen Antrag betreffend Zweckwidmung der GIS-Landesabgabe eingebracht. Dieser Beschlussantrag lautet:

„Die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke möge in Absprache mit dem amtsführenden Stadtrat für Kultur und Wissenschaft eine Zweckbindung der GIS-Landesabgabe vereinbaren. Im Rahmen dessen mögen 50 Prozent der jährlichen Einnahmen aus der GIS-Landesabgabe für die Förderung und den Ausbau des Film- und Fernsehstandorts Wien verwendet werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt."

Wenn man sich über die Zukunft der Wiener Filmlandschaft endlich einig ist - daher fordern wir ja auch das Konzept, das ich schon im ersten Antrag gefordert habe -, sollte man überhaupt die gesamte Wiener Filmförderung überdenken. Man sollte jedoch nicht mit der Gießkanne fördern. Auch die Unterrichts- und Kulturministerin Claudia Schmied forderte gestern bekanntlich mehr Geld für die heimische Filmwirtschaft. Was für den Bund gilt, sollte auch für Wien gelten. - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vitouch. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich wollte Ihnen eigentlich seriöse Zahlen über die Wiener Filmlandschaft mitbringen. Jetzt ist daraus ein Nürnberger Trichter geworden, denn Marco Schreuder wird auch, glaube ich, in einem Jahr noch nicht verstehen, was Sache ist. Davon abgesehen hat er, was sein Zeitmanagement hier betrifft, einen „a bissl bled'n Schmäh", wie man in Wien sagt. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Ganz kurz noch zum Film: Sie wissen alle, dass Wien den Film und die Kinos liebt, dass es zusätzlich zum Wiener Filmfonds, zu den 8 Millionen für Produktion und Kinostartförderungen, jede Menge Aktivitäten der Stadt gibt, von Filmmuseum bis zu Filmarchiv und Viennale. Ich würde mir doch wünschen, dass vielleicht einmal diese beiden letztgenannten Institutionen, vertreten durch die Herren Hurch und Kieninger, auch mitbekommen würden - und heute war die Chance sehr gut -, was für Krokodilstränen die GRÜNEN hier produzieren. Ich war direkt gerührt. 

Davon abgesehen, verfolgt Wien eine gezielte Strategie zur Erhaltung von Kinostätten und zum Ausbau des inhaltlichen Angebots durch gezielte Förderung. Was die Beziehung zum ORF betrifft, kann ich allen empfehlen, im heutigen „Standard" den Artikel von Dr Zawrel, dem Chef des Wiener Filmfonds, zu lesen. 

Abschließend bleibt mir nur noch ein Veranstaltungstipp für morgen: Erstes Wiener Schneeflockenkino, ab 16.30 Uhr auf dem Parhamerplatz, eine Veranstaltung der Bezirksorganisation Hernals, von Bezirksvorsteherin Ilse Pfeffer und ihrem Stellvertreter Josef Urban. Ich wünsche allen, die zum Schneeflockenkino gehen, gute Unterhaltung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Karl Dampier: Ganz kurze Bemerkung nur: Was in diesem Haus oft seltsam ist, ist, dass bei der Gesamtbudgeterstellung und bei den Details in den eigenen Ressorts dies der Opposition immer viel zu wenig ist. Im konkreten Fall, nämlich bei der Postnummer 127, wird von der vereinten Opposition nicht zugestimmt. Auf der anderen Seite wird aber gleichzeitig ein Antrag eingebracht, dass die Kino- und Filmförderung wesentlich erhöht werden soll. (GR Mag Harald STEFAN: ... nie behauptet!) 

Das sind Dinge, die ich manchmal einfach nicht verstehen will. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Wenn es sozusagen im Detail um die gute Sache geht, ist man dagegen, und wenn man Opposition spielen will und ein Gesamtprojekt in der Öffentlichkeit verlangt, dann will man noch mehr.

Ich bitte, den fünf Postnummern die Zustimmung zu geben und die vier Anträge allesamt abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 127 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung der SPÖ fest, damit hat dies die ausreichende Mehrheit.

Zur Postnummer 127 liegen mir drei Anträge vor. Ich werde sie in der Reihenfolge des Abgebens auch abstimmen lassen.

Der erste Antrag, gestellt von der ÖVP, betrifft die Erstellung eines Konzepts für die Kino- und Filmförderung in Wien. Die sofortige Abstimmung wurde beantragt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der zweite Antrag, ebenfalls von der ÖVP eingebracht, befasst sich mit der Steigerung der Wiener Kinoförderung. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der dritte Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Zweckbindung der GIS-Landesabgabe. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird nur vom Antragsteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 129.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 129 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit ausreichend die Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 130. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dieser Postnummer ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und ist damit ausreichend mit Mehrheit versehen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 132. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dieser Postnummer ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen.

Zur Postnummer 132 liegt mir auch ein Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN vor; er betrifft das Filmarchiv im Augarten. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, 

die der Postnummer 133 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen.

Damit sind sämtliche Geschäftsstücke der öffentlichen Sitzung behandelt. 

Diese Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 21.29 Uhr.)

